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1 
Vorwort 
 
Die vorliegende Untersuchung ist in den Jahren 2001 bis 2007 entstanden. Nach dem Diplom 
bestand der Wunsch, sich dem Thema um Illegalisierung von Menschen in der heutigen 
Gesellschaft weiter zu nähern. Entstanden ist eine interdisziplinäre Arbeit, die das Ziel 
verfolgt, Illegalität und Illegalisierung als zwei Komponenten eines Prozesses wahrzunehmen. 
Dabei beschäftigt sie sich hauptsächlich mit Fragen der Kontextualisierung und 
Argumentationen bezüglich dieses Phänomens. 
 
Persönliche Schicksalsschläge haben die Recherche mehrmals unterbrochen. Das Resultat ist 
nur aufgrund der Unterstützung vieler Personen möglich gewesen, die mir jederzeit Rückhalt 
gegeben und mir gezeigt haben, dass sie an mich und meine Fähigkeiten glauben. 
 
Ich danke Professor Dr. Stephan Sting, der die Arbeit langjährig als Doktorvater begleitet und 
mir viele Anregungen auf den Weg gegeben hat (Dank auch für seine Geduld). Mein Dank 
geht weiterhin an Professor Dr. Lothar Böhnisch für die kompetente Beratung und die 
Unterstützung bei organisatorischen Fragen. Professor Dr. Andreas Hanses danke ich dafür, 
die Korrektur meiner Arbeit so unkompliziert übernommen zu haben. 
 
Weiterhin viel Dank geht an alle Freunde und Kollegen, die durch Gespräche meine Arbeit 
unterstützt haben. Entscheidenden Anteil an der Beendigung der Arbeit hatte jedoch vor allem 
meine Familie, der ich für die aufgebrachte Geduld und das Verständnis für mein Vorhaben 
danke. 
 
Dresden, im März 2008 
 
Dagmar Hunold 
 
 
 
2 
Tabellenverzeichnis 
 
Nummer Titel Seite 
1 Aufenthaltserteilung für Menschen ohne regulären Aufenthalt - 
Frankreich 1997/98 
17 
2 Anzahl der Kodierungen - Illegalität und Gesetzgebung 89 
3 Deutschland – Gesetzgebung und Illegalisierung 93 
4 Frankreich – Gesetzgebung und Illegalisierung 93 
5 Anzahl der Kodierungen - Illegalität und staatliches Handeln 102 
6 Deutschland – Handlungen staatlicher Akteure 107 
7 Frankreich – Handlungen staatlicher Akteure 107 
8 Anzahl der Kodierungen - Illegalität und Mobilisierung 119 
9 Deutschland – Akteure der Mobilisierung 120 
10 Frankreich – Akteure der Mobilisierung 121 
11 Deutschland – Formen der Mobilisierung 128 
12 Frankreich – Formen der Mobilisierung 128 
13 Anzahl der Kodierungen - Illegalität und Opposition der Betroffenen 138 
14 Deutschland – Opposition der Betroffenen - Akteure 139 
15 Frankreich – Opposition der Betroffenen - Akteure 140 
16 Deutschland – Opposition der Betroffenen - Strategien 144 
17 Frankreich – Opposition der Betroffenen - Strategien 145 
18 Anzahl der Kodierungen - Illegalität und Kriminalität 152 
19 Deutschland – Akteure von Kriminalität 153 
20 Frankreich – Akteure von Kriminalität 153 
21 Deutschland – Straftaten 158 
22 Frankreich – Straftaten 158 
23 Anzahl der Kodierungen - Illegalität und soziale Befindlichkeiten 163 
24 Deutschland – Rechtlich-soziale Situation der Betroffenen 164 
25 Frankreich – Rechtlich-soziale Situation der Betroffenen 165 
26 Deutschland – Situationsbeschreibungen 167 
27 Frankreich – Situationsbeschreibungen 167 
28 Anzahl der Kodierungen - Nationalstaat 177 
29 Anzahl der Kodierungen - Innere Sicherheit 186 
30 Anzahl der Kodierungen - Humanitäre Verantwortung 192 
3 
31 Anzahl der Kodierungen - Integrationsniveau 200 
32 Anzahl der Kodierungen - Andere Gründe 206 
33 Anzahl der Kodierungen - Kulturelle Anpassung 216 
34 Verteilung der Argumentationsverknüpfungen Deutschland 219 
35 Verteilung der Argumentationsverknüpfungen Frankreich 219 
 
4 
INHALTSVERZEICHNIS 
 
 
VORWORT 1 
TABELLENVERZEICHNIS 2 
1 EINLEITUNG 8 
 
TEIL A THEORETISCHER HINTERGRUND 14 
2 MENSCHEN OHNE REGULÄREN AUFENTHALTSSTATUS 14 
2.1 Personenkreis 14 
2.2 Rechtliche Situation 17 
2.3 Soziale Situation 24 
2.3.1 Beschreibung ausgewählter Lebensbereiche 24 
2.3.2 Psychosoziale Situation 26 
2.3.3 Abschiebehaft 29 
2.4 Hilfestrukturen im Umfeld von Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 30 
2.4.1 Das persönliche Umfeld 30 
2.4.2 Organisierte Hilfestrukturen für Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 31 
2.5 Strategien im Umgang mit Illegalität 33 
3 ILLEGALISIERUNG VON MIGRANTEN ALS RESULTAT DER BEZIEHUNG 
ZWISCHEN STAAT UND INDIVIDUUM 36 
3.1 Illegalität und Illegalisierung 36 
3.2 Die positivistische Souveränitätslogik von Nationalstaaten 37 
3.3 Ordnungsprinzipien im Umgang mit Fremden 40 
4 ORDNUNGSDISKURSE IM KONTEXT VON ZUWANDERUNG UND 
ILLEGALITÄT 45 
4.1 Ansätze der Diskursforschung 45 
4.2 Zuwanderungsdiskurse 48 
4.2.1 Wertorientierte und legitimationsunabhängige Argumentationsmuster 51 
4.2.2 Zweckorientierte Argumentationen 54 
4.2.3 Zielorientierte Argumentationen 56 
5 
5 WAHRNEHMUNGSBEREICHE VON IRREGULÄRER MIGRATION UND 
IRREGULÄREM AUFENTHALT 60 
5.1 Bereiche der Wahrnehmung 60 
5.2 Probleme der Wahrnehmung 63 
6 FAZIT UND DARSTELLUNG DER PROBLEMATIK DER UNTERSUCHUNG 
  67 
 
TEIL B AUSWERTUNG 70 
7 AUSWERTUNG VON DISKURSEN IN MASSENMEDIENERZEUGNISSEN IN 
DEN SOZIALWISSENSCHAFTEN 70 
7.1 Inhaltsanalyse im Spannungsfeld quantitativer und qualitativer Vorgehensweise 
  71 
7.1.1 Analysetechniken 71 
7.1.2 Vorteile und Grenzen der qualitativen Inhaltsanalyse 77 
7.2 Diskursforschung und Diskursanalyse 78 
7.2.1 Analysetechniken 78 
7.2.2 Vorteile und Grenzen der Diskursanalyse 81 
7.3 Entwicklung des eigenen Forschungsdesigns 81 
8 KONTEXTUALISIERUNG DES UMGANGS MIT MENSCHEN OHNE 
REGULÄREN AUFENTHALTSSTATUS IN DEN MEDIEN 87 
8.1 Gesetzgebung und Illegalisierungsprozesse 88 
8.1.1 Akteure im Bereich gesetzlicher Rahmenbedingungen 90 
8.1.2 Inhaltlicher Bezug von Gesetzgebung und Illegalisierung 92 
8.1.3 Zusammenfassung 99 
8.2 Illegalität, Illegalisierung und staatliches Handeln 101 
8.2.1 Akteure staatlichen Handelns 103 
8.2.2 Betroffene staatlichen Handelns 105 
8.2.3 Staatliche Interventionen 106 
8.2.4 Zusammenfassung 116 
8.3 Illegalität und Mobilisierung 118 
8.3.1 Zivilgesellschaftliche Akteure 120 
8.3.2 Adressaten der Mobilisierung 125 
8.3.3 Mobilisierungsformen 128 
8.3.4 Zielstellungen von Mobilisierung 131 
8.3.5 Zusammenfassung 136 
8.4 Illegalität und Opposition 137 
8.4.1 Opponenten gegen Illegalität und Illegalisierung 139 
6 
8.4.2 Strategien der Opposition gegen Illegalität und Illegalisierung 144 
8.4.3 Ziele und Ergebnisse angewandter Strategien 148 
8.4.4 Zusammenfassung 149 
8.5 Illegalität und Kriminalität 150 
8.5.1 Akteure von Kriminalität 153 
8.5.2 Dokumentierte Straftaten 158 
8.5.3 Zusammenfassung 161 
8.6 Beschreibung sozialer Befindlichkeiten 162 
8.6.1 Darstellung der Betroffenen 164 
8.6.2 Situationsbeschreibung 167 
8.6.3 Zusammenfassung 171 
8.7 Fazit 171 
9 DISKURSSTRÄNGE UND ARGUMENTATIONEN ZU MENSCHEN OHNE 
REGULÄREN AUFENTHALTSSTATUS 175 
9.1 Nationalstaat 177 
9.1.1 Kontextualisierung und Zielstellung der Argumentationen 178 
9.1.2 Argumente 179 
9.1.3 Fazit und weitergehende Überlegungen 184 
9.2 Innere Sicherheit 185 
9.2.1 Kontextualisierung und Zielstellung der Argumentationen 187 
9.2.2 Argumente 188 
9.2.3 Fazit und weitergehende Überlegungen 190 
9.3 Humanitäre Verantwortung 191 
9.3.1 Kontextualisierung und Zielstellung der Argumentationen 193 
9.3.2 Argumente 194 
9.3.3 Fazit und weiterführende Überlegungen 199 
9.4 Integrationsniveau 200 
9.4.1 Kontextualisierung und Zielstellung der Argumentationen 201 
9.4.2 Argumente 202 
9.4.3 Fazit und weitergehende Überlegungen 205 
9.5 Andere Gründe 206 
9.5.1 Kontextualisierung und Zielstellung der Argumentationen 207 
9.5.2 Argumente 207 
9.5.3 Fazit und weiterführende Überlegungen 213 
9.6 Kulturelle Anpassung 214 
9.7 Verknüpfungen und Hegemoniestrukturen zwischen den Themenbereichen 217 
9.7.1 Darstellung der Verknüpfungen 220 
9.7.2 Fazit 226 
 
7 
10 EXKURS: DER UMGANG MIT MENSCHEN OHNE REGULÄREN 
AUFENTHALTSSTATUS AUS DISKURSANALYTISCHER PERSPEKTIVE 228 
10.1 Anspruchsdiskurs 232 
10.2 Normalitätsdiskurs 236 
10.3 Loyalitätsdiskurs 241 
10.4 Fazit 244 
11 FAZIT UND AUSBLICK: DIE DEBATTE UM MENSCHEN OHNE 
REGULÄREN AUFENTHALTSSTATUS ALS INPUT FÜR INTERKULTURELLE 
PÄDAGOGIK UND MIGRATIONSSOZIALARBEIT? 246 
 
LITERATUR 255 
ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 264 
 
ANLAGEN (AUF CD-ROM) 
Artikel 
Erklärungen zum Kategoriensystem 
 
8 
1 Einleitung 
 
Forschungsgegenstand der folgenden Arbeit ist die Wahrnehmung des Themenkomplexes 
Illegalität und Illegalisierung von Menschen über die Printmedien. Die ausgewählten Artikel 
beschäftigen sich in großem Maß mit Menschen ohne regulären Aufenthaltstitel. Sie sind 
entweder ohne gültigen Sichtvermerk in ein Land eingereist oder nach Ablauf eines 
befristeten Visums nicht ausgereist. Die Lebenssituation dieser Migranten ist dadurch 
determiniert, dass ihre rechtliche Lage ungeklärt ist. Festgelegt im Ausländerrecht ist nur der 
Status der Illegalität in Abgrenzung zu einem legalen Aufenthalt jedweder Art. Insofern kann 
man davon ableiten, dass nur Menschen aus bestimmten Herkunftsländern darunter fallen, da 
je nach Herkunftsland unterschiedliche Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen existieren. 
 
Neben der Thematisierung von Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus wurde als 
gleichberechtigter Themenkomplex die Problematik um staatliche Interventionen analysiert, 
die zu prekären aufenthaltsrechtlichen Situationen bis hin zum Entzug eines Aufenthaltstitels 
führen. Damit sollte unterstrichen werden, dass es sich bei der Thematik um die Beschreibung 
eines sozialen Phänomens handelt, das sozial geschaffen und institutionell verfestigt wird. 
 
So unwichtig, wie für viele Menschen ihre Nationalität oder ihr Aufenthalststatus im Alltag 
sind, genauso wichtig sind sie für Menschen ohne regulären Aufenthalststatus. Ausgehend 
von der Ausländergesetzgebung hat ihr Status Einfluss auf viele andere Lebensbereiche. Sie 
fallen durch diese Charakteristik gleichzeitig aus dem sozialstaatlichen Gefüge heraus, das 
Rechte auf grundlegende Freiheiten und sozialstaatliche Leistungen der Staatsbürger sowie 
der verschiedenen akzeptierten Migrantengruppen regelt. Die Hegemoniestellung von 
Staatsbürgern gegenüber Migranten spielt bereits in der allgemeinen Zuwanderungsdiskussion 
eine große Rolle. Zugewanderten Personen werden jedoch in abgestufter Form bestimmte 
Rechte zugestanden, die von den jeweiligen Rahmenbedingungen des Gastlandes abhängig 
sind. 
 
Im Gegensatz dazu scheinen Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus auf den ersten Blick 
rechtlos zu sein. Dies trifft allerdings so nicht zu, da die Betroffenen nach der gängigen 
Rechtslage in vielen Ländern Anspruch auf bestimmte Rechte haben. Problematischer sind 
vielmehr die Konsequenzen, die das Einklagen dieser Rechte nach sich ziehen würde, allen 
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voran das Bekanntwerden eines irregulären Aufenthalts.1 Sie haben theoretische Rechte in 
Bezug auf sozialstaatliche Leistungen, die sie aber praktisch nicht einfordern können, da sie 
sonst mit Abschiebung rechnen müssen. Die faktische Rechtlosigkeit bringt sie vielfach in 
Abhängigkeitssituationen, die die psychosoziale Lage entscheidend determinieren.2 
 
Gleichzeitig wird ihnen vorgeworfen, der Grund allen Übels zu sein: Sie verstoßen gegen 
nationale und internationale Gesetze, sie gefährden die Aufenthaltsberechtigung alt 
eingesessener Migranten, sie widersetzen sich Grenzen und einer geopolitischen Ordnung, sie 
stoßen Gastfreundschaft vor den Kopf. Dabei beschreibt Laacher jedoch einen 
Paradigmenwechsel, der es erlaubt, diesen "Affront" als Chance zu betrachten: Dadurch wird 
ein Nachdenken über moderne staatliche Gefüge und die Funktion von nationalen Grenzen 
angeregt (Laacher 2007: 11f.). 
 
Die Betroffenen und ihre Lebenssituation werden selten dokumentiert3 und scheinen in der 
allgemeinen Diskussion um Zuwanderung und Integration nur eine untergeordnete Rolle bei 
Fragen wie Zuwanderungsbegrenzung und Kriminalität zu spielen. Trotzdem kann man von 
einem normalen, da weit verbreiteten Phänomen sprechen, ausgehend von Schätzungen in 
Bezug auf illegale Einreise, Abschiebung, Legalisierung von Personen. Von diesen 
Schätzungen liegen allerdings ganz unterschiedliche Zahlen vor, die auf verschiedenen 
erfahrungsorientierten Multiplikatoren basieren. 
 
Alt nennt für die deutsche Seite mit Behörden abgestimmte Schätzungen, ausgehend von 
Aufgriffszahlen. Für Leipzig spricht er von 8000 bis 15000 Personen, für München von 30000 
bis 40000 und für Berlin von 100000 bis 250000 Personen (vgl. Alt 2007: 7). Schätzungen für 
Frankreich liegen für 2007 bei 200.000 bis 300.000 Personen (vgl. Plantet 2007). 
 
Staatliche Maßnahmen greifen an den „Grenzstellen“ von Migration: Einerseits ist ein 
wichtiges Ziel von Migrationspolitik, illegale Migration zu unterbinden. Dafür wurden 
Grenzkontrollen sukzessive erweitert. Andererseits soll ein konsequentes Vorgehen 
gegenüber sich illegal im Land aufhaltenden Personen das Problem eindämmen. Die 
fortschreitende Erweiterung der Europäischen Union soll diese Aufgaben für West- und 
                                                 
1 Siehe Punkt 2.2 
2 Siehe Punkt 2.3.2 
3 Diese Feststellung muss mit der Einschränkung versehen werden, dass ihr Aufenthalt an den Grenzbereichen – 
so bei illegaler Einreise, Aufgriff und Abschiebung - festgehalten wird. 
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Mitteleuropa erleichtern, da die Außengrenzen der Europäischen Union nach Osten verlagert 
werden. 
 
Wege der Betroffenen aus der Illegalität stehen nicht im Vordergrund einer 
Auseinandersetzung. Staatliche Maßnahmen sollen das Phänomen verhindern, nicht damit 
umgehen. Eine Diskussion um die Ursachen und Zusammenhänge irregulären Aufenthalts 
beschränkt sich auf die rechtliche Komponente des Gesetzesverstoßes seitens der Migranten. 
Trotzdem gibt es punktuell immer wieder Ansätze, das Phänomen unter einer 
konstruktivistischen Perspektive zu verstehen, das erst aus dem Zwiespalt zwischen dem 
Selbstverständnis nationalstaatlicher Souveränität und dem Einfordern universaler 
Menschenrechte emergiert. 
 
Hier setzt die Fragestellung dieser Arbeit an. Angesichts von Tabuisierung und 
oberflächlicher Darstellung auf der einen und der Verbindung mit Themen wie 
Zuwanderungsbegrenzung und Kriminalität auf der anderen Seite erscheint es interessant, die 
öffentliche Diskussion zum Illegalitäts- bzw. Illegalisierungsdiskurs näher zu betrachten. 
Dabei soll betrachtet werden, inwieweit sich Medien stärker auf gängige Klischees oder 
"Fakten" beziehen. Ohne den Ergebnissen vorweg greifen zu wollen, kann festgehalten 
werden, dass neben gängigen Mustern auch interessante Aspekte insbesondere zum 
Illegalisierungsprozess aufgedeckt wurden, die so nicht im pauschalisierenden Meinungsbild 
zu vermuten waren. Ausgewählt wurden jeweils zwei deutsche und zwei französische 
meinungsführende Tageszeitungen, bei denen davon ausgegangen wird, dass sie eine große 
Bandbreite an öffentlichen Meinungen aufgreifen und gleichzeitig Einfluss auf andere 
Medienorgane haben. 
 
Ziel der Arbeit ist es zu analysieren, wie im medialen Diskurs mit Migranten ohne regulären 
Aufenthaltsstatus umgegangen wird, wie sie in der Öffentlichkeit wahrgenommen werden, 
welche Themen problematisiert werden, wie ihr Status bewertet wird und welche Ansätze für 
einen konstruktiven Umgang mit ihnen beschrieben werden. Die empirische Untersuchung 
wurde dafür in zwei Teile geteilt. Zum einen wird Fragen der Kontextualisierung 
nachgegangen. In welchen Zusammenhängen wird am häufigsten über die Betroffenen 
geschrieben? Welche Charakteristika zeichnen sie aus? Wie breit und vielschichtig sind die 
einzelnen Themen angelegt? Im zweiten Teil soll, ausgehend von diesen Kontexten, 
untersucht werden, welcher Umgang mit den Betroffenen beschrieben bzw. vorgeschlagen 
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wird. Die dargestellten Meinungen beziehen sich oft auf Ereignisse, die im ersten 
Untersuchungsteil eingeflossen sind. 
 
In Bezug auf den Umgang mit Migranten allgemein fällt oft auf, dass dieser damit legitimiert 
wird, dass er als der einzig Mögliche beschrieben wird. Viele Punkte werden nicht hinterfragt, 
bestimmte Vorrechte und folglich Ausgrenzungen einzelner Personengruppen müssen 
scheinbar nicht mehr gerechtfertigt werden. Hierbei ist von Bedeutung, dass diese Diskussion 
immer innerhalb den Grenzen eines Landes stattfindet, das aufgrund tradierter Vorstellungen 
funktionierenden Zusammenlebens bestimmte Ordnungsprinzipien entwickelt hat. Diese sind 
latent in jeder öffentlichen Diskussion zu finden und haben so einen nicht unerheblichen 
Einfluss. 
 
Deshalb erschien ein Ländervergleich für diese Untersuchung sehr interessant, um die 
länderspezifischen Gegebenheiten aufzudecken und gleichzeitig zu zeigen, dass 
unterschiedliche Wege beschritten werden (können). Aufgrund der unterschiedlichen 
nationalstaatlichen Entwicklung in Deutschland und Frankreich waren beide Länder für einen 
solchen Vergleich prädestiniert.4 In diesen Ländern wird gleichzeitig die Situation von 
irregulärem Aufenthalt unterschiedlich betrachtet. Das liegt vor allem an der disparaten 
Entwicklung des Phänomens selbst, das in Frankreich mehrmals zu einer öffentlichen 
Auseinandersetzung einschließlich der Medien und zu Legalisierungen führte. Diese 
Entwicklung gibt es in Deutschland bislang so nicht. 
 
Im theoretischen Teil der Arbeit soll in Kapitel 2 zunächst versucht werden, die spezifische 
Situation von Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus im rechtlichen und sozialen 
Kontext darzustellen. Dies geschieht vor dem Hintergrund der absoluten Rechtlosigkeit, die 
ihre Situation determiniert. In einem zweiten Schritt wird darauf eingegangen, welche 
Strategien staatliche und gesellschaftliche Akteure in Deutschland und Frankreich aufgrund 
ihrer Wahrnehmungsperspektive entwickeln und wie sie damit umgehen. Hier wird 
insbesondere darauf geachtet, inwieweit sich die Ansätze mit dem Eindämmen des 
Phänomens – als Beibehaltung des Status quo – beschäftigen oder eine neue Perspektive 
entwickeln. 
 
                                                 
4 Siehe Kapitel 3 
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In Kapitel 3 wird Illegalität in einen größeren Kontext gesetzt und als konstruiertes soziales 
Phänomen beschrieben. Im Vordergrund steht die Beziehung zwischen Überlegungen 
staatlicher Entscheidungsträger auf Basis (national-) staatlicher Souveränität und universellen 
Menschenrechten, die die Grundlage für die Rechtfertigung von individuellem Verhalten 
bilden. Problematisch wird nicht an sich gesehen, dass auf Basis staatlicher Souveränität 
bestimmte Regeln gemeinschaftlichen Zusammenlebens aufgestellt werden, sondern dass ihre 
spezifisch aufgestellte, für jede Nation individuelle Perspektive in der Diskussion verloren 
geht, da sie nie bewusst gemacht wird und dadurch nicht weiter legitimiert werden muss. Dies 
schafft ein Ungleichgewicht zwischen beiden Perspektiven in Bezug auf individuelle 
Freiheiten von Migranten. 
 
Entscheidend ist, inwieweit sich aus den Begründungen unterschiedlicher Interessen 
Argumentationsstrukturen in Diskursen herausgebildet haben. In Kapitel 4 sollen mögliche 
Ansätze für den allgemeinen Zuwanderungsdiskurs dargestellt werden. Neben den beiden 
Polen - nationalstaatliche Souveränität und universelle Menschenrechte - sollen auch andere, 
teils komplementäre Sichtweisen aufgezeigt werden. Fraglich ist, inwieweit diese Diskurse 
auch in Bezug auf Menschen ohne regulären Aufenthalt eine Rolle spielen. Weiterführende 
Ergebnisse soll die Untersuchung liefern. 
 
In Kapitel 5 wird auf das Untersuchungsmedium Bezug genommen. Hier wird beschrieben, 
welchen Problemen Diskurse ausgesetzt sind, die durch das Medium Zeitung transportiert 
werden. Dies erscheint als Hintergrund für die Auswertung von Medienerzeugnissen wichtig. 
 
Abschluss des theoretischen Teils bildet eine Zusammenfassung mit anschließender 
Präzisierung des Untersuchungsziels (Kapitel 6). 
 
Der zweite Teil umfasst die Ergebnisse der empirischen Untersuchung. In Kapitel 7 wird 
eine Methodologie entwickelt, die dem Untersuchungsgegenstand gerecht werden soll. Im 
Anschluss an die Darstellung einzelner Methoden und der Gewichtung für die vorliegende 
Arbeit wird das angewandte Untersuchungsdesign vorgestellt. Es handelt sich vordergründig 
um eine Inhaltsanalyse, in der Arbeit werden aber auch andere Ansätze wie die 
Diskursanalyse einbezogen, um das Datenmaterial möglichst umfassend zu bearbeiten. 
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Die Kapitel 8 und 9 stellen die eigentliche Auswertung dar. Kapitel 8 beinhaltet die 
Wiedergabe der Ergebnisse der ersten Fragestellung. Hier werden die einzelnen Bereiche in 
ihrer Bandbreite vorgestellt, in denen über Illegalität und Illegalisierung von Personen in den 
ausgewählten Medien berichtet wird. Es wurden sechs Themen herausgefiltert, die ein Bild 
davon vermitteln, wie Medien die Betroffenen sehen und welche Ereignisse zu diskursiven 
Ereignissen werden. Es handelt sich dabei um die Bereiche "Gesetzgebung und 
Illegalisierungsprozesse", "Illegalität und staatliches Handeln", "Illegalität und Mobilisierung 
der Bevölkerung", "Illegalität und Opposition der Betroffenen", "Illegalität und Kriminalität" 
sowie "Illegalität und soziale Befindlichkeiten". 
 
Argumentationen rund um die Frage des Umgangs mit Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus nimmt Kapitel 9 auf. Wie im vorangegangenen Kapitel werden zunächst die 
einzelnen Teile vorgestellt und möglichst umfassend dargestellt. Folgende 
Argumentationsschwerpunkte wurden festgestellt: "Nationalstaat", "Innere Sicherheit", 
"Humanitäre Verantwortung", "Integrationsniveau", "Kulturelle Anpassung", "Andere 
Gründe". Im Anschluss daran wird versucht, Verknüpfungen zwischen den Bereichen 
festzustellen und zu analysieren, welche Hegemoniestrukturen im Diskurs auftreten. 
 
Kapitel 10 nimmt eine Sonderstellung ein. Hier wird in Form eines Exkurses versucht, sich 
dem Datenmaterial mithilfe der Diskursanalyse zu nähern. Dabei sollen auch die latenten 
Inhalte der Texte untersucht und das Datenmaterial in einen zeitlichen und 
gesellschaftspolitischen Kontext stärker eingebunden werden. Die Diskursanalyse nach 
Foucault stellt sich zum Ziel, gesellschaftliche Wissensstrukturen ausgehend vom 
Datenmaterial freizulegen. Die Verfasserin erhofft sich durch den Exkurs ein 
vervollständigendes Bild komplexer gesellschaftlicher Denkprozesse, die die Inhaltsanalyse 
nicht erfassen kann. 
 
Den Abschluss der Arbeit bildet ein Fazit mit pädagogischen Handlungsansätzen in Bezug auf 
Soziale Arbeit im allgemeinen und Interkulturelle Pädagogik im speziellen (Kapitel 11). Der 
Umgang mit Migranten ist nur ein Aspekt der Wahrnehmung von Fremdheit in unserer 
Gesellschaft. Anhand der im Fall von Illegalität und Illegalisierung von Menschen 
vorliegenden extremen Abgrenzungsbemühungen wird dargestellt, welche Schlüsse sich für 
die Interkulturelle Pädagogik aus den Ergebnissen der Inhalts- und Diskursanalyse ableiten 
lassen. 
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Teil A Theoretischer Hintergrund 
 
2 Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 
 
In den Medien und den unterschiedlichen Diskussionen wird man schnell auf die Fülle der 
verwendeten Begriffsbezeichnungen aufmerksam, die für diese Gruppe von Menschen 
verwendet wird. So spricht man von „Illegalen“, „Heimlichen“, „Papierlosen“, 
„Schattenmenschen“ etc. Die Begriffe drücken teilweise eine Wertung aus bzw. verraten 
etwas über den Zugang zur Problematik. So ist die Terminologie der Papierlosen bzw. 
Menschen ohne Papiere in Anlehnung an die Bewegung der „sans-papiers“ in Frankreich 
eingeführt worden und wird hauptsächlich in Kreisen verwendet, die mit diesen Menschen 
zusammenarbeiten, wo hingegen der Begriff in Deutschland praktisch nicht in den 
Massenmedien auftaucht. Das Wort „Schattenmenschen“ bezieht sich neben der Welt in 
„Heimlichkeit und Schatten“ vor allem auf die Beschäftigungsperspektive, in Anlehnung an 
den Sektor der „Schattenwirtschaft“. Für die vorliegende Arbeit wurde der Begriff "Menschen 
ohne regulären Aufenthaltsstatus" verwendet, der die aufenthaltsrechtliche Situation ins 
Zentrum der Problematik rückt. Im Folgenden soll die Gruppe der Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus zunächst charakterisiert werden. Im Anschluss daran werden die rechtliche 
und die soziale Situation der Betroffenen sowie die Situation für die Angehörigen erörtert. 
 
2.1 Personenkreis 
 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus sind Personen, die sich ausländerrechtlich nicht in 
dem Land aufhalten dürften, in dem sie leben. Zu dieser Situation kann es aus verschiedenen 
Gründen kommen. Alt definiert die Situation wie folgt: Er spricht von „illegalen“ Migranten, 
wenn die Personen unerlaubt eingereist sind oder sich unerlaubt im Zielland aufhalten. Eine 
unerlaubte Einreise oder ein unerlaubter Aufenthalt liegt dann vor, wenn die Person keine 
gültigen Papiere bzw. die notwendigen Sichtvermerke besitzt (vgl. Alt 2003: 20). Einem 
irregulären Aufenthalt kann ein regulärer Aufenthalt vorangegangen sein. Der häufigste Fall 
ist die Einreise mittels eines Touristenvisums, nach dessen Ablauf die Ausreise nicht 
vollzogen wird. 
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Teilweise werden als „illegale“ Migranten auch Personen bezeichnet, die ausschließlich 
unerlaubt arbeiten, die also über einen rechtlich definierten Aufenthaltsstatus verfügen, aber 
keine Arbeitserlaubnis besitzen. Dieser Personenkreis wird in dieser Arbeit ausgeklammert, 
da der Aufenthaltsstatus als zentrale Kategorie betrachtet wird. Nichtsdestotrotz ist es 
aufgrund der gesetzlichen Regelungen möglich, dass die Betroffenen ihren Aufenthalt 
verlieren und dann ebenfalls von irregulärem Aufenthalt betroffen sind. So regeln in 
Deutschland §§53ff. AufenthG die Ausweisung von Migranten selbst mit verfestigtem Status, 
wenn bestimmte Ausweisungsgründe vorliegen. In Frankreich findet dieses Prinzip ebenfalls 
Anwendung und schlägt sich in den §§25ff. des Zuwanderungsgesetzes (Ordonnance du 
2.11.1945) nieder. Dabei kam es 2003 zu einer erneuten Verschärfung, da einige der 
Bedingungen erschwert wurden (z.B. die Länge des Aufenthalts oder der Ehe) und 
Vergünstigungen für Minderjährige oder Kranke wegfielen (vgl. GISTI 2003b: 59f.). 
 
Alt unterscheidet darüber hinaus zwischen „illegalen“ und „scheinlegalen“ Migranten. Hier 
handelt es sich nicht um eine aufenthaltsrechtliche Kategorisierung, sondern eine 
Unterscheidung des Vorgehens von Personen, da scheinlegale Menschen Papiere mit 
regulärem Aufenthaltsstatus vorlegen können, die allerdings gefälscht sind (vgl. Alt 2003: 
20). Für den Blickwinkel der vorliegenden Untersuchung ist diese Unterscheidung 
unerheblich, da ausländerrechtlich der Aufenthalt der Betroffenen ebenfalls irregulär ist, sie 
also ausführliche Kontrollen ebenfalls fürchten müssen, bei denen ihre Tarnung aufgedeckt 
werden kann. Sie werden in dieser Arbeit unter Menschen ohne regulären Aufenthalt 
subsumiert. 
  
Im Hinblick auf das Thema der Arbeit werden nicht nur Personen betrachtet, die irregulär in 
das Land eingereist sind oder nach regulärem Aufenthalt das Land nicht verlassen haben, 
sondern auch die Personen, die sich legal in einem Land aufhalten, ohne einen wirklichen 
Aufenthaltstitel zu besitzen. Darunter fällt im deutschen Ausländerrecht die Duldung, die 
eben keinen Aufenthaltstitel, sondern einen „Abschiebungsaussetzungsausweis“ darstellt (vgl. 
§60a AufenthG). Besitzer einer Duldung haben somit kein Recht auf einen Aufenthalt in 
Deutschland, können aber aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht abgeschoben 
werden. 
 
Einen Sonderfall stellen Bürgerkriegsflüchtlinge dar, deren Verfahren gesetzlich getrennt 
geregelt ist. Deutschland hat circa die Hälfte der bosnischen Bürgerkriegsflüchtlinge 
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aufgenommen, die in den 1990er Jahren aus ihrem Land geflohen sind. Mit einem separaten 
Verfahren sollte verhindert werden, dass die Flüchtlinge gleichzeitig ins Asylverfahren 
strömen (vgl. §32a,4 AuslG bis 2004). Ziel war, den vorübergehenden Charakter der 
Maßnahme zu betonen. Nachdem politisch auf Rückführung gedrängt wurde, wurde die 
Aufenthaltsbefugnis in eine Duldung umgewandelt, die zwar nach §54 AuslG mehrmals 
verlängert wurde, im Prinzip aber darauf hinauslief, die Rückführung vorzubereiten. 
 
Bei diesem Personenkreis geht es nicht um die Situation während des Aufenthalts selbst, 
sondern die Gefahr einer plötzlichen Illegalisierung durch den Entzug des Aufenthaltstitels. 
Dieses Phänomen ist vor allem für Deutschland wichtig. 
 
Neben der Abgrenzung von anderen Migrantengruppen auf Grundlage von rechtlichen 
Kriterien kann man auch innerhalb des Personenkreises von Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus nicht von einer homogenen Gruppe sprechen.5 Sie unterscheiden sich über 
ihr Herkunftsland, die Aufenthaltsdauer, die rechtliche und soziale Situation, die (Selbst-) 
Hilfestrukturen etc. Ein Großteil der Betroffenen sind ehemalige Asylbewerber bzw. 
Flüchtlinge im Sinn der GK, auch wenn sie aus verschiedenen Gründen keinen Asylantrag 
gestellt haben. Darüber hinaus sind es Familienangehörige ohne unmittelbare Möglichkeiten 
einer Familienzusammenführung, Opfer von Verbrechen und Zwangsprostitution. Einen 
weiteren Schwerpunkt stellen Migranten dar, die mit dem Ziel der Arbeitsaufnahme in das 
Zielland gekommen sind (vgl. Bührle 2001: 9; Deutsche Bischofskonferenz 2001: 17). 
 
Hinsichtlich des Herkunftslandes kann man nur beschränkt Aussagen treffen, die einen Teil 
der Wirklichkeit widerspiegeln. Hier ist – ähnlich wie bei der Frage des Umfangs von 
irregulärem Aufenthalt – die fehlende Dokumentation ein großes Hindernis. Im Jahresbericht 
2002 des BGS wurden im Bereich der unerlaubten Einreise nach Deutschland 22.638 
Einreisen festgehalten. Davon kam mehr als ein Drittel der Personen aus Jugoslawien (2172), 
dem Irak (1835), der Türkei (1809), Russland (1129) und der Ukraine (1125). Insgesamt sind 
diese Zahlen gegenüber vorangehenden Jahren jedoch fallend, ein nennenswerter Anstieg 
wurde nur bei Personen aus China verzeichnet (1017 zu 471 im Jahr 2001) (vgl. 
Bundesgrenzschutz-Jahresbericht 2002: 15). 
 
                                                 
5  Der Begriff „Gruppe“ soll nicht in soziologischem Sinn verstanden werden. Es handelt sich ausschließlich um 
eine Bezeichnung von Personen, die aufgrund eines Merkmals (nämlich des ungeregelten Aufenthalts) von 
anderen Personen unterschieden werden. 
17 
Für Frankreich kann man Aussagen über die durchgeführten Legalisierungen erlangen. 
Folgende Aufstellung gibt Auskunft über das Herkunftsland der Antragsteller auf 
Legalisierung ihres irregulären Aufenthaltes in Frankreich 1997/98. Für Deutschland liegen 
keine Zahlen einer Legalisierung vor, da es keine breit angelegten Aktionen dieser Art gab. 
 
Herkunftsland Anzahl der Anträge Anerkennungsquote in % 
Marokko 20.500 44 
Algerien 19.000 58 
Mali 10.000 50 
Ex-Zaire 9.000 55 
China 9.000 87 
Tunesien 8.600 44 
Türkei 8.000 37 
Senegal 6.500 keine Angabe 
Kongo-Brazzaville 4.000 keine Angabe 
Philippinen 1.900 70 
Sri Lanka 1.700 50 
Russland 159 70 
 
Tabelle 1: Aufenthaltserteilung für Menschen ohne regulären Aufenthalt - Frankreich 1997/98 
Quelle: www.lemonde.fr/actu/france/immigres/articles/990120/enquete.html 
 
Man kann davon ausgehen, dass die Herkunftsverteilung in Deutschland anders aussieht. Ein 
Großteil der oben aufgeführten Länder sind ehemalige französische Kolonien, deren 
Migration in andere Länder weniger eine Rolle spielt. Die geografische Nähe spielt sicherlich 
auch eine Rolle. So kann man davon ausgehen, dass in Deutschland der Prozentsatz von 
Personen aus Mittel-, Ost- und Südosteuropa höher als in Frankreich ist. Ableitend von der 
Zusammensetzung der Asylbewerber lassen sich auch Vermutungen zu den Herkunftsländern 
dieser Personen machen. Hier kann man von einem homogeneren Bild als bei 
Arbeitsmigranten zwischen Deutschland und Frankreich sprechen. 
 
2.2 Rechtliche Situation 
 
Die rechtliche Situation von Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus ist zunächst dadurch 
gekennzeichnet, dass ihre Situation nicht eindeutig geregelt ist. Das Ausländerrecht in 
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Deutschland und Frankreich regelt die Einreise, den Aufenthalt und die Ausreise. Menschen 
ohne regulären Aufenthaltsstatus sind Personen, die nicht im Rahmen der gesetzlich 
festgehaltenen Bestimmungen in ein Land einreisen und sich dort aufhalten. Sie haben 
deshalb keinen Anspruch auf bestimmte Leistungen, die nur Staatsbürgern und Migranten mit 
geregeltem Aufenthalt zustehen.6 Nur ihre Ausreise ist über die Bestimmungen zur 
Aufenthaltsbeendigung explizit vorgesehen und geregelt. 
 
Ein legaler Aufenthalt setzt im Prinzip eine legale Einreise voraus. Dementsprechend kann 
eine illegale Einreise zur Ablehnung eines Aufenthaltstitels führen.7 Eine Legalisierung eines 
illegalen Aufenthalts ist nur in Ausnahmefällen möglich. Darauf wird im Folgenden noch 
eingegangen. Betrachtet man die sehr restriktiven Einreise- und Aufenthaltsbedingungen in 
Deutschland und Frankreich, ist eine Illegalisierungsspirale unverkennbar. 
 
Zunächst kann man bei der Analyse der Einreisebestimmungen feststellen, dass je nach 
Herkunftskategorie die Einreise politisch gefördert oder verhindert wird. Die Ausländer- und 
Asylrechtsänderungen in beiden Ländern Anfang der 1990er Jahre haben so zwar zu einem 
Rückgang der Zuwanderungszahlen geführt, es wurden aber auch mehr Personen bei der 
illegalen Einreise aufgegriffen. In Bezug auf Asylbewerber wird dies sehr deutlich. Auf der 
einen Seite wird ihnen die Einreise ohne Visum gestattet – dem humanitären Imperativ 
folgend, Menschen in Gefahr aufzunehmen –, auf der anderen Seite hat sich eine 
Argumentation in der Gesetzgebung niedergeschlagen, die eine Einreise jedoch praktisch 
verhindert. Darin wird davon ausgegangen, dass Länder wie Deutschland und Frankreich 
bereits zu viele Flüchtlinge in der Vergangenheit aufgenommen haben und dass deshalb 
Abwehrmechanismen legitim sind. So wurden 1992 bzw. 1993 in beiden Ländern Regelungen 
zu Sicheren Herkunftsländern, Sicheren Drittstaaten und zum Flughafenverfahren eingeführt. 
Durch diese Gesetzesänderungen ist eine Einreise auf dem Landweg praktisch unmöglich 
geworden, da Deutschland und Frankreich von Ländern umgeben sind, die durch 
internationale Bestimmungen für das Asylverfahren der Betroffenen zuständig sind. Der 
Einreise auf dem Luftweg wird ein gesondertes Verfahren – das so genannte 
Flughafenverfahren – vorgeschaltet, das außerhalb der Zuständigenprüfung von BMF bzw. 
                                                 
6 Auch bei Migranten ist der Zugang zu wohlfahrtsstaatlichen Leistungen abgestuft nach dem jeweiligen 
Aufenthaltsstatus, den sie innehaben. Für Menschen ohne regulären Aufenthalt gilt ein Quasi-Ausschluss von 
diesen Leistungen, der aber insbesondere in Frankreich teilweise durchbrochen wird. 
7 Vgl. §5 AufenthG. Dies gilt nicht für Asylbewerber, die auch ohne gültigen Sichtvermerk nach Deutschland 
einreisen und Asyl beantragen können, vgl. §13 III AsylVfG. Diese Regelung gilt gleichermaßen in Frankreich, 
vgl. Art. 5 Ordonnance du 2.11.1945. 
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OFPRA liegt und weniger fallspezifisch als länderspezifisch vorgeht.8 Die Bestimmungen 
haben zu einer deutlichen Reduzierung der Asylbewerberzahlen geführt, was wiederum 
Konsequenzen für Kriminalisierungsargumentationen hatte.9 
 
Eine ähnliche Tendenz lässt sich bei der Beantragung eines Touristenvisums erkennen. Für 
beide Länder gilt, dass einem Antrag nur stattgegeben wird, wenn bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt sind, die zum einen das Risiko eines illegal verlängerten Aufenthalts 
verringern und zum anderen für das „Wohl“ der Personen selbst sorgen sollen. Diese 
Bestimmungen bezüglich des vorhandenen Wohnraums, des Einkommens etc. sind allerdings 
so streng, dass sie auch hier dazu führen können, illegale Einreise – sowohl vorübergehend als 
auch längerfristig – zu fördern. So kann kritisch angemerkt werden, dass das Wohl der 
Betroffenen zu Gunsten staatlicher Schutzmechanismen in den Hintergrund gedrängt wird. 
 
Neben Einreisebestimmungen sind es oft Regelungen zur Verlängerung eines 
Aufenthaltstitels, die zu einer Verschärfung aufenthaltsrechtlicher Situationen führen. Einen 
Sonderfall stellen dabei die ehemaligen Vertragsarbeitnehmer in der DDR bei der 
Angleichung bzw. Umwandlung der Aufenthaltstitel nach bundesdeutschem Gesetz dar. 
Seitens der Bundesregierung wurde festgelegt, eine Aufenthaltsbewilligung zu erteilen, die 
den befristeten Charakter des Aufenthalts in der DDR widerspiegeln sollte. Vertreter von 
Vereinen, Organisationen und Kirchen setzten sich für eine Bleiberechtsregelung ein, die zu 
einer Aufenthaltserlaubnis führen sollte, um der spezifischen, nicht von DDR-Recht auf 
bundesdeutsches Recht übertragbaren Situation Rechnung zu tragen (vgl. Sextro 1996: 124f.). 
1993 wurde eine Bleiberechtsregelung durch die IMK getroffen, die eine Aufenthaltsbefugnis 
nach bestimmten Kriterien vorsah. Innerhalb der Diskussion und bei der Ausführung wurden 
Ausschlusstendenzen deutlich. Sextro spricht von Bemühungen, den Personenkreis so klein 
wie möglich zu halten. Dabei wurden zwei Strategien angewandt. Zum einen sollten die 
Aufenthaltszeiten vor 1990 nicht angerechnet werden, zum anderen stand das Kriterium 
Integration über den Arbeitsmarkt im Vordergrund (vgl. Sextro 1996: 199). Vor allem die 
Forderung nach einem legalen Einkommen bis zum Stichtag 17.12.1993 bereitete vielen 
                                                 
8 Vgl. §§18a, 26a, 29a AsylVfG für Deutschland, Art. 35,4/5 Ordonnance du 2.11.1945. 
9 Man kann von einer Umkehrung der Self-Fullfilling Prophecy sprechen: Der Rückgang der 
Asylbewerberzahlen wird nicht auf die verschärften Einreisebestimmungen zurückgeführt, sondern auf den 
angeblichen Missbrauch, der bislang mit der Institution Asyl betrieben wurde. 
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Personen angesichts der prekären Arbeitsmarktsituation in den Neuen Bundesländern 
Schwierigkeiten.10 
 
In Frankreich kam es 1993 zu einer Änderung des Ausländerrechts, wodurch insbesondere die 
Verlängerung des Aufenthalts erschwert wurde. Die Kriterien wurden so modifiziert, dass 
vielen Personen die Aufenthaltserlaubnis nicht verlängert wurde. In der Folge kam es zu einer 
Dysfunktion des Ausländerrechts in Zusammenhang mit dem bis dahin geltenden 
Staatsangehörigkeitsrecht, nach dem vor dem 1.5.1993 in Frankreich geborene Kinder von 
Ausländern mit legalem Aufenthalt automatisch die französische Staatsbürgerschaft erhielten. 
Angehörige von französischen Staatsbürgern verloren ihr Aufenthaltsrecht, waren aber 
aufgrund der familiären Bindungen nicht abschiebbar. Viele Personen wurden in der Folge in 
die Illegalität getrieben. Diese Problematik wurde erst 1996 durch die sans-papiers-
Bewegung11 auf politischer Ebene erkannt und durch Erlasse verändert, durch die es zu einer 
Legalisierung kam. 
 
Trotz des gesetzlich verankerten Illegalisierungskreisels gibt es über staatliche Erlasse weitere 
Legalisierungsbemühungen. Diese sind nicht gesetzlich verankert; es besteht kein allgemeiner 
Rechtsanspruch darauf. Vielmehr handelt es sich um vereinzelte Regelungen 
(„Altfallregelung“, „Härtefallregelung“, „Legalisierungsregelung“). In Deutschland ist es 
bislang nur für die Personengruppen zu einer Aufenthaltslegalisierung gekommen, die vorher 
einen „halb legalen“ Status, den der Duldung, innehatten. Die Aufenthaltsregularisierung 
wurde kriterienbezogen durchgeführt.12 Von vielen Organisationen wurde kritisiert, dass die 
Kriterien von einem Großteil der Betroffenen aufgrund der Arbeitssituation nicht eingehalten 
werden konnten. In der Folge war die Anerkennungsquote sehr gering. 
 
                                                 
10 So mussten sich Personen vor Erhalt einer Arbeitsstelle einer Arbeitsmarktprüfung unterziehen. Sozialhilfe 
wurde als Einkommen nicht angerechnet; das Einkommen musste über dem Sozialhilfesatz liegen. Darüber 
hinaus wurde die Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum Problem. Sextro weist auf Fälle hin, in denen 
Arbeitsämter die Erteilung verweigert haben, da die aufenthaltsrechtliche Situation nicht geklärt war. Vgl. 
S.206ff. 
11 Am 16.3.1996 besetzten 300 Afrikaner ohne regulären Aufenthaltsstatus die Kirche Saint-Ambroise in Paris, 
um auf ihre Situation aufmerksam zu machen und ihre Legalisierung zu fordern. Stark mediatisiert, setzte sich 
die Bewegung fort und endete zunächst am 26.8.1996 mit der Räumung der Kirche Saint-Bernard, in die die 
Menschen im Juni geflüchtet waren. Am 24.6.1997 verabschiedete die französische Regierung einen Erlass, der 
die Legalisierung nach bestimmten Kriterien regelte, in dessen Folge circa 80.000 der 140.000 Anträge positiv 
beschieden wurden. 
12 Kriterien waren u.a.: Mindestens 5jähriger Aufenthalt in Deutschland, regelmäßiges legales Einkommen, 
ausreichender Wohnraum, fortgeschrittene Integration in Deutschland. 
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Neben der Ebene allgemeiner Erlasse ist in Deutschland eine Legalisierung nach §27 
AufenthaltG einzig über Familienzusammenführung möglich, unterliegt aber einer 
Ermessenentscheidung. 
 
In Frankreich ist es im Gegensatz dazu mehrmals zu generellen Legalisierungserlassen 
gekommen. Der letzte Erlass, der zu einer umfassenden Legalisierung führte, stammt von 
1997.13 Auch hier handelt es sich nicht um eine automatische, sondern kriterienbezogene 
Durchführung. Im Gegensatz zu Deutschland waren die Kriterien eher personenspezifisch und 
nicht leistungsorientiert angelegt.14 Als einziges Kriterium war die Auflage „Menschen mit 
guter Integration in Frankreich“ mit bestimmten Forderungen verknüpft. Hier kam vielfach 
Kritik seitens der Unterstützerorganisationen auf, die ähnlich wie in Deutschland die 
Unmöglichkeit von Integration angesichts eines irregulären Status bemängelten.15 
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es in der Ausländergesetzgebung viele 
Regelungen gibt, die Menschen durch den Verlust des Aufenthaltsstatus in Illegalität 
abdrängen können, aus der sie, abgesehen von Sonderregelungen, nicht wieder 
herauskommen. Sie halten sich in einem Land auf, in dem ihr Aufenthalt und damit 
einhergehend ihre sozialrechtliche Situation nicht geklärt sind. Es drängt sich die Frage auf, 
welche Rechte und Möglichkeiten sie haben, wohlfahrtsstaatliche Leistungen in Anspruch zu 
nehmen. 
 
Eine erste Vermutung lässt darauf schließen, dass Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 
keinen Zugang zu wohlfahrtsstaatlichen Leistungen haben. Sieht man sich die rechtliche 
Situation in diesem Bereich an, kann man jedoch feststellen, dass es eine völlige Ausgrenzung 
nicht gibt. Problematisch sind weniger das Beanspruchen von Rechten als vielmehr die 
(negativen) Konsequenzen, die sich aus einer Inanspruchnahme ergeben. 
                                                 
13 2006 kam es zu einer weiteren Legalisierung, die sich jedoch nur auf Familien mit Schulkindern bezog (ca. 
10.000 Legalisierungen). 
14 Legalisiert werden sollten Personen, die über familiäre Beziehungen in Frankreich verfügten, ehemalige 
Asylbewerber, Studenten im Studienbetrieb, kranke und alte Menschen, Menschen mit fortgeschrittener 
Integration in Frankreich. Als familiäre bzw. persönliche Bindungen anerkannt sind seit der Gesetzesänderung 
(Art. 12,2 Ordonnance du 2.11.1945) von 1999 auch Personen, die ihre gleichgeschlechtliche Beziehung 
zivilrechtlich haben eintragen lassen (PaCS). Dadurch ist eine Legalisierung ähnlich wie bei Ehepartnern 
möglich. Der Gesetzgeber sieht allerdings eine verlängerte Dauer der bestehenden Beziehung vor. Siehe 
www.gisti.org. 
15 Für die Integrationsleistungen wurden die verschiedensten Nachweise anerkannt: Gehaltsbescheinigungen, 
Steuernachweise, Nachweise über Krankenhausaufenthalte, etc. Vor allem Personen, die nach einer 
Berufsanstellung ihren Aufenthaltsstatus verloren haben, konnten in der Regel ohne Nachprüfung weiterarbeiten. 
Trotzdem war die Prozedur für viele mit Schwierigkeiten verbunden, da die Unternehmen oft Angst vor der 
Aufdeckung hatten, weil sie mit negativen Konsequenzen rechneten. 
22 
Fodor kommt in seinem Rechtsgutachten zur Einklagbarkeit von Lohn, Anspruch auf 
Leistungen des staatlichen Gesundheitswesens und der Beschulung von Kindern an 
öffentlichen Schulen zu dem Schluss, dass die bundesdeutsche Gesetzgebung sehr wohl 
Möglichkeiten eröffnet, in denen Menschen ohne regulären Aufenthalt Rechte wahrnehmen 
können. Im Zentrum seines Gutachtens steht die Aussage, dass in den verschiedenen 
Bereichen (Arbeitsgerichte, Krankenhäuser, Schulen) der Aspekt des – regulären oder 
irregulären – Aufenthalts unerheblich für die Klärung bestimmter Sachlagen ist und deshalb 
von den öffentlichen Stellen nicht erhoben bzw. an die Ausländerbehörde weitergeleitet 
werden muss (vgl. Fodor 2001: 149ff.).16 Komplexer stellt sich die Frage nach Leistungen im 
Gesundheitssystem dar, da ein Anspruch nach §1 Abs. 1 AsylbLG nur in Verbindung mit den 
Sozialämtern geltend gemacht werden kann, die der Übermittlungspflicht unterliegen, da 
aufenthaltsrechtliche Aspekte zur Klärung des Anspruchssachverhalts notwendig sind (vgl. 
Fodor 2001: 173ff.). 
 
Die Inanspruchnahme ist trotz der begutachteten Möglichkeiten begrenzt und schwierig, da 
sich in individuellen Situationen oft Schwierigkeiten ergeben (vgl. Alt 2003: 482ff.). Neben 
der angesprochenen Angst vor Aufdeckung der Lebenssituation scheitert das Unternehmen oft 
an der Unkenntnis von Rechten und den Befürchtungen seitens der betreffenden 
Einrichtungen. So stellt Fodor fest, dass in allen oben genannten Bereichen eine 
Strafhandlung vorliegen kann, wenn der Person Anspruch gewährt wird. Unterstellt wird 
dabei die Beihilfe zu einer Straftat nach §92a Abs.1 AuslG (jetzt: §96 AufenthG), wenn sich 
der Ausländer dadurch in seinem Bleiben bestärkt fühlt. Es handelt sich hierbei um eine 
Ermessensregelung (vgl. Fodor 2001: 155ff.). 
 
In Frankreich hat sich insbesondere seit 1997 ein Minimalschutz für Menschen ohne 
regulären Aufenthalt durchgesetzt. Grundlage war die Aufhebung der Übermittlungspflicht 
aufenthaltsrelevanter Daten. So ist gesetzlich verankert, dass diese Personen bei Arztbesuchen 
oder Krankenhausaufenthalten ohne Weitergabe personenrelevanter und 
aufenthaltsrechtlicher Daten behandelt werden.17 Ähnlich sieht die Situation bei 
Eheschließung, Einklagen von vorenthaltenem Lohn oder Beschulung an öffentlichen Schulen 
aus, die als Grundrechte gesetzlich anerkannt sind und nicht aufgrund des Aufenthaltsstatus 
                                                 
16 Um einen Rechtsanspruch wahrzunehmen, ist die gängige Praxis ebenso entscheidend. Hier bleibt 
festzuhalten, dass für viele Betroffene die Angst vor Weiterleitung von aufenthaltsrechtlichen Sachverhalten 
schwerer wiegt als die Wahrnehmung ihnen zustehender Rechte. 
17 Vgl. www.gisti.org. Voraussetzung ist außer bei stationären Behandlungen ein dreijähriger (nachweisbarer) 
Aufenthalt in Frankreich. 
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verhindert werden dürfen.18 Trotzdem kommt es immer wieder zu Missbrauchsfällen, in 
denen durch die Verweigerung des Leistungszugangs die aufenthaltsrechtliche Situation 
bekannt wird. 
 
Einen weiteren Themenkomplex stellt der Bereich der Abschiebung und Ausweisung im 
Ausländerrecht dar. Ein sich irregulär in einem Land aufhaltender Ausländer ist 
ausreisepflichtig und nach dem Gesetz abzuschieben, sobald die Ausreise vollziehbar ist. Zu 
diesem Zweck kann der Betroffene in Abschiebehaft genommen werden, währenddessen die 
Abschiebung vorbereitet werden soll. Die Dauer der Abschiebehaft beträgt in Deutschland 
maximal 18 Monate, in Frankreich nur 32 Tage.19 Das Geltendmachen von rechtlichen 
Abschiebungshindernissen20 stellt die einzige individuelle Möglichkeit dar, sich auf 
rechtlichem Weg einer Abschiebung entgegen zu stellen. Daneben ist eine Abschiebung bei 
tatsächlichen Abschiebungshindernissen21 ebenfalls unmöglich, bedeutet allerdings oft nur 
einen Aufschub der Abschiebung und lässt die Abschiebehaft zu. Problematisch und deshalb 
oft kritisiert sind die schwierigen Kommunikationsmöglichkeiten in Abschiebehaft. Die 
Kontaktaufnahme durch Organisationen, Anwälte und Angehörige wird oft so stark 
eingeschränkt oder verzögert, dass die Abschiebung nicht mehr verhindert werden kann, 
selbst wenn rechtliche Gründe hätten geltend gemacht werden können. 
 
Menschen ohne regulären Aufenthalt leben rechtlich gesehen in einer Grauzone. Die 
Ausländergesetzgebung behandelt den Umgang mit ihnen nur randständig in Bezug auf 
Einreise und Abschiebung. Die rechtliche Situation während des Aufenthalts ist mehr als 
undurchsichtig und unterliegt zusätzlich vielen Veränderungen. Grundsätzlich lässt sich 
feststellen, dass sich auch dieser Personenkreis auf Gesetze berufen könnte, die ihnen 
bestimmte Rechte zugestehen. Problematisch ist vor allem in Deutschland die 
Übermittlungspflicht, die – selbst wenn rechtlich nicht notwendig – oft dazu führt, dass 
Ausländer infolge von Inanspruchnahme von Rechten mit ihrer Abschiebung rechnen müssen. 
Darüber hinaus lässt sich für Deutschland feststellen, dass die angeführten Rechtsgutachten 
nicht als gängige Handlungsgrundlage angesehen werden. 
 
                                                 
18 Bekannt geworden sind Fälle von Bürgermeistern, die sich wiederholt geweigert haben, eine Eheschließung 
mit einem Ausländer ohne regulären Status zu vollziehen. 
19 Dabei wurde die Dauer durch die Rechtsänderung 2003 spürbar von 12 auf 32 Tage erhöht. 
20 Nach §60 AufenthG bzw. Art. 22,2 Ordonnance du 2.11.1945. Hierunter fallen u.a. die konkrete Gefahr der 
Folter oder der Vollziehung der Todesstrafe. 
21 Hierzu zählen u.a. das Fehlen von Passdokumenten, das ungeklärte Herkunftsland oder fehlende 
Transportmöglichkeiten für die Durchführung der Abschiebung. 
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In Frankreich ist es zu gesetzlich verankerten Regelungen in bestimmten Bereichen 
gekommen. Dies betrifft neben den angesprochenen Legalisierungskategorien vor allem 
sozialrechtliche Bestimmungen bezüglich Schulbesuch, Krankheitsversorgung, etc. 
Abzuwarten bleibt, wie lange diese Regelungen angesichts von Regierungswechseln bestehen 
bleiben werden, da die Ausländergesetzgebung sowohl in Deutschland als auch in Frankreich 
der am meisten geänderte Rechtsbereich ist. 
 
2.3 Soziale Situation 
 
Die aufenthaltsrechtliche Situation determiniert gleichzeitig Rechte und Ansprüche von 
Ausländern im Zielland. Die Grauzone „Illegalität“ führt dazu, dass die soziale Situation von 
Menschen ohne regulären Aufenthalt sehr prekär ist. Zum einen sind sie in vielen 
Lebensbereichen abhängig von anderen Personen und unterliegen vielfach Ausbeutung und 
Unterdrückung. Sie leben in einer ständigen Angst vor Verrat und Aufdeckung ihrer 
Situation. Darüber hinaus müssen sie sich mit der ihnen zugeschriebenen Rolle der „Illegalen“ 
auseinandersetzen. 
 
Das Wort "illegal" bedeutet außerhalb der Rechtsnorm, die Begehung eines 
Gesetzesverstoßes. Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus werden oft verallgemeinernd 
kriminalisiert, obwohl der einzige Gesetzesverstoß in den meisten Fällen der Verstoß gegen 
das Ausländergesetz ist. Diese Kriminalisierung ist für viele Betroffene schwer zu 
verarbeiten. Sie sehen sich außerhalb eines Täter-Opfer-Kontinuums, sie sind in eine Situation 
geraten, die sie in gewisser Weise gesucht haben, deren Konsequenzen sie aber meist nicht 
abschätzen konnten und die sie aus eigener Kraft nicht überwinden können. Dieser Zwiespalt 
zwischen dem Wissen um den kriminalisierten Status und der Wahrnehmung des alltäglichen 
Lebens mit all seinen Schwierigkeiten der Arbeitsbeschaffung, der Arbeitsbedingungen, des 
Einforderns von Lohn, der Wohnungsbedingungen einschließlich hygienischer Bedingungen, 
der medizinischen Versorgung etc. setzt vielen Personen extrem zu. 
 
2.3.1 Beschreibung ausgewählter Lebensbereiche 
 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus werden oft als sehr angepasste Menschen 
bezeichnet. Ihre oberste Devise lautet, nicht aufzufallen, nicht kontrolliert zu werden. 
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Trotzdem nehmen sie an zahlreichen Bereichen des Lebens teil, obwohl sie vielfach 
Schwierigkeiten antreffen. Der wichtigste Bereich, oft auch Migrationsgrund, ist das Thema 
Arbeit. Alt stellt für Leipzig ebenso wie Anderson für München oder Krieger u.a. für 
Frankfurt/Main die Schwierigkeiten und die sich daraus ergebenden Strategien der 
Betroffenen dar. Dabei wird die eigentliche Arbeitssuche als relativ einfach dargestellt, 
vorausgesetzt, man verfügt über Netzwerke und Kontakte, die einen Einstieg erleichtern (vgl. 
Alt 1999: 146ff., Anderson 2003: 43ff.). 
 
Komplizierter sind bestimmte Folgen der Tätigkeit. Die Personen laufen ständig Gefahr, 
entdeckt zu werden. Dieses Risiko ist je nach Arbeitsbereich unterschiedlich hoch, wodurch 
sich auch die Aufteilungen je nach Herkunftsregion erklären lassen. Oft ist es die 
Verknüpfung mit anderen, sich aus dem Aufenthaltsstatus ergebenden Umständen, die die 
scheinbar normale Arbeitssituation prekär werden lässt. Wird eine schlechte Bezahlung 
akzeptiert, ist es schwierig, gegen eine komplette Lohnverweigerung seitens des 
Unternehmens vorzugehen, zumal die Möglichkeiten der Inanspruchnahme entweder nicht 
bekannt oder aus Angst kaum ausgeschöpft werden.22 Darüber hinaus wirken sich 
Arbeitsunfälle aufgrund des fehlenden Versicherungsschutzes negativ aus. Krankheit generell 
wird so lange wie möglich nicht bekannt gegeben, um die Arbeitsstelle nicht zu verlieren (vgl. 
Krieger u.a. 2006: 117 ff.). 
 
Die Studien kommen zu dem Schluss, dass viele Menschen ohne regulären Aufenthalt krank 
sind, ohne die Möglichkeit zu haben, ärztliche Hilfe in Anspruch zu nehmen.23 Problematisch 
ist das Unterdrücken von Krankheitssymptomen bis hin zu Akutsituationen. Psychische 
Störungen sind zwar auffällig, werden aber abgetan und fallen nicht unter 
behandlungswürdige Krankheiten. So kommen die Studien zu dem Ergebnis, dass viele 
Krankheiten in chronische Verläufe übergehen. Die Caritas betont auch die Bedeutung 
ungenügender bzw. falscher Ernährung für Krankheitsprobleme (vgl. Caritas Europa 1995: 
46). Trotzdem ist der Bereich der Krankheitsversorgung ein Bereich, in dem Betroffene vor 
allem in Großstädten auf Unterstützungsnetzwerke zurückgreifen können. 
 
                                                 
22 Vgl. dazu Abschnitt 2.2 zur rechtlichen Lage. 
23 Hiermit ist nicht die faktische Möglichkeit gemeint, die unter Punkt 2.2 dargestellt wurde und von der in 
Akutsituationen auch Gebrauch gemacht wird. Vielmehr geht es um die Möglichkeit der ärztlichen Behandlung 
und Vorsorge ohne Befürchtungen, dass Informationen weitergeleitet werden. Die von Ärzten geforderte „Ruhe“ 
ist für die Betroffenen kaum möglich, im Gegenteil ist jeder Arztbesuch mit Angst und Aufregung verbunden. 
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Menschen ohne regulären Aufenthalt sind zum Großteil in Ballungsgebieten anzufinden. 
Ländliche Regionen werden saisonal aufgesucht im Rahmen landwirtschaftlicher Tätigkeiten. 
Problematisch sieht die Caritas vor allem den ungenügenden Zustand der Wohnungen – teils 
ohne Strom und Wasser – und die Anzahl der Bewohner pro Wohnung (Caritas Europa 1995: 
45f.). Alt stellt für Leipzig eine Kategorisierung der Wohnungstypen nach Sicherheitskriterien 
(und folglich Preisen) auf. Dabei erstellt er die Skala von Wohnungen in Abbruchhäusern mit 
praktisch keinem Standard, die von vielen Personen geteilt werden, bis hin zu legal 
angemieteten Wohnungen, die von zwei bis drei Personen zur Untermiete genutzt werden. 
Entscheidend für die Wahl eines Wohnungstyps ist neben der finanziellen Lage auch der 
Kontakt zu ausländischen und deutschen Personen, die bereit sind, eine Wohnung auf ihren 
Namen anzumieten (vgl. Alt 1999: 165ff.). 
 
Aufgrund der geschilderten Lebensbedingungen ist ein geregeltes Familienleben im Prinzip 
nicht möglich, insbesondere die Wohnsituation steht dem entgegen. Der Caritasbericht macht 
auf die fehlende familiäre Intimsphäre aufmerksam, die oft dazu führt, dass Familien bzw. 
Partnerschaften auseinanderbrechen. Kinder erleben oft eine Situation von Isolation, da sie 
einerseits nicht eingeschult werden und andererseits wenig Kontakt zu anderen Kindern 
haben. Ein in diesem Zusammenhang angesprochenes Problem ist der „Zerfall moralischer 
Werte“, wenn Kinder ausschließlich eine Erwachsenenwelt in extremer Situation vorgelebt 
bekommen (vgl. Caritas Europa 1995: 46). 
 
2.3.2 Psychosoziale Situation 
 
Die hier exemplarisch dargestellten Lebensbereiche stellen nur einen Teil der 
Lebenswirklichkeit von Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus dar. Letztere fallen nicht 
nur unter spezifische rechtliche und pararechtliche Regelungen, sondern erleben ihre eigenen 
Erfahrungen in einem speziellen Zusammenhang. Bereits angedeutet wurde, wie stark 
Rahmenbedingungen die einzelnen Bereiche determinieren. Diese hängen wiederum stark 
miteinander zusammen, so dass eine einzelne Lebensplanung z.B. in Bezug auf die 
Arbeitssituation oder die schulische Entwicklung der Kinder nicht machbar ist. Darüber 
hinaus wurde die Bedeutung von Netzwerken deutlich. 
 
Netzwerke spielen insbesondere zu Beginn eines Aufenthalts eine Rolle, da dadurch soziales 
Kapital mobilisiert werden kann. Netzwerke sind angesichts der bestehenden Grenzkontrollen 
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praktisch unerlässlich für die Grenzpassierung. Darüber hinaus sind sie eine 
Informationsquelle für die Beschaffung von Arbeit und Wohnung, für die Orientierung im 
alltäglichen Leben in Heimlichkeit. Alt unterscheidet drei Gruppen von Netzwerken: das 
private Netzwerk, das kommerzielle Netzwerk und das kriminelle Netzwerk. Das erste 
Netzwerk hebt sich von den beiden anderen vor allem durch die Art der Beziehungen 
untereinander ab – gegenseitige individuelle Hilfe im ersten Fall und Rückgriff Einzelner auf 
organisierte Strukturen auf der anderen Seite. Den Unterschied zwischen den Formen 
organisierter Dienstleistungssysteme macht Jörg Alt an der Zielstellung der Agenturen fest: 
Kriminelle Netzwerke sehen nur ihren eigenen Profit im Vordergrund und versuchen bewusst, 
ihre Klienten zu betrügen (vgl. Alt 1999: 122f.). Diese Definitionen werden im Kontext dieser 
Arbeit übernommen. 
 
An dieser Stelle soll nicht auf die allgemeine Netzwerkforschung eingegangen werden. 
Herausgezogen werden nur einzelne, für das Thema wichtige Aspekte. Die Bedeutung von 
Netzwerken wird u.a. daran festgemacht, dass sie den Individuen Mittel zur Verfügung stellt, 
sich zu orientieren, Dinge indirekt – ohne eigenen Erfahrungshintergrund – kennen zu lernen. 
Eine Form von Netzwerken im Migrationskontext sind ethnische Kolonien. Sie fangen neue 
Migranten in einer unbekannten Umgebung auf und erfüllen in erster Linie zwei 
Aufgabenbereiche: Sie können insbesondere am Anfang ein Gefühl von Heimat, von 
Bekanntem vermitteln, damit sich Individuen nicht völlig verloren fühlen. Auf der anderen 
Seite stellen sie eine große Informationsquelle durch die Erfahrungen der anderen Personen 
dar. Hier geht es ausschließlich um den zweiten Aspekt, da die Situation der Betroffenen 
gerade dadurch gekennzeichnet ist, dass sie zu keinem Vertrauen entwickeln dürfen, selbst 
nicht zu ihrer ethnischen Gruppe (vgl. Alt 1999: 181). Sie suchen viele oberflächliche 
Kontakte, die sie für ihre Bedürfnisse nutzen können, verschließen sich aber vor 
gegenseitigen Vertrauensverhältnissen. Darin wird der Grund vieler psychischer Probleme 
gesehen, die sich oft in psychosomatischen Störungen niederschlagen. 
 
Menschen in irregulären Aufenthaltssituationen haben darüber hinaus mit starken 
Abhängigkeitsverhältnissen in kommerziellen oder kriminellen Netzwerken zu kämpfen, 
teilweise sind davon auch private Netzwerke betroffen. Durch ihre rechtliche Situation sind 
sie auf Hilfe angewiesen und bringen sich durch das Mitwissen anderer in Abhängigkeits- und 
Ausbeutungssituationen. Sie lassen sich darauf ein, um im alltäglichen Leben Hilfe zu 
erhalten, um nicht entdeckt zu werden (durch eine „sichere“ Arbeit, einen gefälschten Pass 
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oder eine untergemietete Wohnung), laufen aber gleichzeitig Gefahr, von den Mitwissern 
verraten oder wegen des Geheimnisses ausgebeutet zu werden. 
 
Viele Menschen begeben sich in finanzielle Abhängigkeitsverhältnisse, die sie nicht mehr 
auflösen können. Der eigentliche Migrationsgrund, in ein Land zu gehen, um dort mehr Geld 
zu verdienen und es der Familie zu schicken oder später dorthin zurückzugehen, zerbricht für 
einen Teil der Betroffenen an der Wirklichkeit dieser Abhängigkeiten. 
 
Trotzdem steuern die Betroffenen ihr Leben in vielen Teilen selbst. Aufgrund der 
geschilderten Zwänge müssen Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus ihr Leben ganz 
genau planen. Im Vordergrund steht immer die Frage nach Sicherheit, wodurch Migranten 
extrem angepasst an hiesige Verhältnisse leben. Alle Tagesabläufe werden im voraus 
durchdacht, nichts wird dem Zufall überlassen. Durch die starke Fokussierung auf prekäre, 
unvorhergesehene Extremsituationen haben die Betroffenen kaum eine mittel- bis langfristige 
Lebensplanung, sondern leben von Tag zu Tag (vgl. Alt 1999: 184ff.). 
 
Durch die aus Abhängigkeitsverhältnissen emergierende Schwäche gegenüber Anderen laufen 
sie Gefahr, dass Vereinbarungen vor allem im Bereich Arbeit und Lohnzahlung gebrochen 
werden. Menschen ohne regulären Aufenthalt befinden sich deshalb oft in Situationen, in 
denen sie um bereits abgemachte und lange Zeit auch eingehaltene Regelungen kämpfen 
müssen. Wichtige Eigenschaften, die von ihnen gefordert werden, sind in diesem 
Zusammenhang Wachsamkeit und Ausdauer. Generell werden sie gezwungen, Stärke zu 
beweisen und Strategien für die Durchsetzung von Vereinbarungen und Grundrechten zu 
entwickeln. Hilfreich ist es dabei, sich mit Personen in der gleichen Situation zu verbünden, 
um in einer stärkeren Position gegenüber Arbeitgebern, Wohnungsvermietern o. a. Personen 
zu sein. 
 
Die psychosoziale Situation von Menschen ohne regulären Aufenthalt ist trotz aller 
Abhängigkeitsverhältnisse und des sich daraus entwickelnden Gefühls von Ohnmacht und 
Hilflosigkeit auch davon gekennzeichnet, dass die Betroffenen erfinderisch werden, sich 
anpassen, Strategien zur Durchsetzung ihrer Rechte entwickeln, Netzwerke zu ihren Gunsten 
nutzen. Es kann vermutet werden, dass unter den extremen Bedingungen nur ein Teil der 
Betroffenen besteht und durchhält. Andere können diesem Druck nicht standhalten, gehen in 
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ihre Heimat zurück oder leiden extrem unter den Bedingungen, was sich auch durch 
psychische und psychosomatische Störungen bemerkbar macht. 
 
2.3.3 Abschiebehaft 
 
Eine extreme Härte stellt die Inhaftierung von Personen in Vorbereitung ihrer Abschiebung 
dar. Wie unter Punkt 2.2 dargestellt, handelt es sich um einen Bereich mit vielen Grauzonen. 
So bemängeln Hilfsorganisationen oft, dass ihre Klienten eigentlich Anspruch auf einen 
Aufenthalt gehabt hätten, jedoch vor einer möglichen Klage bzw. einer Entscheidung 
abgeschoben wurden. Man erlebt oft einen Wettlauf mit der Zeit zwischen den mit der 
Abschiebung beauftragten Behörden und Angehörigen oder Unterstützerorganisationen. Oft 
wird versucht, den Kontakt nach außen zu unterbinden, wodurch die Betroffenen in einer 
absoluten Hilflosigkeit sind. 
 
Darüber hinaus ist es für die Gefangenen nicht nachvollziehbar, warum sie in Haft genommen 
werden. Sie fühlen sich kriminalisiert, es verstößt gegen ihr Gerechtigkeitsgefühl. Die einzige 
Straftat ist in den meisten Fällen ein Verstoß gegen das Ausländergesetz, der aber a priori 
nicht mit Haft bestraft werden würde. Die Abschiebehaft ist eine rein administrative 
Vorsichtsmaßnahme, um die Abschiebung reibungslos vorbereiten zu können. Insbesondere 
in Deutschland wird der Umfang der Abschiebehaft als unangemessen kritisiert (vgl. Pro Asyl 
1997: 16). 
 
Unbeobachtet von der Öffentlichkeit kommt es in diesem Bereich oft zu 
Menschenrechtsverletzungen. Neben Verstößen gegen die Kontaktaufnahme der Betroffenen 
sind es die Bedingungen der Unterbringung, die kritisiert werden. Darüber hinaus haben 
Inhaftierte in den wenigsten Fällen die Möglichkeit, vor der Abschiebung ihr Eigentum zu 
sichern. Oft geschieht die Abschiebung, ohne dass die Betroffenen Sparguthaben oder 
persönliche Dinge mitnehmen können. Ähnlich wie beim Flughafenverfahren vor einer 
Einreise in ein Land der Europäischen Union ist auch ein hohes Machtpotenzial von Beamten 
durch fehlende Kontrollmechanismen gegeben. Für die Betroffenen bedeutet dies eine 
Abschiebung in oft menschenunwürdigen Bedingungen. 
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2.4 Hilfestrukturen im Umfeld von Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus 
 
Menschen ohne regulären Aufenthalt rekurrieren unterschiedliche Netzwerke für die 
Bewältigung ihrer Lebenslage. Wie im vorangegangenen Teil dargestellt, handelt es sich 
vielfach um kommerzielle und kriminelle Netzwerke, in denen die Betroffenen in 
Abhängigkeitssituationen geraten. Im Folgenden sollen die Formen von Hilfeleistungen 
aufgezeichnet werden, die grundsätzlich keinen kommerziellen, das heißt auf Profit zielenden 
Charakter aufweisen. Die Beweggründe für diese Hilfeform sind sehr unterschiedlich. Ebenso 
differieren sie in Bezug auf die Organisationsstruktur der Akteure, die Bindung zu den 
Betroffenen und die Formen der Hilfe. Der rechtliche Rahmen ist, von einigen Abstrichen 
abgesehen, gleich. 
 
2.4.1 Das persönliche Umfeld 
 
Je nach Migrationshintergrund und –ablauf haben die Betroffenen Kontakt zu ihrer Familie 
oder zu Freunden im Herkunftsland und/ oder im Zielland. Sie teilen zum Teil die gleiche 
rechtliche und soziale Situation mit ihren Angehörigen. Vielfach haben diese jedoch einen 
regulären Status. An dieser Stelle geht es ausschließlich um den zweiten Aspekt. 
 
Angehörige mit aufenthaltsrechtlich legaler Situation sind sowohl in Deutschland als auch in 
Frankreich nicht selten, da die Familienbindung gerade einen Grund für irreguläre Migration 
darstellen kann: Das betrifft vor allem Familienzusammenführungen außerhalb der gesetzlich 
vorgesehenen Vorschriften, wenn die Abläufe zu zeitaufwändig bzw. einige Kriterien24 nicht 
erfüllt sind oder die Betroffenen nicht unter eine der vorgesehenen Kategorien25 fallen. 
Darüber hinaus kann es im Laufe des Aufenthalts im Zielland zu unterschiedlichen Kontakten 
und Beziehungen kommen, die auch gesetzlich verankert werden.26 
                                                 
24 Sowohl nach deutschem als auch nach französischem Ausländerrecht müssen Ehepartner/ 
Familienoberhäupter bestimmte Kriterien hinsichtlich Einkommen und Wohnraum erfüllen, damit ihrem Antrag 
auf Familienzusammenführung stattgegeben wird. 
25 Dies betrifft insbesondere volljährige Kinder und nach religiösem Recht verheiratete Partner, deren Hochzeit 
in Europa nicht anerkannt wird. 
26 Die Regelungen für eine gesetzliche Verankerung (Ehe/ eingetragene Partnerschaft) und deren Konsequenzen 
für das Aufenthaltsrecht sind in Deutschland und Frankreich unterschiedlich geregelt. In Deutschland ist die 
Verankerung ausgeschlossen, da für eine Eheschließung respektive Eintragung der Partnerschaft der reguläre 
Aufenthalt Voraussetzung ist. In Frankreich ist dies hingegen möglich mit der Konsequenz, dass der Aufenthalt 
nach der aktuellen Gesetzgebung nach einigen Jahren, abhängig von der Länge und Art der Beziehung, 
legalisiert werden kann. 
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Diese Hilfeformen, aus einer Selbstverständlichkeit heraus geboren, beziehen sich auf die 
konkrete Unterstützung der Angehörigen. Dabei wird nicht z.B. eine Unterkunft gewährt oder 
finanzielle Hilfe geleistet, sondern das normale Familienleben gelebt. Die Betroffenen werden 
auch bei Behördengängen27 mit dem Ziel der Legalisierung begleitet. Die Normalität des 
Alltags und die Verbesserung des aufenthaltsrechtlichen Status stehen im Vordergrund. Die 
Angehörigen organisieren sich teilweise, um weitergehende Forderungen durchzusetzen, ihre 
Arbeit politischer zu gestalten und organisierten Strukturen mehr Macht zu verleihen. 
 
Alt differenziert diesen Bereich in seinen Studien in Leipzig und München. Er unterscheidet 
je nach Migrationshintergrund und stellt fest, dass politische Flüchtlinge angespannter und 
mit weniger sozialen Kontakten leben aus Angst, entdeckt und abgeschoben zu werden. 
Arbeitsmigranten insbesondere aus Südosteuropa gehen entspannter mit ihrer eigenen 
Situation um und suchen mehr Kontakt zu legalen Landsleuten oder Deutschen (vgl. Alt 
1999: 192ff.; Alt 2003: 173ff.). 
 
2.4.2 Organisierte Hilfestrukturen für Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus 
 
In den letzten Jahren haben sich verstärkt Hilfestrukturen für die Betroffenen entwickelt. Die 
Problematik von Menschen ohne Papiere, die längerfristige Perspektiven des Aufenthalts 
entwickeln, ist stärker in die Öffentlichkeit gerückt. Außerdem sind es die Betroffenen selbst, 
die Kontakt zu Beratungsstellen mit dem Ziel aufnehmen, kurz- oder mittelfristig Hilfe zu 
erhalten. Neben Beratungsstellen in der Sozialen Arbeit gibt es immer mehr Initiativgruppen 
ohne professionellen Hintergrund, die Menschen in Not unterstützen. Im Folgenden sollen 
verschiedene Hilfestrukturen vorgestellt und in Bezug auf die Formen der Hilfe, 
Zielsetzungen sowie auftretende Schwierigkeiten analysiert werden. 
 
Menschen ohne regulären Aufenthalt sind von staatlicher Seite offiziell als Zielgruppe für 
Migrantenberatung nicht vorgesehen. Trotzdem tauchen immer mehr Personen in 
Beratungsstellen auf und nehmen deren Leistungen in Anspruch. Umfragen unter 
Beratungsstellen seitens des Diakonischen Werks und der Caritas sind zu dem Ergebnis 
gekommen, dass ein Großteil der befragten Stellen in Kontakt mit dieser Gruppe gekommen 
ist. Im Vordergrund steht die Zielsetzung, den Aufenthalt zu legalisieren (vgl. Krieger u.a. 
                                                 
27 Dies gilt insbesondere für Frankreich. 
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2006: 191ff., Beisbart 2003: 36). In Deutschland bedeutet das zu versuchen, einen Asylantrag 
bzw. Asylfolgeantrag zu stellen oder eine Duldung zu beantragen.28 In Frankreich gibt es 
weitere Möglichkeiten der Statuslegalisierung aus einem irregulären Aufenthalt heraus.29 
 
Neben dem Komplex Legalisierung/ Sicherung des Aufenthalts nimmt die Hilfe in 
Akutsituationen einen wichtigen Platz ein. Hier geht es um die Vermittlung zu Diensten des 
Gesundheitswesens, um Wohnung, Hilfe bei der Einforderung von (Lohn-) Ansprüchen etc. 
Darüber hinaus wird in Bezug auf finanzielle Hilfen, Sachleistungen oder Fragen zu Rückkehr 
und Weiterwanderung beraten (vgl. Beisbart 2003: 36). 
 
Die beiden christlichen Kirchen betreiben einen offenen Umgang mit dem Phänomen 
Illegalität. Seit dem Bewusstwerden der Problematik über die Beratungsstellen haben sie 
vielfache Strategien zur Hilfe entwickelt. Zunächst sprechen sie sich offen für eine Beratung 
des Personenkreises aus und argumentieren aus ihrem theologischen Selbstverständnis heraus. 
Angesichts der rechtlich schwierigen oder ungeklärten Lage bei der Beratung bzw. Hilfe von 
Betroffenen versuchen sie darüber hinaus, den in diesem Arbeitsfeld Tätigen eine sichere 
Grundlage für ihr Handeln zu geben und haben verschiedene Rechtsgutachten30 in Auftrag 
gegeben. Ein weiterer Punkt ist die Evaluierung der Beratungsstrukturen und der bestehenden 
Anfragen und Hilfeformen mit dem Ziel, Handeln transparenter zu gestalten. Für die Kirchen 
ist die Sensibilisierung der Öffentlichkeit für diese Thematik wichtig31. Deshalb bilden 
Seminare oder Veröffentlichungen zu dem Thema einen Arbeitsschwerpunkt (vgl. Beisbart 
2003: 34f.). 
 
Neben der offensiven Arbeit der Kirchen gibt es andere professionelle Netzwerke im Bereich 
der Gesundheitsversorgung, die sich in verschiedenen Großstädten gebildet haben. In diesen 
Netzwerken stellen sich Ärzte zur Verfügung, ohne Krankenschein und somit ohne Bezahlung 
medizinische Versorgung zu gewährleisten. Über größtenteils ehrenamtliche Unterstützer 
wird die Verbindung zu den Ärzten hergestellt. Die Anonymität in der Betreuung wird über 
die Benutzung von Kodewörtern in den Praxen gewährleistet. Schwierigkeiten bei der Arbeit 
                                                 
28 Die Stellung eines Asylantrags ist in Deutschland der einzige Weg, nach illegaler Einreise den Aufenthalt zu 
legalisieren, obwohl dies nur für die Dauer des Verfahrens gilt. Die Duldung als halblegaler Status kann in den 
Fällen beantragt werden, wenn die Betroffenen Gründe geltend machen können, die einer Abschiebung 
entgegenstehen. 
29 Neben den angesprochenen Legalisierungskampagnen von 1981 und 1997 ist es nach der aktuellen 
Rechtssprechung vorgesehen, dass Ehepartner bzw. Partner in eingetragener Partnerschaft ihren Aufenthalt 
legalisieren lassen können. 
30 Auf die Ergebnisse der Rechtsgutachten wurde im Abschnitt 2.2 näher eingegangen. 
31 Insbesondere Fragen zum Kirchenasyl stehen dabei im Vordergrund. 
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stellen neben der Gefahr der Strafverfolgung Fragen der Bezahlung dar, die bei ambulanter 
Versorgung abgefangen werden können, weniger aber bei stationärer Behandlung (vgl. Alt 
2003: 150ff.). 32 
 
Einen Sonderfall bildet in Frankreich die Selbstorganisation der Betroffenen in sogenannten 
sans-papiers-Kollektiven33. Darin arbeiten auch profesionelle und ehrenamtliche Personen mit 
legalem Status sowie ehemalige sans-papiers mit. Entscheidend ist jedoch, dass die 
Betroffenen in allen Fällen selbst die Initiative ergriffen haben, sich auch institutionell zu 
bündeln. Das Aufgabenfeld dieser Kollektive entspricht den oben genannten Aufgaben der 
Hilfsstrukturen. 
 
2.5 Strategien im Umgang mit Illegalität 
 
Gesetzlich institutionalisiert, tritt Illegalität durch individuelles Handeln hervor. 
Gesellschaftliche Akteure nehmen unterschiedliche Grundlagen ins Blickfeld, um ihr Handeln 
zu begründen. Sie entwickeln Strategien im Umgang mit Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus, die entweder die gesetzlichen Grundlagen betonen und das Individuum mit 
seinem rechtswidrigen Verhalten in den Vordergrund stellen oder die Berechtigung 
individuellen menschlichen Handelns ins Zentrum rücken und gesetzliche Bestimmungen 
kritisieren. 
 
Im Folgenden wurde eine eigene Systematik für Strategien entwickelt, die auf der Grundlage 
der Zielvorstellungen von Interventionen aufgebaut wurde, denn hier liegen nach Meinung 
der Verfasserin die größten Unterschiede. Um der Analyse nicht vorwegzugreifen, werden die 
Strategien nur im Abriss dargestellt. Sie wurden in repressive, konservative und progressive 
Strategien eingeteilt. 
 
Unter repressiven Strategien werden die Maßnahmen eingeordnet, die zum Ziel haben, 
Zuwanderung34 zu verhindern, und die daraus folgern, so illegalen Aufenthalt einzudämmen. 
Die Argumentation geht im Idealfall von einer möglichen totalen Eindämmung von 
                                                 
32 Weiterführend: So die Ärztekammern von Bremen und Niedersachsen, die eine Grundversorgung für 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus gewährleisten wollen. Vgl. Petra Bühring in: 
www.aerzteblatt.de/v4/archiv/artikel.asp?id=26206 
Ebenso: www.nadir.org/nadir/initiativ/kombo/k_47/k_47mednet.htm 
33 collectifs de sans-papiers 
34 Hierunter wird nur Zuwanderung aus Nicht-EU-Staaten verstanden. 
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Zuwanderung aus. Die Umsetzung des Ansatzes ist ausschließlich durch staatliche Mittel 
möglich: Auf der Grundlage der Gesetzgebungen werden Maßnahmen zur Grenzsicherung, 
zur Eingrenzung des einreiseberechtigten Personenkreises und zur Aufenthaltsbeendigung 
ergriffen. Dieser Tenor liegt sowohl der bundesdeutschen als auch der französischen 
Zuwanderungspolitik zu Grunde. Er wird durch Zustimmung in der Öffentlichkeit legitimiert. 
Die gesetzlichen Grundlagen zur Eindämmung von Zuwanderung wurden in Abschnitt 2.2 
dargestellt. 
 
Konservative Strategien gehen davon aus, dass Zuwanderung trotz gesetzlicher 
Bestimmungen nicht vollkommen unterbunden werden kann und dass man infolgedessen 
illegalen Aufenthalt nicht völlig verhindern kann. Trotzdem sollen von staatlicher Seite keine 
Anreize für illegalen Aufenthalt gegeben werden. Ein Status quo von Personen mit 
irregulärem Aufenthalt ist die Folge: Die Zuwanderung soll so weit wie möglich unterbunden, 
die Abschiebung von aufgegriffenen Personen vollzogen werden, jedoch stehen bei der 
Einsetzung der Mittel Kosten-Nutzen-Überlegungen im Vordergrund. Spiegeln die 
Gesetzgebungen repressive Strategien wider, unterliegt die Umsetzung von Maßnahmen auch 
konservativen Strategien.35 
 
Progressive Strategien sind Ansätze, die einen neuen Umgang mit dem Phänomen Illegalität 
fordern. Sie nehmen an, dass es angesichts offener Grenzen36, steigender Kommunikations- 
und Transportmittel immer mehr zu Migration kommen wird und irregulärer Aufenthalt nicht 
verhindert werden kann. Irregulärer Aufenthalt kann nur durch Legalisierung aufgehoben 
werden. Progressive Strategien lassen sich in zwei Gruppen einteilen. Auf der einen Seite geht 
man davon aus, sich die konkrete Situation der Betroffenen näher zu betrachten und konkrete 
Lösungen für sie zu finden. Diese Forderungen münden in den Aufruf nach 
kriterienbezogener Legalisierung. Dahinter steckt die Annahme, dass eine ständige, 
automatische Legalisierung zu starke Anreize für Migration mit sich bringen würde und 
deshalb nicht der richtige Weg im Umgang mit Zuwanderung ist. 
 
                                                 
35 Viele Organisationen werfen dies auch staatlichen Organen vor, dass sie mit der Situation der Betroffenen 
spielen, sie in einer Grauzone, einem Niemandsland lassen. Dahinter werden eigene staatliche Interessen 
vermutet. 
36 In der Diskussion findet man eine Disparität zwischen Annahmen zur „Festung Europa“, also der immer 
stärker auf ein Grenzregime setzenden Staatengemeinschaft, die ihre Maßnahmen untereinander abstimmt, und 
der Annahme, dass demokratische Staaten trotz aller Maßnahmen immer offen für zumindest bestimmte 
Zuwanderungsgruppen sind und die Grenzen nie vollkommen schließen. 
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Demgegenüber stehen Strategien, denen theoretische Überlegungen über die fehlende 
Berechtigung nationalstaatlicher Grenzen in der heutigen Zeit zu Grunde liegen. Sie sehen das 
Phänomen ausschließlich in staatlicher Verantwortung und lehnen eine 
Zuwanderungsbegrenzung auf Basis staatlicher Zuordnungen nach Herkunftsländern ab. In 
der Diskussion um sich im Land aufhaltende Migranten fordern sie eine automatische 
Legalisierung, die einer Aufhebung des Zuwanderungsregimes gleichkommt. 
 
Die einzelnen Strategietypen sind trotz Tendenzen nicht mit gesellschaftlichen Akteuren 
gleichzusetzen. Insbesondere staatliche Akteure bauen ihre Maßnahmen auf unterschiedlichen 
Ansätzen auf. In Frankreich kann man Tendenzen repressiver, konservativer und progressiver 
Strategien beobachten. In Deutschland ist die Handlungsfähigkeit in Bezug auf progressive 
Strategien sehr eingeschränkt, besteht in Einzelfällen jedoch auch. Vereine, Organisationen, 
Persönlichkeiten legen ihren Forderungen meist progressive Strategien zu Grunde, obwohl 
man gemischt auch andere Argumentationsansätze finden kann. Auch die Betroffenen selbst 
gehen in ihren Forderungen nicht ausschließlich vom Ansatz des progressiven Typs 2 aus, 
sondern wählen Typ 1 oft als Abgrenzung gegenüber neu eingereisten Migranten zur 
Stärkung ihrer Forderungen. Der konservative Ansatz wird meist nicht offensiv in der 
Diskussion eingesetzt, sondern eher angesichts fehlender Alternativen legitimiert. 
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3 Illegalisierung von Migranten als Resultat der Beziehung 
zwischen Staat und Individuum 
 
Die vorgestellten Strategien im Umgang mit Migranten innerhalb der Gesellschaft sind auf 
das Faktum Illegalität begrenzt. Der Fokus staatlicher Maßnahmen, aber auch von Diskursen, 
zielt auf die Tatsache eines Gesetzesverstoßes – der unerlaubten Einreise respektive des 
unerlaubten Aufenthalts – ab. Die Ansätze beschäftigen sich mit der Frage, wie die 
Gesellschaft mit dem Phänomen illegalen Aufenthalts umgehen muss. Die Gründe für das 
Auftreten von Illegalität werden selten hinterfragt. Dabei ist nach Meinung der Verfasserin 
die Unterscheidung zwischen Illegalität und Illegalisierung entscheidend für die weitere 
Positionsbestimmung im Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthalt. 
 
3.1 Illegalität und Illegalisierung 
 
Illegalität ist im Prinzip ein Aufenthaltsstatus bzw. die Negation des rechtlichen 
Aufenthaltsstatus bei faktischer Anwesenheit der betreffenden Person. Im Konzept der 
Illegalität von Menschen steht ein Zustand, ein Status von Personen im Vordergrund, der sich 
aufenthaltsrechtlich determinieren lässt. Er ist durch rechtliche Bestimmungen jedes Landes 
geregelt, wobei nicht von einer präzisen rechtlichen Festlegung, sondern vom Fehlen genau 
dieser Festlegung ausgegangen werden muss. Ein Aufenthaltsstatus wird im Normalfall durch 
die zuständigen staatlichen Behörden auf Grundlage der geltenden Rechtsbestimmungen 
erteilt. Im Fall von Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus bringen sie sich selbst in den 
Status, da sie ohne Sichtvermerk einreisen bzw. sich über die Dauer des Visums hinweg im 
jeweiligen Land aufhalten. 
 
Abgeleitet aus der scheinbaren Selbstattribution des Status durch die Betroffenen setzt sich 
der Migrations- bzw. Illegalisierungsdiskurs vor allem mit der Frage auseinander, wie man 
Menschen davon abhalten kann, diesen Status zu wählen und wie man ihn „rückgängig“ 
machen kann, d.h. wie man verhindern kann, dass dieses Phänomen in der Gesellschaft 
auftritt. Unangetastet bleibt dabei die Frage, wie Illegalität als aufenthaltsrechtlich relevante 
Kategorie erst durch staatliche Festlegungen konstruiert wird. Die Schaffung einer speziellen 
Kategorie für Migranten, die sich nicht den Regularien der Zuwanderungspolitik unterordnen, 
wird in dieser Arbeit jedoch prozessual verstanden. Illegalität existiert nicht erst ab dem 
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Moment, wenn sich eine Person irregulär in einem anderen Land aufhält, sondern wenn dieser 
Status vorgesehen ist und in wiederkehrenden Prozessen legitimiert wird. Durch diese 
Prozesse werden Personen bereits im Vorfeld illegalisiert. Es kommt zu einer 
Illegalisierungsspirale, in deren Logik alle Nichtstaatsbürger potenziell der Gefahr der 
Illegalität unterliegen bzw. sich bewusst in diesen Status begeben.37 Migranten wird im 
öffentlichen Diskurs die aktive Rolle einer Grenzübertretung zugeschrieben, die zu Illegalität 
führt. Die vielzähligen Änderungen in der Ausländergesetzgebung werden nicht als Grund 
von, sondern als notwendige Reaktion auf Illegalität angesehen. 
 
Im Folgenden soll deshalb auf die Logik staatlicher Souveränität eingegangen werden, die 
sich in Diskursen niederschlägt, ohne dass sie bewusst gemacht wird. 
 
3.2 Die positivistische Souveränitätslogik von Nationalstaaten 
 
Die geopolitische Situation der Erde ist heutzutage durch nebeneinander existierende 
Nationalstaaten gekennzeichnet. Der Nationalstaat als Prinzip gesellschaftspolitischer 
Zugehörigkeit und Abgrenzung ist seit dem 19. Jahrhundert dominierend und seit Ende der 
Kolonialzeit weltumspannend. Nationale Ideen haben sich durch ihre Institutionalisierung in 
einem politisch relevanten Konstitutiv in gewisser Weise verselbstständigt, so dass historische 
Entwicklungen in Bezug auf die Herausbildung von Nationalstaaten auf eine unilaterale 
Komponente reduziert werden.38 Unberücksichtigt bleibt dabei die Ebene des kollektiven 
Vergessens nationaler Gemeinschaften mit Blick auf die eigene Geschichte zu Gunsten der 
Mythenbildung um die Entstehung von Nationalgemeinschaften.39 
 
                                                 
37 Diesen Ansatz kann man nicht nur in der Diskussion um Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 
wahrnehmen, sondern auch bei der Debatte um die Verschärfung des Asylrechts. Vielfach wurde Asylbewerbern 
unterstellt, dass sie eigentlich kein Anrecht auf Asyl haben, sondern dass sich alle Personen Rechte und 
Leistungen erschleichen wollen. Es kommt zu einer generellen Vorverurteilung aller, mit der die Verschärfung 
staatlicher Maßnahmen gerechtfertigt wird. Dies führt zu einer Self-Fulfilling Prophecy, da die sinkenden 
Asylbewerberzahlen respektive Anerkennungszahlen die vorher legitimierte Verschärfung scheinbar bestätigen, 
ohne dass hinterfragt wird, inwieweit die eingesetzten Instrumentarien zu diesem Zustand beigetragen haben. 
38 Selbst die Auseinandersetzung in den Geschichtswissenschaften zeugt von der scheinbar darauf abzielenden 
Entwicklung unterschiedlicher, völlig disparater Entwicklungen hin zu einer Zentralisierung und 
Institutionalisierung im Nationalstaat, ohne den Zufallscharakter vieler Entwicklungen zu berücksichtigen. Vgl. 
hierzu die Kritik von Noiriel (2001: 120). 
39 Die Selektion und Verzerrung historischer Tatbestände, Entwicklungen und Ereignisse ist der Grundgedanke 
einer mit Anderson gesprochenen „erfundenen Nation“. Renan (1995: 45f.) greift für die französische Seite den 
Begriff des Vergessens als zentrale Kategorie für den Bedeutungszuwachs der nationalen Ebene als 
Zugehörigkeitsebene auf. Alle nicht in die vollzogene Entwicklung passenden Ereignisse werden (bewusst) 
negiert bzw. (unbewusst) vergessen. 
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Dem Nationalstaatsprinzip inhärent ist heutzutage die Trias von Nation, Volk und 
Territorium. Die nebeneinander existierenden Nationen sind Ausdruck von nebeneinander 
liegenden, nach ethnischen Kriterien getrennten Gemeinschaften. Eine ethnische 
Gemeinschaft, ein Volk, entwickelt nach diesem Prinzip seine volle Souveränität erst durch 
die Entstehung eines Staates, da es so zu einer politischen Kategorie erwächst.40 Der Staat 
selbst entwickelt seine Souveränität durch das Volk als Träger von Souveränitätsrechten (vgl. 
Blahusch 1999: 60ff.; Kriele 1994: 84ff.). Er ist institutionalisierter Ausdruck des politischen 
Willens des Volkes. Verwirklichen kann sich ein Volk nur, wenn für die Bildung eines 
Nationalstaates auch ein abgegrenztes, genau definierbares Territorium vorhanden ist. Die 
Forschung zur Entwicklung von Nationalstaaten und ihren konstitutiven Merkmalen hat zwar 
unterschiedliche Typisierungen von Nationalstaaten vorgenommen, im Vordergrund steht 
aber immer die Frage nach Formen der (nationalen) Gleichartigkeit.41 
 
Eine der wichtigsten Aufgaben des Staates ist es, seine Bürger zu schützen, indem er von 
seiner Souveränität (gegenüber anderen Staaten und Staatsbürgern unterschiedlicher 
Staatsangehörigkeit) Gebrauch macht. Die äußere Souveränität ist in der heutigen Zeit ein 
wichtiger Streitpunkt, wenn diskutiert wird, inwieweit souveräne Staaten durch ein 
internationales Völkerrecht an dieser totalen Souveränität gehindert werden können. Im 
Unterschied zum Staat haben internationale Organisationen wie die UNO kein 
Gewaltmonopol, mit dem sie einen Machtanspruch durchsetzen könnten. Vielmehr steht 
Völkerrecht mehr auf der Stufe der Moral als auf der Stufe des Rechts und kann folglicher 
Weise von Staaten unterwandert werden (vgl. Kriele 1994: 65ff.). 
 
Der Nationalstaat entwickelt eine integrative Kraft durch die Abgrenzung nach außen und 
eine gleichzeitige Nivellierung sozialer und kultureller Unterschiede im Inneren, egal, 
welcher Nationenbegriff unterstellt wird (vgl. Behr 1998: 119ff.; Oberndörfer 1993: 15ff.). 
Existierende Unterschiede werden als unbedeutend betrachtet im Gegensatz zu Unterschieden 
gegenüber anderen Nationalstaaten. Die Erhaltung des Nationalstaates als verwirklichter 
Raum eines Volkes ist infolgedessen oberstes Ziel aller ordnungspolitischen Entscheidungen. 
Letztere legitimieren sich also aus dem Staatsverständnis selbst heraus. Behr sieht darin einen 
staatsrechtlichen Positivismus, der in Bezug auf politische Bestimmungen und Maßnahmen 
                                                 
40 Dies war am Anfang insbesondere in Deutschland nicht so. Bis ins 19. Jahrhundert war Deutschland eine 
staat-lose Nation, die sich als Bildungsgesellschaft empfand und über diese Zuschreibung Identifikation gewann. 
(Vgl. Böckenförde 1999: 47). 
41 Ausgehend von den Komponenten Volk und Territorium, die entscheidend für die Herausbildung eines 
national definierten Staates sind, werden die Komponenten unterschiedlich akzentuiert. 
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nur Fragen im juristischen Rahmen zulässt und Fragen in Bezug auf die eigentliche 
Rechtfertigung ausschließt (vgl. Behr 1998: 130ff.). Dies liegt daran, dass die Staatsbildung 
unter jeweils ganz spezifischen Bedingungen abgelaufen ist, die als gegeben angesehen 
werden, da ohne sie die Nation nicht in dieser Weise entstanden wäre (vgl. Böckenförde 
1999: 41f.). 
 
Die funktionale Souveränität eines Staates ist im Nationalstaat gerade durch die enge 
Beziehung zwischen Territorium, Volk und Nation geprägt. Sie führt im Nationalverständnis 
dazu, dass es einen Rahmen von Wertvorstellungen und Entscheidungen gibt, der als gegeben 
angenommen wird. Er ist prälegitimiert und bedarf seinem Verständnis nach keiner weiteren 
Legitimation. Das Nationalverständnis findet seinen Ausdruck in den Verfassungen der 
einzelnen Länder, in denen die Grundwerte festgehalten sind. Diese sollen im Prinzip von 
allen Bürgern getragen werden und stellen die Basis für die ordnungspolitischen 
Rahmenbedingungen von Politikbereichen dar. Politikbereiche wie z.B. die 
Zuwanderungspolitik müssen in Bezug auf ihre Kongruenz mit den national festgelegten 
Werten und Vorstellungen gegenüber den Staatsbürgern legitimiert werden. Die sich daraus 
entwickelnden Legitimationsmuster werden in den gesamtgesellschaftlichen Diskurs 
aufgenommen und verselbstständigen sich in der Diskussion (vgl. Kriele 1994: 21ff.). 
 
Entscheidend sind für die Verfasserin die unterschiedlichen Legitimationsgrade zwischen dem 
der nationalen Einheit zu Grunde liegenden Verständnis und einzelner Politikbereiche in 
Abgleich mit dem Nationalverständnis. Das Ungleichgewicht hat Einfluss auf die 
unterschiedlichen Bewusstseinsebenen von Hinterfragbarkeit in Diskursen und wird in 
Abschnitt 4 behandelt. Jede nicht mit dem Nationalverständnis konform gehende Handlung 
wird als Angriff auf die nationale Gemeinschaft gewertet und infrage gestellt. Die Existenz 
der Nation hängt von der Homogenität der Gesellschaft durch homogenisierende Grundwerte 
und "Fakten" ab. Dies sind nicht nur Werteinstellungen, die soziales Leben ermöglichen 
sollen, sie werden teilweise naturalistisch abgeleitet: Die kulturelle Gleichartigkeit bzw. 
Ähnlichkeit wird mit der gleichen Herkunft der Mitbürger begründet. Sie ist dem Einzelnen 
zufällig gegeben oder nicht gegeben. Das Zusammenleben ist Legitimation genug und bedarf 
nach dem positivistischen Verständnis keiner weiteren Überprüfung. 
 
Eine Forderungsspirale und ein Konfrontationsverständnis sind die Folge: Der Staat fordert 
und verteidigt sich im Namen des Volkes, für das er politische Entscheidungen fällt. Die 
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Entstehung von Nationen ist eng gekoppelt an kriegerische Auseinandersetzungen, 
Okkupationsbestrebungen, Streit um Territorien und Abschottungsmaßnahmen. Hierin kann 
man ebenfalls die enge Verbindung zwischen auf nationalen Ideen beruhender Politik, Volk 
und Territorium sehen (vgl. Noiriel 2001: 88ff.).42 
 
3.3 Ordnungsprinzipien im Umgang mit Fremden 
 
Dem Nationalverständnis nach existieren qualitativ unterschiedliche Entitäten 
gesellschaftlicher Konstrukte, die sich durch ihre jeweils typische und einzigartige 
Stammesherkunft, Sprache, kulturelle Ausprägungen und ein Verständnis von Staat 
kennzeichnen. Diese extreme Abgrenzung nach außen und die Nivellierung nach innen sind 
typisch für die Logik des Nationalstaates. Die Identität einer Nation als einer auf gleichen 
Komponenten beruhenden Einheit schließt die Wahrnehmung eines Fremden ein. Erst die 
Wahrnehmung des Fremden und seine Verortung als Fremder lässt die Wahrnehmung der 
inneren Geschlossenheit und Einheit zu. Schiffauer kommt zu dem Schluss, dass eine 
Gleichheit bzw. Gleichmachung nicht auf die ganze Welt ausdehnbar ist, da die Funktionalität 
der Andersartigkeit für nationale Identitäten nicht kompensiert werden kann (vgl. Schiffauer 
1997: 35f.). 
 
Das Besondere einer Nation wird im Kontakt zwischen den einzelnen Nationen deutlich. 
Migranten sind Prototypen der Identitätsstiftung über den Prozess der Wahrnehmung als 
Fremde. Sie werden nach staatsbürgerschaftlichen Merkmalen klassifiziert bzw. darauf 
reduziert. Gleichzeitig stellt ihre Anwesenheit in einem Land, dessen Staatsbürgerschaft sie 
nicht besitzen, automatisch eine Bedrohung für das Identitätsverständnis der Staatsbürger dar. 
Die identitätsstiftende Wahrnehmung läuft zur gleichen Zeit wie der graduelle Ausschluss aus 
der Gesellschaft ab. Trotz der idealtypischen Unterschiede des Nationalverständnisses der 
einzelnen Nationen, insbesondere oft zwischen Deutschland und Frankreich dargestellt, kann 
                                                 
42 Noiriel betont die Wichtigkeit des Konzepts „Freiheit“ für die Entstehung von Nationalstaaten: Für 
Deutschland ging die Emanzipationsbewegung gegen die Napoleonische Herrschaft einher mit nationalen 
Bestrebungen. Erst durch die Unterdrückung durch Frankreich wuchs in Deutschland der Wunsch bzw. die 
Einsicht in eine scheinbare Notwendigkeit, neben einer kulturell homogenen Nation ohne staatliche 
Verwirklichung auch politisch ein souveräner Raum zu werden und sich so gegen andere Nationen besser 
abgrenzen zu können. 
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man die gleichen Ausschlussprozesse feststellen.43 Ein Migrant wird zum Fremden durch die 
Klassifizierung zum "Fremd-Nationalen", die auf nationalstaatlichen Kriterien beruht. 
 
Im Gegensatz zur Nation unterliegt das Konzept der Republik idealtypisch der Vorstellung, 
dass die Zugehörigkeit zur Republik auf nicht-herkunftsbedingten Merkmalen beruht. Die 
Republik beruft sich nach ihrem naturrechtlichen Verständnis auf allgemeine, universelle 
Menschenrechte, die für alle Menschen gelten und die sie allen Menschen garantieren muss. 
Republiken sind in der politischen Wirklichkeit jedoch gleichzeitig Nationen. In diesem 
Spannungsfeld entwickelt sich ein spezielles Verständnis von Rechtsgarantien, zu denen sich 
der Staat verpflichtet. Über internationale Verträge und Konventionen binden sich 
Nationalstaaten an das internationale Menschenrechtsregime, legen es aber gleichzeitig ihrem 
Souveränitätsverständnis nach national gefärbt aus.44 Die Idee allgemeingültiger 
Menschenrechte, von jedem einforderbar, unterliegt immer nationalstaatlichen Ideen und dem 
Kongruenzgrad zwischen beiden.45 
 
Die nationalstaatlich gefärbte Auslegung von Menschenrechten bedeutet in Bezug auf 
Migration die beschriebene Reduzierung der Person auf Merkmale der Herkunft 
(Staatsangehörigkeit, Sprache, Kultur), mit der eine unüberwindbare Dichotomie zwischen 
Staatsbürger und Nichtstaatsbürger geschaffen wird. In der identitätsstiftenden Logik von 
                                                 
43 Oberndörfer (1993: 34 ff.) betont für Deutschland die völkisch-kulturelle Komponente, an der sich die 
Identität der deutschen Nation ausrichtet.  Die historische Systematik des deutschen Nationalverständnisses fußt 
seiner Meinung nach auf der Kategorie der Ethnie. Demgegenüber stellt er auf religiöse und sprachliche Aspekte 
basierende Nationen. Zu letzteren zählt er Frankreich. Konstitutiv für die Einheit war die gemeinsame 
sprachliche Basis, die erst die Möglichkeit gab, sich (sprachlich) zur Nation zu bekennen. Behr (1998: 40ff.) 
betont auch diese Komponente bei der Entwicklung des Nationalverständnisses in Frankreich: Er betont, dass in 
der französischen Verfassung das französische Volk nicht weiter spezifiziert wird auf die Herkunft bzw. 
Zugehörigkeit. Die Zugehörigkeit zur Nation ist in erster Linie über ein Willensbekenntnis zu den Werten der 
französischen Nation definiert. Er spricht aber gleichzeitig die enge Verbindung zwischen Nationalverständnis 
und Republikanismus in Frankreich an: Die republikanischen Institutionen wurden und werden als ausreichend 
betrachtet, erforderliche Grundvoraussetzungen für ein Gemeinschaftsleben im öffentlichen, kulturell 
„einheitlichen“ Raum zu gewährleisten. Insofern wird ein kultureller Grundkonsens im Gegensatz zu 
Deutschland automatisch vorausgesetzt. Noiriel (2001: 91f.) setzt sich ebenfalls mit dem Gegensatzpaar 
Deutschland – Frankreich auseinander und kritisiert es als zu oberflächliche Unterscheidung. Er betont gerade 
den Austausch über national-konstitutive Ideen im 18. und 19. Jahrhundert zwischen beiden Ländern und damit 
die Ähnlichkeit der Ansätze, die dann eine jeweils landestypische Färbung erhalten haben. 
44 Beispielhaft dafür soll die Umsetzung des Asylrechts in Deutschland stehen. Nach dem Asylverfahrensgesetz 
wird bei einem Antrag auf Asyl geprüft, ob sowohl die Voraussetzungen für Art. 16a GG als auch für § 60 
AufenthG vorliegen. Die unterschiedliche Wertigkeit schlägt sich in den dafür umgangssprachlich verwendeten 
Begriffen „großes Asyl“ und „kleines Asyl“ nieder. 
45 Cyrus (1999: 214 ff.) schildert die vielfältigen Strategien von Nationalstaaten, die Umsetzung internationaler 
Verträge zu umgehen. 
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Nationalstaaten müssen alle Maßnahmen, die auf Ausgrenzungsmechanismen beruhen, nicht 
mehr legitimiert werden. Folge ist die Institutionalisierung einer Abstufung.46 
 
Die ordnungspolitische Umsetzung dieser Logik erfolgt durch die Einführung von 
Maßnahmen zur Abstufung von Rechts- und Leistungsansprüchen aufgrund eines bestimmten 
Aufenthaltsstatus. Damit sollen Unterschiede zwischen In- und Ausländern manifest werden. 
Eine Degradierung bestimmter Bevölkerungsgruppen ist die Folge. Konsens besteht 
mittlerweile darüber, soziale Leistungen auch für Migranten mit einem Aufenthaltstitel zu 
garantieren. Auch da kommt es je nach Aufenthaltstitel zu Unterschieden. Beispiel hierfür 
sind die Wartezeit für ausländische Angehörige von Migranten vor der Erteilung einer 
Arbeitserlaubnis nach §3 IT-ArGV in Deutschland oder die Arbeitsmarktprüfung der 
Arbeitsämter zur Feststellung des Anspruchs vorrangiger Arbeitnehmer in beiden Ländern. 
 
Eine totale Degradierung liegt vor, wenn sich Bevölkerungsgruppen nicht auf einen 
Aufenthaltstitel berufen können. Dies gilt a priori für Asylbewerber, deren Aufenthalt zwar 
für die Dauer des Verfahrens gestattet ist, die daraus jedoch kein Recht ableiten können. Bei 
dieser Gruppe werden selbst bei sonst selbstverständlichen Leistungen Abstriche gemacht.47 
Die Degradierung bei Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus ist noch manifester. Durch 
undokumentierte Migration sind sie in keinem Leistungssystem vorgesehen. In Deutschland 
leiten sich zwar aus §1 Abs.1 AsylbLG theoretische Ansprüche auf Leistungen nach AsylbLG 
ab, die jedoch wie unter Abschnitt 2.2 dargestellt aufgrund der engen Kopplung an 
aufenthaltsrechtliche Konsequenzen größtenteils nicht wahrgenommen werden. 
 
Zuwanderungspolitik unterliegt nationalstaatlichen Zugehörigkeits- und Identitätsprinzipien, 
die sich in Bestimmungen zu Einreise und Aufenthalt niederschlagen. Auf die eigenen 
Staatsbürger bezogen, nehmen sie universelle Grundrechte nur eingeschränkt ins Blickfeld. 
Migranten haben subjektive Legitimationsmuster für ihre eigene Migrationsgeschichte 
entwickelt, die viel mehr auf individuelle Grundrechte bzw. deren Verletzung als Grund für 
                                                 
46 Behr (1998: 39, 44 ff.) sieht graduelle Unterschiede in der Kategorisierung von Migranten. Für die USA stellt 
er fest, dass dort nicht alle Ausländer gleich behandelt werden, sondern dass je nach Herkunftsland eine 
Kontingente festgelegt werden, um die ethnische Zuwanderung zu steuern. In Deutschland erkennt er diese 
Unterschiede nicht, sondern spricht von einem allgemeinen Ausschluss. Dem widersprechen bestimmte arbeits- 
und aufenthaltsrechtliche Regelungen, nach denen zumindest zwischen EU-Bürgern und Nicht-EU-Bürgern 
unterschieden wird. Diese beruhen hauptsächlich auf politischen Positionen, teilweise aber auch auf der 
ethnisch-kulturellen Komponente (z.B. die Nichtaufnahme der Türkei in die EU). 
47 Das AsylbLG macht Abstriche bei allgemeiner Versorgung („Grundversorgung“: Gemäß §3 AsylbLG wird 
die Grundversorgung prioritär über Sachleistungen abgedeckt; dazu zählt der Bedarf an Nahrung, Kleidung, 
Unterkunft, Haushaltsgütern und Hygieneartikeln) und bei medizinischer Versorgung (Versorgung im Akutfall, 
nicht präventiv gemäß §4 AsylbLG). 
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Migration abzielt. Mit einem irregulären Grenzübertritt bzw. dem Verbleiben im Land 
verwirken Migranten nach dieser Logik ihren Anspruch auf Rechte, da sie sich nicht an 
nationalstaatlich festgelegte Bestimmungen gehalten haben. Zugeständnisse staatlicherseits 
werden in Kategorien wie Gnade, Billigung oder Ausnahme deklariert, jedoch weniger als 
Rechtsanspruch angesehen.48 
 
Hier wird wieder der Fokus auf den einseitigen Gesetzesverstoß seitens der Migranten 
gegenüber der jeweiligen Gesetzesgebung deutlich. Allerdings gäbe es dieses Problem gar 
nicht, wenn für die Unterscheidung zwischen Staatsbürgern und Nicht-Staatsbürgern andere 
relevante Kategorien gefunden worden wären bzw. wenn das Merkmal der Staatsbürgerschaft 
irrelevant für gesellschaftliches Zusammenleben wäre. Die Kategorie des Ausländers im 
rechtlichen Rahmen wurde durch den Nationalstaat institutionalisiert.49 Die Kategorisierung 
ist vorgesehen, der Migrant selbst führt aber durch sein Verhalten zu einer Einordnung. 
Illegalität wird durch den Selbstbestimmungsfokus als Problematik der inneren Sicherheit und 
Angriff auf ein demokratisches System verstanden. Die Angst vor übermäßiger 
unkontrollierter Migration mit Folgen wie Unsicherheit, Überfremdung etc. hat zur 
Konsequenz, dass staatliche Grenzen noch stärker kontrolliert werden. Erst durch die 
gesetzliche und faktische Umsetzung tritt jedoch Illegalität auf. 
 
Gesetzliche Bestimmungen hinken oft sozialen Wirklichkeiten hinterher. Dem Bereich des 
Rechts ist es inhärent, dass ein Bedarf an allgemeingültiger Regelung über die Legislative 
normalerweise erst bei Auftreten eines Phänomens und bei damit verbundenen Problemen 
dokumentiert wird. Gesetzesänderungen werden dementsprechend durch die Politik über eine 
veränderte gesellschaftliche Situation begründet. Verbesserungen der aufenthaltsrechtlichen 
und sozialrechtlichen Bestimmungen für Migranten sind unwahrscheinlich aufgrund des 
prioritären Bezugs auf Staatsbürger, die tendenziell versuchen, ihre Souveränitätsrechte durch 
Exklusivitätsbestimmungen durchzusetzen.50 Trotzdem lassen sich Beispiele nennen, in denen 
                                                 
48 In Frankreich hat sich ein Konsens über Parteigrenzen hinweg darüber gebildet, dass Grundrechte für ein 
menschenwürdiges Leben in Illegalität nicht eingeschränkt werden dürfen. Für Deutschland lassen sich aus 
Gesetzen wie beschrieben Rechte ableiten; diese werden aber politisch oft bestritten und haben bislang keinen 
gesellschaftlichen Konsens gefunden. 
49 Diese Entwicklung ging einher mit der Institutionalisierung von Identitätskontrollmechanismen für die eigene 
Bevölkerung und ist nicht von vornherein als Ausschlussmechanismus verstanden worden, hat sich jedoch mit 
der Zeit verselbständigt (vgl. Noiriel 1994: 33 ff). 
50 In Deutschland und Frankreich wurden beispielsweise die Gesetzesänderungen im Ausländerrecht und 
Asylrecht Anfang der 1990er Jahre damit begründet, dass die Zahl der Asylbewerber zu hoch ist und 
eingeschränkt werden muss, dass aufgrund anstehender Änderungen auf europäischem Niveau (Übereinkommen 
von Dublin und Schengen) die nationalen Gesetze angepasst werden müssen und dass einem Missbrauch der 
Bestimmungen vorgebeugt werden soll. 
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die einheimische Bevölkerung durch die Wahrnehmung eines sozialen Problems für andere 
Gruppen sensibilisiert wurde und sich ein Konsens in der Öffentlichkeit zu Gunsten einer 
Gesetzesänderung durchgesetzt hat. In Bezug auf Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 
kam es z.B. zu einer Sensibilisierung der Bevölkerung durch die Kirchenbesetzungen in Paris 
1996, wo breiten Bevölkerungsschichten die eigene Unkenntnis der Ausländergesetzgebung 
bewusst wurde. Darüber hinaus wurde der Bevölkerung gewahr, dass offensichtlich Mängel in 
der Gesetzgebung lagen, die zu unlösbaren Situationen seitens der Betroffenen geführt hatten 
(die so genannten „ni régularisables, ni expulsables“51). Die partielle Schuldzuweisung der 
eigenen Gesetzgebung hat dazu beigetragen, dass das Phänomen als ein zu lösendes Problem 
eingestuft wurde. Vielfach wurde auch das Ausmaß des Phänomens thematisiert. Es kam 
nicht unbedingt zu einer Mobilisierung für einen grundlegend neuen Ansatz in der 
Zuwanderungspolitik, sondern für die Überarbeitung bestimmter Elemente als Anpassung an 
bestimmte soziale Wirklichkeiten. 
 
                                                 
51 „Weder legalisierbar noch abschiebbar“: Bezeichnung für Angehörige von Personen mit französischer 
Staatsbürgerschaft (meist ausländische Eltern, deren Kinder die französische Staatsbürgerschaft nach dem bis 
1.5.1993 geltenden Staatsbürgerschaftsgesetz automatisch bei der Geburt erhielten), deren Aufenthaltsstatus 
nach der Gesetzesänderung nicht verlängert wurde, die jedoch aufgrund enger familiärer Bindungen nicht 
abgeschoben werden durften. Diese offensichtliche Dysfunktion der Rechtslage wurde durch eine Verordnung 
1996 mit der Legalisierung der Betroffenen aufgehoben. 
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4 Ordnungsdiskurse im Kontext von Zuwanderung und 
Illegalität 
 
Wie im letzten Abschnitt deutlich wurde, ist der staatliche Umgang mit Zuwanderung, wie er 
sich in der Zuwanderungspolitik niederschlägt, nicht ohne Einfluss der öffentlichen Meinung 
denkbar. Die Wechselwirkungen zwischen Politik und öffentlichen Diskursen sind vielfältig. 
Zunächst soll deshalb betrachtet werden, welche Funktionen Diskurse bei der politischen 
Entscheidungsfindung und Umsetzung erfüllen und welche unterschiedlichen 
Forschungsansätze die Diskursanalyse beinhaltet. 
 
4.1 Ansätze der Diskursforschung 
 
Der Begriff des Diskurses hat im allgemeinen Sprachgebrauch weit verbreitet Einzug 
gehalten. Oft wird von Diskursen gesprochen, wenn öffentliche Diskussionen stattfinden. 
Diskurse werden insofern oft gleichgesetzt mit dem gesprochenen bzw. geschriebenen Wort. 
Sie bestehen zu unterschiedlichsten Themen und existieren nebeneinander. Die Präsenz eines 
Diskurses kann je nach Prägnanz des Themas verschwinden und wieder auftauchen. Diskurse 
werden auf verschiedenen Ebenen fortgeführt; dabei nehmen Massenmedien einen wichtigen 
Platz ein. 
 
Auch beim Thema Zuwanderung kann man von einem Diskurs sprechen, da es sich um ein 
sowohl tagespolitisches, wissenschaftsrelevantes als auch in breiter Öffentlichkeit diskutiertes 
Thema handelt, das einen hohen Stellenwert in Bezug auf die Identität und die Stellung der 
Bürger eines Landes hat. Im Diskurs fließen sowohl bewusste als auch unbewusste 
Argumentationen und Meinungen ein. Unhinterfragt in der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung ist größtenteils die dargestellte Funktion der Nation, die durch staatliche 
Maßnahmen geschützt werden muss. Andere Modelle gesellschaftlichen Zusammenlebens 
werden von vornherein nicht in die Diskussion einbezogen. Dieser Status quo wird im 
Diskurs vorausgesetzt und ist fester Bestandteil des Diskurses selbst. Dies trifft im Übrigen 
nicht nur auf das Thema Zuwanderung zu. 
 
Diskurse als öffentliche Auseinandersetzungen auf sprachlichem Niveau geben ein 
Meinungsbild, eine Grundstimmung der Gesellschaft zu den jeweils im Vordergrund 
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stehenden Themen wider. Über diese Themen lässt sich auch der Stellenwert der 
Auseinandersetzung in der Bevölkerung ablesen. Die Grundstimmung ist oft 
richtungsweisend für anstehende politische Entscheidungen. Jeweils dominierende 
Meinungen in Diskursen sind so ein Gradmesser für Stimmungen, Präferenzen und 
Problemschärfungen innerhalb der Gesellschaft und werden bei der Umsetzung politischer 
Entscheidungen berücksichtigt. 
 
Auf der anderen Seite erleichtern die in Diskurse projizierten Meinungen die Einführung 
neuer politischer Rahmenbedingungen. Umstellungen, die im Vorfeld durch bestehende 
Meinungen gefestigt wurden und die auf bestehende Problemfelder reagieren, sind meist 
stärker legitimiert. Diskurse können unter Umständen die Einführung von neuen gesetzlichen 
Bestimmungen oder Maßnahmen zu deren Umsetzung erleichtern. Die Einführung 
gesetzlicher Bestimmungen gegen den allgemeinen Willen der Bevölkerung ist hingegen eher 
selten und leitet sich aus einer politischen Notwendigkeit ab. 
 
In der Linguistik hat gerade die Kritik an einer (oberflächlichen) Textanalyse in Bezug auf 
Semantik und Syntax dazu geführt, Texte in ein größeres diskursives Umfeld zu setzen. 
Dahinter steht die Annahme, dass Diskurse den üblichen, herrschenden Sprachgebrauch über 
bestimmte Themen in der Öffentlichkeit bezeichnen. Durch sein Ausmaß ist ein Diskurs 
allgegenwärtig für kollektive Bewusstseinsprozesse. Diskurse sind ein „Geflecht von 
thematisch zusammengehörigen Aussagen, die über Textkorpora zu erschließen sind“ 
(Niehr/Böke 2000: 12). Dieses  Geflecht ist im Kommunikationsprozess verfestigt und besitzt 
dadurch einen hohen Wiedererkennungswert. Als Diskurse werden so nicht einzelne 
Aussagen bezeichnet, sondern Aussagen zu wiederkehrenden Themen, die einen hohen 
sozialen Wert haben. Ein Diskurs ist nicht ein Diskussions- bzw. Argumentationsstrang, 
sondern beinhaltet verschiedene Argumentationslinien zu demselben Thema. 
 
In den Sozialwissenschaften ist ein zentraler Gedanke der Diskursforschung, die dem 
gesprochenen und geschriebenen Wort zu Grunde liegenden Muster zu erkennen und sie als 
eine "kollektiv verbindliche Wissensordnung" zu verstehen. Es geht nicht nur darum zu 
erkennen, was gesagt wird (sowohl als manifester als auch latenter Inhalt), sondern in 
welchem Bedeutungszusammenhang dies steht und auf welche Sinnsysteme die Akteure 
zurückgreifen. Die Reproduktion dieser Sinnsysteme steht im Zentrum des 
Forschungsinteresses der Diskursforschung (vgl. Keller 2004: 7). 
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Einer der Vordenker einer diskursiven Perspektive in den Sozialwissenschaften war Foucault. 
Er geht davon aus, dass jede Epoche eine grundlegende, sich jeweils ablösende 
Wissensordnung zum Verstehen der Welt entwickelt, auf deren Basis sich 
Erkenntnisstrukturen ableiten lassen. Besonders in seinen frühen Arbeiten, vor allem in Die 
Ordnung der Dinge, entwickelt Foucault eine strukturalistische Perspektive von 
Wissensordnungen, die freigelegt werden sollen. Dies bedeutet, dass er eine ahistorische 
Perspektive verfolgt, die sich nicht auf die Dynamik und das Ineinanderwirken von 
historischen Prozessen konzentriert. Vielmehr verfolgt er einen Ansatz, bei dem zentral 
betrachtet wird, was zu einem bestimmten Zeitpunkt zu erkennen ist, ohne auf mögliche 
zeitlich vorliegende Einflüsse einzugehen. Wie ein Archäologe will er so für jeweilige 
Epochen bestimmte Muster aufdecken (vgl. Foucault 1994: 39ff.). 
 
Bestimmte soziale Phänomene, die durch Wort und Schrift festgehalten werden, verdanken 
ihre Existenz nach diesem Ansatz den jeweils spezifischen Wissensformationen einer Zeit. 
Daraus haben sich Praktiken entwickelt, die von allen über die bestehenden Sinnstrukturen 
verstanden werden und aus denen sich ein Gerüst sozialer Praktiken entwickelt. Diskurse 
werden deshalb auch als Fluss sozialen Wissens bezeichnet. Sie werden von Subjekten 
aufrechterhalten, konstituieren diese aber gleichzeitig (vgl. Jäger 1997: 76). 
 
In seinen späteren Arbeiten hat Foucault stärker eine dynamische Perspektive eingenommen, 
die auf die Kritik an seinem Modell reagierte. Der Grundgedanke bleibt zwar bestehen, dass 
jede Epoche seine eigenen Wissensstrukturen und Aneignungsmechanismen entwickelt, aber 
die Entwicklung dieser Perspektiven steht im Vordergrund gegenüber der ehemaligen 
Annahme eines starren Musters. Stärker als früher ist für ihn nun entscheidend, welche 
Machtposition Personen haben, um sich in den Diskurs einzuschalten, da Diskurse mit 
Ermächtigungs- und Ausschlusskriterien verkoppelt sind. Das, was als Wahrheit innerhalb 
einer Gesellschaftsformation angesehen wird, wurde zunächst aufgrund vielzähliger 
Entwicklungsstufen produziert, die von Zwängen und Machtpositionen beeinflusst sind. 
Wahrheit wird so als ein Produkt gesellschaftlicher diskursiver Aushandlungsprozesse 
gesehen (vgl. Foucault 1978: 51). 
 
Hierin werden zwei wesentliche Achsen des Foucaultschen Ansatzes deutlich. Neben der 
Frage nach dem Diskurs, über den sich Wissen formiert, über den Menschen in einer 
Gesellschaft verstehen, lernen, "erkennen", was "wahr und falsch" ist, stellt Foucault 
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Machtsysteme in den Vordergrund. Macht ist nach Foucault nicht nur von oben nach unten zu 
verstehen im Sinn von Unterdrückung. Vielmehr stehen alle Individuen und Institutionen in 
einem Kräftebezug, über den sich Macht konstruiert. Diese Systeme regeln gleichzeitig die 
Ausübung von Diskursen. Eine Diskursanalyse nach Foucault schließt neben der inhaltlichen 
Frage die institutionelle Frage nach Machtbeziehungen und Machttechniken immer mit ein 
(vgl. Martschukat 2002: 23). 
 
Macht bedeutet in diesem Zusammenhang Normalisierungsmacht, die ein konstitutiver 
Bestandteil moderner Gesellschaften ist. Ist eine Abweichung von der Regel, von dem 
sozialen Wissen, das über Diskurse vermittelt und erlernt wird, erkennbar, tritt dieser selbst-
regulative Mechanismus ein und stellt diese Abweichung heraus, über die wieder strukturiert 
wird, was als richtig und falsch, gut und böse, wahr und unwahr angesehen wird (vgl. Bublitz 
2002: 32). 
 
Auch unter sozialwissenschaftlichem Blickwinkel kann man beim Thema Zuwanderung von 
Diskurs sprechen. Versteht man Diskurs als Praxis regulierter Aussagen (vgl. Bublitz 1999: 
23), geht es darum, gesellschaftliche Denkmuster, Macht- und Wissensstrukturen im Bereich 
nationalstaatlicher Identität, Zuwanderung und Ausgrenzung zu erkennen. 
 
4.2 Zuwanderungsdiskurse 
 
Im Bereich der Zuwanderung werden im sozialwissenschaftlichen Kontext verschiedene 
Aspekte thematisiert. Diese sind auf unterschiedlichen Ebenen anzusiedeln. Zum einen geht 
es um Identitätsbestimmungen und den notwendigen Konsens auf kulturellem und 
politischem Niveau zur Erhaltung dieser Identität. Diese grundlegenden Überlegungen spielen 
sich sowohl auf einem unbewussten als auch auf einem bewussten Niveau ab. Auf einer 
übergeordneten Ebene werden Chancen und Risiken verschiedener Aspekte von 
Zuwanderung diskutiert: Asyl und Flucht, Arbeitsmigration, irreguläre Migration. Hier 
fließen besonders die einzelnen Argumentationsstränge ein, die die Zuwanderung einzelner 
Migrationsgruppen befürworten oder ablehnen. Erst dann werden konkrete Maßnahmen bei 
der Umsetzung politischer Entscheidungen betrachtet. Immer mehr steht dabei die 
Harmonisierung einer gemeinsamen europäischen Zuwanderungspolitik im Vordergrund. 
Allerdings kommt dort der Impetus eher seitens der Politik selbst und muss in der 
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Öffentlichkeit begründet werden, da im nationalen Kontext von Diskursen nationale 
Ordnungsprinzipien Vorrang haben. 
 
In dieser Arbeit kann nicht auf den gesamten Zuwanderungsdiskurs eingegangen werden; dies 
ist auch nicht Thema der Untersuchung. Vielmehr sollen Teilaspekte des 
Zuwanderungsdiskurses herausgefiltert werden, die für das Thema irreguläre Migration von 
Bedeutung sind. 
 
Bei der Positionsbestimmung werden verschiedene Argumente ins Feld geführt, die den 
jeweiligen Standpunkt begründen. Blahusch unterteilt die Argumentationsansätze in vier 
Gruppen, auf die sich in der Politik berufen wird, um eigene Vorstellungen durchzusetzen. 
Diese Argumentationsmuster sind eng verbunden mit den bestehenden Diskussionsmustern 
im öffentlichen Diskurs. Er unterscheidet naturalistische, normative, utilitaristische und 
politisch-moralische Muster. Diese Legimitationsmuster existieren im Prinzip gleichzeitig, 
sind aber je nach Staat unterschiedlich ausgeprägt und werden auch je nach aktueller 
sozialpolitischer Lage entsprechend akzentuiert (vgl. Blahusch 1999: 51ff.). Dahinter stehen 
verschiedene Ideen von Nationalstaatlichkeit und staatsbürgerschaftlicher Zugehörigkeit. Je 
nach Einstellung überwiegt der ethnisch-nationalistische Ansatz, der Bezug auf die 
Grundrechte aller Menschen, der nutzenmaximierende Ansatz oder der moralisch-juristische 
Ansatz mit Bezug auf gesetzliche Regelungen. 
 
Darüber hinaus kann man Legitimationsmuster auf verschiedenen Diskursebenen betrachten. 
So spricht Blahusch von ordnungspolitischen  Legitimationsmustern, wenn er Diskussionen 
um die Durchsetzung von Gesetzen und Leitlinien in der Zuwanderungspolitik betrachtet. 
Hier steht gegenüber grundlegenden Auseinandersetzungen zu staatlicher Einheit, Identität 
und Zuwanderung im Vordergrund, ob und wie Bestimmungen die angestrebten Ziele und 
Notwendigkeiten erreichen. Die Ziele selbst sind nicht mehr legitimations- und somit nicht 
diskussionsbedürftig (vgl. Blahusch 1999: 55f.). 
 
Wengeler untersucht die Argumentationsmuster in der Zuwanderungsdiskussion in 
Deutschland, Österreich und der Schweiz durch eine Zeitungsanalyse 1972 bis 1974. Für 
Deutschland hält er bestimmte Topoi fest, die bei der Befürwortung oder Ablehnung von 
Zuwanderung auftauchen. Argumentationsmuster für Einwanderung sind in abnehmender 
Folge: wirtschaftlicher Nutzen, Humanität, Gerechtigkeit, menschlicher Nutzen, Realität, 
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Widerspruchsfreiheit, Gefahren, Nutzlosigkeit, Gesetz, Ausbeutung (vgl. Wengeler 2000: 
143f. Für die Erklärung der einzelnen Begriffe: ebd.: 155ff.). Die ersten vier Argumente 
finden sich auch in Österreich und der Schweiz an erster Stelle. 
 
Bei der Argumentation gegen Zuwanderung kommt er zu folgendem Ergebnis: Belastung, 
Gefahren, (fehlender) wirtschaftlicher Nutzen, Finanzen, Verlagerung, (fehlender) 
menschlicher Nutzen, (fehlender) politischer Nutzen, Gesetz, Humanität, Nutzlosigkeit stehen 
an erster Stelle der Diskussion. Im Vergleich zu den beiden anderen Ländern wird in 
Deutschland besonders häufig die Frage der Belastbarkeit der eigenen Bevölkerung durch 
Zuwanderung thematisiert (vgl. Wengeler 2000: 148ff.). 
 
Die vorgenommenen Einteilungen spiegeln Argumentationsmuster auf verschiedenen Niveaus 
wider. So kann man die Begriffe Humanität, Gerechtigkeit und menschlicher Nutzen unter die 
Kategorie humanitär-universalistischer Argumentationsmuster fassen. Beschäftigen sich die 
ersten beiden Begriffe mit der Frage nach grundlegender Zulässigkeit menschlicher Rechte in 
Bezug auf nationalstaatliche Souveränitätsansprüche, ist der dritte Begriff pragmatischer 
angelegt und nimmt zur konkreten Lebenssituation Stellung. Ebenso kann man die 
verwendeten Begriffe: Belastung, Gefahren, Kultur oder Finanzen unter die Kategorie der 
Bedrohung der Ordnung gesellschaftlichen Zusammenlebens zusammenfassen. Aber auch 
hier haben abstrakte Fragen der Auseinandersetzung mit Fremdanteilen innerhalb einer Kultur 
und nach einer imaginären Belastungsgrenze neben konkreten Fragen wie der finanziellen 
Bewältigung oder negativen Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt einen gleichberechtigten 
Platz. 
 
An dieser Stelle sollen nicht die einzelnen Argumentationen im aktuellen öffentlichen Diskurs 
beschrieben werden, um der Untersuchung nicht vorwegzugreifen. Vielmehr ist es das Ziel, 
die den Argumenten unterstellten Orientierungen herauszuarbeiten, die als Grundausrichtung 
vorausgesetzt werden. Sie finden sich im Zuwanderungsdiskurs allgemein, aber auch speziell 
bei Fragen um Illegalität und den Umgang mit den betroffenen Personen. Die Verfasserin hat 
dabei eine eigene Unterteilung entwickelt, die drei Hauptorientierungen in der Diskussion 
ausmacht: wertorientierte, zweckorientierte und zielorientierte Argumentationen. 
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4.2.1 Wertorientierte und legitimationsunabhängige 
Argumentationsmuster 
 
In der öffentlichen Diskussion um Zuwanderungsbegrenzung und den Umgang mit Illegalität 
beruhen viele Argumentationen auf Festlegungen, die als gegeben vorausgesetzt werden und 
aus Sicht der Akteure nicht mehr legitimiert werden müssen. Diese Sichtweisen lassen sich in 
zwei große Gruppen unterteilen, die dialektisch zueinander stehen und eigentlich nicht zu 
verbinden sind. Trotzdem haben sie ein Merkmal gemeinsam: Sie postulieren bestimmte 
Merkmale und Vorstellungen, die ihr Interesse leiten. 
 
Im ersten Fall werden alle Menschen wertrational unter einem exteriorisierten Blickwinkel als 
„gleich“ angesehen. In der Konsequenz werden jedem Individuum bestimmte Rechte und 
Freiheiten zugestanden, die völlig unabhängig vom konkreten gesellschaftlichen Kontext 
vorausgesetzt werden sollen. Im Zentrum der universalistischen, naturrechtlich beeinflussten 
Orientierung steht das Individuum als abstraktes Wesen, extrahiert aus dem gesellschaftlichen 
Kontext. 
 
Demgegenüber stehen Argumentationen, die stärker kontextorientiert sind. Zum einen 
bedeutet das, dass gesellschaftliche – in erster Linie politische und rechtliche – Bedingungen 
stärker berücksichtigt werden. Zum anderen wird, darauf aufbauend, die abstrakte 
Gleichstellung aller Menschen revidiert und von einem rechtlichen Primat bestimmter 
Gruppen ausgegangen. Die grundlegenden rechtlichen und politischen Grundlagen sind nicht 
mehr legitimationsbedürftig. 
 
4.2.1.1 Universalistische Ansätze 
 
Nach universalistischem Denkmuster wird der Mensch als ein Wesen begriffen, der 
gegenüber dem Staat bzw. indirekt gegenüber anderen Menschen bestimmte Rechte 
beanspruchen kann, auf die er sich aufgrund der Qualität „Mensch“ berufen kann. Der 
Universalismus greift auf naturrechtliche Inhalte zurück und sieht den Menschen nicht in 
seiner konkreten, individualisierten Form, sondern extrahiert das Wesentliche des Menschen 
und baut darauf ein verbindliches Wertesystem auf. Durch das Zusammenfließen von 
christlichen, stoischen und römischen (dem ius gentium) Traditionen wird die Notwendigkeit 
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des universalistischen Verständnisses auf Werten, Maximen und pragmatischen Überlegungen 
aufgebaut (vgl. Tönnies 1995: 31ff.). 
 
Nicht bestritten wird die faktische Ungleichheit von Menschen, die aufgrund der konkreten 
Lebensverhältnisse entsteht. Entscheidend ist hier aber, dass von dieser Grundlage nicht 
andere Ungleichheiten und Unabhängigkeiten abgeleitet werden dürfen, sondern dass jede 
Person theoretisch gleiche Möglichkeiten in Anspruch nehmen soll. Insofern geht das 
Individuum nicht in einer Masse, einem Kollektiv unter, sondern wird individuiert (vgl. 
Rosenbaum 1972: 128ff.). Diese Abstraktion des menschlichen Wesens führt unweigerlich zu 
einer Generalisierung, die eben jene spezifischen, situationsabhängigen Elemente 
unberücksichtigt lässt. Hier liegt ein Kritikpunkt an universalistischen Ansätzen: Die 
Forderungen, die sich aus dem universalistischen Menschenbild ableiten lassen, sind zu 
abstrakt und lassen sich teilweise nicht in den gegebenen gesellschaftlichen Zusammenhängen 
berücksichtigen. 
 
Universalistische Ideen sind vor allem in die Verfassungen von Staaten eingeflossen und 
haben sich ebenfalls in den verschiedenen Menschrechtserklärungen niedergeschlagen. An 
erster Stelle steht das Recht bzw. die Forderung, die Hannah Arendt als das „Recht auf 
Rechte“ formuliert hat: Jeder Mensch muss die Möglichkeit haben, ein menschenwürdiges 
Leben zu führen und dies auch einklagen zu können (vgl. Arendt 1955: 465f.). Genau hierin 
liegt die Schwierigkeit der Umsetzung universalistischer Ideen: Selbst wenn es keinen 
Zweifel gibt, dass Menschenrechte „richtig“ und „gut“ sind, stellt sich die Frage, inwieweit 
sie universal sind – nicht im ethischen Sinn, sondern in einer rechtsphilosophischen 
Auslegung. So interpretiert Kühnhardt das Postulat von Menschenrechten in einem 
kontextualisierten, relativen Rahmen: Jeder Mensch hat das Recht, in einem Rechtsstaat zu 
leben. Aufgrund der geopolitischen Lage ist die Welt bereits in Staaten eingeteilt, so dass 
jeweils ein Staat für dieses Menschenrecht verantwortlich ist. Andere Staaten können nicht 
automatisch zur Rechenschaft für einen gegen dieses Recht verstoßenden Staat gezogen 
werden. Insofern nivelliert er den eigentlichen Ansatz universalistischer Ideen bzw. schränkt 
ihn soweit ein, dass Menschenrechte als raum- und zeitlos gültig nicht akzeptiert werden (vgl. 
Kühnhardt 1993: 147f.). 
 
Nach universalistischem Standpunkt kann sich jedes Individuum auf bestimmte Rechte 
berufen und dies zunächst unabhängig von der Staatsbürgerschaft des Betreffenden. In Bezug 
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auf die Debatte um Zuwanderung und Illegalität bedeutet dies, dass die Rechte der Migranten 
nicht im Vorfeld von Verfahren so weit beschnitten werden dürfen, dass sie ihre Rechte nicht 
einklagen können. Der Bezug zur Verfassung mit ihren Grundregeln wird hier an erster Stelle 
gesucht. Sie werden vor allem in der Diskussion um die Begrenzung des Asylverfahrens oder 
um Abschiebungen kritisch eingeworfen. In Bezug auf Illegalität bedeutet das, dass das 
positive Recht hintangestellt und nicht als ubiquitär zutreffend beschrieben wird. Vielmehr 
müsse beim Umgang mit Betroffenen die individuelle Situation berücksichtigt werden, 
nämlich die Frage, welche Konsequenzen zumutbar sind, ohne die menschenrechtliche 
Situation zu verschlimmern. Ziel ist es, Vorschläge zur Verbesserung ihrer Situation zu 
machen. 
 
4.2.1.2 Relativistische Ansätze 
 
Demgegenüber findet man in der Diskussion Argumentationen, die zwar die Existenz und 
Wichtigkeit von der Einhaltung der Würde des Menschen nicht bestreiten, jedoch ihre 
abstrakt-theoretische Legitimation ablehnen. Für sie steht die Frage, wie praktisch gesehen ein 
universeller Rechtszustand erreicht werden kann: Gibt es einen Anspruchsgegner dieses 
Rechts und wer – also welcher Staat – ist es (vgl. Ballestrem 1993: 157)? 
 
Relativistische Ansätze stellen die Umsetzung staatlicher Anbindung dieses Rechts in den 
Vordergrund. Der Staat als Herrschaftsinstanz bündelt ein Machtmonopol in sich und stellt 
die Regeln für gesellschaftliches Zusammenleben auf. Eine Gesellschaft kann nur über und 
durch ein staatliches Instrument funktionieren. Das Zusammenleben ist aktuell auf einer 
nationalstaatlichen Prämisse ausgerichtet, so dass die überpositiven Menschenrechte auf die 
positive Ebene von Staatsbürgerrechten bzw. Volksrechten transferiert werden. So wird die 
Verbindlichkeit von Menschenrechten entschärft und ist nur in einem gegebenen Kontext 
einforderbar. 
 
Argumentationen auf dieser Grundlage bestehen im Bereich der Zuwanderung vor allem 
darauf, dass die Umsetzung aller rational abgeleiteten Rechte für Menschen nicht bzw. nur 
beschränkt umsetzbar und einhaltbar sind. Dahinter stecken bestimmte nicht legitimierte 
Vorstellungen von nationaler Kohärenz, die durch Zuwanderung potenziell bedroht ist. 
Ähnlich wie bei universalistischen Vorstellungen werden Prämissen aufgestellt, die als 
höchstes zu verteidigendes Gut angesehen werden. In diesem Fall sind es nicht die 
54 
individuellen Rechte eines Menschen, Anspruch auf Rechte zu besitzen, sondern ist es die 
Erhaltung nationalstaatlicher Strukturen als einzig denkbare Form gesellschaftlichen 
Zusammenlebens. 
 
Migration muss nach dieser Vorstellung als Bedrohung soweit wie möglich verhindert 
werden. Als politische Forderung schlägt sich dieser Ansatz im Ruf nach allgemeiner 
Zuwanderungsbegrenzung nieder. Irreguläre Migration soll folglich genauso stark 
eingedämmt werden. Das Phänomen irregulärer Migration ist generell überhaupt nicht mit 
diesen Vorstellungen in Einklang zu bringen. Argumentativ wird dagegen vorgebracht, dass 
diese undokumentierte, unregulierte Form von Zuwanderung durch ihre spezifische Qualität 
noch größere negative Folgen für die Zielgesellschaft hat. Begründungen für das Eingehen 
einer irregulären Situation werden kategorisch zurückgewiesen.52 Eine Legalisierung ist schon 
deshalb ausgeschlossen, da sie als gesetzeswidrig angesehen wird.53 
 
4.2.2 Zweckorientierte Argumentationen 
 
Sowohl universalistischen als auch relativistischen Argumentationen ist gemein, dass sie 
Annahmen über menschliches Verhalten als Voraussetzung postulieren, die nicht 
legitimationsbedürftig sind. Andere Ansätze im Diskurs über Migration wählen einen Zugang 
zum Sujet, indem sie gesellschaftliche Tatsachen analysieren und kausale Zusammenhänge 
beleuchten. Insbesondere die demografische und ökonomische Situation wird als Grundlage 
für die Argumentation gesucht. 
 
Die hier dargestellte Dichotomie zwischen wertorientierten und zweckorientierten Ansätzen 
ist jedoch nicht ganz richtig. Zweckorientierten Diskursen unterliegt meist auch ein 
wertorientierter Hintergrund, der für die Interpretation sozialer Fakten entscheidend ist. Die 
Einteilung wurde aber vorgenommen, weil in dieser Diskursform ein bewusster Hintergrund 
gesucht und explizit behandelt wird. Deshalb sind zweckorientierte Argumentationen auch 
nicht so stabil im Diskurs zu finden, sondern eher konjunkturellen Schwankungen 
unterworfen. 
                                                 
52  Wie z.B. familiäre Bindungen, die Dauer des Aufenthalts, konträr gerichtete Gesetzesregelungen o.Ä. 
53 In Frankreich sind alle Legalisierungen nicht durch Änderung des Ausländerrechts, sondern über 
Verwaltungsvorschriften angeordnet worden. Erst im nachhinein wurden einzelne Legalisierungskategorien 
gesetzlich festgehalten, in der Zwischenzeit jedoch wieder geändert. Auch die sogenannten Altfallregelungen in 
Deutschland haben sich nicht direkt in einem Gesetz niedergeschlagen. 
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Im Bereich der Wirtschaft wird diskutiert, welche Effekte Migration auf den Arbeitsmarkt 
hat. Diskurse nehmen nur in eingeschränktem Maß von Untersuchungen Kenntnis, die den 
Komplex der Arbeitsmarkteffekte ausführlich diskutierten und nicht zu monokausalen 
Aussagen gelangen (vgl. z.B. Gerdes 2001).54 Im Diskurs wird vielmehr größtenteils die 
Anzahl der Arbeitnehmer ins Visier genommen, die durch Zuwanderung steigt. Deshalb wird 
dort vor zu viel und vor allem vor uneingeschränkter Zuwanderung gewarnt. In 
utilitaristischen Ansätzen fällt darüber hinaus die Disparität der Ergebnisse in Bezug auf die 
unterschiedlichen Ansätze auf. Je nach Implikation kommen die Akteure zu einem anderen 
Schluss, den sie in der Diskussion durchzusetzen versuchen. Gerade Unternehmen, die in 
wirtschaftlicher Hinsicht auf eine Globalisierung der Märkte setzen bzw. Globalisierung als 
sozialen Fakt annehmen, sind vielfach für Zuwanderung als Konkurrenzsteuerung. Für ein 
differenziertes Bild ist eine Unterscheidung nach Wirtschaftsbereichen notwendig. 
Zuwanderung wird für hoch qualifizierte Arbeitskräfte sowie für sehr niedrig qualifizierte 
Arbeitskräfte als wichtig hingestellt. Gegenüber dem Braindrain der hoch Qualifizierten, 
deren Bedarf in Deutschland über die IT-AV geregelt wurde, gibt es in der Landwirtschaft 
und anderen Bereichen die Möglichkeit zu saisonaler Arbeitskräftezuwanderung, gesteuert 
über die Anwerbestoppausnahmeverordnung. 
 
Gegenüber der partiellen Anerkennung des Bedarfs an Arbeitskräften in bestimmten 
Bereichen, die sich gesetzlich niedergeschlagen hat, kann man davon ausgehen, dass auch 
irreguläre Migration vor allem im Billiglohnbereich der Landwirtschaft, des Gaststätten- und 
Baugewerbes eine große Rolle spielt (vgl. z.B. Alt 1999: 138ff.). Dieser Bedarf fließt zwar 
selten offen in den Diskurs ein, jedoch kann man die Akzeptanz des Anwerbens auf 
irregulärem Weg an verschiedenen Indikatoren festmachen. So liegen nach Gerdes die 
Kostenvorteile illegaler Beschäftigung – geringere Lohnkosten, schnelle Verfügbarkeit, 
kurzfristige Verträge – auf der Hand, so dass die Risiken – 1250 Euro bis 250.000 Euro Strafe 
pro Arbeitnehmer – getragen werden (vgl. Gerdes 2001: 110). Die Rechtfertigungen für die 
Handhabung fließen versteckt in den Diskurs ein, da sie von einer von Regularität und 
positivem Rechtsverständnis geprägten Argumentation dominiert werden. 
 
                                                 
54 Gerdes hat die Arbeitsmarkteffekte im Bereich der Landwirtschaft untersucht. Sie kommt nicht zu dem 
eindeutigen Schluss, dass Arbeitskräftezuwanderung automatisch zu einer Verdrängung der deutschen 
Arbeitskräfte führt, sondern sieht die Resultate in Abhängigkeit von der eigentlichen Struktur der Arbeitsmärkte. 
Je fester eingefahrene Strukturen sind, desto geringer sind die Effekte wie verändertes Lohnniveau, 
Arbeitslosenquote oder Qualifizierung (S.15). 
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Damit in Zusammenhang stehen Ansätze, die demografische Daten als Grundlage für ihre 
Positionsbestimmung wählen. Demografische Forschungen entwerfen Zukunftsmodelle, die 
Aussagen über die Bevölkerungsentwicklung geben. In utilitaristischer Sicht lassen sich 
bestimmte Problematiken feststellen, die Zuwanderung zu bestimmten Zeiten positiv 
bewerten – Geburtenrückgang, Erwerbsverhalten, Alterspyramide, damit einhergehend 
Generationenvertrag der Sozialversorgung etc. (vgl. Hof 1993 oder Tapinos 1992). Gefordert 
wird, Zuwanderung nicht unter bestimmten wertorientierten Prämissen zu sehen, sondern aus 
sich ergebenden sozialen Gesichtspunkten die Notwendigkeit für bestimmte Handlungen zu 
erkennen und umzusetzen. Eine ständige Zuwanderung steht nicht zur Debatte, da 
Zuwanderung als Mittel zum Zweck für kurz- bis mittelfristig bevölkerungsrelevante 
Probleme angesehen wird. 
 
Zurzeit ist eher die Öffnung für partiellen Zuzug dominant, allerdings spielt sich der Diskurs 
nur im Bereich geregelter Zuwanderung ab. Irreguläre Zuwanderung ist per definitionem 
unkontrollierte Migration und könnte so den Zielen dieses Ansatzes nicht nachkommen. 
Allerdings wird vielfach davon ausgegangen, dass die Institutionalisierung regulärer 
Zuwanderung irreguläre Formen weniger attraktiv macht und somit ein Zusammenhang 
zwischen beiden Formen besteht. 
 
Zweckorientierte, utilitaristisch untermauerte Argumentationen sind nicht von vornherein für 
oder gegen Zuwanderung eingestellt, sondern passen ihre Ergebnisse den jeweiligen 
konkreten Konstellationen an. Entscheidende Prämisse ist der Ansatz, dass Entwicklungen 
einen Nutzen hervorrufen – und dieser Nutzen wird je nach Akteur oder Gruppe 
unterschiedlich aussehen. Der Nutzen ist auf ein „Wir“ ausgelegt. Indirekt kann auch hier die 
nationale Gesellschaft stehen, allerdings sind die direkten Nutzenauswirkungen meist auf 
kleinere Gruppen beschränkt – bestimmte Wirtschaftsbereiche, Steuerzahler, etc., so dass die 
wertorientierte Prämisse nationalen Zusammenhalts in den Hintergrund gedrängt wird. 
 
4.2.3 Zielorientierte Argumentationen 
 
Hierunter fasst die Verfasserin pragmatische Ansätze, die es ablehnen, jedwede ideelle und 
wertende Prämisse als vorgelagert stehen zu lassen, die aber die Situation vieler Migranten 
und im speziellen von Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus als unzulänglich 
wahrnehmen. Es geht darum, wirklich zu einem Ziel in der Diskussion zu gelangen, das sich 
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dann auch in Handlungen niederschlägt. Ausgangspunkt ist die Annahme, dass in einer 
pluralistischen Gesellschaft Werte miteinander kollidieren können und man nicht von einem 
Grundwertekonsens ausgehen kann, sondern sich in der Diskussion zu einem Kompromiss 
durchschlagen muss (vgl. Alt 2001: 32). Ähnlich wie bei zweckorientierten Ansätzen kann 
man nicht die Ergebnisse der Überlegungen darstellen, da je nach Prämissen im 
gesellschaftlichen Diskurs unterschiedliche Aushandlungsprozesse stattfinden werden. Im 
Folgenden sollen deshalb stärker die Notwendigkeitsbegründung und der 
Aushandlungsprozess pragmatisch orientierter Ansätze erläutert werden. 
 
Die angenommene Rechtsgüterkollision im Bereich Zuwanderung verläuft auf einem 
Kontinuum von dem Recht auf staatliche Souveränität bis zu individuellen Menschenrechten 
wie körperliche Unversehrtheit, Recht auf Bildung etc. Damit nicht nur verschiedene 
Argumentationen im Diskurs kursieren, sondern sich im Endeffekt etwas an der Situation für 
die Betroffenen ändert, müssen Kompromisse gesucht werden, bei denen jede Interessenpartei 
ihren Standpunkt gleichermaßen einschränkt. Der Diskurs verfolgt die Suche nach wirklichen 
Fakten im Gegensatz zu Unterstellungen, Annahmen und Hypothesen, die möglichst klar 
dargestellt werden sollen. Ziel ist kein Meinungsaustausch, in dessen Verlauf die eine Gruppe 
die andere von ihren Argumentationen zu überzeugen versucht, sondern die Darlegung von 
Fakten und Interessen, die gleiche Wertigkeit haben sollen. 
 
Im Bereich der irregulären Zuwanderung besteht die Notwendigkeit der Einbeziehung 
einzelner Standpunkte u.a. zu folgenden Themen: Anerkennung von 
Globalisierungstendenzen, Wertigkeit von Menschenrechten, Dringlichkeit der Problematik, 
Erkennen konkreter Handlungsnotwendigkeiten, Interessenkohärenzen, Nutzenperspektive 
(langfristig vs. kurzfristig), Bezahlbarkeit des Vorschlags (vgl. Alt 2001: 68ff.). Es werden 
einerseits die Bemühungen um Kontextualisierung des jeweiligen Ansatzes deutlich, 
andererseits sieht man die stete Einbeziehung der Konsequenzperspektive als Gradmesser für 
die Umsetzung. Hieran wird nochmals die pragmatische Perspektive deutlich, die sich nicht 
auf vorangegangene Hypothesen stützt, sondern einzig mögliche reale Ergebnisse antizipiert. 
Dies wird als „verantwortungsethische“ Prämisse bezeichnet (vgl. Alt 2001: 80). Ausgehend 
von Problemen im Bereich der Schattenwirtschaft kommt auch Cyrus zu dem Schluss, dass 
die "dringende Notwendigkeit" besteht, pragmatisch für Lösungen zu suchen, die sowohl 
rechtsstaatliche Prinzipien als auch menschenrechtliche Normen einbeziehen. Darin spiegelt 
sich eine Perspektive wider, die die Betreffenden nicht zuallererst nach dem Aufenthaltsstatus 
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misst - also in legal und illegal unterteilt -, sondern sie zunächst als Arbeitnehmer mit Rechten 
und Pflichten sieht (vgl. Cyrus 2003: 49). 
 
Hierein spielen auch Ansätze, die sich mit der Rolle von Nationalstaaten in der Postmoderne 
auseinandersetzen. So wird betont, dass bestimmte Menschenrechte faktisch universell sind 
bzw. über ein internationales Menschenrechtsregime durchgesetzt worden sind. Ohne davon 
auszugehen, dass Nationalstaaten unbedingt an Macht und Einfluss gegenüber Individuen 
verlieren, sind sie doch immer stärker in Regeln globaler Systeme eingebunden (vgl. Soysal 
1994: 6). Außerdem gewinnen insbesondere Global Cities an Bedeutung für die Individuen 
selbst, so dass eine Einbindung von Migranten auch ohne regulären Aufenthaltsstatus jenseits 
nationaler Zugehörigkeit stattfindet (vgl. Cyrus 1999: 210ff.). Im Hinblick der 
Ausgeglichenheit globaler Systeme ist eine pragmatische Auseinandersetzung mit dem 
Phänomen Illegalität notwendig. 
 
Die dargestellten Ansätze – wertorientierte, zweckorientierte und zielorientierte 
Argumentationen – treten im wissenschaftstheoretischen Zuwanderungsdiskurs 
gleichermaßen auf. Bestimmte Argumente lassen sich auch nicht genau dem einen oder 
anderen Ansatz zuordnen, sondern sind hybride Formen. Je nach sozialpolitischer 
Ausgangssituation werden bestimmte Argumente stärker gewichtet. Insgesamt überwiegt ein 
Abschottungsansatz, der entweder auf nationalistisch wertorientierten Argumenten oder 
utilitaristisch-exklusiven Argumenten beruht. Öffnende Perspektiven sind konjunkturell 
möglich, allerdings auf Zuwanderung allgemein bezogen und nicht in Bezug auf irreguläre 
Zuwanderung. Diese wird als „Zuwanderungsform“ im allgemeinen Diskurs nicht akzeptiert 
und tritt höchstens peripher auf (in Form von Forderungen nach offenen Grenzen und der 
Infragestellung des Zuwanderungsregimes). Auf der anderen Seite ist die Diskussion um 
bereits sich in einem Land aufhaltende Menschen ohne regulären Aufenthalt tendenziell 
pragmatischer und konkreter angelegt und hinterfragt eher national gefärbte Einstellungen. 
 
Wie groß die Unterschiede zwischen Deutschland und Frankreich dabei sind – ausgehend von 
der ganz unterschiedlichen Situation der Betroffenen –  soll Ziel der Untersuchung sein. 
Hierbei werden jedoch Massenmedien als Untersuchungsgrundlage gewählt; analysiert wird 
der breite öffentliche Diskurs zum Thema Illegalität und Illegalisierung von Ausländern. 
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Zunächst stellt sich die Frage, in welchem Maß und in welcher Form Illegalität von Menschen 
wahrgenommen wird, damit sie überhaupt im öffentlichen Diskurs relevant wird. Dies 
ermöglicht gleichzeitig Rückschlüsse auf die Entstehung bestimmter Argumentationen. Dabei 
ist nochmals festzuhalten, dass man nicht von einem Diskurs zu irregulärer Migration 
sprechen kann, sondern dass dieser ein Bereich im Zuwanderungsdiskurs ist. 
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5 Wahrnehmungsbereiche von irregulärer Migration und 
irregulärem Aufenthalt 
 
Irreguläre Migration und irregulärer Aufenthalt ordnen sich peripher in den 
Zuwanderungsdiskurs ein. Inwieweit die Gewichtung akzentuiert wird, ist Teil der 
Untersuchung und soll hier ausgeklammert werden. Vielmehr ist Ziel dieses Abschnitts 
darzustellen, durch welche Kanäle der öffentliche Diskurs zum Thema Illegalität gespeist und 
verstärkt wird und welche Problematik sich aus der jeweiligen Wahrnehmung ergibt. Die 
zentrale Rolle der Massenmedien soll ins Zentrum gerückt werden, da die Untersuchung 
gleichfalls auf sie rekurriert. 
 
5.1 Bereiche der Wahrnehmung 
 
Illegalität wurde in Abschnitt 3 als Produkt konträrer Rechtsauffassungen dargestellt. Sie 
entsteht durch gesetzlich verankerte Bestimmungen und ist damit in erster Linie Objekt der 
Legislative und Exekutive. Im Bereich der Gesetzgebung wird die Kategorie irregulären 
Aufenthalts zunächst kreiert und definiert. Außerdem werden Konsequenzen eines solchen 
Tatbestandes artikuliert. Hier tritt auch die Judikative in Kontakt mit der Problematik 
irregulären Aufenthalts. Mit der Gesetzgebung direkt in Kontakt sind nur bestimmte 
Interessengruppen, die sich mit den genauen Bestimmungen beschäftigen. Neben den 
Betroffenen selbst sind es vor allem Personen, die im juristischen Bereich arbeiten. Hierunter 
sind nicht nur Juristen selbst zu rechnen, sondern auch alle Personen, die im Bereich der 
Sozialarbeit oder über Initiativgruppen beratend tätig sind. 
 
In der Gesetzgebung taucht Illegalität nicht wirklich als Fakt auf, sondern ist Grundlage für 
anwendendes Handeln. Gesetze definieren bestimmte Lebensumstände als irregulär, ordnen 
diese im gesellschaftlichen Kontext ein und haben so Auswirkungen auf andere Bereiche der 
Wahrnehmung von Illegalität. Per definitionem werden Lebensrealitäten dann als faktisch 
illegal von einer breiten Öffentlichkeit wahrgenommen. 
 
Die Organe der Exekutive sind mit dem Phänomen Illegalität betraut. Ihre Arbeit wird 
dokumentiert und gibt gleichzeitig Auskunft über Illegalität. Es kommt nicht zu einer 
Darstellung des Phänomens in seiner Breite, sondern seiner Randbereiche bzw. einzelner 
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Aspekte und Wirkungsformen. Die Dokumentation der Arbeit erfolgt in der Regel über 
Statistiken, die sowohl das Phänomen als auch den Umgang seitens der Exekutive darstellen. 
Zunächst gibt es in Deutschland und Frankreich Statistiken der Grenzorgane, die vor allem 
Geschehnisse an den Grenzen nachzeichnen. Dazu gehört der illegale Grenzübertritt, illegale 
Einreise, illegaler Aufenthalt, Zurückweisung und Zurückschiebung, Abschiebung von 
Personen, Einreise über internationale Flughäfen und Einreiseverhalten, aufenthaltsrechtliche 
Situation vor der exekutierten Abschiebung, etc. Darüber hinaus geben Polizeistatistiken 
Aufschluss über Straftaten von Ausländern, die zur Ausweisung der Betroffenen geführt 
haben und, damit verbunden, die Statistiken der Ausländerbehörden zu 
Ausweisungsverfügungen etc. Auf allgemeinerer Ebene befassen sich staatliche 
Einrichtungen für Statistik in Deutschland und Frankreich mit den Bereichen Zuwanderung 
und Illegalität im Rahmen ihrer umfassenden Dokumentationsarbeit. 
 
Direkt werden diese Statistiken ebenfalls nur von einem geringen Bevölkerungsteil rezipiert. 
Die Zahlen und deren Bedeutung finden jedoch indirekt Zugang zum öffentlichen 
Zuwanderungsdiskurs, und zwar meist über Massenmedien des Fernsehens und der Presse. 
Massenmedien spielen eine zentrale Rolle bei der Information, beim Austausch und bei der 
Verstärkung zu Teilbereichen des Zuwanderungsdiskurses. Dies wird jedoch nicht nur als 
neutrale Funktion betrachtet. Vielmehr spricht man von einer Ausnutzung dieses 
Mechanismus in negativer Sicht, durch den z.B. Ethnisierungs- und Ausgrenzungsprozesse 
von Migranten beeinflusst werden. Medien wird vorgeworfen, geradezu die institutionelle 
Ausgrenzung zu vermitteln und so Alltagsrassismus zu unterstützen (vgl. Butterwege 1999: 
68ff.). Diese Kritik kann auf den Bereich Illegalität übertragen werden. Auch da wird durch 
die Berichterstattung zu Gesetzgebung und Durchsetzung der Gesetzgebung unter 
positivistischem Blickwinkel Ausgrenzung vorbereitet, verstärkt und als normal qualifiziert. 
Der Positivismus ist jedoch für die breite Öffentlichkeit nicht nachvollziehbar, da nicht 
dargestellt wird, wodurch eine Einseitigkeit des Problems entsteht. 
 
Massenmedien in der heutigen Mediengesellschaft, die sich die Wirklichkeit zum Großteil 
über Massenmedien vermitteln lässt, haben im Umkehrschluss eine zentrale Stellung in der 
gesellschaftlichen Kommunikation. Die objektive, „indirekte“, ungreifbare, da zu komplexe 
Realität wird durch die Transformation und Vermittlung erneut konstruiert, so dass über die 
Vermittlung der Massenmedien eine neue Wirklichkeitsebene entsteht. Sie entsteht kollektiv 
über die Kanäle der Massenmedien, was zusätzlich Halt zu geben scheint. Die Komplexität 
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der erfahrbaren Umwelt wird so weit reduziert, dass ein Großteil von Individuen gleiche 
Ausschnitte aufnimmt und verarbeitet (selbst wenn diese Verarbeitung dann unterschiedlich 
abläuft). Massenmedien schaffen so ein überschaubares Bild von Realität (vgl. Choi 1994: 
47). 
 
Es stellt sich im Anschluss die Frage, wie ein bestimmtes Ereignis oder eine Reihe von 
Ereignissen im Endeffekt zu einem Thema innerhalb eines Diskurses werden. Werner Früh 
geht von der Stufe der Vorkenntnisse der Rezipienten aus und kommt zu der Aussage, dass 
bei geringen Vorkenntnissen ein hohes Adaptionsvermögen notwendig ist (vgl. Früh 1994: 
85f.). Das Adaptionsvermögen schließt verschiedene Fähigkeiten ein. Zum einen muss 
zwischen Realität und Diskurs bzw. Darstellung in den Medien getrennt werden können (vgl. 
Wogawa 2000: 17). Des Weiteren muss die rezipierende Person in der Lage sein, ein 
komplexes Bild des Themas, auch über einen längeren Zeitraum, wahrnehmen und einordnen 
zu können. Thema der Untersuchung ist nicht die Wirkungsweise von Medien. Deshalb soll 
auch nicht hier näher darauf eingegangen werden. Trotzdem ist es notwendig, sich mit den 
Schwierigkeiten und Problemen zu befassen, denen die Darstellung und Wahrnehmung 
bestimmter Themen unterliegen. Darauf wird in Abschnitt 5.2 näher eingegangen. 
 
Festzuhalten bleibt an dieser Stelle, dass Massenmedien fast automatisch einen Mechanismus 
bedienen, der gerade im Bereich Zuwanderung starke Folgen haben kann. Hunziker spricht 
von den in der Massengesellschaft sich über Massenmedien informierenden und wertenden 
Individuen, die durch die Massenmedien auf Ähnlichkeit untereinander angesprochen werden 
und sich deshalb stärker gegen andere Gruppen absetzen (vgl. Hunziker 1988: 11). Besonders 
in Bezug auf Zuwanderung transformiert sich dieser Mechanismus in ein identitätsstiftendes, 
damit Bedeutung erlangendes Element, das so ohne Hinterfragung in den Diskurs 
aufgenommen werden kann. In der Folge beeinflusst diese „Vergewisserung“ den selektiven 
Zugang zu Massenmedien und Informationen allgemein und verstärkt sich im Diskurs. Im 
Zusammenhang mit der schon im vornherein positivistischen medialen Darstellung des 
Komplexes Zuwanderung und Illegalität ist ein einseitiger, verzerrter Diskurs in diesem 
Bereich zu vermuten. 
 
Butterwege spricht bei der Berichterstattung über Migranten vor allem davon, dass 
insbesondere Ausnahmefälle bzw. spektakuläre Ereignisse dargestellt werden. Auf der 
Grundlage des Gate-Keeper-Modells (vgl. Bollmeyer 1999: 50ff. oder Wogawa 2000: 86f.), 
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das die selektierende Macht der Medien betrachtet, kann man von einer wertenden, negativen 
Selektion ausgehen. Die Darstellung des „kriminellen Ausländers“ wird in Verbindung mit 
Forderungen an die Politik häufig negativ missbraucht (vgl. Merten, dargestellt in Ruhrmann 
1999: 97f.). Personen ohne regulären Aufenthaltsstatus ist praktisch ein krimineller Status 
aufoktroyiert worden. Noch stärker als bei Migranten allgemein ist zu befürchten, dass die 
Berichterstattung der Massenmedien im Bereich Illegalität dazu beiträgt, dass sich im 
öffentlichen Diskurs ein negatives Bild festsetzt. Die gesamte Problematik der Wahrnehmung 
von Illegalität in den Massenmedien und deren Folgen soll im nächsten Teil dargestellt 
werden. 
 
5.2 Probleme der Wahrnehmung 
 
Die Bedeutung der Massenmedien für die kollektive Meinungsbildung und im öffentlichen 
Diskurs ist bereits dargestellt worden. Meinungsbildung in einem diskursiven Umfeld beruht 
nur zu einem geringen Teil auf so genannten „Fakten“. Selbst dieser Begriff ist zwiespältig zu 
bewerten, da bestimmte Fakten nur einen kleinen Ausschnitt der Realität widerspiegeln, wie 
es z.B. bei den verschiedenen angesprochenen Statistiken der Fall ist. Sie geben eine 
Grundlage für die Einschätzung des Umgangs mit dem Phänomen und beschreiben indirekt 
den Umgang der Behörden mit den Betroffenen. Im Bereich des Zuwanderungsdiskurses sind 
aber komplexere Fragen zentral, die einen Bezug zu anderen Themen herstellen: z.B. 
Zuwanderung und Arbeit, Zuwanderung und Identität, Zuwanderung und Wohlfahrtsstaat. 
 
Insofern werden nicht alle „Daten“ gleichermaßen in den Diskurs aufgenommen und erlangen 
Wichtigkeit, sondern werden je nach subjektiver Präferenz, Bedeutung und Umfang selektiv 
behandelt. Je nach Interessenlage kann sich ein spezifischer Diskurs entwickeln. Neben der 
subjektiven individuellen und kollektiven Verarbeitung von Realitäten wird in den 
Massenmedien selbst selektiert. Damit können Medien entscheidenden Einfluss auf die 
Diskussion zu bestimmten Themen nehmen und den Diskurs selbst verändern. Die folgenden 
Abläufe wurden bei der Durchsicht des Datenmaterials von der Verfasserin als entscheidend 
für die Konstruktion von Wirklichkeit in den Medien angesehen. 
 
Illegale Zuwanderung und irregulärer Aufenthalt sind größtenteils tabuisiert. Dies ist nicht 
gleichzusetzen mit Desinteresse; im Gegenteil: Spektakuläre Ereignisse werden diskutiert und 
sogar hervorgehoben. Die Tabuisierung ist im Bereich der Diskussion um Lösungen für die 
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Betroffenen anzusetzen. Da von politischer Seite keine Willensbekundung in dieser Hinsicht 
festzustellen ist55, ist eine offene Diskussion - nicht gleichzusetzen mit einer Argumentation 
für mehr Offenheit – stark eingeschränkt und findet in peripheren Systemen statt. Die 
Tabuisierung von Normalisierungstendenzen in den Massenmedien setzt sich im allgemeinen 
Diskurs fort. 
 
Ein weiteres Problem, das sich an die Tabuisierung anschließt, ist die Falschdarstellung von 
Ereignissen in den Medien. Gerade im Bereich geplanter oder durchgesetzter 
Gesetzesänderungen werden oft nur auszugsweise Fakten geschildert, die als Begründung für 
eine notwendige Gesetzesreform angeführt werden. Dabei wird in den meisten Fällen auf die 
bestehenden Diskursmuster rekurriert, so dass die Darstellung meist direkt unverzerrt 
einfließt. 
 
Von den Falschdarstellungen sind Verzerrungen zu trennen. Hier handelt es sich nicht um 
bewusst oder unbewusst falsche Aussagen, die gut zu bestehenden Argumentationsmustern im 
Bereich Zuwanderung und Illegalität passen, sondern um eine partielle Tabuisierung von 
Themen.56 Damit werden ebenfalls bestehende gängige Muster bedient, indem Erklärungen 
und detaillierte Beschreibungen weggelassen werden und bestehende Verbindungen und 
Wertungen ins Zentrum rücken. Unter Verzerrung werden auch zahlenmäßig falsche 
Gewichtungen gefasst, die bestimmte Qualitätsmerkmale einer Gruppe übermäßig in den 
Vordergrund rücken, die so in der Realität nicht anzufinden bzw. zunächst zu belegen sind. 
Verzerrungen sind eingängige Verbindungen zwischen Personenkreis und Merkmalen, die auf 
bestehenden Bildern und Vorurteilen beruhen. Sie sind medial inszeniert und schaffen so eine 
neue "Realität" innerhalb des Diskurses. 
 
Neben dem Weglassen von Informationen und der Verkürzung, die so zu einem verzerrten 
Bild führen, kann es in umgekehrter Weise zu einem Hinzufügen von Informationen durch 
eine fragwürdige Kontextualisierung kommen. Diese beiden Typen sind nicht immer 
                                                 
55 Willensbekundungen insbesondere in Frankreich sind nicht durchgehend, sondern punktuell festzustellen, so 
bei den Legalisierungskampagnen in Frankreich 1981 oder 1997. Für Deutschland ist keine explizite 
Legalisierungsmöglichkeit und gleichzeitig Diskussion um Illegalität auf politischer Ebene festzustellen. Dies 
schließt nicht die Abwehrdiskussion um irreguläre Migration in Bezug auf verstärkte Grenzsicherung und 
konsequentere Abschiebung ein. 
56 Als Beispiel soll die Darstellung von „Schwarzarbeit“ in Frankreich dienen: In der Untersuchung hat die 
Verfasserin mehrmals festgestellt, dass in den seltensten Fällen explizit dargestellt wird, wie sich die 
aufenthaltsrechtliche Situation der illegal Arbeitenden aufteilt (je nach Untersuchung ca. 85% französische 
Staatsbürgerschaft, ca. 15% ausländische Staatsbürgerschaft, davon ca. 50% irregulärer Aufenthalt). In den 
meisten Fällen wurde automatisch „Schwarzarbeit“ mit irregulären Arbeitsverhältnissen von ebenfalls sich 
irregulär in Frankreich aufhaltenden Arbeitnehmern gleichgesetzt. 
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vollständig voneinander zu trennen, da es oft zu Vermischungen kommt. Auch hier werden 
Stereotype und Vorurteile benutzt, indem Personen automatisch mit bestimmten 
Eigenschaften bedacht oder in einen bestimmten Kontext gestellt werden. 
 
Mathiesen unterscheidet vier Varianten der Medienberichterstattung, die Wirklichkeit mit 
dem Ziel konstruieren, gesellschaftlichen Konsens herzustellen. Er geht davon aus, dass 
Gesellschaft versucht, konsensuell zu kommunizieren, um keine konfliktuellen Brüche 
erscheinen zu lassen. Mittels der Individualisierung atypischer Ereignisse soll der Drang nach 
Forderungen nach Umgestaltung unterdrückt werden. Tritt ein atypisches Ereignis häufiger 
auf, wird es normalisiert, d.h. als etwas zu Erwartendes hingestellt. Wird das Ereignis 
weiterhin als bedrohlich eingeschätzt, wird es durch Einkapselung neutralisiert, d.h. 
Forderungen nach Veränderung werden auf einer übergeordneten Ebene gestellt. Erst in 
einem vierten Schritt kommt es zu einer zustimmenden Kritik und der bedachtsamen 
Äußerung darüber, dass ein Konflikt zu stark ist, als dass er konsensuell behandelt werden 
kann (vgl. Mathiesen bei Althoff 1998: 39). 
 
Bei der Thematik des irregulären Aufenthalts von Personen ist die Wahrscheinlichkeit groß, 
dass im öffentlichen Diskurs, unterstützt von Massenmedien, falsche und verzerrte 
Argumentationen auftreten und dass Ereignisse individualisiert werden. Wenig ist über 
rechtliche Rahmenbedingungen bekannt, ebenso wenig über die soziale Situation, über 
subjektive, individuelle Beweggründe des Aufenthalts. Diese werden nach Bedarf des 
dominierenden Diskurses uminterpretiert. Der Diskurs konstruiert sich bezugnehmend auf 
bekannte und vor allem bedeutsame Argumentationen.57 In den Diskurs fließen, wie unter 
Abschnitt 4.2 dargestellt, verschiedene Grundannahmen ein, die bestimmte Wertigkeiten für 
einzelne im Diskurs konkurrierende Argumentationslinien festlegen. Relevante Ereignisse 
werden folglicher Weise selektiert und lenken den Diskurs zunehmend. 
 
Nochmals muss betont werden, dass es nicht Thema der Untersuchung ist, die Wirkungen des 
in Massenmedien aufgegriffenen Diskurses auf Rezipienten darzustellen. Trotzdem ist der 
Aspekt der konstruierten Diskussion entscheidend. Ziel der Analyse ist es darzustellen, wie 
sich der Diskurs in den Medien gestaltet, welche Aussagen zum Umgang mit betroffenen 
                                                 
57 Die Bedeutsamkeit erwächst nicht unbedingt aus der Dringlichkeit der Auseinandersetzung für die 
Betroffenen, die Objekte, sondern aus der Wichtigkeit des Themas für die Subjekte des Diskurses. Im 
Zuwanderungsdiskurs und speziell beim Thema Illegalität wird weniger nach Auseinandersetzung mit der Lage 
der Betroffenen gesucht, sondern vielmehr nach der Bedeutung und nach den Konsequenzen des Phänomens für 
die Bevölkerung an sich. 
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Personen auftauchen, auf welchen Strukturen und Mustern dieser Diskurs in einem weiteren 
Rahmen beruht und – soweit wie möglich – welche diskursiven Konstruktionsformen 
erkennbar sind. Dabei spielen die angesprochenen Probleme bei der Wahrnehmung des 
Phänomens eine große Rolle. 
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6 Fazit und Darstellung der Problematik der Untersuchung 
 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus, im Zentrum der Untersuchung stehend, bilden 
keine einheitliche Gruppe. Im ersten Kapitel des ersten Teils wurde die spezifische Situation 
der Betroffenen geschildert, für die rechtliche und (psycho-)soziale Aspekte entscheidend 
sind. Erscheint es verständlich, dass aufgrund des Alters, des Geschlechts, des 
Herkunftslandes oder des Bildungsgrades ganz unterschiedliche soziale Situationen entstehen, 
die jeder Einzelne bewältigen muss, ist auch die rechtliche Lage sehr disparat. Gemeinsam ist 
allen, dass sie sich ungesetzlich auf dem Territorium eines Landes aufhalten, das ihnen kein 
Aufenthaltsrecht ausgesprochen hat. Die Entstehung dieser rechtlichen Ausgangslage ist aber 
sehr komplex. 
 
Trotz der prekären Lage können Betroffene auf Netzwerke zurückgreifen, die sie selbst 
aufbauen oder in die sie eingeführt werden. Es handelt sich dabei sowohl um Menschen mit 
ähnlichem rechtlichem Status, um Hilfestrukturen des Aufnahmelandes sowie um kriminelle 
Strukturen, die ausbeutenden Charakter aufweisen. Helfer verfolgen dabei bestimmte 
progressive Strategien, die darauf abzielen, pragmatisch den Betroffenen in einer akuten 
Situation zu helfen und eventuell ihren Aufenthaltsstatus zu verändern. Andere 
gesellschaftliche Akteure wenden Strategien an, die Zuwanderung verhindern und illegalen 
Aufenthalt mindern sollen. Sie wurden als repressive und konservative Strategien dargestellt. 
 
Nach diesem Blick auf das soziale Phänomen illegalen Aufenthalts wurde hinterfragt, wie es 
konstruiert wird, da davon ausgegangen wird, dass der simple Bezug zum Fakt Illegalität als 
Gesetzesverstoß einer Person die Komplexität der Problematik nicht erklärt. Im zweiten 
Kapitel wurde deshalb zu erläutern versucht, auf welchen Grundlagen eine solche Kategorie 
überhaupt aufgestellt wurde. Als entscheidend wurde das sukzessiv entwickelte 
Souveränitätsdenken von Nationalstaaten angesehen. Gemeinschaftliches Zusammenleben 
wurde immer stärker als ausschließlich nationalstaatliches Miteinander verstanden, was 
automatisch Staatsbürgern bestimmte Rechte verlieh, die anderen verschlossen bleiben 
sollten. Als grundlegendes Instrumentarium für den Ausschluss von Personen wurden 
aufenthaltsrechtlich relevante Gesetze geschaffen. 
 
Diese kollidieren teilweise mit dem Grundverständnis von universellen, grundlegenden 
Menschenrechten als Basis für ein Zusammenleben. Das Recht auf Fortgang und Zuzug, das 
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Recht auf gesellschaftliche Teilhabe, auf Bildung, auf medizinische Grundversorgung, diese 
Rechte stehen durch die Einbettung in nationalstaatliche Strukturen auf dem Prüfstand, da 
diese Strukturen Ordnungsprinzipien unterliegen, die die Dichotomie von Staatsbürgern und 
Ausländern betonen. 
 
Ordnungsprinzipien spiegeln sich u.a. in Diskursen wider. Sie werden einerseits inhaltlich 
behandelt, schwingen andererseits latent in vielen weiteren öffentlichen 
Auseinandersetzungen mit. In Kapitel 3 wurde dargestellt, wie Diskurse konstruiert werden 
und bestimmten Wertungen, Ordnungen, Machtpositionen und -mechanismen unterliegen. 
Insbesondere wurde dabei auf die Ausführungen Foucaults Bezug genommen. Im Anschluss 
daran wurde erläutert, wie Zuwanderungsdiskurse allgemein aussehen, d.h. welchen 
Argumentationen sie unterliegen. Diese wurden in wertorientierte, zweckorientierte und 
zielorientierte Argumentationen aufgeteilt. Inwieweit diese auch in den Medien zum 
Illegalisierungsdiskurs auftauchen, ist Fragestellung der Untersuchung. In Kapitel 4 wurde 
darauf hingewiesen, dass Medien selbst Teil des Diskursinstrumentariums sind und 
eigenständig zu dessen ständiger Konstruktion beitragen. 
 
Diese Ordnungsprinzipien aufzudecken, zu beschreiben und zu verstehen, ist eigentlicher 
Gegenstand der Untersuchung. Um sie aus dem öffentlichen Diskurs herauszufiltern, wurden 
Massenmedien als Datenhintergrund ausgewählt. Massenmedien spiegeln den öffentlichen 
Diskurs wider, transportieren ihn, bestimmen ihn mit und stellen ein konzentriertes Medium 
dar. Obwohl die Untersuchung auf der Auswertung von Medienerzeugnissen basiert, handelt 
es sich nicht vordergründig um eine medienwissenschaftliche Arbeit. Wichtig scheint das 
Aufdecken manifester und latenter Wissensstrukturen gerade für den pädagogischen Bereich, 
wenn es um präventive Arbeit in Bezug auf Vorurteile geht. Dies ist insofern interessant, da 
Migranten gegenüber oft eine illegalisierende Perspektive eingenommen wird, ohne sich 
genauer mit ihrer Situation zu beschäftigen. Argumente sollen deshalb genauer betrachtet und 
verstanden werden. Die vorliegende Untersuchung bildet jedoch nur einen ersten Schritt für 
ein solches Vorhaben. 
 
Die Untersuchung wurde in zwei Bereiche aufgeteilt, die beide einen Aspekt zum Verständnis 
des Umgangs mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus liefern. Es handelt sich zum 
einen um die Frage, in welchem Zusammenhang über die Betroffenen gesprochen wird, d.h. 
in welchen Kontext sie gesetzt werden. Diese Zusammenhänge liefern ein Bild davon, wie die 
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Betroffenen gesehen werden, was ihnen scheinbar inhärent ist, welche Klischees mit den 
Kontexten konstruiert werden. Zum anderen geht es um Argumentationsstränge, die sich 
explizit mit den Themen Illegalität und Illegalisierung von Personen beschäftigen. Inwieweit 
beide Bereiche kongruieren, ist ein interessanter Aspekt. Außerdem soll betrachtet werden, 
wie spezifisch die Diskussion um diese Personengruppe ist bzw. inwieweit sie sich auf den 
allgemeinen Zuwanderungsdiskurs bezieht. 
 
Im Bereich der Kontextualisierung von Illegalität geht es darum zu betrachten, wie sich das 
Verhältnis zwischen Illegalität und Illegalisierung darstellt, inwieweit beide Problematiken 
offen oder versteckt angesprochen werden bzw. inwieweit die Problematik der Konstruktion 
illegaler Wirklichkeit überhaupt wahrgenommen wird. Konkrete inhaltliche Fragestellungen 
werden am Anfang des ersten Auswertungsbereiches vorgestellt.58 
 
In Bezug auf Argumentationen zum Umgang mit den Betroffenen wird gefragt, durch welche 
Argumentationsbereiche der Diskurs gespeist wird, wie oberflächlich bzw. tiefgründig die 
Argumente wiedergegeben werden, welche Verknüpfungen zwischen den Teilbereichen 
bestehen und welche Themen dominieren. Auch hier finden sich weitere konkrete 
Fragestellungen in der Einführung zu diesem Untersuchungsgegenstand.59 
 
Um die Relativität der Diskussionen um Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 
einschätzen zu können, wurde ein Ländervergleich gewählt. Insbesondere bei Fragen der 
Kontextualisierung ermöglicht die Herangehensweise abzuwägen, inwieweit bestimmte 
diskursive Ereignisse erst durch betreffende aktuelle "reale" Ereignisse an Wichtigkeit 
gewonnen haben und wie sie dadurch beeinflusst wurden. Wie bereits dargestellt wurde, ist 
die Ausgangslage in Deutschland und Frankreich sehr verschieden, sowohl in Bezug auf die 
nationalstaatliche Entwicklung und betreffende Ordnungsprinzipien als auch in Bezug auf 
Ereignisse rund um die Betroffenen selbst. 
 
Ausgehend von diesen Überlegungen wurde ein Untersuchungsdesign entwickelt, das im 
Folgenden dargestellt wird. 
                                                 
58 Siehe Seite 87 
59 Siehe Seite 175 
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Teil B Auswertung 
 
7 Auswertung von Diskursen in 
Massenmedienerzeugnissen in den 
Sozialwissenschaften 
 
Die Frage nach dem (Wahrheits-) Gehalt von Massenmedien überträgt sich auch auf die 
Ebene der Auswertung von Medienberichten in den Sozialwissenschaften. Insofern spiegeln 
die einzelnen methodischen Analyseansätze auch unterschiedliche Philosophien der Deutung 
des Datenmaterials wider. Die Inhaltsanalyse nimmt dabei einen zentralen Stellenwert ein und 
ist als "klassische" Methode bei der Arbeit an Textmaterial zu bezeichnen. Dabei steht nach 
Flick die Reduktion des Datenmaterials im Vordergrund (2002²: 279). Hier kann man 
dementsprechend eine Annahme des "Wahrheitsgehaltes" von 100 Prozent annehmen - im 
Vordergrund steht nicht, wie der Text entstanden ist, sondern ausschließlich, was er enthält. 
Merten betont hingegen, dass bei allen Methoden in den Sozialwissenschaften Wirklichkeit 
nur in einem Ausschnitt beobachtet wird und in der willkürlichen, wenn auch begründbaren 
Selektion des Datenmaterials für die Inhaltsanalyse bereits eine Verzerrung von 
Wirklichkeitsgehalt liegt (1991: 184). Es kommt zu einer mehrstufigen Konstruktion von 
Wirklichkeit. 
 
Andere Methoden wie z.B. die Diskursanalyse oder die Hermeneutik betrachten stärker den 
Kontext der Datenproduktion und betonen, dass es sich dabei um die "Methodisierung der 
Idee einer sich im Interaktionsvollzug reproduzierenden sozialen Ordnung" handelt bzw. des 
Abbildes derer (Bergmann 1985: 313, nach Flick 2002: 287). Hier gibt das Textmaterial nicht 
nur durch die Reduktion und Strukturierung Ergebnisse, sondern stellt in gewisser Weise den 
Schlüssel zu einem Verständnis der jeweiligen sehr spezifischen sozialen Ordnung her. 
Allerdings handelt es sich nach Mayring dabei nicht um eine sich ausschließende, 
entgegengesetzte Dichotomie von Methodenansätzen. Vielmehr hat sich die qualitative 
Inhaltsanalyse aus Methoden wie der Hermeneutik entwickelt (Mayring 1997: 24ff.). 
 
Die vorliegende Untersuchung bewegt sich im Spannungsfeld dieser Ansätze. Nach 
anfänglichen Überlegungen einer Verbindung der beiden Methodenrichtungen sprach im 
Endeffekt vor allem die Auswahl des Datenmaterials (bzw. deren unvermutete Fülle) für eine 
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Fokussierung auf eine inhaltsanalytische Auswertung. Trotzdem erscheint gerade der Rahmen 
einer Vergleichsanalyse zwischen Deutschland und Frankreich prädestiniert dafür zu sein, den 
Kontext innerhalb der Analyse zu betonen. Deshalb soll in einem eigenständigen Abschnitt 
dem diskursanalytischen Ansatz Platz eingeräumt werden. 
 
7.1 Inhaltsanalyse im Spannungsfeld quantitativer und qualitativer 
Vorgehensweise 
 
In der allgemeinen Diskussion um Methoden in den Sozialwissenschaften findet man sehr 
häufig den Hinweis auf eine Aufspaltung und infolgedessen eine Konkurrenzsituation 
zwischen qualitativen und quantitativen Ansätzen. In früheren Jahrzehnten standen 
quantitative Verfahren im Mittelpunkt, da es sich um hoch standardisierte Ansätze handelte, 
die auf einer Philosophie der Notwendigkeit einer aus den Naturwissenschaften entnommenen 
"Exaktheit" beruhen. Neben den Grundsätzen waren auch die Ziele quantitativer Forschung 
an naturwissenschaftlichen Prämissen angelehnt, die auf der Suche nach klaren Ergebnissen 
in Form von "Gesetzen" waren. Diese Sichtweise schlägt sich bis heute insbesondere im 
Umgang mit Gütekriterien quantitativer Ansätze nieder (vgl. Flick 2002: 13). 
 
Die Frage nach Gütekriterien im Bereich qualitativer Inhaltsanalyse ist bis heute ein 
wichtiges, da sehr streitbares Thema, auf das im Folgenden näher eingegangen werden soll. 
Die Inhaltsanalyse verbindet als empirische Methode qualitative und quantitative Elemente. 
So wird sich auch bei der Darstellung der Techniken qualitativer Inhaltsanalyse zeigen, dass 
bestimmte quantitative Schritte notwendig sind. Demgegenüber steht aber auch am Anfang 
jeder quantitativen Analyse eine konkrete Fragestellung, die sich auf das Forschungsziel und 
das Forschungsobjekt bezieht. Diese Klärung ist als qualitativer Schritt zu verstehen, der in 
quantitative Verfahren eingebaut wird (vgl. Mayring 1997: 19). 
 
7.1.1 Analysetechniken 
 
Zunächst soll aber eine begriffliche Auseinandersetzung und eine Darstellung der Techniken 
stattfinden. Dabei wird am stärksten Bezug zum Ansatz von Mayring hergestellt, der in der 
gesamten methodologischen Auseinandersetzung als zentral in diesem Bereich angesehen 
wird. Mayring geht es nicht um das Aufstellen einer Definition. Er setzt vor allem auf eine 
zielgeleitete Erklärung des gesamten Prozesses, da er in der Inhaltsanalyse vor allem ein 
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regelgeleitetes und theoriegeleitetes Verfahren sprachlichen Materials sieht (vgl. Mayring 
1990: 27ff.). 
 
Für ihn lassen sich folgende Merkmale festhalten, die Inhaltsanalyse von Texten von anderen 
Forschungsmethoden abgrenzen. Die Vorgehensweise kennzeichnet sich durch ihre 
Systematik aus, d.h. durch ihren Aufbau aufgrund bestimmter theoretischer Überlegungen und 
das Aufstellen von festen Regeln im Forschungsprozess. Eingebettet in eine Fragestellung, die 
sich aus dem jeweiligen Theoriehintergrund entwickelt hat, werden konkrete Grundsätze zum 
weiteren Vorgehen bestimmt. Diese setzen z.B. bei der Entwicklung des Kategoriensystems, 
den jeweiligen Kodierregeln und Fragen zur Analyse und Auswertung an. 
 
Ziel einer solchen Forschungsausrichtung ist es, Datenmaterial aus einem 
Kommunikationskontext heraus zu analysieren, d.h. eine "fixierte Kommunikation" zu 
betrachten. Forschungsleitende Ziele können natürlich je nach Fragestellung sehr 
unterschiedlich ausfallen. Jedoch sind sie alle dadurch gekennzeichnet, dass sie versuchen, 
"Rückschlüsse auf bestimmte Aspekte der Kommunikation zu ziehen" (Mayring 1997: 13). 
 
Im Folgenden soll das Ablaufmodell Mayrings näher vorgestellt werden, da es als Grundlage 
für die hier vorgestellte Untersuchung verwendet wurde. Später wird das selbst gewählte 
Untersuchungsdesign dargestellt, wobei auf Herausforderungen, die sich aus dem Modell 
ergeben, und Abweichungen eingegangen wird. 
 
In einem ersten Schritt ist es notwendig, aufgrund des jeweiligen Forschungsinteresses genau 
festzulegen, welches Datenmaterial untersucht werden bzw. wie eine Auswahl des Materials 
erfolgen soll. Mayring spricht dabei auch von einem Problem von Stichprobenziehungen, die 
sich bei größerem Umfang des Materials fast beiläufig ergeben. Entscheidend für die Auswahl 
ist die Frage der (zeitlichen) Machbarkeit einer Studie bzw. nach einem 
Repräsentativitätsanspruch. Ist der Materialumfang festgelegt worden, schließen sich eine 
Analyse der Entstehungssituation und eine Beschreibung formaler Charakteristika des 
Materials an (vgl. Mayring 1997: 47). 
 
Als nächsten Punkt nennt Mayring das Herausarbeiten einer Fragestellung der Analyse. 
Hierdurch sollen die Richtung und der weitere Ablauf der Inhaltsanalyse bestimmt werden. 
Dies geschieht zum einen durch die Einbettung des Datenmaterials in die 
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Kommunikationssituation und sich daraus ergebende Zielvorstellungen, zum anderen durch 
die Begründung der Analyse aus dem theoretischen Kontext heraus. Hierfür ist insbesondere 
der aktuelle Forschungsstand entscheidend (vgl. Mayring 1997: 50ff.). 
 
Erst daraufhin ist es möglich, konkret festzulegen, wie der weitere Ablauf der Analyse 
erfolgen und welche speziellen Techniken angewendet werden sollen. Drei Haupttechniken 
werden dabei genannt, die sich weiter unterteilen lassen. Bei der zusammenfassenden 
Inhaltsanalyse steht die Datenreduktion im Vordergrund, die durch das Paraphrasieren des 
Textes und gleichzeitige Bündelung erfolgt. Gleichermaßen werden Textstellen "gestrichen", 
die unerheblich sind. Die Datenreduktion kann auf mehreren Ebenen erfolgen und erreicht 
sukzessive ein höheres Abstraktionsniveau (vgl. Flick 2002: 280). Dabei erfolgen 
Paraphrasierung, Generalisierung und Reduktion nach genau festgelegten und 
nachvollziehbaren Regeln. 
 
Die Explikation als zweite Analysetechnik ist der Zusammenfassung entgegengesetzt 
angelegt. Hier geht es nicht um die Reduktion von Material; im Gegenteil, zur Analyse im 
Sinne des besseren Verständnisses des Textes bzw. einzelner Textstellen werden weitere 
Informationen in Form von Texten herangezogen. Diese Technik ist der Literaturwissenschaft 
entlehnt, da sie auf lexikalisch-grammatikalischen Definitionen aufbaut. Auch hier sind 
verschiedene Analyseniveaus denkbar je nach Ausweitung des Kontextes (enge vs. weite 
Kontextanalyse) (vgl. Mayring 1997: 77ff.). 
 
Eine dritte Arbeitstechnik, von Mayring als zentral angesehen, versucht, die Struktur eines 
Textes näher zu verstehen. Die Struktur wird im Prinzip von außen auf das Material aufgesetzt 
in Form eines Kategoriensystems, wodurch der Text inhaltlich aufgebrochen und strukturiert 
wird. Die Aufstellung der Kategorien und deren gegenseitige Abgrenzung erfolgt nach 
festgelegten Regeln, die im vornherein bzw. im Laufe der Untersuchung bestimmt werden 
müssen (vgl. Mayring 1997: 82ff.). Die ausführliche Operationalisierung, d.h. die Ableitung 
von Indikatoren bzw. Kodes ist für Merten/Teipen entscheidend für die Güte einer Forschung 
in Bezug auf die Validität und Präzision der Untersuchung (vgl. Merten/Teipen 1991: 67). 
 
Vor der eigentlichen Analyse steht nach der Bestimmung der Auswertungstechnik die 
Festlegung der Analyseeinheiten. Hierbei wird auf der einen Seite der kleinste 
Materialbestandteil (Kodiereinheit), auf der anderen Seite der größte Bestandteil 
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(Kontexteinheit) festgelegt, der als Einheit in ein Kategoriensystem aufgenommen werden 
darf. Nach der Analyse werden die gewonnenen Ergebnisse interpretiert und eingeordnet und 
müssen inhaltsanalytischen Gütekriterien unterzogen werden (vgl. Mayring 1997: 53). 
 
In der Forschung wird zum einen auf klassische Gütekriterien in der sozialwissenschaftlichen 
Methodenlehre hingewiesen. Gleichzeitig wird betont, dass diese Kriterien angesichts der 
Komplexität der Ansätze nur eingeschränkt anwendbar sind. Auf der einen Seite scheinen sie 
also unabdingbar zu sein, um Qualität zu erzeugen und die Wissenschaftlichkeit der 
Untersuchung zu unterstützen (vgl. z.B. Schaal 1999: 8), gleichzeitig werden allgemeine 
Kriterien als nicht vollständig anwendbar bei einzelnen Analysetechniken, so auch bei der 
qualitativen Inhaltsanalyse, bezeichnet. Deshalb soll auch nicht versucht werden, ein 
vollständiges Bild möglicher Gütekriterien hier aufzuzeigen, sondern es werden die 
wichtigsten Kriterien herausgefiltert. 
 
Klassische Gütekriterien werden meist in zwei Gruppen eingeteilt: in das Konzept der 
Reliabilität und das der Validität. Daraus kann man eine Art Kanon an Techniken zur 
Qualitätsbestimmung erreichen. Der Grad an Reliabilität einer Forschung sagt etwas aus über 
die Zuverlässigkeit und damit Exaktheit der Untersuchung. Hier wird die Frage gestellt, ob 
das Untersuchungsdesign so gehaltvoll und so konkret verständlich ist, dass z.B. zu 
verschiedenen Zeitpunkten oder durch verschiedene Forscher die gleichen Ergebnisse erzielt 
werden. Darin liegt allerdings bei empirischer Sozialforschung allgemein bereits der 
wichtigste Kritikpunkt. Insbesondere bei Langzeitstudien wird dabei außer Acht gelassen, 
dass das Forschungssubjekt selbst im Wandel begriffen ist und Veränderungen nicht 
unbedingt in einer fehlerhaften Erhebungs- oder Analysetechnik bestehen (vgl. Flick 2002: 
319). Bestimmte Verfahren zur Reliabilitätsgarantierung wie der Paralleltest oder die 
Intercoderreliabilität, bei der entweder verschiedene Messinstrumente eingesetzt werden oder 
mehrere Forscher ein und dasselbe Material bearbeiten, werden ebenfalls infrage gestellt (vgl. 
Mayring 1997:110). Darüber hinaus sind sie in der vorliegenden Untersuchung auch praktisch 
nicht anwendbar gewesen. 
 
Demgegenüber wird durch das Konzept der Validität eine Aussage zur Gültigkeit der 
Messung getroffen. Hier steht also im Vordergrund, ob das entwickelte Messinstrument auch 
wirklich das misst, was es messen soll bzw. was es zu messen vorgibt (vgl. Schaal 1999: 8). 
Hierbei muss versucht werden, mögliche Fehlerquellen auszuschließen, die falsche 
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Zusammenhänge herstellen oder sie unterschlagen, wo sie doch vorhanden sind (vgl. Flick 
2002: 323). Insbesondere bei Interviews wurden Techniken entwickelt, dem vorzubeugen 
(vgl. Flick 2002: 324 ff.), die hier aber nicht zur Geltung kommen können. Konzepte wie das 
Außenkriterium, bei dem artverwandte Ergebnisse anderer Untersuchungen  zum Vergleich 
herangezogen werden, werden auch kritisiert, da die "Objektivität" dieser Methode hinfällig 
ist, da auch hier im Prinzip zunächst überprüft werden müsste, ob diese Untersuchung in sich 
valide ist (vgl. Mayring 1997: 110 f.). 
 
Um dem Dilemma der schwierigen Anwendung allgemeiner Gütekriterien bei der qualitativen 
Inhaltsanalyse zu begegnen, schlägt Mayring vor, sich auf spezifische Kriterien zu 
beschränken, die speziell auf dieses Untersuchungsinstrument zugeschnitten sind. Er bezieht 
sich dabei auf die von Krippendorff vorgeschlagenen Kriterien, durch die zunächst das 
gesamte Untersuchungsdesign auf den Prüfstand gestellt wird (Konstruktgültigkeit), wobei 
hinterfragt wird, welche Ergebnisse in anderen Zusammenhängen mit demselben Konstrukt 
erzielt wurden (vgl. Krippendorff dargestellt in Mayring 1997: 112). Darüber hinaus plädiert 
er für Kriterien, die sich am Material und an den Ergebnissen orientieren. Allerdings sind 
diese teilweise an klassischen Gütekriterien angelegt und somit nicht frei der vorher 
angeschnittenen Kritik. Neben diesen Validitätskriterien spricht Mayring auch die von 
Krippendorff entwickelten Reliabilitätskriterien an, wobei hier das der Stabilität am 
wichtigsten, da in der aktuellen Forschungssituation anwendbar ist. Gemeint ist hier die 
wiederholte Anwendung des Forschungsinstrumentes, um mögliche Fehler aufzudecken (vgl. 
Krippendorff dargestellt in Mayring 1997: 112). 
 
Flick geht an dieser Stelle weiter und inspiriert sich nicht nur an der Weiterentwicklung und 
Spezialisierung bestehender Kriterien, sondern kommt zu dem Schluss, dass ein Kanon an 
Gütekriterien jedweder Art fehlschlagen muss angesichts der Komplexität und 
Verschiedenheit sozialwissenschaftlicher Analyse. Im Prinzip müsste für jede Untersuchung 
ein spezieller Kanon entwickelt werden. Deshalb beschäftigt er sich stärker mit Ansätzen aus 
anderen Bereichen und versucht, die Güte qualitativer Forschung eher prozessual 
auszumachen (vgl. Flick 2002: 394). Für ihn beginnt Qualität im Prinzip bei der Frage der 
Auswahl einer Forschungsmethode und deren kontinuierlichen Umsetzung. 
 
Wie dieser dynamische Prozess einer Untersuchung begleitet werden kann, ohne dabei auf 
Qualitätsmerkmale zu verzichten, formuliert Flick im Konzept des Qualitätsmanagements. Es 
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geht dabei darum, ständig zu hinterfragen, ob die "vorgegebenen Anforderungen eingehalten 
werden und für die jeweilige Anwendung zweckmäßig sind." (Kamiske und Brauer, zitiert in 
Flick 2002: 405). Die Überprüfung dieser Herausforderung soll in Bezug auf die Betroffenen 
(z.B. Auftraggeber, Gutachter, Interviewte etc.) und auf die am Forschungsprozess Beteiligten 
geschehen. Hier macht Flick darauf aufmerksam, dass es nicht ausreicht, die "richtige" 
Methode einzusetzen, sondern dass es notwendig ist, ein für die Forschung gesundes 
Arbeitsklima zu schaffen, in dem jeder Mitarbeiter dieselben Qualitätsansprüche erfüllen will. 
 
Flick hat diese aus der Wirtschaft übernommenen Ideen zu Leitgedanken für die qualitative 
Forschung wie folgt zusammengefasst: 
• "Eine möglichst klare Festlegung der zu erreichenden Ziele und einzuhaltenden 
Standards des Projekts. Daran müssen alle Forscher und Mitarbeiter beteiligt werden; 
• eine Festlegung, wie diese Ziele und Standards und allgemeiner die angestrebte 
Qualität zu erreichen sind; damit sind eine Einigung über die Weise der Anwendung 
bestimmter Methoden und ihre Umsetzung, etwa durch gemeinsame 
Interviewtrainings und deren Auswertung, Voraussetzungen für Qualität im 
Forschungsprozess; 
• die klare Festlegung der Verantwortlichkeiten für die Herstellung von Qualität im 
Forschungsprozess und 
• die Transparenz der Beurteilung und Sicherstellung der Qualität im Prozess." 
(Flick 2002: 407). 
 
Ähnlich argumentieren Merten/Teipen, wenn sie davon sprechen, dass bestimmte 
Fehlerquellen nicht zu vermeiden sind und dass es vor allem darauf ankommt, sie zu erkennen 
und zu benennen und ihnen in der Folge so weit wie möglich zu begegnen. In der 
Inhaltsanalyse an sich sehen sie Schwierigkeiten, die zu einer Verzerrung der Ergebnisse der 
Wirklichkeitsabbildung kommen, die vor allem in unstimmigen Kategorien, der Kodierung 
und der Definition der Stichprobe liegen. Die Wirklichkeit, die man glaubt, über Texte vor 
sich liegen zu haben, wird in mehreren Schritten transformiert. Zum einen werden der 
Fragestellung entsprechend Daten selektiv betrachtet. Darüber hinaus versucht der Forscher, 
soziale Wirklichkeit in abstrakte Begriffe zu fassen, in deren Folge über die Interpretation der 
Ergebnisse, die ebenfalls selektiv und forschungsleitend beeinflusst ist, nur bestimmte 
Aspekte des Datenmaterials dargestellt werden können (vgl. Merten/Teipen 1991: 183ff). Um 
diesen Problemen zu begegnen, ist zum einen größtmögliche Transparenz während des 
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Forschungsprozesses und in der Darstellung der Ergebnisse notwendig. Zum anderen muss 
während der Analyse immer wieder versucht werden, diesen Problemen entgegenzuwirken, 
indem alternative Techniken und Fragestellungen eingesetzt werden. 
 
7.1.2 Vorteile und Grenzen der qualitativen Inhaltsanalyse 
 
Oft wird versucht aufzuzeigen, wo die Vorteile einer jeweiligen Methode und ihre Nachteile 
bzw. Grenzen liegen. Aus dem vorher Gesagten wird jedoch klar, dass dies nicht pauschal 
festgelegt werden kann, sondern dass man als Forscher vielmehr die Frage nach der 
Plausibilität der Methode in Bezug auf den konkreten Forschungszusammenhang stellen 
muss. Wie bei jeder qualitativen Methode liegt die Stärke der qualitativen Inhaltsanalyse 
zunächst darin, dass sie versucht zu verstehen (ein Subjekt, einen kulturellen Rahmen sozialer 
Wirklichkeiten), dass sie also subjektive und kontextbezogene Aussagen verständlich macht. 
Die Systematik der qualitativen Inhaltsanalyse birgt gleichermaßen ein Problem in sich, da 
sich daraus meist ein sehr aufwändiges Forschungsdesign ergibt, um alle aufgestellten Regeln 
zu verfolgen. 
 
Entscheidender ist zu betrachten, wann die qualitative Inhaltsanalyse eingesetzt werden kann. 
Sie ist besonders gut dann einsetzbar, wenn große Datenmengen vorliegen und eine 
Reduktion des Materials erfolgen soll bzw. kann. Darüber hinaus eignet sie sich ebenfalls 
dazu, das Datenmaterial zu strukturieren und zu klassifizieren. Voraussetzung ist die 
Entwicklung eines Kategoriensystems und dessen Anwendbarkeit auf das Datenmaterial (vgl. 
Flick 2002: 282). Wenn die Systematik vom Forschungsinteresse nicht gegeben ist, ist zu 
sehen, inwieweit eine andere Methode eher infrage kommt. 
 
Darüber hinaus ist es notwendig, die qualitative Inhaltsanalyse als Auswertungstechnik in 
einen weiteren Rahmen von Techniken der Datenerhebung und Datenaufbereitung 
einzufügen. Nicht zuletzt sollte überlegt werden, an welchen Stellen auch angesichts der 
erheblichen Datenmengen quantitative Analyseformen eingesetzt werden sollten. Insofern 
kann die qualitative Inhaltsanalyse nur einen Teil des Forschungsdesigns bilden (vgl. Mayring 
1997: 116). 
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7.2 Diskursforschung und Diskursanalyse 
 
Im Gegensatz zur Inhaltsanalyse kann man bei der Diskursanalyse nicht von einer Methode 
sprechen, viel zu unterschiedlich sind die einzelnen Herangehensweisen und 
Forschungsperspektiven. Die jeweils angewandte Methode ist eher abhängig vom 
Untersuchungsgegenstand und kann sowohl qualitativ, hermeneutisch, interpretativ, etc. sein.  
 
Die diskursive Forschung nach Foucault versucht, die Muster und Strukturen von 
Wissensformationen der jeweiligen Epoche aufzudecken, zu beschreiben, nicht aber zu 
verstehen. Hier besteht ein großer Unterschied zur Hermeneutik, selbst wenn diese als 
Analysetechnik in die Diskursforschung einbezogen werden kann. 
 
Für Foucault geht es darum, eine reine Beschreibung diskursiver Ereignisse zu liefern, die er 
aus einer endlichen, real existierenden Menge an Textmaterial gewinnen kann. Dafür hat er 
vier Grundmomente von Diskursen herausgearbeitet. Diskurse können nach der Formation der 
Gegenstände untersucht werden. Hier steht im Zentrum die Betrachtung, nach welchen 
Regeln bestimmte "Gegenstände", bestimmte Sujets gebildet werden und in welche 
Klassifikationsmuster sie sich unterteilen lassen. Die Untersuchung von 
Äußerungsmodalitäten verfolgt das Ziel zu betrachten, welche Sprecher von welchen 
Institutionen aus in den Diskurs eingreifen. Im Bereich der Formation der Begriffe wird 
versucht zu analysieren, inwieweit Textelemente verbunden sind und wie sich einzelne 
Argumente aufeinander aufbauen, sich ausschließen etc. Der Bereich der Strategien wiederum 
deckt die Frage nach den eigentlichen Themen  des Diskurses ab, hier wird also inhaltlich 
überprüft, welche Probleme innerhalb eines Themas gesehen werden, wie sie diskutiert 
werden, welche Lösungen vorgeschlagen werden (vgl. Foucault 1994: 48ff.). 
 
7.2.1 Analysetechniken 
 
Foucault selbst hat sein Forschungsdesign im Gegensatz zur Forschungsperspektive nicht 
explizit dargestellt. Andere Wissenschaftler haben versucht, eine Art Leitfaden seines 
Modells zu entwickeln. Keller hat zunächst beschrieben, welches Erkenntnisinteresse im 
Bereich der Diskursforschung im Vordergrund steht. Daraus hat er typische Fragestellungen 
entwickelt, die hier kurz genannt werden sollen: 
• wann taucht ein spezifischer Diskurs auf bzw. ab 
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• wie und wo wird der Diskurs reproduziert 
• welche sprachlichen Mittel und Strategien werden verwendet 
• welche Formationsregeln, Strukturierungsprozesse spielen eine Rolle 
• welche entscheidenden Ereignisse im Verlauf des Diskurses sind erkennbar 
• wie schlägt sich der Diskurs in Dispositiven (z.B. Gesetzen) nieder 
• welche Akteure, Ressourcen, Interessen, Strategien, Adressaten tauchen auf 
• wo kann man von Inter-Diskurs sprechen, d.h. welche Elemente des Diskursstrangs 
sind auch anderen Diskursen zuzuordnen, wie beeinflussen sie sich 
• welche Machteffekte gehen vom Diskurs aus - welchen Einfluss übt der Diskurs auf 
gesellschaftliche Formationen und Wissensstrukturen aus 
(vgl. Keller 2004: 66). 
 
Jäger hat den Foucaultschen Ansatz in seiner Kritischen Diskursanalyse weiterentwickelt. 
Hier werden sozialwissenschaftliche mit linguistischen Fragestellungen verknüpft. Im 
Zentrum des Erkenntnisinteresses stehen die kollektiven Wissensordnungen einer 
Gesellschaft. Jäger entwickelt folgendes Analysemodell, das in Kürze vorgestellt werden soll. 
• Vorstellung und Begründung des Themas 
• knappe Charakterisierung des Sektors der Diskursebene 
• Erfassung des diskursiven Kontextes und der relevanten diskursiven Ereignisse 
• Gewinnung des Datenkorpus/ Erschließen und Aufbereitung der Materialbasis 
• Strukturanalyse: Auswertung der Materialaufbereitung im Hinblick auf den zu 
analysierenden Diskursstrang 
• Feinanalyse eines oder mehrerer für die Diskursposition typischer Diskursfragmente 
1. Bestimmung des institutionellen Rahmens (Medium, Textgestaltung, etc.) 
2. Analyse der Textoberfläche (Gestaltung, Themen) 
3. Analyse der eingesetzten sprachlich-rhetorischen Mittel 
4. Analyse der inhaltlich-ideologischen Aussagen (Gesellschaftsverständnis, 
Menschenbild) 
• Interpretation (Botschaft, Mittel, Ziele, etc.) 
• Gesamtanalyse des Diskursstrangs 
• Analyse des gesamten Diskurses durch vergleichende Analyse unterschiedlicher 
Diskursstränge 
(vgl. Jäger 1999: 172ff.; Jäger 1994: 33ff.). 
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Diese Perspektive erlaubt es, den Sprachgebrauch in Diskursen bzw. Diskurssträngen zu 
untersuchen. Inhaltliche Aussagen können danach interpretiert werden, wenn man gleichfalls 
betrachtet, mit welchen rhetorischen Mitteln sie in den Diskurs einfließen. Im Zentrum steht 
im Gegensatz zur Inhaltsanalyse die Analyse eines aussagekräftigen Ausschnitts an Material, 
anhand dessen bestimmte Denk- und Wissensstrukturen offen gelegt werden sollen. Die 
Gesamtanalyse bildet in gewisser Weise den Rahmen der Untersuchung, wohingegen die 
Feinanalyse Formen, Inhalte, Strategien, Einflüsse untereinander etc. zu Tage bringt. 
 
Keller gibt eine Methodologie für die Durchführung einer Feinanalyse von Datenmaterial in 
diskursiver Perspektive vor. Der Analyse als solcher geht aber ein weiterer, aufwändiger 
Schritt voraus, der die Auswahl des Datenmaterials betrifft. Gerade wenn zunächst eine große 
Fülle an Material vorliegt, muss sorgfältig ausgewählt werden, welche Textbausteine dafür 
infrage kommen. Für Keller muss das Material typisch für den Diskurs sein, es müssen alle 
relevanten Elemente einbezogen sein: institutionelle Felder, Akteure, Positionen. Dies ist 
sicherlich der schwierigste Schritt bei der Auswahl, der garantieren soll, dass das Dokument 
auch wirklich ergebnisträchtig ist. Ein weiteres Auswahlkriterium ist die Frage der 
Forschungsperspektive: Dokumente müssen spezifisch ausgewählt werden, je nachdem, ob es 
sich um eine Untersuchung handelt, die in die Breite oder in die Tiefe geht. Auch hier gilt, 
ähnlich einem Pretest, dass sich Fragestellungen im Laufe der Untersuchung ändern können 
und gegebenenfalls Material neu ausgewählt werden muss (vgl. Keller 2004: 88). 
 
Die Feinanalyse des ausgewählten Materials basiert zunächst auf mehrmaligem Lesen des 
Textes, der durch eine erste Paraphrasierung verkürzt und prägnant wiedergegeben wird. Über 
Kommentare, Memos und eine mögliche qualitative Kodierung sollen sowohl die 
sprachlichen Mittel als auch inhaltliche Schwerpunkte freigelegt werden. Wichtig ist dabei, 
den Kontext des Datenmaterials nicht aus den Augen zu verlieren, sondern ihn in die Analyse 
einzubeziehen. Dieser hilft bei der analytischen Zergliederung des Materials (vgl. Keller 
2004: 94f.). 
 
Hierbei wird deutlich, dass sich die Diskursanalyse bestimmter Methoden anderer 
Forschungsansätze bedient, um ergebnisorientiert zu arbeiten. Der Unterschied wird durch die 
stärkere Einbindung des gesellschaftlichen bzw. historischen Kontextes, die Fixierung auf 
sprachlich-rhetorische Mittel und die Betrachtung von Diskursverläufen markiert. Sucht die 
Inhaltsanalyse eher nach der Bandbreite von Aussagen, die sie nebeneinander stellt und 
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gewichtet, geht es hier vor allem um das Aufdecken von Strukturen (formal, rhetorisch, 
phänomenal, narrativ, etc.) (vgl. Keller 2004: 100ff.). Im Gegensatz dazu nimmt die 
Inhaltsanalyse den Kontext zwar am Anfang ins Visier, löst sich aber mit der Zeit immer 
stärker davon und entwickelt ihre eigene Gestalt über Kategorien und Theorien (vgl. Flick 
2002: 287). 
 
7.2.2 Vorteile und Grenzen der Diskursanalyse 
 
Eine diskursanalytische Perspektive ist besonders dann interessant, wenn sich die 
Fragestellung sowohl auf sozialwissenschaftliche Themen als auch auf sprachanalytische 
Problemstellungen zurückführen lässt. Sie birgt eine konstruktivistische Perspektive, die vor 
allem auf den Arbeiten Foucaults basiert, wobei untersucht werden soll, wie über Diskurse 
soziale Wirklichkeit konstruiert wird und wie sie sich in den gesellschaftlichen Kontext 
einordnen lässt (vgl. Flick 2002: 295). Die Verknüpfung von Gesamt- und Feinanalyse ist ein 
interessantes Mittel, um konkrete Strukturen allgemeiner Aussagen freizulegen und sie im 
Anschluss wieder auf den Kontext zu beziehen. 
 
Allerdings ist bislang die Diskussion zu konkreten Methoden und Forschungsansätzen in 
diesem Bereich nicht so stark wie bei anderen Verfahren entwickelt. Eine Vielzahl von 
Ansätzen taucht auf, diese bleiben in ihrer Beschreibung aber oft unpräzise und arbeiten an 
der Oberfläche. Wahrscheinlich lässt sich auch so erklären, dass der Begriff der 
Diskursanalyse zuweilen fälschlicherweise für andere Methodenansätze gebraucht wird (wie 
z.B. den der Inhaltsanalyse), wenn mit Datenmaterial aus Medienerzeugnissen gearbeitet 
wird. 
 
7.3 Entwicklung des eigenen Forschungsdesigns 
 
Zentrale Fragestellung dieser Untersuchung ist, wie im öffentlichen Diskurs Illegalität und 
Illegalisierung von Personen beschrieben werden bzw. wie sie sich konstruieren. Es wird 
vermutet, dass das erste Thema wesentlich offener debattiert wird, wohingegen das Thema 
der Illegalisierung nur latent in den Texten anklingt. Als Grund wird der beschriebene 
Zwiespalt zwischen nationalstaatlichen Ordnungsvorstellungen und individuellen subjektiven 
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Selbstverwirklichungsvorstellungen angesehen. Hier wird angenommen, dass die Medien vor 
allem die nationalstaatliche Perspektive und nicht die komplementäre Perspektive einnehmen. 
 
Der öffentliche Diskurs erfolgt in verschiedenen Formen. Die Massenmedien bilden jedoch 
eine zentrale Rolle, wo neben Sachinformationen Deutungsangebote zu bestimmten Themen 
vermittelt werden und Konfliktpotenzial ausgedrückt wird (vgl. Schaal 1999: 10). Die 
Auswahl der Medien erfolgte sowohl nach methodologischen als auch pragmatischen 
Gesichtspunkten. Aufgrund des Themas mit nationalem Bezug wurden ausschließlich 
überregionale Zeitungen genutzt. Alle Zeitungen in beiden Ländern stehen natürlich für sich, 
trotzdem sollten sie formal vergleichbar sein. Als Kriterium wurde dafür das Label der 
Prestigetageszeitungen gewählt, denen ein großer Einfluss auf andere Medien eingeräumt 
wird (vgl. Schaal 1999: 11; Dohrendorf 1990: 12). Hinzu kommt, dass eine Zeitung des 
Formats wie BILD als überregionale Zeitung in Frankreich nicht existiert. In eine engere 
Auswahl kamen zunächst die FAZ, die Süddeutsche Zeitung und die TAZ für die deutsche, 
Le Monde, Le Figaro und L'Humanité für die französische Seite. Aus Zeit- und 
Organisationsgründen wurde auf die TAZ und L'Humanité verzichtet. 
 
Der Untersuchungszeitraum wurde zunächst auf die Jahre 1992 bis 2001 festgelegt, wobei im 
Anschluss eine Selektion der Jahre 1992/93, 1996/97 und 2000/01 stattfand. Diese 
Einschränkung wurde in Bezug auf bekannte Ereignisse und die dadurch vermutete 
Diskussion in den Zeitungen festgesteckt. Die Reduzierung ergab sich vor allem aus 
zeitlichen Gesichtspunkten, wobei der Prozesscharakter innerhalb der drei 
Untersuchungszeiträume erhalten bleiben sollte, die deshalb auf jeweils zwei Jahre festgelegt 
wurden. Der Untersuchung wurden alle Texte des Untersuchungszeitraums unterzogen, die 
sich mit dem Thema Illegalität von Ausländern und der Problematik der 
Zuwanderungsbeschränkung mit Folgen für den Aufenthalt bereits hier lebender Migranten 
auseinandersetzen. 
 
Die Medien waren in verschiedener Form zugänglich (CD-ROM, Mikrofiche, Printausgabe), 
so dass die Artikel nach dem Titel des Textes bzw. gegebenenfalls nach der 
Zusammenfassung ausgewählt wurden. Die Suchfunktion der CD-ROMs nach 
Schlüsselwörtern wurde nur zur Überprüfung des Materials herangezogen. Eine einfache 
Suche über Schlüsselwörter wäre nicht möglich gewesen, da einerseits die 
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Schlagwortzuordnung bei den einzelnen Medien unterschiedlich ist und sie sich andererseits 
immer als zu komplex erwies. 
 
Die Zeitungen wurden selektiv behandelt. Nur bestimmte Genres wurden untersucht. Die 
Kategorien Leserbriefe, Wirtschafts-, Sport- und Lokalteil wurden nicht berücksichtigt, da aus 
der Aufgabenstellung heraus keine Artikel in diesen Bereichen vermutet wurden bzw. diese 
nicht berücksichtigt werden sollten. Gerade bei der Debatte um die erste Kirchenbesetzung 
von Saint-Ambroise ist interessant zu sehen, dass das Thema in Le Monde erst nach ca. einer 
Woche im überregionalen Teil auftaucht, da es zunächst nur im Lokalteil beschrieben wurde 
und die nationale Tragweite des Phänomens nicht gesehen wurde. Im weiteren Verlauf wurde 
aber jede noch so kleine Kirchenbesetzung im Nachrichtenteil erwähnt, was von einer 
Sensibilisierung der Wahrnehmung zeugt. 
 
Bei der Berichterstattung handelt es sich ausschließlich um Texte von Journalisten, die auf die 
jeweils aktuelle Situation der Ereignisse reagiert haben. Kommentare und Debatten finden 
sich ebenfalls wieder, wobei vielfach auch Politiker und andere Personen der Zeitgeschichte 
zu Wort kommen. Hierzu zählen Interviews und Stellungnahmen. In den meisten Fällen 
handelt es sich um eine direkte Reaktion auf aktuelle Ereignisse, die eine Debatte allgemeiner 
Art erzeugt haben. Nur in seltenen Fällen kann man davon sprechen, dass Journalisten oder 
andere Personen versucht haben, ein eher in Vergessenheit geratenes Thema neu aufzugreifen. 
War dies der Fall, so geschah es meist aus Anlass des Jahrestages eines Ereignisses. 
 
Das gesamte Datenmaterial lag in der verwendeten Form vor (im Gegensatz zu Interviews). 
Die Datenübertragung erfolgte entweder über Diskette, Kopien, Scanner oder Mitschriften 
(bei kurzen Texten). In den beiden letzten Fällen kam es zu einer Überprüfung des Materials, 
um eventuelle Fehlerquellen zu beseitigen. Nicht berücksichtigt wurden bei der Kodierung 
der Texte die Überschrift, gegebenenfalls eine kurze Zusammenfassung am Anfang des 
Textes und Bilder sowie Bildunterschriften. Damit sollten zum einen Dopplungen verhindert 
werden, zum anderen musste darauf verzichtet werden, da im Datenmaterial der CD-ROMs 
Bilder nicht immer abrufbar waren. 
 
Im weiteren Verlauf wurde auf der Basis der Fragestellung und der vorliegenden Texte sowie 
der bei der Datenerhebung festgestellten Probleme ein Analysemodell entwickelt, das 
möglichst genau die Bandbreite der Diskussion in beiden Ländern bei der Konstruktion von 
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Illegalität erfassen und das sowohl quantitative als auch qualitative Elemente enthalten sollte. 
Dabei fiel die Wahl recht bald auf eine inhaltsanalytische Auswertung. Dafür sprachen 
zunächst die Art und der Umfang des vorliegenden Datenmaterials. Darüber hinaus schien 
dieser Ansatz auch am besten geeignet, um die vorliegenden Texte zu strukturieren und 
darüber Informationen zu einzelnen Teilbereichen zu selektieren. Insofern war auch die Frage 
nach der Technik der Inhaltsanalyse zu Gunsten einer strukturierenden Analyse relativ schnell 
getroffen. 
 
Der Ansatz, den die Diskursanalyse bietet, wurde ebenfalls in Erwägung gezogen. Er eignet 
sich ebenfalls bei dieser Art Material. Trotzdem wurde diese Richtung nicht ausführlich 
verfolgt, da kein konkretes Analysemodell entwickelt werden konnte, das hierauf hätte 
Anwendung finden können. Im Anschluss an die Inhaltsanalyse soll jedoch in Form eines 
Exkurses versucht werden, einen diskursanalytischen Erklärungsansatz zum Datenmaterial zu 
liefern. Damit soll vor allem die Perspektive des kontextuellen Verständnisses der Texte 
gestärkt werden. 
 
Die Kodierung und Analyse sollten computerunterstützt durchgeführt werden. Im Endeffekt 
fiel die Wahl auf das Programm "Analyse qualitativer Daten" (AQUAD) in seiner Version 5. 
Durch die Kodierung per Computer wurde vor allem erwartet, dass aufgrund des großen 
Datenumfangs eine Strukturierung leichter vorzunehmen sei, gegebenenfalls Niveauebenen 
eingebaut und Änderungen schneller durchgeführt werden könnten. Darüber hinaus bot sich 
diese Form der Kodierung an, um die Menge des Materials überschaubar zu halten und 
möglichst schnell Zugriff auf alle Bereiche aller Untersuchungszeiträume zu erhalten.60 
 
Wie bereits weiter oben angedeutet, wurden Überschriften oder Bildunterschriften nicht 
kodiert. Die Kodiereinheit, d.h. die kleinste mögliche selbstständige Untersuchungseinheit, 
wurde auf Satzebene festgelegt, um einen gewissen Verständniskontext bei der weiteren 
Analyse zu besitzen. Im Gegensatz dazu wurde die Kontexteinheit auf der Ebene eines 
Absatzes bestimmt. Hier wäre es möglich gewesen, die größte Einheit auf einen gesamten 
Artikel auszuweiten. Davon wurde jedoch bewusst abgesehen, um auf quantitativem Niveau 
bessere Aussagen zur Gewichtung einzelner Teilbereiche treffen zu können. Anders als bei 
Interviews kommt es bei Zeitungsartikeln verständlicherweise zu großen Unterschieden in der 
                                                 
60 Als problematisch an AQUAD 5 stellten sich einige Programmierungsmängel heraus. Außerdem ist das 
Programm nur für Betriebssysteme bis Windows 98 anwendbar, so dass die Daten im Anhang ausschließlich im 
Textformat zu finden sind. 
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Menge - von einigen Zeilen bis zu einer Doppelseite, die nicht unbeachtet gelassen werden 
sollten. 
 
Aus den theoretischen Vorüberlegungen wurden zunächst einige Kategorien deduktiv 
entwickelt und am Material angewandt. Sie stellten sich jedoch als wenig überzeugend 
heraus, da sie nicht die Gesamtmenge des Materials abdeckten und eher am Status der 
Betroffenen als an Diskussionsbereichen verankert waren. Dies wurde bei einem ersten 
Pretest festgestellt, bei dem alle Artikel des Monats Januar der Zeitung Le Monde untersucht 
wurden. In der Folge wurden die Kategorien induktiv in mehreren Teilschritten 
weiterentwickelt. Dabei wurden einige Bereiche ausgewählt, mit denen im Vorfeld nicht 
unbedingt gerechnet wurde (zumindest in der prozentualen Präsenz). Nach Abschluss des 
Pretests inklusive Anwendung an deutschen Medien mussten die Kategorien deshalb nicht 
mehr geändert werden. Der Pretest diente vor allem dazu, das Untersuchungsdesign auf seine 
Validität und Reliabilität hin zu prüfen. 
 
Mit Beginn des Pretests, aber auch darüber hinaus wurde versucht, die Kodierung so 
transparent und klar wie möglich zu gestalten. Dafür wurden für jeden Bereich typische 
Beispiele, so genannte Ankerbeispiele gesucht, die im weiteren Verlauf zuhilfe genommen 
werden konnten. Bei der Abgrenzung einzelner Teilbereiche war es nötig, sehr genau 
bestimmte Regeln festzulegen, da es sich um ineinander übergehende Bereiche handelt. Hier 
wurden explizit Kodierregeln ausgearbeitet, wie es in Bezug auf andere Bereiche nicht 
notwendig war.61 
 
Diese Schritte waren größtenteils mit Beginn der eigentlichen Kodierung abgeschlossen, 
wurden aber im weiteren Verlauf verfeinert. Die Kodierung erfolgte wie erwähnt mit 
AQUAD 5. Zur Absicherung der Kodierung wurden bestimmte Teilbereiche im Anschluss 
nochmals überprüft, um eine möglichst hohe Qualität der Durchführung zu garantieren. Damit 
sollte auch überprüft werden, ob sich durch die Änderung bzw. Verfeinerung der 
Kodierregeln im Laufe der Zeit Änderungen bei der Kodierung ergeben haben. Dies konnte 
aber nicht festgestellt werden. 
 
                                                 
61 Kodierregeln bestanden natürlich für alle Bereiche, wurden jedoch nicht in jedem Fall so explizit 
aufgeschrieben, wie es z.B. zwischen den Bereichen "Illegalität und Gesetzgebung" und "Illegalität und 
staatliche Konsequenz" notwendig war. 
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Nach Abschluss der Kodierung wurde versucht, die einzelnen Bereiche gemäß der zwei 
Fragestellungen zu analysieren. Eine quantitative Analyse der Ergebnisse erfolgte immer am 
Anfang, um Unterschiede zwischen den Ländern, den Medien und innerhalb des 
Untersuchungszeitraums festzustellen. Dies sollte ein Indikator der Verschiebung von 
Schwerpunkten zwischen 1992 und 2001 sein. Der weit ausführlichere Teil beschäftigte sich 
dann mit der Auswertung auf qualitativer Ebene, wobei versucht wurde, die gesamten 
Teilaspekte eines Untersuchungsbereichs zu erfassen und zu analysieren, inwieweit es sich 
um ständig vorhandene oder punktuelle Themen handelt und zu sehen, inwieweit sich 
bestimmte Themen bedingen. Die Ergebnisse wurden dann in den strukturellen Ausprägungen 
dargestellt und sind im Anschluss an dieses Kapitel zu finden. 
 
Die Untersuchung hat mehr Zeit als geplant in Anspruch genommen. Nach der ausführlichen 
Erarbeitung des theoretischen Rahmens, der sich allerdings während der Untersuchung noch 
weiter verschoben hat, schloss sich zunächst eine sehr aufwändige und zeitraubende Phase der 
Beschaffung des Datenmaterials an. FAZ und Süddeutsche Zeitung waren entweder auf CD-
ROM oder als Mikrofiche in Dresden erhältlich (Sächsische Landes- und 
Universitätsbibliothek Dresden). Dies traf auch für Le Monde ab Ende 1997 zu (Mikrofiche). 
Die gesamte Suche in Le Figaro und Le Monde bis September 1997 musste jedoch in Berlin 
(Staatsbibliothek zu Berlin) vorgenommen werden. Erschwerend kam hinzu, dass zu diesem 
Zeitpunkt (2001/02) Le Figaro größtenteils nur in Printform vorlag und die Datenübertragung 
sehr schwierig und kostenintensiv war. 
 
Auch die sich an die Ausarbeitung des Kodier- und Analysedesigns anschließende Kodierung 
nahm mehr Zeit in Anspruch als geplant, da nicht mit dieser Fülle an Ausgangsmaterial 
gerechnet wurde. Die Auswertung beschränkte sich dann sowohl aus Zeit- als auch aus 
theoretischen Gründen auf die Analyse der einzelnen Teilbereiche und ließ die anfangs 
geplante Untersuchung der Verknüpfungen größtenteils beiseite. Trotzdem konnten über diese 
Art der Auswertung viele interessante Ergebnisse erzielt werden, die in der Folge näher 
dargestellt werden. 
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8 Kontextualisierung des Umgangs mit Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus in den Medien 
 
Im vorliegenden Teil wird dem ersten Untersuchungsschwerpunkt, der Kontextualisierung 
von Illegalität und Illegalisierung nachgegangen. Die Betonung beider Aspekte ein und 
desselben Phänomens - der faktischen und der prozessualen Seite - hat sich aus den 
theoretischen Überlegungen ergeben. 
 
Vor Beginn des Pretests war angedacht, anhand des zeitlichen Aufenthalts der Betroffenen 
Bereiche zu unterteilen, die den Umgang mit ihnen schildern (vor der Einreise/ bei der 
Einreise/ Aufenthalt/ Aufenthaltsverfestigung/ gefährdeter Aufenthalt/ Abschiebung). Dies 
wurde jedoch während des Pretests schnell als ungenügsam verworfen. Ersetzt wurde das 
Schema durch eine Aufteilung in zunächst sieben Bereiche, die sich beim Studium der Daten 
herauskristallisiert haben. Es handelt sich um Fragen der Gesetzgebung, staatlichen Handelns 
im Bereich der Exekutive, Mobilisierung seitens der Bevölkerung, Mobilisierung der 
Betroffenen selbst, Kriminalität, soziale Befindlichkeiten und allgemeine 
Diskussionsbeiträge62. Letzter Schwerpunkt wurde im Endeffekt nicht untersucht, da er sich 
von den anderen zu stark unterschied und nicht unmittelbar den Umgang mit den Betroffenen 
schildert. 
 
Innerhalb der sechs untersuchten Themen standen folgende Fragen im Vordergrund, die 
jedoch nicht in jedem Fall beantwortet werden konnten: 
• Welche Akteure und Adressaten werden in den Medien genannt? 
• Welche Aktionsformen werden geschildert, welche Ziele damit verfolgt? 
• Welcher stilistischen Mittel bedienen sich die Zeitungen dabei? 
• Welche zeitlichen Unterschiede treten im Untersuchungszeitraum auf? 
• Welche Differenzen lassen sich im Ländervergleich erkennen? 
 
Jeder Bereich soll im Folgenden in seiner Bandbreite vorgestellt werden. Die Reihenfolge der 
Darstellung folgt inhaltlichen und nicht quantitativen Gesichtspunkten. Nach einer 
allgemeinen quantitativen Einordnung erfolgt die qualitative Auswertung. So weit es das 
Datenmaterial anbot, wurde die Gegenüberstellung zwischen Deutschland und Frankreich 
                                                 
62 Es handelte sich beispielsweise um Berichte zur Größenordnung von irregulärem Aufenthalt, zur Entstehung 
solcher Phänomene, zu Reiserouten, zu neutralen Stellungnahmen ohne Bezugnahme auf Gesetze, etc. 
88 
übernommen und zieht sich durch die gesamte Auswertung. Im Fall der letzten beiden 
Kategorien wurde die Unterscheidung aus inhaltlichen Überlegungen heraus speziell an 
einzelnen Stellen vorgenommen. 
 
8.1 Gesetzgebung und Illegalisierungsprozesse 
 
Illegalität als ein Produkt aus dem Zusammenspiel individueller Interessen und staatlicher 
Ordnungsprinzipien, die wiederum Ausschlussprinzipien unterliegen, schlägt sich stark in der 
Diskussion um bestehende Gesetzgebungen bzw. geplante Reformen nieder. Es wurden alle 
Textstellen kodiert, die entweder Fragen der Illegalisierung, d.h. des Schaffens von illegalem 
und quasi-illegalem Rechtsstatus durch Gesetze beinhalten oder sich mit dem gesetzlichen 
Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus beschäftigen. 
 
Folgende Fragen wurden bei der Bearbeitung des Datenmaterials untersucht: 
• Wie und in welchem Verhältnis wird im Bereich der Gesetzgebung Illegalität und 
Illegalisierung thematisiert? 
• Welche staatlichen Akteure, welche Betroffenen werden angeführt? 
• Welche Themenbereiche werden konkret angeschnitten? 
• Welche Merkmale der Berichterstattung sind typisch für diesen Themenbereich in 
Abgrenzung zu anderen Bereichen? 
 
Insgesamt ist der Themenkomplex Illegalität/ Illegalisierung und Gesetzgebung einer der 
Hauptbereiche journalistischer Berichterstattung in Bezug auf Menschen ohne 
Aufenthaltsstatus. Er steht  mit 1757 Kodiereinheiten (s. Tabelle 2) an zweiter Stelle nach der 
Thematisierung von Illegalität und staatlichem Handeln durch die Exekutive (2774). Bereits 
die Zahlen der einzelnen Jahre weisen große quantitative Unterscheide auf, wie in Tabelle 2 
gezeigt wird. Dennoch sind Differenzen eher innerhalb eines Jahres zu finden, da es sich bei 
der Berichterstattung zur Gesetzgebung meist um punktuelle Ereignisse handelte, die einen 
hohen Stellenwert einnahmen. In der summarischen Auswertung sind diese nicht direkt 
sichtbar, werden aber im Folgenden dargestellt. 
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 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 84 69 23 34 210 
1993 77 103 135 210 525 
1996 89 103 76 177 445 
1997 26 41 68 226 361 
2000 11 23 5 58 97 
2001 11 53 7 48 119 
Gesamt 298 392 314 753 1757 
Tabelle 2: Anzahl der Kodierungen - Illegalität und Gesetzgebung 
 
Der vorliegende Themenbereich nimmt in verschiedener Hinsicht eine Sonderrolle ein. In 
Bezug auf die Summen der einzelnen Jahre bzw. Medien wird dies deutlich. Neben dem 
Komplex der Beschreibung sozialer Befindlichkeiten ist es der Einzige, in dem eine deutsche 
Zeitung (Süddeutsche Zeitung) mehr Berichte aufwies als eine französische (Le Figaro). 
Selbst die FAZ liegt in absoluten Zahlen nur gering hinter Le Figaro. Ist der Bereich sozialer 
Befindlichkeiten allerdings prädestiniert für eine Berichterstattung unabhängig vom 
tagespolitischen Geschehen,  trifft dies a priori für die Berichterstattung über Gesetzgebung 
und Illegalisierung nicht zu. Le Monde berichtete am ausführlichsten über diese Thematik. 
Sie vereinte ca. 43 % aller 1757 Nennungen auf sich. Diese herausragende Position der 
französischen Zeitung wurde auch in anderen Bereichen nachgewiesen, was auf ein 
verstärktes Interesse an der Problematik schließen lässt. Allerdings nahm sie nicht in allen 
Jahren den ersten Rang ein (so 1992 und 2001). 
 
Bei der Betrachtung der zeitlichen Verteilung fällt auf, dass die Jahre 1996/97, die in anderen 
Themenkomplexen die vorderste Position einnehmen, in diesem Bereich nur an 2. bzw. 3. 
Stelle stehen. Dies konnte nach Analyse des Materials dadurch erklärt werden, dass wichtige 
Ereignisse wie z.B. die sans-papiers-Bewegung in Frankreich oder die Debatte um die 
Rückführung von Bürgerkriegsflüchtlingen in Deutschland in diesem Themenkomplex a 
priori keinen Niederschlag fanden. Inwieweit sie trotzdem die politische Debatte nach 
Lösungen auf gesetzlichem Weg beeinflusst haben, bleibt im Weiteren zu klären. Interessant 
ist der Abfall der Nennungen 2000/01 in FAZ, Le Figaro und Le Monde, wohingegen die 
Süddeutsche Zeitung auf ähnlichem Niveau wie im übrigen Untersuchungszeitraum weiter 
berichtete. 
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Bei einer ersten Sichtung des Datenmaterials wurden die Berichte drei großen Gruppen 
zugeordnet. Die Berichterstattung beschäftigte sich mit der Präsentation von Vorschlägen zu 
Gesetzesänderungen, mit der sich anschließenden Diskussion um die Vorschläge und der 
Darstellung der geltenden Rechtslage. Bei einer breiten Verankerung des Themas in den 
Medien wie z.B. der Grundgesetzänderung in Deutschland und der Verfassungsänderung in 
Frankreich 1993 ließ sich eine gewisse Grundabfolge beobachten. Zunächst wurde die 
aktuelle Gesetzeslage kritisch dargestellt, woraufhin Reformvorschläge in den Diskurs 
eingebracht wurden. Diese wurden in der Folge diskutiert und führten zu politischem Handeln 
bis hin zu einer Gesetzesreform, die wiederum in den Medien thematisiert wurde. Bei 
punktuellen Ereignissen kam es dagegen fast ausschließlich zur Darstellung der Rechtslage, 
um die individuelle Situation von bestimmten Personen zu erklären oder zu rechtfertigen. 
 
8.1.1 Akteure im Bereich gesetzlicher Rahmenbedingungen 
 
Aufgrund der Spezifität dieses Bereichs wurde auf eine einzelne quantitative Auswertung der 
Akteure verzichtet. Es wurde angenommen, dass ausschließlich politische 
Entscheidungsträger als Akteure auftreten. Durch die weitere Sichtung des Datenmaterials 
wurde sichtbar, dass aber auch in geringerem Maß Gerichte oder beratende Gremien als 
Akteure genannt wurden. 
 
Oft war es schwierig, genau zu bestimmen, wer als individueller Akteur auftrat. Dies war nur 
bei Diskussionen eindeutig der Fall, wo sich Politiker durch die Medien einzeln zu Wort 
meldeten. In vielen Fällen wurde jedoch über Instrumentarien der Legislative berichtet 
(Regierung, Ministerrat, etc.), wobei das Entscheidende nicht eine Person, sondern die 
parteiliche Zugehörigkeit war. Eine Spezifität Deutschlands war der Bezug auf einzelne 
Ministerzusammentreffen (Innenministerkonferenz), der die Wichtigkeit föderalistischer 
Strukturen deutlich macht. 
 
Bei der Darstellung der Gesetzgebung wurden inhaltliche Schwerpunkte gesetzt, ohne dabei 
auf Akteure einzugehen. Gleichzeitig wurden zu bestimmten Zeitpunkten in der 
Berichterstattung Akteure bewusst genannt. Die explizite Nennung von Personen, die mit 
Reformen in Verbindung gebracht wurden, wurde meist in eine Darstellung zeitlich 
sukzessiver Veränderungen bzw. verschiedener politischer Ebenen (z.B. Nationalstaat - EU) 
und der Analyse der vertretenen politischen Grundüberzeugungen eingebunden. 
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Innerhalb der untersuchten Abschnitte kam es jedoch - ganz im Gegensatz zur Frage 
staatlichen Handelns - relativ selten zur Darstellung verschiedener Meinungen. Generell ist zu 
verzeichnen, dass über mehrere Abschnitte und sogar mehrere untersuchte Artikel nur ein 
einziger Akteur (Regierung, Minister, etc.) genannt wurde. Dies liegt vor allem an der 
Spezifik der Thematik, die eine zeitlich sehr konzentrierte Berichterstattung aufwies. 
Reforminitiativen gingen in den meisten Fällen von den Regierungsparteien aus, die 
Beschreibung von Vorschlägen und der definitiven Änderung bezog sich ebenfalls in großem 
Maß auf sie. 
 
Die Verteilung der Gesamtnennungen der einzelnen Printmedien in diesem Themenkomplex 
lässt sich auch auf die Verteilung der Nennungen von Akteuren projizieren. Es ist nicht zu 
erkennen, dass es zu einer anderen Gewichtung zwischen den Zeitungen und den einzelnen 
Jahren kam. Dies lässt darauf schließen, dass sich die Berichterstattung streng an Fakten 
orientierte. Drei Ausnahmen sind zu verzeichnen. 
 
Zwei davon sind im Bereich der Vorbereitung und Diskussion von Gesetzesänderungen 
angesiedelt. Auf der einen Seite wurde festgestellt, dass es journalistischer Stil von Le Monde 
war, sehr ausführlich und wiederholend Gesetzesvorschläge und die letztlich verabschiedeten 
Gesetze vorzustellen, sobald es zu einer öffentlichen Diskussion darüber kam. Dabei wurden 
auch die federführenden Akteure regelmäßig benannt. Dies ist in Bezug auf Reformen sowohl 
gaullistischer als auch sozialistischer Regierungen festgestellt worden, so dass eine politisch 
motivierte Beeinflussung des Diskurses über die Medien nicht erkennbar war. Auf der 
anderen Seite wurde festgestellt, dass in Le Figaro neben der ausgewogenen Berichterstattung 
über Reformen in Interviews, Stellungnahmen und Kommentare überproportional 
konservative Politiker zu Wort kamen. Hier kann man von einer Verzerrung bzw. einseitigen 
Darstellung politischer Auseinandersetzung sprechen. In den deutschen Medien war dieses 
Phänomen nicht zu beobachten. 
 
Die dritte Ausnahme bezieht sich auf punktuelle Berichterstattungen über Einzelpersonen und 
deren rechtliche Situation. Diese Artikel kritisierten die rechtlichen Rahmenbedingungen, die 
erst zu der jeweils schwierigen rechtlichen und sozialen Lage der Betroffenen geführt haben. 
Kritik fand sich in allen vier untersuchten Medien. Le Monde und die Süddeutsche Zeitung 
bemächtigten sich aber tendenziell mehr dieses Mittels. Fokus der Kritik waren die 
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verantwortlichen Regierungen, wobei stärker konservative als links gerichtete Parteien 
betroffen waren. 
 
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die Akteure auf der einen Seite eine wichtige Rolle 
spielten, da sie den gesamten Rahmen für die untersuchte Problematik festlegten. Auf der 
anderen Seite wurden sie aber weniger individuell als vielmehr in ein staatliches 
Instrumentarium eingebettet gesehen, wodurch die Wichtigkeit der Person in den Hintergrund 
trat. Zentrales Thema in diesem Bereich ist die inhaltliche Auseinandersetzung, in der sich die 
politischen Ideen der einzelnen Politiker und Parteien widerspiegeln. 
 
8.1.2 Inhaltlicher Bezug von Gesetzgebung und Illegalisierung 
 
Wie bei den Akteuren wurde in diesem Bereich darauf verzichtet, die Gruppe der Betroffenen 
einzeln darzustellen. Die Medien sprachen zwar teilweise von einer bestimmten 
Personengruppe, auf die eine bestimmte Rechtssprechung zutraf. Auf der anderen Seite 
wurden Menschen vor allem durch eine rechtlich-inhaltliche Strukturierung (z.B. über den 
Aufenthaltsstatus) in Gruppen eingeteilt. Sie waren oft nur der Aufhänger einer rechtlich 
motivierten Diskussion. 
 
Wie schwierig beide Ebenen voneinander zu trennen sind, zeigt sich in der folgenden 
Analyse, bei der die inhaltliche Ausrichtung als Grundlage genutzt wurde. Das hat aber 
teilweise dazu geführt, dass innerhalb einer Kategorie verschiedene Gruppen 
zusammengefasst wurden. Insgesamt wurden 7 (Frankreich) bzw. 8 (Deutschland) 
verschiedene inhaltliche Bereiche voneinander getrennt. Die Kategorie "allgemein" greift die 
Artikel auf, die ausschließlich aus Zusammenfassungen und verallgemeinernden Aussagen 
zur Rechtssprechung bestehen. Die vorliegenden Kategorien laufen parallel zu den drei Typen 
(Vorschlag, Rechtslage, Diskussion), die etwas über die Intention des Textes sagen. 
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 FAZ Süddeutsche Zeitung Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Asylverfahren/Verfassung 67 51 20  6 3 52 69 36 4 3 21 332 
Rücknahme international 9 25 23 2 1  19 29 23 5   136 
Illegalität/Aufenthalt 7 2 6 7 2 6 1 5 1 17 15 29 98 
Rückführung   28 9     27 10 3  77 
Ausweisung 2  14 8 2 1 2 1 16 7 1 4 58 
Strafen/Bußgelder Schleuser 1     4  3 1   4 13 
Sozialleistungen 1 2         1 1 5 
Allgemein   1      2  1 1 5 
Tabelle 3: Deutschland – Gesetzgebung und Illegalisierung 
 
 Le Figaro Le Monde Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Illegalität/Aufenthalt 5 99 58 50 4 2 4 112 133 172 33 13 685 
Asylverfahren/Verfassung 12 19 1 1  3 19 51 3 10 18 22 159 
Allgemein  4 12 13   1 20 21 19 3 2 95 
Ausweisung 4 5 2 5   8 25 11 26 3 4 93 
Strafen/Bußgelder Schleuser 2 6 1 4 1 2 3 3 12 7 4 9 54 
Sozialleistungen  15 3 1   1 20 7 5   52 
Rücknahme international  1           1 
Tabelle 4: Frankreich – Gesetzgebung und Illegalisierung63 
 
Die Zuordnung einiger Unterbereiche gestaltete sich schwierig, da aus der Berichterstattung 
nicht immer eindeutig hervorging, welchen Aufenthaltsstatus die Betroffenen haben. Darüber 
hinaus machte sich eine unterschiedliche Bezeichnungsstrategie in den beiden Ländern 
bemerkbar. In Bezug auf Personen, deren Asylantrag abgelehnt worden war und die sich 
weiterhin unerlaubt auf dem Territorium aufhielten, wurde in Deutschland von abgelehnten 
Asylbewerbern gesprochen, in Frankreich aber größtenteils von Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus. Die Zuordnung zu den Unterbereichen "Asylverfahren/Verfassung" und 
"Illegalität/Aufenthalt" erfolgte somit teilweise auf Grundlage von Indizien. 
 
Die Unterschiede in diesem Bereich sowohl zwischen den Ländern als auch zwischen den 
Medien eines Landes waren gering. Grund dafür ist die Tatsache, dass in den meisten Fällen 
Anlass der Berichterstattung politisches Handeln war, das von vornherein von allen Medien 
                                                 
63 Für beide Länder wurde dasselbe Kategorienschema verwendet. Wenn eine Kategorie unerwähnt blieb, taucht 
diese nicht in der Tabelle auf, so wie in diesem Fall der Bereich "Rückführung" in Frankreich. 
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auf die Agenda gesetzt wurde. Anders verhielt es sich bei Berichterstattungen, die 
wertorientiert sind und außerhalb aktueller politischer Ereignisse liegen. 
 
Einzelne Themen fanden sich nur in einem Land wieder, wodurch große Unterschiede 
entstanden. Andere Entwicklungslinien waren in beiden Ländern recht ähnlich, so wie das 
Thema Umgang mit Asylbewerbern. Es ging sowohl um Fragen der Illegalisierung durch 
Verschärfung der Gesetzeslage als auch in der Folge um den Umgang mit in die Illegalität 
geglittenen Personen. Nach 1993 wurde dieses Thema in den Medien zurückgedrängt. Dies 
geht bereits aus den absoluten Zahlen hervor (s. Tabellen 3 und 4), wird bei näherer Analyse 
aber noch deutlicher. 
 
1992 in beiden Ländern und 1993 in Deutschland wiesen fast alle Artikel dieses Bereichs 
einen Bezug zu diesem Thema auf. Da sie aber nicht nur den Aufenthaltsstatus betrafen, 
wurden sie teilweise anderen Bereichen zugeordnet (Sozialleistungen, Rücknahme, etc.). Im 
Vordergrund stand die Frage nach dem Umgang mit der Anzahl der Asylbewerber, die in 
beiden Ländern als zu hoch und nicht regulierbar eingestuft wurde. Hier wurde der Konflikt 
deutlich, den die neue Rechtssprechung der EU (Schengen-Übereinkommen) in Bezug auf die 
Verantwortung der Länder aufwarf, das Asylverfahren bei Ersteinreise zu betreiben. Der 
Zwiespalt zur nationalen Gesetzgebung machte sich in beiden Ländern in der Forderung nach 
einer Verfassungsänderung Luft. Darüber hinaus wurde über das Flughafenverfahren, 
Asylmissbrauch und Abschiebungs- bzw. Rücknahmeregelungen und Sichere Drittstaaten 
debattiert. In Deutschland wurde zusätzlich ausführlich auf die Einführung der Regelung 
Sicherer Herkunftsstaaten eingegangen. 1992 hatten in allen Medien Vorschläge für 
Gesetzesänderungen Priorität. 1993 war das Bild eher zu Gunsten der Darstellung der 
Rechtslage - nach In-Kraft-Treten der neuen Gesetzgebung - verschoben. 
 
Das Thema Umgang mit Asylbewerbern bzw. potenziellen Asylbewerbern tauchte 
insbesondere 1996 und 1997 so gut wie gar nicht mehr auf. Es schien infolge der 
Gesetzesänderungen an Reibungspotenzial verloren zu haben. Hintergrund war, dass durch 
verschärfte Gesetze bestimmten Gruppen die legale Grundlage eines Asylantrags entzogen 
wurde und diese Gruppen dadurch illegalisiert und vor allem kriminalisiert wurden. 
 
In den Jahren 2000 und 2001 war ein leichter Anstieg an Nennungen zum Thema Asyl zu 
verzeichnen. Bei der Datenanalyse kam die Verfasserin jedoch zu dem Schluss, dass es sich 
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nicht um die erneute Wahrnehmung dieses Themas durch eine breite Öffentlichkeit handelt. 
Hier kam es nicht wie 1992/93 zu einer konzentrierten, praktisch täglichen Berichterstattung, 
die gewisse Entwicklungslinien erkennen ließ. Vielmehr wurden punktuell einzelne Aspekte 
aufgegriffen (Umgang mit minderjährigen Flüchtlingen, nichtstaatliche und 
geschlechtsspezifische Verfolgung). Insbesondere in Frankreich ist die fehlende 
Bedeutsamkeit daran zu erkennen, dass im überwiegenden Teil des Materials die Rechtslage 
beschrieben wurde. Dies wurde als Erklärung für die Spezifität einer anderen Situation 
herangezogen. 
 
In Deutschland landeten auf dem zweiten und vierten Platz zwei Bereiche, die in Frankreich 
praktisch nicht in der Debatte zu finden waren. Es handelt sich um Fragen der Rückführung 
sowie der Rücknahme von Personen, die meist noch einen legalen Aufenthalt haben, der 
jedoch infolge von Regelungen aufgehoben wurde. Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus fielen auch darunter, wurden aber in den seltensten Fällen explizit genannt. 
Beide Themen spiegeln ein und dieselbe politische Fragestellung wider: Wie kann man eine 
Regelung finden, Menschen auf legalem Weg außer Landes zu befördern, die zuvor legal 
eingereist sind bzw. deren Aufenthalt gestattet wurde? Die Regelung wurde sowohl 
innenpolitisch bei der Frage der Rückführung (Zeitpunkt, Modus, Abfolge, Ausnahmen, etc.) 
als auch außenpolitisch auf der Ebene internationaler oder bilateraler Abkommen in Bezug 
auf die Rücknahme diskutiert. 
 
Interessanterweise wurden nur auf innenpolitischer Ebene Verknüpfungen zu anderen 
Analysebereichen festgestellt, so z.B. zur Frage staatlicher Konsequenzen oder der Frage der 
Mobilisierung der Betroffenen gegen die Bestimmungen. Dies scheint zunächst logisch, da 
die Umsetzung internationaler Abkommen auf nationaler Ebene geschieht. Trotzdem ist auch 
im Bereich der Argumentationen festzustellen (s. Kapitel 9), dass Begründungen bezüglich 
nationaler Interessen (Überlastung finanzieller und identifikatorischer Art, etc.) aufgegriffen 
wurden, ohne die Frage zu debattieren, inwieweit geplante Vorschläge internationalen 
Bestimmungen entsprechen. 
 
Eine Besonderheit ist hierbei, dass es in den untersuchten Zeiträumen immer um konkrete 
Nationalitäten ging. 1992/93 wurden vordergründig Asylbewerber oder illegal Eingereiste aus 
Rumänien oder anderen osteuropäischen Ländern genannt, die von ihren Heimatländern 
wieder aufgenommen werden sollten. Neben den Abkommen mit den Zielländern wurden 
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auch die Verhandlungen mit Transitländern dargestellt, die das Ziel verfolgten, bei der 
Einreise aufgegriffene Personen ohne Sichtvermerk zurückzunehmen. 1996 tauchte die 
Problematik auf der einen Seite im Rahmen der Diskussion um den Umgang mit den 
bosnischen Bürgerkriegsflüchtlingen auf, auf der anderen Seite bei der Frage der 
Rückführung vietnamesischer Staatsbürger, die meist vor 1989 in die DDR eingereist waren. 
 
Eine vergleichbare Debatte fand sich in Frankreich nicht, da Bürgerkriegsflüchtlinge in weit 
geringerem Maß nach Frankreich gelassen wurden. Außerdem gab es in der französischen 
Ausländergesetzgebung keine spezielle Behandlung von Bürgerkriegsflüchtlingen. 
 
Eine weitere wichtige Kategorie ist die der Ausweisung von sich legal aufhaltenden Personen. 
In Deutschland tauchte dieses Thema 1996 plötzlich in den Medien auf. Auslöser waren 
Krawalle rund um das kurdische Neujahrsfest, woraufhin viele Forderungen zur Verschärfung 
der Ausweisungsmöglichkeiten in die Diskussion eingebracht wurden, die letztendlich in eine 
Gesetzesänderung mündeten. Interessant ist die Beobachtung, dass die Vehemenz und die 
Dauer der medialen Debatte gegenüber den Ausschreitungen selbst viel größer war. Weiterhin 
fällt auf, dass es ausschließlich eine Debatte auf politischer Ebene war, deren Konsequenzen 
nicht in anderen Analysebereichen (z.B. soziale Lage, Mobilisierung, etc.) auftauchten. 
Insofern besteht die Vermutung, dass hier auf einen Anlass gewartet wurde, um die 
Ausweisungsbestimmungen zu verschärfen und Personen, die sich bislang legal in 
Deutschland aufgehalten haben, zu illegalisieren. 
 
Die Problematik um Illegalität und Aufenthaltsbestimmungen verlief anders als in Frankreich. 
Auf den ersten Blick fällt zwar auf, dass das Thema über den gesamten 
Untersuchungszeitraum erwähnt wurde, allerdings kann es aufgrund unterschiedlicher 
Facetten nicht als einheitliches Sujet verstanden werden. 1992/93 wurde auf den Umgang mit 
Illegalität im gesetzlichen Rahmen in Bezug auf die Asyldebatte eingegangen. Hier wurde in 
den Medien kritisiert, dass Personen zunächst illegal einreisten und erst dann einen 
Asylantrag stellten. Es handelte sich um eine Missbrauchsdiskussion, die die rechtlichen 
Grundlagen ausblendete, da sie konkrete Ziele verfolgte. Selten wurde erwähnt, dass dieser 
Ablauf per se gesetzlich korrekt ist. In diesem Zusammenhang wurde vor allem die Regelung 
Sicherer Drittstaaten in die Debatte eingeführt. In den folgenden vier Jahren fanden sich 
immer wieder Interventionen zu diesem Thema, jedoch losgelöst von der Asylfrage. Vielmehr 
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konzentrierte sich die Berichterstattung auf die Forderung und Durchsetzung einer 
verbesserten Zusammenarbeit an den Grenzen und gewann so einen internationalen Aspekt. 
 
2000 und 2001 kamen im Zusammenhang mit dem neuen Zuwanderungsgesetz weitere 
Ansätze ins Spiel. Erstmals wurde angedeutet, wie man Menschen, die den legalen, aber 
illegitimen Status der Duldung besitzen, aus diesem Status quo helfen kann. Dies schloss an 
frühere Überlegungen zu einer Altfallregelung für Asylbewerber an. Ebenfalls in diesen 
Zeitraum fielen die Suche nach einer Aufenthaltslösung für verbliebene 
Bürgerkriegsflüchtlinge und die Frage nach einem eigenständigen Aufenthaltsrecht von 
Ehepartnern nach der Trennung. 
 
Die einzig wirkliche Suche nach einem politisch-gesetzlichen Umgang mit Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus waren Berichte, die von Bemühungen auf EU-Ebene nach einer 
Kronzeugenregelung sprachen, die Prostituierten ein zumindest vorübergehendes 
Aufenthaltsrecht mit dem Ziel der gerichtlichen Aussage gegen Menschenhändler 
ermöglichen sollte. Dies waren jedoch punktuelle Nennungen, die nicht breitflächig in der 
Diskussion aufgenommen wurden. 
 
In Frankreich präsentiert sich die Situation anders. Dort war der Bezug auf Illegalität das 
zentrale Thema während des gesamten Untersuchungszeitraums. Ähnlich wie in Deutschland 
beim Thema Asyl sind viele Themen (Sozialleistungen, Strafen gegen Schleuser, etc.) damit 
vernetzt. Zwei Zielrichtungen lassen sich als Hauptstränge erkennen. Bei der Frage der 
Gesetzgebung konnte sowohl ein repressiver Kurs als auch ein pragmatischer Kurs im 
Datenmaterial beobachtet werden. Diese Richtungen waren in beiden Zeitungen 
gleichermaßen zu finden. Ein Unterschied konnte lediglich in der Bewertung der Vorschläge 
festgestellt werden, die in Le Figaro repressiver ausfiel. In Le Monde waren die 
Beschreibungen ausführlicher. Oft wurde, ausgehend von einer aktuellen Debatte um 
Reformen, eine Abfolge von Änderungen der letzten Jahre aufgeführt. Die Darstellung der 
Rechtslage außerhalb einer konkreten Debatte, jedoch eingebettet in andere Bereiche (z.B. 
soziale Befindlichkeiten) fand sich ebenfalls öfter in Le Monde als in Le Figaro. 
 
In den ersten Bereich fielen Überlegungen zur Gestaltung der Abschiebung einschließlich 
Abschiebehaft, die Einführung von Beherbergungszertifikaten als Kontrolle gegen potenzielle 
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irreguläre Zuwanderung oder die effektivere Zusammenarbeit an Grenzen bzw. bei 
Identitätskontrollen im Land. 
 
Einen Grenzbereich zwischen liberalem und repressivem Umgang stellte die Frage der 
Durchführung von Eheschließungen der Betroffenen dar. Hier mischten sich verschiedene 
rechtliche Ausgangssituationen. Auf der einen Seite wurde dieses Thema diskutiert, wenn 
man von Menschen ohne regulären Aufenthalt sprach, die wahrhaftig eine Ehe eingehen 
wollen (illegaler Aufenthalt - legitime Eheschließung). Hier fand sich in Le Monde mehr 
Befürwortung, in Le Figaro eher Ablehnung. Demgegenüber standen Berichte über Personen, 
die oft sogar noch einen legalen Status hatten, ihn durch die Hochzeit verfestigen bzw. wieder 
erreichen wollten, ohne eine Beziehung mit dem Partner wirklich einzugehen (legaler 
Aufenthalt - illegitime Eheschließung). Dies wurde tendenziell in beiden Zeitungen abgelehnt.  
Diskutiert wurde in den Medien, wie sich nach der Eheschließung der Aufenthalt verfestigen 
sollte (Aufenthaltserlaubnis, Annahme der Staatsbürgerschaft) bzw. welche Instrumente 
eingesetzt werden sollten, um bei erwiesener "Scheinehe" aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
ergreifen zu können. Diese Diskussion wies innerhalb des Untersuchungszeitraums 
verschiedene Facetten auf, so dass sie nicht einer Seite zugeordnet werden kann. 
 
Ein Zusammenhang mit der sans-papiers-Bewegung wurde begrenzt festgestellt. In den 
Medien wurden mit Beginn der Kirchenbesetzungen die Bemühungen der Regierung(en) 
dokumentiert, akute Veränderungen der rechtlichen Lage vorzunehmen (meist liberaler Art, 
d.h. Legalisierung). In späteren Jahren ausgearbeitete Gesetze wiesen aber wieder beide 
Richtungen auf, wobei die repressive Ausrichtung (Verhinderung irregulärer Zuwanderung, 
Identitätskontrollen, erleichterte Abschiebung) überwog. 
 
Neben der allgemeinen Frage des Rechtsstatus der Betroffenen tauchten immer wieder 
Beschreibungen auf, die individuelle Situationen schilderten. Eheschließung, Einschulung und 
vor allem medizinische Versorgung standen im Mittelpunkt. Allerdings handelte es sich in 
den wenigsten Fällen um Vorschläge für Reformen, sondern die Beschreibung der Rechtslage, 
da die rechtliche Situation in Frankreich in Bezug auf soziale Aspekte überparteilich 
konsensuell geregelt ist. Insofern trat dieser Typ der Berichterstattung punktuell und nicht 
konzentriert wie bei anderen Debatten auf. 
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Die Problematik von Ausweisungen wurde oft in Zusammenhang mit Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus genannt, obwohl der rechtliche Hintergrund völlig konträr ist. 
Nicht wie in Deutschland, wo kurzfristig das Thema krimineller, die öffentliche Sicherheit 
bedrohender Ausländer eine Debatte auslöste, wurde in den französischen Medien das Thema 
Ausweisung und "Doppelte Bestrafung"64 nicht als ein zentrales erkannt. Bei der Präsentation 
von Gesetzesänderungen wurde es nur am Rande erwähnt. Am ehesten tauchte das Thema bei 
der Schilderung von Einzelfällen auf, die durch die Mobilisierung gesellschaftlicher Gruppen 
öffentliches Interesse geweckt und somit Einzug in die Medien gefunden hatten. Insofern 
nimmt die Ausweisungsproblematik einen Sonderstatus ein, der nicht in den Medien 
ausgebreitet wurde. 
 
Die Frage nach dem gesetzlichen Umgang mit Schleusern, aber auch nicht kommerziellen 
Hilfestrukturen oder Transportunternehmen wird im Zusammenhang mit der Problematik 
unkontrollierter Zuwanderung (s. "Illegalität und Kriminalität") aufgeworfen. Insbesondere in 
den Jahren 2000 und 2001 stand sie im Kontext der Harmonisierung eines Strafrechtskatalogs 
auf EU-Ebene. Berichte tauchten aber im gesamten Untersuchungszeitraum auf, ohne als 
einheitliche Problematik verstanden werden zu können. 
 
Eine französische Eigenheit war die Beschreibung gesetzlicher Veränderungen einer 
speziellen Gruppe in einem größeren Kontext. Hier wurden in einem Artikel die 
unterschiedlichsten Reformen nur angerissen. Dieses Phänomen ist eher auf einer 
journalistisch-stilistischen als auf einer inhaltlich-rechtlichen Ebene angesiedelt. 
 
8.1.3 Zusammenfassung 
 
Mit 1757 Nennungen ist der Bereich von Gesetzgebung und Illegalität bzw. Illegalisierung 
das zweitgrößte Thema im Komplex der Kontextualisierung von Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus in den Medien. Die Akteure sind aufgrund des spezifischen Zuschnitts 
relativ klar auszumachen. Hierunter wurden politische Akteure auf Landes- und Bundesebene 
sowie konsultative Organe und Gerichte gezählt, die sich mit der allgemeinen Gesetzgebung 
beschäftigten. 
 
                                                 
64 Frz.: Double peine. Gängige Bezeichnung für die Ausweisung nach abgelaufener Haftstrafe. 
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Am Anfang der inhaltlich-rechtlichen Aufarbeitung wurde das Datenmaterial in drei Gruppen 
eingeteilt: Vorschläge für Gesetzesänderungen, Schilderung der geltenden Rechtslage und 
Diskussion um die aktuelle bzw. zukünftige Gesetzgebung. In Perioden, in denen eine breite 
Diskussion stattfand, waren alle drei Grundtypen - gleichzeitig oder sukzessive - in den 
Medien zu finden. Im Gegenzug waren punktuelle Berichte stärker mit dem Ziel verbunden, 
andere Themenbereiche näher zu erklären. 
 
Sowohl in Deutschland als auch in Frankreich gab es zunächst Zuordnungsschwierigkeiten 
einiger Inhalte, da nicht immer explizit auf die rechtliche Situation eingegangen wurde. 
Trotzdem wurde das Thema Asyl in beiden Ländern als das zentrale Thema 1992/93 erkannt. 
In beiden Jahren waren im Prinzip alle Nennungen damit verbunden, auch wenn sie in andere 
Bereiche eingeordnet wurden (Rückführung, Rücknahme, Sozialleistungen, etc.). Es scheint, 
als ob es nach 1993 aus den Medien als "Problem" herausgefiltert wurde, da die 
angeschobenen rechtlichen Veränderungen als wirkungsvoll angesehen wurden. 
 
2000 und 2001 wurde die Debatte in einen internationalen Rahmen eingeordnet. Gegenüber 
1992/93, wo die Unterschiede zwischen europäischen und nationalen Rahmenbedingungen 
Anlass für Diskussion in den Medien waren, konnte man im letzten Drittel des 
Untersuchungszeitraums feststellen, dass die Harmonisierung von Richtlinien und Gesetzen 
auf EU-Ebene betont wurde. 
 
Neben diesen Gemeinsamkeiten wies die Berichterstattung auch große Unterschiede zwischen 
beiden Ländern auf. Innerhalb eines Landes jedoch waren die Unterschiede in Bezug auf die 
inhaltliche und zeitliche Verteilung sehr gering. In Deutschland waren es vor allem die 
Themen Rückführung von Flüchtlingen und Abkommen zu deren Rücknahme, die auf innen- 
und außenpolitischer Ebene ein Kontinuum der Abschottung bildeten. Interessant war dabei, 
dass außenpolitische Aspekte kaum diskutiert wurden, dies jedoch für den innenpolitischen 
Bereich der Fall war. Dadurch wurde teilweise den Betroffenen ein Vorwurf gemacht, nicht 
zurückzukehren, ohne auf die politischen Rahmenbedingungen hinzuweisen. 
 
In Frankreich war das Thema des Umgangs mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 
zentral. Spätestens seit 1996 mit der sans-papiers-Bewegung wurde nach kurzfristigen und 
langfristigen politischen Lösungen gesucht. Dabei zeigte sich, dass alle Regierungen 
zweigleisig fuhren und sowohl eine liberale Politik der Legalisierung (stärker PS als RPR) als 
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auch eine repressive Politik der verstärkten Abschiebung betrieben. In Deutschland tauchte 
das Thema so überhaupt nicht auf. Der Umgang mit Illegalität wurde nur im Zusammenhang 
mit Illegalisierung verstanden, d.h. der Abschottung potenzieller Migranten, denen die 
Möglichkeit auf Aufenthalt genommen werden soll. 
 
Die untersuchten Daten zeigen, dass das Thema stark vom tagespolitischen Geschehen 
abhängig war, wodurch die großen Gemeinsamkeiten innerhalb eines Landes zu erklären sind. 
Trotzdem war ein Unterschied zwischen allgemeiner öffentlicher Debatte und Umsetzung auf 
politischer Ebene zu sehen. Dies wurde vor allem bei der Frage um Ausweisung straffällig 
gewordener Personen deutlich. Hier fand sich in Deutschland nur ein kurzer, in Frankreich 
praktisch kein Diskurs zu einer verstärkten Ausweisung, obwohl sich dies in den politischen 
Handlungen ausdrückte. 
 
Die politische Suche nach einer möglichst effektiven Gesetzgebung führte dazu, dass im 
Bereich der Ausländergesetzgebung immer wieder Veränderungen herbeigeführt wurden. Im 
Untersuchungszeitraum konnten unterschiedliche Ausrichtungen herausgefiltert werden. Sie 
betreffen zum einen die Frage nach dem Umgang mit Illegalität, d.h. von Personen, die sich 
bereits irregulär auf dem Territorium aufhalten. Interessanterweise handelte es sich aber zu 
einem Großteil um die Darstellung und Diskussion von Gesetzen, die sich damit 
beschäftigten, wie Personen ein Aufenthalt verhindert, erschwert, nicht gefestigt bzw. 
entzogen werden kann. Hier wurden Illegalisierungsprozesse angesprochen, die gesetzlich 
untermauert, allerdings nie explizit so benannt wurden. 
 
8.2 Illegalität, Illegalisierung und staatliches Handeln 
 
Dieser Themenkomplex wurde in Abgrenzung zur Frage nach politischem Handeln auf Ebene 
der Legislative konzipiert. Akteure in diesem Bereich sind Agenten staatlicher Institutionen 
der Exekutive und Judikative sowie der Legislative, soweit sie einen exekutiven Charakter 
tragen. Untersucht wurden die Textstellen, die das durch festgelegte Ordnungsprinzipien 
alltägliche Handeln der Exekutive schildern. Dies schloss auch Berichte ein, die sich mit 
Fragen jenseits des Aufenthaltsstatus beschäftigten, so z.B. bezüglich Schule oder 
Eheschließung.  
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Folgende Fragen standen im Zentrum der Untersuchung: 
• Welche Akteure treten auf? Wie ist das Verhältnis zwischen Legislative, Exekutive 
und Judikative? 
• Welche Aktivitäten in Bezug auf den Umgang mit Menschen ohne regulären 
Aufenthalt werden beschrieben? 
• Welche Zielsetzungen werden damit verfolgt? 
• Welche Charakteristika weist die Berichterstattung in diesem Bereich gegenüber 
anderen Themenkomplexen auf? 
 
Es handelt sich bei diesem Bereich mit 2774 Nennungen um den größten Themenkomplex. 
Dies trifft auf alle vier ausgewählten Printmedien zu. Gleichzeitig waren die Unterschiede 
zwischen den einzelnen Jahren ebenso eklatant wie zwischen den Zeitungen. 
 
 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 36 48 38 50 172 
1993 107 129 103 97 436 
1996 104 148 232 416 900 
1997 78 163 119 223 583 
2000 36 78 47 198 359 
2001 18 19 67 220 324 
Gesamt 379 585 606 1204 2774 
Tabelle 5: Anzahl der Kodierungen - Illegalität und staatliches Handeln 
 
Le Monde wies bis auf 1993 die meisten Nennungen pro Jahr auf. 1992 war der Unterschied 
nicht signifikant. In den Jahren 1996/97 und 2000/01 jedoch vereinte die französische Zeitung 
zwischen 137% (1997, in Bezug auf Süddeutsche Zeitung) und 328% (2001, in Bezug auf Le 
Figaro) mehr Nennungen gegenüber der nächstfolgenden Zeitung. Auch insgesamt fanden 
sich über 43% aller 2774 kodierten Stellen in Le Monde. Bei genauerer Untersuchung wurde 
festgestellt, dass sich dies aufgrund der Charakteristik der Berichterstattung erklären lässt. Le 
Monde nahm oft Einzelaktionen zum Anlass, ein allgemeines Bild staatlicher Interventionen 
zu verdeutlichen bzw. weitere ähnliche Ereignisse damit in Zusammenhang zu bringen. 
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Generell ist festzuhalten, dass im Untersuchungszeitraum die Frequenzunterschiede zwischen 
den Zeitungen zunahmen. 1992 und 1993 waren die Unterschiede relativ gering, zudem 
fanden sich in der Süddeutschen Zeitung ähnlich viele (1992) bzw. mehr (1993) Nennungen 
als in Le Monde. Erst ab 1996 klaffte dieses Bild auseinander. Vermutet wird, dass das 
Thema insbesondere für Le Monde als wichtig aufgefasst wurde. Auffallend war auch der 
große Unterschied zwischen den französischen und den deutschen Medien 2001 im Gegensatz 
zum übrigen Zeitraum. So fanden sich 1992, 1993, 1997 und 2000 mehr Nennungen in der 
Süddeutschen Zeitung als in Le Figaro. Die FAZ hatte mit Ausnahme von 1993 über den 
gesamten Untersuchungszeitraum die wenigsten Nennungen. 
 
In Frankreich waren in beiden Zeitungen die meisten Daten 1996 zu finden, gefolgt von 1997. 
Erst auf den Plätzen 3-5 stimmten die französischen Medien nicht überein. In Deutschland 
wiesen die ersten drei Plätze unterschiedliche Verteilungen auf, wohingegen die Jahre mit 
geringeren Nennungen der gleichen Reihenfolge folgten. 
 
Entgegen erster Vermutungen vereinten die konservativen Medien weniger Nennungen als 
Süddeutsche Zeitung und Le Monde. Dies widerspricht der Annahme, dass bei der Thematik 
staatlichen Handelns die Zielsetzung der Berichterstattung im Vordergrund steht, Stärke und 
Konsequenz im Handeln widerzuspiegeln. Vielmehr wurden Aktionen auch dargestellt, um 
sie zu kritisieren. Außerdem deutet dies auf eine sich an aktuellen Fakten orientierende 
mediale Auseinandersetzung hin. In der folgenden Analyse wird darauf näher eingegangen. 
 
8.2.1 Akteure staatlichen Handelns 
 
Ähnlich wie im ersten Untersuchungsbereich wurde auf eine quantitative Auswertung der 
Akteure verzichtet. Die Annahme, dass ein Großteil der Handlungsträger im Bereich der 
Politik (Bundesregierung, Landesregierung), der Gerichte sowie von Behörden zu suchen ist, 
die Ausländer als ausschließliche Klientel haben (Ausländerbehörde, BMF/ OFPRA, BGS/ 
PAF bzw. andere Polizeieinheiten), erwies sich schnell als zutreffend. Darüber hinaus muss 
auch darauf hingewiesen werden, dass die Bezeichnung der Akteure in den Medien oft diffus 
und ungenau war, so dass in der Untersuchung mit Oberbegriffen operiert wird. 
Unterschiedliche gerichtliche Ebenen, verschiedene polizeiliche Einheiten, etc. wurden nicht 
immer präzise angegeben. 
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Weitere Handlungsträger sind in spezifischen, punktuell handelnden Gruppen zu suchen wie 
bestimmte Kommissionen oder die Innenministerkonferenz. Sie wurden nicht über den 
gesamten Untersuchungszeitraum gefunden, sondern bei konkreten Fragen zu Gruppen- und 
Einzelentscheidungen (Bosnische Bürgerkriegsflüchtlinge, Altfallregelung/Legalisierung von 
Gruppen oder Einzelpersonen). Darüber hinaus gab es vereinzelt Akteure, die mit der hier 
untersuchten Personengruppe außerhalb des Ausländerrechts zu tun haben. Hier sind in erster 
Linie zwei Bereiche zu nennen, die ausschließlich in der französischen Medienlandschaft 
auftauchten. Auf der einen Seite wurde mehrmals das Thema um die Einschulung von 
Kindern ohne regulären Aufenthaltsstatus diskutiert, wodurch auch über pädagogisches 
Leitungspersonal berichtet wurde. Hier war der Aufenthaltsstatus Aufhänger für die 
Entscheidung für oder gegen eine Einschulung. Auf der anderen Seite wurde an 
verschiedenen Stellen über die Eheschließung von Personen ohne regulären Aufenthaltstitel 
debattiert, die von Bürgermeistern der Kommunen vorgenommen werden. An dieser Stelle 
war der Aufenthaltstitel sowohl Aufhänger als auch mögliche Konsequenz einer 
Entscheidung, da die Eheschließung zu diesem Zeitpunkt ausländerrechtlich eine 
Legalisierung nach sich hätte ziehen können. 
 
In der Berichterstattung aller Medien fiel auf, dass oft mehrere Akteure gleichzeitig genannt 
wurden, die unterschiedliche Kompetenzen hatten und verschiedene Umgangsformen 
gegenüber den Betroffenen aufzeigten. In Deutschland fand sich dieses Phänomen bei der 
Schilderung von Aktionen der Judikative. Gerichtsverfahren mündeten in unterschiedliche 
Ausgänge je nach Entscheidungsebene. Diese Entscheidungspyramiden gingen oft bis zum 
Bundesverfassungs- bzw. Verwaltungsgericht, die im Endeffekt Grundsatzentscheidungen 
verhängten oder das Verfahren auf eine niedrigere Entscheidungsebene zurückwiesen. In 
Frankreich existierte die Problematik verschiedener Entscheidungskompetenzen eher in dem 
Zwiespalt zwischen Exekutive und Judikative. Die Problematik tauchte durchgehend auf, fand 
aber ihren Höhepunkt in der Auseinandersetzung um die sans-papiers von Saint-Bernard. 
Nach der Räumung der Kirche und der Festnahme durch die Polizei mit dem Ziel der 
Abschiebung berichteten die Zeitungen über den Gerichtsmarathon, an dessen Ende viele der 
Betroffenen wieder freigelassen wurden. Infolge dessen wurde ausführlich über die einzelnen 
Kompetenzen, aber auch die Werte und Zielvorstellungen diskutiert. Dieser Zwiespalt ist im 
weiteren Verlauf der Diskussion in den Hintergrund getreten und tauchte nur noch sporadisch 
auf. Hier gilt für alle vier Zeitungen, dass offensichtliche (Kritik an bestimmten Institutionen 
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bzw. Aktionen, besonders Le Figaro) oder latente (Übergewicht der Berichterstattung von 
bestimmten Aktionen gegenüber anderen) Wertungen in die Berichte Einzug gehalten haben. 
 
Die Akteure unterschieden sich an sich kaum zwischen den vier Medien. Unterschiede traten 
vielmehr in den dargestellten Aktionen und deren Wertung auf. Diese werden im Folgenden 
erläutert. Zunächst soll aber auf die Betroffenen selbst eingegangen werden. 
 
8.2.2 Betroffene staatlichen Handelns 
 
Auch hier muss auf die Schwierigkeit hingewiesen werden, die Betroffenen in Bezug auf 
ihren Aufenthaltsstatus bzw. vorgesehene Aktionen hin eindeutig einzuordnen. Oft wurde 
allgemein von (ethnischen) Gruppen gesprochen, die sich jedoch aufenthaltsrechtlich 
vielfältig unterscheiden können. Dies ist aber für diese Untersuchung entscheidend. Insofern 
müssen Abstriche an der Exaktheit gemacht werden, so dass ebenfalls auf eine quantitative 
Auswertung verzichtet wird. 
 
In beiden Ländern waren ohne Sichtvermerk einreisende Personen eine der wichtigsten 
Personengruppen, bei der sich staatliches Handeln in den Medien ausdrückte. Oft wurden 
Einzelbeispiele als Aufhänger genutzt, um Statistiken zum Aufgriff und zur Rückschiebung 
der Betroffenen zu präsentieren. In diesem Zusammenhang wurde auch häufig von Schleusern 
geredet. Asylbewerber wurden im Zusammenhang mit Aktionen an Grenzen (Aufgriff, 
sofortiger Asylantrag) als auch in Frankreich nach der Ablehnung und dem Weiterleben als 
sans-papiers genannt. 
 
Obwohl Straftäter auch in diesem Bereich eher eine untergeordnete Rolle spielten, war nicht 
nur die Frage der Illegalität, sondern auch der Illegalisierung brisant. Darauf wird im 
folgenden Abschnitt eingegangen. Insbesondere bei bestimmten Gruppenregelungen und 
kurzfristigen Gesetzesänderungen wurde dies sichtbar. Neben den Bürgerkriegsflüchtlingen in 
Deutschland traf dies in erster Linie auf Flüchtlinge aus Herkunftsländern zu, für die 
zeitweise ein Abschiebestopp oder ein Bearbeitungsstopp eingelegt wurde. 
 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus, die sich lange Zeit in einem Land aufhalten, 
tauchten in deutschen Medien bis 1997 nur selten auf. Einige Einzelfälle bildeten die 
Ausnahme. In Frankreich waren sie in den ersten zwei Jahren auch nicht stark vertreten. Erst 
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mit Beginn der sans-papiers-Bewegung änderte sich das Bild. Allerdings fand die 
Auseinandersetzung mit den Betroffenen nicht von Anfang an in diesem Bereich statt (Es 
handelte sich zunächst um eine Debatte und weniger um direktes Eingreifen). Bei der 
Kirchenbesetzung von Saint-Ambroise und den folgenden Aktionen lag ein großes mediales 
Interesse auf der Abschiebungswelle per Charter des damaligen Innenministers Debré. Erst 
mit dem Erstarken der Bewegung durch die Besetzung von Saint-Bernard, die sich vor allem 
in den Bereichen der Mobilisierung der Bevölkerung und der Aktionen der Betroffenen selbst 
widerspiegelte, kam es zu einer Zuspitzung staatlicher Aktionen auf diesem Gebiet. 
 
Die Jahre 2000 und 2001 zeigten in beiden Ländern ein anderes Bild. In Deutschland wurde 
mehr auf diese Zielgruppe eingegangen und über Legalisierungsmöglichkeiten diskutiert. 
Rahmen waren die Berichterstattung über einzelne Kirchenbesetzungen und die Debatte um 
institutionelle Hilfe. In Frankreich war eine gegenläufige Tendenz festzustellen. Im 
Vordergrund der Handlungen staatlicher Akteure standen immer mehr Menschen, die illegal 
eingereist waren und keinen Aufenthalt in Frankreich, sondern eine Weiterreise nach 
Großbritannien planten. Auch ihnen fehlte ein Aufenthaltstitel, allerdings unterschied sich die 
Zielsetzung staatlicher Aktionen stark von jenen gegenüber Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus, die in Frankreich bleiben wollten. 
 
Sowohl Einzelfälle als auch Gruppenentscheidungen bestimmten die Medien. Klare 
Unterschiede zwischen beiden Ländern oder den verschiedenen Zeitungen ließen sich nicht 
vornehmen. 
 
8.2.3 Staatliche Interventionen 
 
Nach Sichtung des Datenmaterials wurden acht verschiedene Handlungsbereiche 
unterschieden, durch die das Handeln staatlicher Akteure gegenüber den Betroffenen 
charakterisiert werden kann. Eine Restkategorie erschien ebenfalls nötig, um die nicht 
unerheblichen anderweitigen Aktionen festzuhalten. Darüber hinaus findet sich hier ein 
Sonderbereich Aktionen gegen Schleuser, der unter den untersuchten Themenkomplex fällt, 
aber andere Gruppen fokussiert. 
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 FAZ Süddeutsche Zeitung Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Abschiebung 6 21 22 31 14 3 7 19 59 59 32 4 277 
Kontrollen/ Aufgriff 21 37 16 13 8 5 11 53 20 29 10 3 226 
Gerichtliches Vorgehen/ 
Ermittlungen 
4 29 23 14 9 1 10 40 30 27 17 4 208 
Abkommen/ politische 
Regelungen 
4 19 35 18 5 2 12 10 27 16 7 1 156 
Vorgehen gegen Schleuser 1 6 9 5 2 6 6 13 8 13 4 - 73 
Negative 
Aufenthaltsentscheidung 
 5 11 2 4 1 5 10 11 7 15 1 72 
Anderes 1 - 4 1 3 1 2 3 18 20 3 4 60 
Positive 
Aufenthaltsentscheidung 
1 3 1 1 2 5 - 3 7 9 10 6 48 
Ausweisung 1 1 3 1 - - 2 3 3 - 1 3 18 
Tabelle 6: Deutschland – Handlungen staatlicher Akteure 
 
 Le Figaro Le Monde Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Abschiebung 3 39 114 42 3 1 10 68 193 64 52 8 597 
Gerichtliches Vorgehen/ 
Ermittlungen 
4 31 51 4 4 2 15 14 104 40 46 49 364 
Positive 
Aufenthaltsentscheidung 
4 6 45 29 10 10 11 8 95 47 25 26 316 
Anderes - 8 24 17 3 12 2 7 74 43 24 56 270 
Kontrollen/ Aufgriff 9 11 17 4 25 36 5 3 13 25 56 56 260 
Negative 
Aufenthaltsentscheidung 
2 11 17 4 2 1 8 10 29 19 37 23 163 
Vorgehen gegen Schleuser 11 8 5 7 12 11 6 9 12 6 17 17 121 
Abkommen/ politische 
Regelungen 
- - 1 20 1 2 2 - 18 25 2 6 77 
Ausweisung 6 8 3 - - - 5 4 3 6 6 31 72 
Tabelle 7: Frankreich – Handlungen staatlicher Akteure 
 
Auf den ersten Blick sind die Unterschiede im Handeln staatlicher Institutionen gegenüber 
Menschen ohne regulären oder mit prekärem Aufenthaltsstatus zwischen Deutschland und 
Frankreich relativ gering. Aufgrund der Charakteristik dieses Bereichs lässt sich dies auch 
herleiten: Hier wurde in Kurzmitteilungen, im Kontext anderer konkreter Ereignisse oder in 
Form von Lageberichten beschrieben, wie die alltägliche Arbeit staatlicher Institutionen 
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aussieht. Konkrete Maßnahmen fanden sich vielfach als Reaktion auf das Handeln von 
Betroffenen (beim Aufgriff von Migranten an der Grenze, im Bereich von 
Gerichtsverhandlungen, etc.) oder auf Anordnung politischer Organe zur Durchsetzung 
bestehender gesetzlicher Ordnungen (z.B. Identitätskontrollen, Kirchenräumungen, etc.). 
Trotz aller Unterschiede in der Gewichtung kann man feststellen, dass viele 
Repressionsmuster (Grenzkontrollen - Aufgriff/Rückschiebung - Aufenthaltsablehnung - 
Abschiebung/Ausweisung) in beiden Ländern auf der Tagesordnung standen. 
 
In Deutschland fiel die Verteilung der einzelnen Maßnahmen klarer aus. Im Vordergrund 
standen drei Bereiche: Arbeit an den Grenzen, Handlungen im Bereich der Judikative (dazu 
zählen gerichtliches Vorgehen/ Ermittlungen, positive und negative 
Aufenthaltsentscheidungen) und Maßnahmen zur Abschiebung von Personen. In der FAZ 
fanden sich die meisten Nennungen im Bereich der Grenzüberwachung und des Aufgriffs von 
Personen, dicht gefolgt vom Themenkomplex Abschiebung. Dieser war in der Süddeutschen 
Zeitung mit Abstand der größte Abschnitt, auf Platz zwei folgte Grenzüberwachung/ Aufgriff. 
 
Insbesondere 1992 und 1993 standen illegale Einreise und Asyl bzw. Asylmissbrauch im 
Vordergrund. Fast täglich wurden Aufgriffe von Flüchtlingen, Rückschiebungen und 
Überwachungen beschrieben. Meist wurden konkrete Zahlen genannt, die einen Anstieg der 
Zahlen unterstrichen. Mit der Zeit war eine Verlagerung der Diskussion aus diesem Bereich in 
den Komplex politischer Entscheidungen (s. Kapitel 8.1) zu beobachten. Dieser Bereich hatte 
in Bezug auf den Umgang mit Asylbewerbern eine Zweckfunktion inne. Nur durch die 
massive Berichterstattung wurde die Problematik zu einem allgemeinen Problem erklärt, das 
politisch gelöst werden sollte. Nach dem In-Kraft-Treten der Änderung des 
Asylverfahrensgesetzes und des Ausländergesetzes am 1.7.1993 wurden erneut Artikel 
gefunden, die darauf hinwiesen, dass einerseits weniger Personen aufgegriffen wurden, 
andererseits ihre direkte Rückschiebung leichter geworden sei. Auch in den darauf folgenden 
Jahren blieb die Thematik aktuell, allerdings war ein Abfall im Jahr 2001 zu erkennen. Hier 
dominierten andere Themen. 
 
Bei dem Themenkomplex Abschiebung wurde eine zwiespältige Darstellung festgestellt. Auf 
der einen Seite ist es ein Thema, das über den gesamten Zeitraum auftrat und in gewisser 
Weise die realen Abschiebungszahlen widerspiegelte. Auf der anderen Seite trat eine gehäufte 
Berichterstattung 1996/97 im Rahmen der Debatte um die Rückführung der bosnischen 
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Bürgerkriegsflüchtlinge, aber auch der vietnamesischen Werkvertragsarbeitnehmer der DDR 
auf. Im Vergleich zu der Diskussion in Frankreich wurde oft auf die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen bzw. deren Schwierigkeiten hingewiesen und die Dissonanz zwischen 
Abkommen und Ausführung deutlich gemacht. Dadurch floss eine Rechtfertigungskampagne 
von Rückführungen in die mediale Auseinandersetzung ein. 
 
Folgerichtig ging es vielfach um die Darstellung von Handlungen, die sich auf eine Gruppe 
bezogen. Ereignisunabhängige Darstellungen des Alltags von Polizei und BGS können auch 
dazu gezählt werden, da sie zwar über Einzelschicksale berichteten, dies aber auf anonyme 
Art und Weise taten. Einzelfälle wurden interessanterweise fast nur dann geschildert, wenn 
sich der Komplex Abschiebung mit anderen Themenkomplexen verband. Dies traf z.B. dann 
zu, wenn die Betroffenen (vor der Abschiebung) gegen Entscheidungen gerichtlich vorgingen 
oder wenn sich Außenstehende für die Betroffenen mobilisierten, so dass es im Nachhinein zu 
staatlichen Interventionen unter Beobachtung der Öffentlichkeit kam. Dabei wird vermutet, 
dass diese Öffentlichkeit einen indirekten Einfluss auf die Entscheidungsfindung hatte. 
 
Diese Aussagen gelten sowohl für die Süddeutsche Zeitung als auch für die FAZ. 
Unterschiede ergaben sich eher aus dem Umfeld bzw. der Zielsetzung der Darstellung. 
Ähnelte sich diese noch in den Jahren 1992/93 (Darstellung des Anstiegs illegaler 
Grenzübertritte als Begründung der Notwendigkeit einer Begrenzung/ Gesetzesänderung), 
differierten sie in den kommenden Jahren. Die Debatte um die Rückführung der 
vietnamesischen Werkvertragsarbeitnehmer wurde peripher abgehandelt. In Bezug auf die 
Rückführung von Bürgerkriegsflüchtlingen kam es jedoch zu einer langen und ausführlichen 
Debatte zu Rechten und Pflichten der Aufnahmegesellschaft und der betroffenen Flüchtlinge. 
Hier führte die FAZ mehr Argumente auf, die das Recht des Staates auf Rückschiebung aus 
einer finanziellen oder identifikatorischen Notwendigkeit heraus erklärten. Maßnahmen 
staatlicher Akteure reihten sich in einen reglementarisch festgehaltenen Rückführungsplan 
ein. Im Gegensatz dazu spiegelte sich in der Süddeutschen Zeitung stärker wider, dass die 
Abschiebungsplanungen nicht vernachlässigen dürfen, dass die Betroffenen in 
menschenwürdigen Umständen und in menschenwürdige Verhältnisse zurückgeführt werden 
müssen. Es ging weniger um das ob, als vielmehr um die Frage des wann und des wie. 
Insofern fanden sich kritische Töne zu Fehlhandlungen bei bereits durchgeführten 
Rückführungen, die in der FAZ eher als unwichtig dargestellt wurden. Waren die Fakten in 
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beiden Zeitungen ähnlich, konnte man auf der Ebene der Argumentationen im Umgang einen 
großen Unterschied erkennen, der im zweiten Untersuchungsabschnitt aufgegriffen wird. 
 
Bei dem Bereich Regelungen/ Abkommen handelt es sich um Ausführungsregelungen zu 
Gesetzen. Sie sind eher punktuell angesiedelt und fallen deshalb in diesen Themenkomplex. 
In beiden Zeitungen stach das Jahr 1996 hervor. Im Zuge der Diskussion um die Rückführung 
von Bürgerkriegsflüchtlingen wurde immer wieder versucht, von politischer Seite eine 
Regelung zu finden. Zahlreiche Terminverschiebungen und Änderungen wurden in den 
Medien dokumentiert, Abschiebestopps eingeführt und verworfen. Hierbei handelte es sich 
zunächst um eine auf Fakten aufbauende Darstellung, die jedoch mit der Zeit immer stärker in 
eine Diskussion um den Umgang mit den Betroffenen mündete. In den anderen Jahren des 
Untersuchungszeitraums war das Thema nur vereinzelt anzutreffen. Es handelte sich um 
Einzelfälle wie die Altfallregelung bzw. Bezüge zu zurückliegenden Regelungen. 
 
Der dritte große Themenkomplex in der deutschen Darstellung drehte sich um die Austragung 
von Auseinandersetzungen auf gerichtlicher Ebene. Staatliche Akteure tauchten in den 
Medien sowohl in einer agierenden als auch in einer reagierenden Rolle auf. Aus Tabelle 6 
kann man auf den ersten Blick nicht ableiten, dass es sich um eine punktuelle Komponente 
handelt. In der Tat war das Thema aber nur über genau festlegbare Zeiträume dominant, so 
z.B. 1993 zwischen Juli und Oktober. In diesem Fall waren es Gerichte (insbesondere das 
Bundesverfassungsgericht), die auf Klagen von Asylbewerbern nach den Gesetzesänderungen 
vom 1.7.1993 reagierten. Generell wurden ausschließlich Einzelentscheidungen dargestellt, 
obwohl aus den Begründungen hervorging, dass es sich um ein allgemeines Votum handelte. 
1996 schloss sich - ebenfalls zeitlich begrenzt - die Diskussion um die 
Verfassungsbeschwerde bezüglich der Reformen an, die endgültig bestätigt wurden. In den 
Zeitungen wurden die Ereignisse von 1993 wieder aufgerollt. 
 
1996/97 war das Bild eher diffus. Es wurden sowohl Einzelfälle als auch 
Gruppenentscheidungen (z.B. zu Kurden, Somaliern) dokumentiert, die aber nicht den 
Charakter einer ausführlichen Diskussion erreichten. Vielen Darstellungen gerichtlicher 
Entscheidungen war gleich, dass sie eine Sonderstellung im Handeln staatlicher Akteure 
wiedergaben. Juristische Entscheidungen nahmen nicht auf die aktuelle politische Situation 
Rücksicht, sondern bezogen sich ausschließlich auf die geltende Rechtslage. Diese Funktion 
wurde insbesondere von der FAZ kritisch gesehen, da dadurch Präzedenzfälle befürchtet 
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wurden, die der politischen Direktive nicht entsprochen hätten. Es wurde herausgestrichen, 
dass die juristische Maschinerie eine langwierige und zwiespältige ist. Tenor war vielfach, 
dass es zu langwierigen, sehr komplexen Entscheidungsfindungen kommt und die Gerichte 
auf den einzelnen Kompetenzebenen zu unterschiedlichen Resultaten gelangen. 
 
In diesem Zusammenhang sind Berichte zu sehen, die feststellten, dass auch Entscheidungen 
anderer Institutionen wie BAFl oder Ausländerbehörde in einem Fall zu unterschiedlichen 
Ergebnissen führten. Oft fanden sich in einem Artikel sowohl Entscheidungen in die eine als 
auch in die andere Richtung. Dies traf vor allem im Bereich des Asylverfahrens zu, aber auch 
andere juristische Probleme wurden deutlich. Hier wurden ausschließlich Einzelfälle 
dargestellt, die Artikel traten punktuell auf. Die Mediatisierung erfolgte nicht aufgrund eines 
allgemeinen, als wichtig betrachteten Themas, sondern infolge von Mobilisierung seitens der 
Betroffenen, die das Verfahren angriffen. 
 
Andere Themen wie Ausweisung oder die Restkategorie spielen eine untergeordnete Rolle. 
Ausnahme bildeten die Jahre 1996/97 in der Süddeutschen Zeitung. Hier handelt es sich 
jedoch nicht um ein großes Thema, sondern das Aufgreifen verschiedener Aktionen. 1996 
kam es mehrmals zu Berichterstattungen über Kirchenasyl in Deutschland, wo über die 
Handlungen bzw. das Abwarten der Behörden berichtet wurde. In den wenigsten Fällen kam 
es zur Festnahme der Betroffenen. 1997 tauchten zeitweise Überlegungen auf, die neben den 
einheitlichen Regelungen der Rückführung von Bürgerkriegsflüchtlingen für Sonderwege 
plädierten. Ein Beispiel war der Vorschlag von finanziellen Hilfen bei freiwilliger Rückkehr. 
 
Die Darstellung der Bekämpfung der Schleuserkriminalität ist größtenteils ein Nebenprodukt 
der Berichterstattung über Aufgriffe von Menschen ohne regulären Aufenthaltstitel, da sie in 
denselben Artikeln auftauchte. Eine davon losgelöste Dokumentation konnte nicht 
nachgewiesen werden, da in den seltensten Fällen die Kriminalität als solche als Übel 
angesehen wurde. Für die Gesellschaft als problematisch angesehen wurde diese Form von 
Kriminalität erst durch deren Ergebnisse, also die illegale Einreise von Ausländern. Dies galt 
vor allem für die ersten beiden Jahre des Untersuchungszeitraums.65 
 
                                                 
65 Es fanden sich in der Berichterstattung Artikel über kriminelle Machenschaften von mafiaähnlichen 
Organisationen im Bereich des Menschenhandels und der Prostitution. Allerdings wurden viele von ihnen in 
diesem Bereich nicht berücksichtigt, da sie nicht die Komponente der Reaktionen staatlicher Behörden 
aufwiesen. 
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Frankreich weist ein diffuseres Verteilungsbild auf. In Le Monde wiesen z.B. 6 der 9 
Bereiche mehr als 100 Nennungen auf. Vielfach wurde die gleichmäßige Verteilung 
unterbrochen und wirft Fragen zum Kontext der Berichterstattung auf. Wichtigste 
Komponente war wie in Deutschland der Bereich der Abschiebung. Dies galt sowohl für den 
Gesamtzeitraum als auch für die Jahre 1993, 1996 und 1997. In den anderen Jahren spielte das 
Thema eine untergeordnete Rolle ohne direkten Zusammenhang zu anderen Fragestellungen. 
Außerdem handelte es sich in den meisten Fällen um die Darstellung von Einzelfällen. 
 
Die Berichterstattung über Abschiebung wurde funktional eingesetzt. Dies ist an 
Verknüpfungen der Thematik mit anderen Bereichen zu erkennen. Sie wurde immer dann ins 
Spiel gebracht, wenn innenpolitisch Probleme auftauchten und die Stärke staatlicher Organe 
gezeigt werden sollte. In Deutschland war das vor allem 1992/93 im Zusammenhang mit der 
Debatte um die Verschärfung des Asylverfahrens, mit dem Argument, dass zu viele 
Menschen das Land ausnutzten. Infolge dessen fanden sich besonders viele Berichte über 
Abschiebung insbesondere rumänischer Staatsbürger und über Aufgriffe an der Grenze. In 
Frankreich setzte die verstärkte Berichterstattung in dem Moment ein, wo die sans-papiers-
Bewegung als nicht zu unterschätzendes Problem angesehen wurde, das die Gesetzgebung, 
aber auch die soziale Kohäsion Frankreichs gefährden könnte. Außerdem wurde über eine Art 
Wetteifer zwischen Kräften der Exekutive und der Judikative berichtet66, der ebenfalls eine 
Auseinandersetzung über jeweilige Stärken bedeutete. 
 
Viele Berichte waren kurz und ähnelten sich zwischen Le Figaro und Le Monde.67 Vermutlich 
bezog sich die Schreibweise auf offizielle Pressemitteilungen des beteiligten Ministeriums. 
Sie waren knapp und dokumentarisch formuliert und wiesen keine Wertungen auf. Anfangs 
handelte es sich um Personen, die nicht in der sans-papiers-Bewegung beteiligt waren. Nach 
den ersten Räumungen und insbesondere nach der Räumung der Kirche Saint-Bernard änderte 
sich das Bild, da die Journalisten offensichtlich nicht nur auf Pressemitteilungen 
zurückgriffen, sondern dies zunehmend als Teil des Geschehens um das Medienereignis 
Saint-Bernard sahen. Die Zeitungen ließen unterschiedliche Schwerpunkte erkennen: 
                                                 
66 Nach der Räumung von Saint-Bernard wurden die meisten sans-papiers zunächst festgenommen. Das 
Innenministerium versuchte, möglichst schnell Personen abzuschieben, wohingegen mehrere Gerichte viele 
Personen aufgrund von Formfehlern wieder auf freien Fuß setzten. 
67 Sie wiesen einen vergleichbaren Grundaufbau auf: Bezugnehmend auf das Innenministerium wurde gesagt, 
dass eine bestimmte Anzahl von Personen per Charter in ihre Heimat abgeschoben worden war, teils in 
Zusammenarbeit mit anderen Ländern. Weiterhin wurde darauf verwiesen, die wievielte Gruppenabschiebung 
dies seit Amtsantritt von Jean-Louis Debré war. 
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Betonung der Rechtsgrundlage und Notwendigkeit der Abschiebungen in Le Figaro; 
Menschenrechtsverletzungen und Abschiebung "falscher"68 Personen in Le Monde. 
 
1997 änderte sich das Bild insofern, als die Berichterstattung über Abschiebungen im Juni 
abbrach und von der Legalisierungsaktion der neuen Regierung überlagert wurde. Obwohl nie 
von einem Abschiebestopp gesprochen wurde und Abschiebungen diskret weiterhin 
durchgeführt wurden, wurden diese nicht mehr in den Medien wahrgenommen. Außerdem 
fällt auf, dass die Spannungen zwischen einzelnen staatlichen Organen, wie sie 1996 
vorgekommen waren, nicht mehr thematisiert wurden. Das Medieninteresse hatte sich 
eindeutig zu Gunsten der Legalisierungsaktion vorschoben. 
 
Die weiteren Themenbereiche wiesen ein unterschiedliches Verteilungsbild in den beiden 
Zeitungen auf. In Le Figaro hatten die Themen positive Aufenthaltsentscheidung, Kontrolle 
und Aufgriff sowie gerichtliche Auseinandersetzung ähnliche Bedeutung, gefolgt von der 
Restkategorie und negativen Aufenthaltsentscheidungen. In Le Monde stellte sich die 
Verteilung in einer anderen Reihefolge dar, diese fünf Bereiche waren jedoch ebenfalls am 
wichtigsten nach dem Komplex der Abschiebung. 
 
Die Bereiche positive und negative Aufenthaltsentscheidung wurden im Laufe der 
Untersuchung als problematisch angesehen. Ein Merkmal der Illegalisierungsdebatte war die 
punktuelle Darstellung von Ereignissen. In den Fällen, wo jedoch ein Fall prozessual 
dokumentiert wurde, wurde deutlich, dass Aufenthaltserteilungen oder Ablehnungen kein 
absolutes, immer geltendes Urteil darstellen. Vielfach zeigte sich eine Zerrissenheit der 
zuständigen Institutionen, die zu unterschiedlichen Bewertungen des Aufenthaltsstatus geführt 
hat. 
 
So wurde der Eindruck gewonnen, dass dieser Themenbereich dazu diente, bestimmte 
Überzeugungen zu untermauern, da sich immer aktuelle Beispiele finden ließen, die einen 
repressiven oder liberalen Umgang mit Aufenthalt "nachwiesen". Nur in größeren 
Zusammenhängen war erkennbar, dass sich die einzelnen Praktiken der Regierungen trotz 
konträrer politischer Ansätze wenig unterschieden. Insbesondere in Bezug auf Legalisierung 
                                                 
68 Auch die konservative Regierung hatte darauf verwiesen, dass infolge mehrerer Beschlüsse Personen mit 
familiären Bindungen nicht abgeschoben werden sollten. Da dies teilweise geschehen war, wurde von Le Monde 
mehrmals Kritik geäußert. Außerdem wurde stärker darüber berichtet, wie es den Menschen nach ihrer Rückkehr 
in die Heimat erging und mit welchen Problemen sie sich auseinandersetzen mussten. 
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der sans-papiers von Saint-Bernard wurde deutlich, dass der Anteil derer, die unter der 
gaullistischen Regierung anerkannt wurden, ebenso hoch war wie unter den Sozialisten. 
Erstere hatte sich die Legalisierungen aber stets abringen lassen und immer betont, dass es nie 
zu einer allgemeinen Anerkennung kommen würde. Letztere waren vor und nach dem 
Regierungswechsel offensiver und liberaler an die Legalisierung herangegangen, ohne jedoch 
eine Legalisierung aller Betroffener in Betracht zu ziehen. 
 
Der Unterschied zwischen beiden untersuchten Zeitungen wurde bei der Darstellung der 
allgemeinen Legalisierungskampagne als positive Aufenthaltsentscheidung sichtbar. Sie 
wurde von den Fakten her ähnlich dargestellt, jedoch unterschiedlich bewertet. Außerdem 
fanden sich die ausführlicheren Berichte mit Darstellung der Prozeduren und der auftretenden 
Schwierigkeiten in Le Monde. Le Figaro setzte den Fokus auf die summarische Darstellung, 
durch die Kritik an der Regierung geübt und vor möglichen Folgeproblemen (neuer illegaler 
Zuwanderung) gewarnt wurde. 
 
Negative Aufenthaltsentscheidungen wiesen denselben Mechanismus auf. Sie bezogen sich 
mehr auf Asylbewerber oder illegal Eingereiste als auf Menschen mit langem irregulärem 
Aufenthalt. Neben dem überwiegenden Bezug auf Einzelpersonen gab es eine Ausnahme, die 
sich auch in der quantitativen Verteilung niederschlug. In Le Monde wurde im Jahr 2000 das 
Thema Asylverfahren wiederentdeckt. Ausgehend von einem Bericht über die Lage in 
Flughäfen erschienen eine Vielzahl von Artikeln, die darüber berichteten, welche teils 
illegalen Praktiken staatliche Akteure benutzen, um Asylbewerber zurückzuweisen. Neben 
den Ausführungen zur Unterbringung, die im Teil "Illegalität und soziale Lage" untersucht 
wurden, ging es vor allem darum, dass Asylanträge erst gar nicht von den Behörden 
angenommen wurden, so dass es zu keiner Prüfung kam. Diese Darstellungen fehlten in Le 
Figaro vollkommen. 
 
Gerichtliche Entscheidungen nahmen wie in Deutschland einen wichtigen Platz ein und 
bildeten ein Gegengewicht zu polizeilichen und ausländerbehördlichen Maßnahmen. In 
Frankreich wurde weniger auf die einzelnen Ebenen gerichtlicher Entscheidungen als 
vielmehr auf die konträren Ansätze von Exekutive und Judikative eingegangen69. Die 
Exekutive verfolgte bestimmte politische Ziele, zu deren Gunsten auch Gesetze verändert 
                                                 
69 Dies liegt an der Gesetzeslage in Frankreich, die Klagen gegen Entscheidungen im Bereich Asyl nicht auf 
allen Ebenen zulässt. Insgesamt wurde weniger als in Deutschland dargestellt, dass staatliche Entscheidungen 
angefochten wurden. 
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werden konnten. Die Judikative hielt sich an gesetzliche Vorlagen, was teilweise zu 
unerwünschten politischen Entscheidungen führte. 
 
Mit Abstand die meisten Nennungen zu diesem Sujet waren 1996 zu finden, wo sich der 
Konflikt am deutlichsten zeigte. Nach der Festnahme der sans-papiers von Saint-Bernard kam 
es zu einem Verhandlungsmarathon, infolge dessen viele der Betroffenen wieder freigelassen 
wurden, da es bei der Festnahme zu Unregelmäßigkeiten seitens der Polizei kam. Diese 
Entscheidung war einer Prüfung des Aufenthalts und einer möglichen Abschiebung 
vorgelagert. Hart kritisiert von Le Figaro, relativ neutral wiedergegeben in Le Monde, kam es 
zu einer Debatte über Interessenhegemonien. In den Medien wurde debattiert, ob das Recht 
des Individuums auf korrekt durchgeführte polizeiliche Abläufe höher zu setzen sei als das 
Interesse des Staates, repressiv gegen Personen vorzugehen, die gegen das Gesetz verstoßen 
haben. In Le Monde wurden die gerichtlichen Entscheidungen eher positiv bewertet, jedoch 
nicht aus der rein juristischen Analyse, sondern aus dem Verständnis heraus, dass es "für die 
Sache der sans-papiers" auf politischem Niveau wichtig war, dass ihr Aufenthalt bis auf 
Weiteres gesichert war. 
 
Anders als in Deutschland war der Bereich Grenzkontrollen und Aufgriffe nur im Mittelfeld 
zu finden. Auch im Bereich staatlichen Handelns fand die Debatte um Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus stärker innerhalb der Gesellschaft als an Grenzen statt. Aus 
Statistiken erklärt sich, dass Frankreich weniger als Deutschland der irregulären 
Einwanderung per pedes unterliegt. Aber auch da, wo Akteure handelten, verlief dies in der 
Regel ohne Echo in den Medien. Nur in Einzelfällen, wenn Probleme auftraten, kam es zu 
einer Mediatisierung. Ansonsten stellte sich in Frankreich stärker die Frage, was mit den 
Personen zu tun sei, die sich aus den verschiedensten Gründen bereits im Land aufhielten. 
 
Interessant ist aber noch ein weiterer Aspekt. Selbst 2000 und 2001, wo am meisten über 
illegale Zuwanderung berichtet wurde, geschah dies weniger im Kontext einer 
Machtauseinandersetzung, sondern mit einem auffallend neutralen Blick. Dokumentiert 
wurde der Umgang mit irregulären Flüchtlingen in einem Flüchtlingslager in Sangatte, der 
kaum über die Registrierung hinausging. Erst im Zusammenspiel mit anderen Bereichen, und 
zwar der Mobilisierung der Bevölkerung und außenpolitischer Spannungen mit 
Großbritannien, wurde energischeres Eingreifen festgestellt. Der politische Angstzustand, in 
den Medien festgehalten, der politisches Handeln zur Folge hatte, bezog sich nicht auf die 
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Tatsache illegalen Aufenthalts (denn in Sangatte hielten sich ständig Flüchtlinge ohne Papiere 
und ohne Asylantrag auf), sondern auf den Willen der Betroffenen, sich niederzulassen. 
Solange dieser nicht zu verzeichnen war, wurde irreguläre Zuwanderung nicht als (nationale) 
Bedrohung angesehen. 
 
Gegenüber Deutschland war die Restkategorie bedeutend, insbesondere in den Jahren 1996 
und 1997. In Frankreich tauchten viele Artikel auf, die über Abläufe und Gerichtsprozesse 
berichteten, ohne dass eine Entscheidung zum Aufenthalt gefallen war. Daraus ist der 
Eindruck entstanden, dass in Frankreich mehr Akteure an Entscheidungen beteiligt waren 
bzw. Entscheidungen zum Aufenthalt überhaupt stärker einer Bearbeitung unterlagen und 
veränderbar waren. Dies entsprach der Gesetzgebung insoweit, als in Frankreich punktuell 
Möglichkeiten geschaffen wurden, Personen zu legalisieren, die gesetzlich keinen Anspruch 
mehr hatten. 
 
Andere Bereiche wie das Vorgehen gegen Schleuser oder die Frage nach Ausweisungen traten 
in Le Figaro und Le Monde nur am Rande auf. Sie waren nicht permanent über einen langen 
Zeitraum in den Medien vorhanden. Quantitative Unterschiede zwischen den Jahren (z.B. Le 
Monde 2001 - Ausweisung) gehen auf einzelne, sehr ausführliche Artikel zurück, denen 
profunde Recherchen zu Grunde lagen. 
 
8.2.4 Zusammenfassung 
 
Der Bereich staatlichen Handelns als Reaktion auf irreguläre Einwanderung ist in den 
untersuchten Zeitungen zum einen der größte Themenkomplex (2774 Nennungen), zum 
anderen aber relativ einfach strukturiert. Aus dem Datenmaterial gingen viele Beschreibungen 
alltäglicher Gegebenheiten hervor, die die Aktionen staatlicher Akteure gegenüber den 
Betroffenen charakterisierten. Vielfach kann jedoch beobachtet werden, dass aus der 
einfachen, journalistisch exakten Darstellung bestimmte Forderungen bzw. Notwendigkeiten 
abgeleitet wurden: Staatliches Handeln als konkrete, kurzfristige Aktion kann nur dann 
funktionieren, wenn es von politischen Veränderungen begleitet wird. Insofern wird 
angenommen, dass z.B. Berichte über Aufgriffe von Flüchtlingen an den Grenzen bewusst zu 
Zeiten eingesetzt wurden, in denen politische Veränderungen geplant waren: Sie dienten 
gewissermaßen als Beweis für deren Notwendigkeit. Als journalistisches Stilmittel war die 
Wiederholung der Wiedergabe von Ereignissen zu beobachten: Ein Aufgriff wurde als 
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Aufhänger genutzt, um eine ganze Abfolge von Aufgriffen von Flüchtlingen und Schleusern 
chronologisch aufzulisten. 
 
Unterschiede zwischen Deutschland und Frankreich wurden deutlich. Sie ergaben sich aus 
den verschiedenen nationalen Gegebenheiten. In Deutschland war die Berichterstattung auf 
drei Themenbereiche fokussiert: Aufgriffe von Personen, gerichtliche Auseinandersetzungen 
und Abschiebungen von Personen. In Frankreich stand an erster Stelle das Einsetzen von 
Abschiebungen, verschiedene andere Themenbereiche gestalteten die Verteilung komplexer 
als in Deutschland. Insbesondere die Dokumentation von Kontrollen und Aufgriffen an 
Grenzen war viel geringer, berichtet wurde vielmehr über Personen, die sich lange in 
Frankreich aufhielten und für die nach einem Umgang gesucht wurde. So ist es nicht 
verwunderlich, dass in Frankreich sans-papiers einen Großteil der Betroffenen in der 
Berichterstattung ausmachten, wohingegen in Deutschland viel mehr über Asylbewerber oder 
Flüchtlinge bei der Einreise berichtet wurde. Dies wirkte sich auch auf die Verortung der 
Berichte aus: In Deutschland spielten sich eine Vielzahl von Aktionen direkt an der Grenze 
bzw. am Flughafen ab, in Frankreich waren sie stärker im Land selbst z.B. in den Präfekturen 
verhaftet. Abgesehen vom Umgang mit den sans-papiers von Saint-Bernard war die 
Zentralisierung auf Paris nicht so stark zu beobachten wie in anderen Bereichen. 
 
Interessant waren auch die Gemeinsamkeiten in der Berichterstattung. Der Themenkomplex 
wies unterschwellig viele Bezüge zu Fragen der Machtverteilung auf. Handeln in Bezug auf 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus wurde gleichgesetzt mit der Notwendigkeit zu 
zeigen, wer mehr Macht besitzt. Fehlendes Handeln wurde gleichermaßen oft als Schwäche 
bezeichnet. Darüber hinaus ist festzustellen, dass verschiedene Interessengruppen auftraten, 
die sich vielfach neutralisierten oder behinderten. Hier ist vor allem der Unterschied zwischen 
Exekutive und Judikative zu nennen. Die Judikative traf ihre Entscheidungen in Bezug auf die 
geltende Rechtslage, die Exekutive versuchte teilweise, mögliche Veränderungen 
vorwegzunehmen. Hier fanden sich Verbindungen zum Bereich der Argumentationen zum 
Umgang mit den Betroffenen, die in Kapitel 9 bearbeitet worden sind. 
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8.3 Illegalität und Mobilisierung 
 
Nicht nur die Konfrontation zwischen Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus und 
staatlichen Instrumentarien wurde von den Medien aufgegriffen und durch sie transportiert. 
Auch andere Akteure wurden von den Medien wahrgenommen. Mithilfe dieser Kategorie soll 
erfasst werden, wie die Mobilisierung seitens der Bevölkerung in den analysierten Zeitungen 
dargestellt wurde. Es wurden alle Textabschnitte kodiert, die entweder eine direkte 
Hilfeleistung für die Betroffenen bedeuteten, aktive Unterstützung beim Aufdecken oder 
Verhindern irregulären Aufenthalts darstellten oder eine öffentliche Stellungnahme zur 
Thematik bedeuteten (Kritik/ Proteste/ Erklärungen). 
 
Folgende Fragen standen im Mittelpunkt der Auswertung: 
• Welche Akteure mobilisieren sich in der Bevölkerung? Handelt es sich um 
Randgruppen oder kann man von einer breiten Mobilisierung sprechen? Ändern sich 
die Akteure innerhalb des Untersuchungszeitraums? 
• Wer sind die Adressaten der Mobilisierung? 
• Welche Formen und Mittel werden ergriffen, um sich für Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus einzusetzen? 
• Welche Ziele werden dargestellt? Sind es kurzfristig oder langfristig angelegte Ziele? 
 
Innerhalb der Kategorie ließen sich sowohl zeitlich als auch zwischen den einzelnen Medien 
starke Unterschiede erkennen. Offensichtlich handelte es sich bei diesem Thema um einen 
Bereich, zu dem Medien unterschiedlich Stellung bezogen und nicht alle Meldungen als 
gleich wichtig auf der tagespolitischen Agenda betrachteten. 
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 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 3 14 6 28 51 
1993 8 23 33 39 103 
1996 17 57 129 320 523 
1997 27 66 84 241 418 
2000 8 49 26 130 213 
2001 12 23 65 157 257 
Gesamt 75 232 343 915 1565 
Tabelle 8: Anzahl der Kodierungen - Illegalität und Mobilisierung 
 
Im gesamten Untersuchungszeitraum wurden die meisten Textstellen in Le Monde gefunden 
(von 267 % gegenüber Le Figaro bis 1220 % gegenüber der FAZ), die wenigsten in der FAZ. 
Tendenziell enthielten die französischen Medien mehr Artikel als die deutschen Zeitungen, 
was sich durch die Aktualität des Themas 1996/97 erklären lässt. Ein starker Anstieg von 
Kodierungen wurde zwischen 1993 und 1996 festgestellt. Die Darstellung 
zivilgesellschaftlicher Mobilisierung nahm 2000/01 wieder etwas ab. Entscheidender in der 
temporären Abfolge waren aber weniger die quantitativen als die qualitativen Unterschiede, 
die im Folgenden erläutert werden. Die vergleichbaren zeitlichen Schwankungen des 
Umfangs des Datenmaterials innerhalb eines Landes lassen die Schlussfolgerung zu, dass für 
diesen Themenkomplex der aktuelle Kontext sehr entscheidend war. 
 
In Deutschland wurden ebenfalls die meisten Artikel 1997 und 1996 gefunden. Dabei stand 
nicht ein Ereignis im Vordergrund, sondern waren verschiedene Eckpunkte wichtig. Eine der 
wichtigsten Diskussionen drehte sich um die Rückführung von Bürgerkriegsflüchtlingen aus 
Bosnien-Herzegowina und dem Kosovo. Anlass und Ziel der Mobilisierung änderten sich 
nicht so stark wie in Frankreich, so dass die quantitativen Unterschiede innerhalb des 
Untersuchungszeitraums geringer waren. 
 
Außerdem wiesen in beiden Ländern die konservativen Zeitungen FAZ und Le Figaro 
wesentlich weniger Artikel auf als Süddeutsche Zeitung und Le Monde. Dies ist ein 
Kennzeichen für eine Kategorie, die sich nicht nur am tagespolitischen Geschehen orientiert, 
sondern Aussagen über Wertigkeiten enthält und wo die verstärkte Darstellung in den Medien 
als Interesse am Thema angesehen werden kann. Dies bezeichnet die Verfasserin deshalb als 
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wertende Kategorie, wodurch sich Unterschiede vor allem auf inhaltlicher Ebene 
widerspiegelten. 
 
8.3.1 Zivilgesellschaftliche Akteure 
 
Zivilgesellschaftliche Akteure wurden in den meisten Fällen konkret benannt – entweder als 
Einzelpersonen oder als organisierte Gruppe. Dabei sprachen Einzelpersonen oft im Namen 
von Gruppen. Wenn sie in dieser Funktion agierten, wurde die Textstelle unter der 
Gruppenstruktur kodiert. 
 
 FAZ Süddeutsche Zeitung Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Kirche  1 7 12 9 8 3 4 30 18 21 12 125 
Migrantenvereine  3 9 6 2  1 9 16 14 5 4 69 
Diffus 2 3 1 5  4 2 3 5 9 10 4 48 
Persönlichkeiten       3 1 3 12 7 2 28 
Verbände/Gewerkschaften  1 3 1 2  2 3 2 6 2 2 24 
Anwälte/Sozialarbeiter   1     4 8 3 4 1 21 
Angehörige       1   9 4  14 
International   1 1 2  1   2 4 1 12 
Parteien    2 1  1  1 5   10 
Selbstbetroffene 1 1     1  2 2   7 
Ausländerbeauftragte   1 1 1    2    5 
Presse   1   1  1     3 
Unternehmen       1    1  2 
Tabelle 9: Deutschland – Akteure der Mobilisierung 
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 Le Figaro Le Monde Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Migrantenvereine 1 3 35 35 9 6 20 18 137 83 50 72 469 
Persönlichkeiten 2 8 46 20 3 13 3 6 110 104 29 21 365 
Diffus 2 2 28 17 8 7 3 3 106 49 19 23 267 
Kirche   29 5 2 1 3 2 64 5 4 8 123 
Anwälte/Sozialarbeiter  6 8 6  5 3 3 27 13 22 28 121 
Verbände/Gewerkschaften  4 6 7  3 2 6 42 13 8 13 104 
Unternehmen  5 2  7 41   2 8 4 13 82 
Parteien 2  9 1 1 3   24 8 5 7 60 
Angehörige  6  3  1 2 4 8 14 11 5 54 
Selbstbetroffene  3 1     1 5 7 15 3 35 
Presse   3     1 4   2 10 
International   1         7 8 
Tabelle 10: Frankreich – Akteure der Mobilisierung 
 
In Deutschland ließen sich drei zentrale Personengruppen bzw. Institutionen ausmachen, die 
sich für Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus einsetzen: die Kirche, Vereine und 
anonyme Personengruppen. 
 
Die Kirche war der am meisten genannte Akteur. Dies galt sowohl für die FAZ als auch für 
die Süddeutsche Zeitung. Fast in jedem Jahr lag sie an erster Stelle der Nennungen. Hierunter 
wurden konfessionell gebundene Verbände, die Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der 
Kirche, engagierte Gemeinden und Kirchenvertreter gefasst. Die Kirche war in Deutschland 
der einzige Akteur, der in den Medien offen Partei für Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus ergriff. Andere Akteure, insbesondere Vereine oder Parteien, traten eher für 
andere Gruppen ein, vor allem in der Diskussion um die Rückführung von 
Bürgerkriegsflüchtlingen. Die Kirche machte mit ihrer Stellungnahme 2001 zur Situation der 
Betroffenen ein Tabu überhaupt erst zum Thema, das die Medien aufgegriffen haben. 
Kirchliche Akteure agierten am stärksten unabhängig von der jeweils aktuellen politischen 
Diskussion bzw. riefen selbst Diskussionen hervor, z.B. bei Kirchenasyl oder der Frage des 
Umgangs mit seit langem in Deutschland lebenden Menschen ohne Aufenthaltstitel. 
 
Vereine wurden in den Zeitungen in der Regel namentlich genannt. Sie mobilisierten sich 
größtenteils durch öffentliche Stellungnahmen oder bei Demonstrationen, seltener durch 
direkte Hilfsaktionen. Dabei wurden einige Vereine explizit genannt wie Pro Asyl, Amnesty 
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International Deutschland und die Gesellschaft für bedrohte Völker, andere Vereine oder 
Gruppen tauchten nur im allgemeinen Rahmen auf. Dadurch wurde ein Bild von bestimmten 
Organisationen vermittelt, von denen man fast automatisch eine Mobilisierung auf diesem 
Gebiet erwartete.70 
 
Unter dem Oberbegriff diffus wurden anonyme Einzelpersonen oder Gruppen gefasst. Es 
handelte sich z.B. um Abschiebegegner bei Demonstrationen oder Protestaktionen, um 
einzelne Personen, die illegalen Aufenthalt an die Behörden weiterleiteten, oder Personen, die 
sich an Aktionen von Vereinen und Verbänden beteiligten. Auffällig ist, dass es sich dabei 
nicht um Mobilisierung in bekannten Fällen oder um ein aktuelles gesellschaftspolitisches 
Thema handelte. Insofern wurde ein Zusammenhang zwischen dem Bekanntheitsgrad einer 
Mobilisierungsaktion und der namentlichen Nennung der Beteiligten gesehen. Darüber hinaus 
fielen einige Aktionen eher unter illegale Aktionen wie Sabotage, die absichtlich anonym 
verübt wurden. 
 
Die Rolle professioneller Helfer tauchte fast nur in der Süddeutschen Zeitung auf. Die 
involvierten Rechtsanwälte wurden teilweise namentlich genannt, wenn es sich um 
ausgewiesene Experten auf dem Gebiet des Ausländerrechts und des Asylverfahrensrechts 
handelte. Bekannte Persönlichkeiten wurden in Deutschland kaum in die Diskussion 
eingebracht. In der FAZ wurde kein einziger Akteur in diesem Bereich eigens genannt. In der 
Süddeutschen Zeitung war die Kategorie außer 1997 relativ unbedeutend. Im Bereich der 
Persönlichkeiten war der quantitative Unterschied zwischen deutschen und französischen 
Medien am eklatantesten. 
 
Andere Gruppen tauchten nur peripher auf. Ausländerbeauftragte als politisch eingesetzte 
Experten wurden interessanterweise kaum genannt. Internationale Akteure traten öfter in 
Deutschland als in Frankreich auf, allen voran der UNHCR. Die Mobilisierungsformen 
beschränkten sich generell auf öffentliche Kritik und Stellungnahmen und schlossen direkte 
Hilfe aus. Angehörigen wurde in den Medien eine unwichtige Rolle bei der Mobilisierung für 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus zuteil. 
 
In den französischen Printmedien präsentierte sich die Verteilung der Akteure anders. Hier 
standen Vereine und Persönlichkeiten im Vordergrund der Mobilisierung. 
                                                 
70 Diese nischenhafte Darstellung von Vereinen und Organisationen gilt ebenso für Frankreich. Dort wurde 
dieses Bild, zumindest in Le Figaro, explizit dargestellt und kritisiert. 
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Die sich engagierenden Vereine wurden in Le Monde differenzierter als in Le Figaro 
dargestellt. Zum einen wurden auch Ereignisse aufgegriffen, die nicht im Medieninteresse 
standen, z.B. Aktionen gegen die Ausweisung von Ausländern nach einer Verurteilung 
(„doppelte Bestrafung“). Dabei handelte es sich teilweise um bestehende Vereine, teilweise 
um eigens für eine Person oder eine Gruppe gebildete Komitees, die über eine geringere 
Lobby verfügten. Zum anderen wurden in Le Monde Ziele der Gruppen und Vereine 
detaillierter geschildert. In Le Figaro lag die Betonung eher darauf, dass Mobilisierung auf 
diesem Gebiet immer von denselben linksgerichteten Gruppen aufgegriffen und unterstützt 
wurde. Dabei wurde auch der Vorwurf deutlich, dass bestimmte Gruppen oder Personen nur 
vor Ort sind, wenn auch die Medien vertreten sind. 
 
Persönlichkeiten aus verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen spielten besonders bei 
punktuellen, stark beachteten Aktionen eine Rolle. Dies galt einerseits für die sans-papiers-
Bewegung 1996 und andererseits für die Landung der East-Sea vor der Mittelmeerküste in 
Fréjus 2001.71 In Le Monde wurden auch 1997 relativ viele Erwähnungen von 
Persönlichkeiten gefunden, die sich auf die Diskussion um Legalisierungskriterien der sans-
papiers zurückführen ließen, die vom Collège des médiateurs72 vorgeschlagen wurden und in 
den Legalisierungserlass von Juni 1997 eingeflossen sind. Diese Diskussion wurde in Le 
Figaro weniger ausführlich geführt. 
 
Die Kirche nahm einen deutlich geringeren Stellenwert als in Deutschland ein. Bis auf 1996 
im Zusammenhang mit den Kirchenbesetzungen von Saint-Ambroise und Saint-Bernard in 
Paris standen Vereine, Persönlichkeiten und anonyme Akteure stärker im Mittelpunkt. Selbst 
1996 war die Mobilisierung im kirchlichen Bereich nicht eindeutig in ihrer Zielausrichtung 
und der Art der Hilfe zu verorten, was das Veranlassen der Räumung von Saint-Ambroise 
durch die Gemeinde gezeigt hat. Erst mit der Kirchenbesetzung von Saint-Bernard und der 
fortschreitenden Mediatisierung hat sich die Kirche sowohl aktiv als auch symbolisch für die 
Situation der sans-papiers eingesetzt. Die zögerliche Hilfe seitens der Kirche wurde in beiden 
Medien kritisch dargestellt. 
 
                                                 
71 Anfang 2001 landete ein Schiff mit 908 kurdischen Flüchtlingen an der Côte d’Azur, woraufhin eine große 
Welle der Hilfsbereitschaft losbrach. Die Strandung des Schiffes wurde in diese Untersuchung aufgenommen, da 
es vielfach um die Identitätsverschleierung der Mehrzahl der Personen ging, die nicht – wie anfangs angegeben – 
aus dem Irak, sondern aus Syrien stammten. 
72 Es handelte sich um einen Zusammenschluss von Persönlichkeiten, die auf Anfrage der sans-papiers von 
Saint-Bernard zwischen diesen und der Regierung vermitteln sollten. 
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Andere Gruppen tauchten nur zeitweilig in den Medien auf. Darunter zählen professionelle 
Helfer, Unternehmen und eine diffuse Mobilisierung. Typisch für diese Untergruppe ist, dass 
eine Gewichtung jeweils zu Gunsten einer Zeitung ausfiel. 
 
In Le Monde fand man verstärkt Berichte über die Hilfe von Rechtsanwälten oder 
Sozialarbeitern. Dabei handelte es sich ähnlich wie in der deutschen Berichterstattung meist 
um Einzelfälle, in denen Rechtsanwälte versuchten, den Aufenthalt in Frankreich für ihre 
Klienten zu ermöglichen, zu verlängern oder sie vor einer Abschiebung zu bewahren. Sie 
traten im Kontext der Gerichtsverfahren im Anschluss an die Räumung von Saint-Bernard 
1996 und in Bezug auf das Lager Sangatte auf.73 
 
Le Figaro ging auch auf das Lager von Sangatte ein. Allerdings drehten sich die 
Darstellungen um negative Mobilisierungsformen (Klagen gegen das Lager). In diesem 
Zusammenhang ist auch die Kategorie „Unternehmen“ zu betrachten. Dieser Bereich spielte 
bis 2000 praktisch keine Rolle in der gesellschaftspolitischen Debatte um die sans-papiers, 
trat aber 2001 verstärkt in der Diskussion auf. Dabei wurde ebenfalls eine negative 
Mobilisierung sichtbar. Negative Protestformen traten allgemein erst in den Jahren 2000/01 
auf; im übrigen Untersuchungszeitraum kamen sie nur sehr sporadisch vor. Diese neue, 
generelle Mobilisierung gegen Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus war stärker in Le 
Figaro als in Le Monde zu finden. 
 
Diffuse Mobilisierungstypen spielten besonders in den Jahren 1996 und 1997 eine Rolle. Hier 
handelte es sich vor allem um Teilnehmer an unterschiedlichen Demonstrationen und 
Protestaktionen im Zusammenhang mit der sans-papiers-Bewegung und mit anstehenden 
Gesetzesänderungen. Über die Jahre eher gleichmäßig verteilt war die Mobilisierung von 
Einzelpersonen oder Gruppen für Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus oder für von 
Ausweisung bedrohte Personen, die abseits der meisten Medien agierten. Sie waren eher in Le 
Monde als in Le Figaro zu finden. Der quantitative Unterschied war in den Jahren 1996/97 am 
stärksten zu beobachten. 
 
                                                 
73 Das Lager von Sangatte in der Region Nord – Pas de Calais wurde im September 1999 eröffnet und vom 
Französischen Roten Kreuz betrieben. Notwendig wurde das Lager, nachdem sich im Sommer 1999 immer mehr 
Flüchtlinge aus dem Kosovo in Calais aufhielten und auf öffentlichen Plätzen campierten. Seit 2000 kam es 
verstärkt zu Kritik am Lager, da es ständig überfüllt war. Vor allem aber versuchten die Flüchtlinge, bedingt 
durch die Nähe zum Tunnel von Dover, auf diesem Weg nach Großbritannien zu gelangen, woraufhin die 
Geldbußen für Unternehmen drastisch erhöht wurden. Aufgrund dieser sehr komplexen Ausgangslage war das 
Lager Sangatte oft in den Medien zu finden. 
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Betroffene und Angehörige tauchten in der Berichterstattung selten auf, da deren Aktionen 
meist abseits von Aufmerksamkeit abliefen. Andere Kategorien fehlten fast vollständig. 
Ausländerbeauftragte in dieser Form gibt es in Frankreich nicht. Auffällig war jedoch die 
fehlende Diskussion um internationale Mobilisierung in Bezug auf innenpolitische 
Auseinandersetzungen zu diesem Thema. 
 
Insgesamt ließen sich die Akteure nach der Zielsetzung ihrer Handlungen in drei Gruppen 
einteilen. Zum einen kann man von einer freiwilligen Mobilisierung bei Vereinen, Verbänden, 
Einzelpersonen, Persönlichkeiten sprechen, die sich für eine bestimmte Personengruppe 
einsetzten, um deren Lebensbedingungen zu verbessern und eine Debatte in der Gesellschaft 
anzuregen. Teilweise kam es zu einer negativen Mobilisierung, wenn für einen strengeren 
Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus plädiert wurde. Eine zweite Gruppe 
umfasste Rechtsanwälte oder Sozialarbeiter, die sich über ihr Berufsfeld für diese Menschen 
einsetzten. Es ging um eine professionelle Mobilisierung, die nicht unbedingt aus einer 
politischen Überzeugung erwuchs. Darüber hinaus kam es vereinzelt, ab 2000 jedoch immer 
stärker zu Formen erzwungener Mobilisierung. Dabei kann man nicht von einer 
Mobilisierung und direkten Auseinandersetzung mit der Situation der Betroffenen sprechen. 
Vielmehr agierten Personen und Unternehmen, weil sie von Konsequenzen irregulären 
Aufenthalts betroffen waren. Hier handelte es sich größtenteils um negative 
Mobilisierungsaspekte. 
 
8.3.2 Adressaten der Mobilisierung 
 
Bei der Frage, auf wen die Mobilisierung zielte, wurde ebenfalls ein differenziertes Bild 
sichtbar. Auf eine Quantifizierung wurde aus zwei Gründen verzichtet. Einerseits wurde in 
den Artikeln nicht in jedem Fall explizit bzw. teilweise ungenau erklärt, welchen Status die 
Adressaten innehaben. Andererseits überschnitten sie sich an bestimmten Stellen. So bezogen 
sie sich einerseits auf die zeitliche Situation (vor Antrag, vor Abschiebung etc.), andererseits 
auf eine bestimmte Qualität ihres Status (z.B. Bürgerkriegsflüchtlinge). 
 
Über den gesamten Untersuchungszeitraum hinweg zeigte sich in Deutschland die meiste 
Mobilisierung für Personen, die kurz vor ihrer Abschiebung standen. Die 
Mobilisierungsformen waren disparat. Schilderungen zu Adressaten in diesem Bereich 
bezogen sich sowohl auf Einzelschicksale als auch auf Gruppen. Im zweiten Fall stand die 
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Mobilisierung meist im Zusammenhang mit politischen Entscheidungen wie z.B. der 
Einführung des Deutsch-Rumänischen Vertrags zur Rückführung von Flüchtlingen 1992, 
wohingegen Aktionen im ersten Fall eher als Folge gerichtlicher Entscheidungen zu verstehen 
sind. In der zweiten Hälfte des Untersuchungszeitraums trat die Problematik des Kirchenasyls 
stärker in den Vordergrund. Mobilisierung für Personen nach der Abschiebung wurde selten 
in den Medien Publik gemacht. Meist erfolgte die Darstellung eines „Falles“, der detailliert 
dargestellt wurde, so z.B. 1997 in der Süddeutschen Zeitung die Abschiebung einer türkischen 
Schülerin und die daraufhin einsetzende Sympathiewelle. 
  
Die Debatte um die Rückführung bosnischer Bürgerkriegsflüchtlinge spielte naturgemäß 
zeitlich begrenzt eine Rolle. Das Thema wurde breit diskutiert und nicht nur von Gruppen und 
Vereinen eingebracht, sondern auch innerhalb der Parteien debattiert.74 Es beschränkte sich 
auf 1996 und 1997 und war gleichmäßig in beiden Zeitungen vertreten. 
 
Insgesamt wurde in Deutschland mehr über Mobilisierung für Personen gesprochen, deren 
Aufenthalt (noch) legal war. Der illegale Aufenthalt von Personen wurde kaum thematisiert. 
Ausnahme war die geschilderte Unterstützung durch Kirche, Verbände und den Rumänischen 
Nationalkongress 1993 für die rumänischen Sinti und Roma, die durch Süddeutschland zogen. 
Allerdings wurde auch da verhalten über die aufenthaltsrechtliche Situation gesprochen. Die 
Publikation der Erklärung der Bischofskonferenz zur Situation von Menschen ohne regulären 
Aufenthalt im Jahr 2001 muss deshalb besonders hervorgehoben werden, da sie die erste und 
einzige Darstellung im gesamten Untersuchungszeitraum von offener, empathiebeladener 
Mobilisierung für diesen Personenkreis war. 
 
In Frankreich bot sich diesbezüglich ein anderes Bild. Abgesehen von 1992/93, als ähnlich 
wie in Deutschland die Mobilisierung stärker auf Asylbewerber ausgerichtet war, traten 
Menschen ohne regulären Aufenthalt an erste Stelle. Diese Tendenz war in beiden Zeitungen 
erkennbar, allerdings fanden sich wesentlich mehr Beiträge in Le Monde als in Figaro. 
Ausschlaggebend für die unterschiedliche Frequenz waren die Ereignisse um Saint-Bernard, 
innerhalb derer sich Le Monde stärker positionierte.75 
                                                 
74 Davon zeugen z.B. die Aktionen von verschiedenen Politikern der CDU/FDP 1996, nach Bosnien-
Herzegowina zu fahren und sich vor Ort über die Lage ein Bild zu machen. Schlussfolgerung war die Forderung, 
die Rückführung nochmals zu überdenken und vor allem die Kriterien neu festzulegen (ethnische Herkunft 
stärker einbeziehen). 
75 Wie ausgeprägt die Fokussierung auf die Bewegung der sans-papiers war, wird deutlich, wenn man die 
Abfolge der Adressaten 1996 betrachtet. Mit Beginn der Kirchenbesetzung von Saint-Ambroise Mitte März bis 
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Andere Adressatengruppen waren im Mediendiskurs weniger vertreten. Sie tauchten entweder 
nur in einer Zeitung oder einem bestimmten Zeitraum auf. Hierunter zählen Personen im 
Kontext der Abschiebung, straffällig gewordene Ausländer und illegal Eingereiste. 
 
Personen vor, bei oder nach der Abschiebung wurden tendenziell stärker in Le Monde als in 
Le Figaro wahrgenommen. Diese Personengruppe hatte nur wenige Verbindungen zur sans-
papiers-Bewegung. Zwei inhaltliche Ausrichtungen der Berichterstattung wurden ausgemacht. 
Einerseits wurde über Vereine und Persönlichkeiten geschrieben, die sich für eine allgemeine, 
stabile Lösung bestimmter Gruppen (vor allem kranker Personen) einsetzten, die sich 
gesetzlich niederschlagen sollte. Andererseits handelte es sich um Angehörige, Rechtsanwälte 
und Unterstützungskomitees, die die Abschiebung einzelner Personen verhindern oder 
rückgängig machen wollten, ohne längerfristige Ziele ins Blickfeld zu nehmen. 
 
Straffällig gewordene Ausländer, denen die Ausweisung drohte, wurden nur in Le Monde in 
den Diskurs eingebaut, in Le Figaro fehlte diese Darstellung. Insgesamt war es bis auf das 
letzte Untersuchungsjahr ein randständiger Bereich. Nachdem in der ersten Jahreshälfte 2001 
ausschließlich Mobilisierungen für Einzelpersonen geschildert wurden, kam es im November 
zu einer großflächigen Mobilisierung von verschiedenen Vereinen, die sich gegen die 
Ausweisung vor allem minderjähriger krimineller Ausländer wehrten und zu einer nationalen 
Kampagne aufriefen. In diesen Protest mischten sich Filmemacher, die mit einem Film über 
die „doppelte Bestrafung“ in den Medien anzutreffen waren. 
 
Personen, die eine illegale Einreise bzw. Durchreise durch Frankreich versuchten, waren in 
beiden Zeitungen zu finden. Darstellungen beschränkten sich auf das Jahr 2001, waren dort 
aber an erster Stelle der Adressaten. Interessanterweise unterschieden sich Akteure dieser 
Mobilisierung sehr von den üblichen Akteuren. Im Zusammenhang mit der Zielstellung 
wurde sichtbar, dass eigentlich nicht gegen den illegalen Aufenthalt in Frankreich opponiert 
wurde, sondern dass es sich um ein Problem zwischen Frankreich und Großbritannien 
handelte. Die sprachlichen Schwierigkeiten bei der Benennung der Adressatengruppe machen 
                                                                                                                                                        
11.4.1996 fanden sich nur 5 Nennungen anderer Adressaten in Le Monde. Erst dann wurden weitere Aktionen – 
insbesondere jedoch weitere Kirchenbesetzungen – wieder ins Blickfeld gerückt. Es wird vermutet, dass die 
einzelnen Aktionen als eine immer stärker sich einheitlich verstehende Bewegung wahrgenommen wurden. Mit 
der Kirchenbesetzung von Saint-Ambroise bis zum 22.9.1996 – ein Schiffskapitän informierte die französischen 
Behörden über den Aufenthalt zweier Maghrebiner auf seinem Schiff – fand sich keine Nennung, die sich nicht 
mit sans-papiers im Allgemeinen auseinander setzte. Das Bild in Le Figaro sieht ähnlich aus. In den 127 
Kodiereinheiten im Jahr 1996 fielen nur 12 Nennungen auf Ausländer, die nicht unbedingt einen irregulären 
Status innehatten. 
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ihren paradoxen Status sichtbar. Sie wurden zum einen als illegale Einwanderer bezeichnet. 
Andererseits wurde den Menschen mit afghanischer oder iranischer Herkunft in den Medien 
oft auch die Bezeichnung „Flüchtling“ zuteil, die trotz ihres irregulären Aufenthalts nicht 
abgeschoben werden dürften. 
 
8.3.3 Mobilisierungsformen 
 
Eingangs wurde betont, dass unter Formen von Mobilisierung einzig aktive Hilfe- und 
Unterstützungsangebote gefasst wurden. Dies schließt aber nicht nur unmittelbare Hilfe, 
sondern auch unterschiedlichste bewusste mündliche und schriftliche Aktionen ein. 
 
 FAZ Süddeutsche Zeitung Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Konkrete Hilfe  4 3 2 4 4 2 11 30 34 30 7 131 
Mündliche Stellungnahmen 3 3 11 15 6 1 10 8 21 24 16 7 125 
Schriftliche Erklärungen  1  11 1 3  1 3 6 6 6 38 
Symbolische Aktionen         2 7 2 2 13 
Untersuchungen  1 1 3    1 1  2 1 10 
Demonstrationen   2 2  3 1  1 2   11 
Sabotage   1    2 2 1 3 1  10 
Kontrolle  1    1  1     3 
Tabelle 11: Deutschland – Formen der Mobilisierung 
 
 Le Figaro Le Monde Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Mündliche Stellungnahmen 5 14 54 34 7 36 14 27 154 99 51 63 558 
Konkrete Hilfe  11 27 38 12 9 5 5 135 78 67 66 453 
Demonstrationen  1 19 13 3 1 7 3 85 38 10 9 189 
Symbolische Aktionen   25 5 1 7 2  68 40 11 19 178 
Schriftliche Erklärungen  2 9 1  2 1 4 21 16 8 10 74 
Kontrolle 3 6 2  6 18 1 3 1 2 4 12 58 
Untersuchungen        2 3 4 1 15 25 
Sabotage   1 2         3 
Tabelle 12: Frankreich – Formen der Mobilisierung 
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In den deutschen Zeitungen wurde in erster Linie auf mündliche oder schriftliche 
Protestaktionen eingegangen. Konkrete Hilfen für besagten Personenkreis wurden ebenfalls 
als zentral dargestellt, überwiegend in der Süddeutschen Zeitung. 
 
Mündliche Stellungnahmen bezogen sich vor allem auf Protest gegen drohende oder 
zurückliegende Aktionen. Kritisiert wurden meist staatliche Stellen, die für gesetzliche 
Bestimmungen oder deren Umsetzung verantwortlich gemacht wurden. Die geäußerte Kritik 
verfolgte Ziele in Bezug auf konkrete Vorhaben, die im nächsten Teil dargestellt werden. 
Allgemein wurde Protest als Strategie genutzt, wenn eine größtmögliche Öffentlichkeit 
geschaffen werden sollte, um auf Missstände aufmerksam zu machen und Veränderungen 
herbeizuführen. Deshalb waren die meisten Adressaten in diesem Zusammenhang keine 
Einzelfälle, sondern Gruppen (Asylbewerber im Flughafenverfahren, Bürgerkriegsflüchtlinge, 
kranke Ausländer etc.), die eine größere Lobby als Einzelpersonen hatten. 
 
Kritik tauchte über den gesamten Zeitraum als Mittel auf, trotzdem fielen bestimmte 
Kampagnen aus dem Rahmen, in denen verstärkt Mobilisierung medial aufgearbeitet wurde. 
1996/97 war über einen langen Zeitraum Mobilisierung für einen anderen Umgang mit 
Bürgerkriegsflüchtlingen thematisiert worden, größtenteils in Form mündlichen Protests. Die 
speziell 1997 wahrgenommene Mobilisierung durch schriftliche Proteste war besonders in der 
FAZ vertreten. 
 
Unmittelbare Unterstützungsmaßnahmen für Menschen ohne regulären Aufenthalt fanden 
sich mehr in der Süddeutschen Zeitung als in der FAZ. Eine Hypothese für diese Feststellung 
ist, dass es sich um recherchierte Einzelfälle handelte, die außerhalb zentraler Ereignisse 
lagen und deshalb stärker der politischen Ausrichtung der Zeitungen unterlagen (besonders im 
Kontext des Kirchenasyls). Neben der erhöhten Anzahl wiesen die Artikel in der 
Süddeutschen Zeitung auch einen anderen Charakter auf: Sie hatten eher beschreibenden, 
summativen Charakter und verfolgten nur teilweise das Ziel wie in der FAZ, den illegalen 
Aspekt der Aktion herauszustellen. Konkrete Unterstützungsmaßnahmen zum Kirchenasyl 
nahmen im Laufe des Untersuchungszeitraums zu. Insgesamt zeigte sich aber in der 
Schilderung von Einzelfällen eine große Konstanz. 
 
Andere Kategorien spielten eine untergeordnete Rolle. Symbolische Aktionen wurden nur in 
der Süddeutschen Zeitung beschrieben, ebenso Sabotageaktionen einzelner Gruppen. Hierbei 
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handelte es sich um punktuelle, zusammenhanglose Einzelfälle. Demonstrationen wurden nur 
vereinzelt als Mittel zur Unterstützung der Betroffenen gewählt. Hierfür wäre eine breite 
Öffentlichkeit notwendig gewesen, die in Deutschland nicht gegeben war. Die erwähnten 
Demonstrationen bezogen sich auch nicht auf irregulären Aufenthalt, sondern die 
Abschiebung bzw. Ausweisung von Einzelpersonen oder bestimmten Gruppen wie 
Bürgerkriegsflüchtlinge. 
 
Auch in Frankreich wurde Mobilisierung meist in Form von Kritik wahrgenommen; 
mündliche Proteste überwogen. Wie in Deutschland fand sich diese Aktionsform über den 
gesamten Untersuchungszeitraum und wurde sowohl für allgemeine als auch konkrete 
Forderungen bei Einzelfällen eingesetzt. Die Anzahl an Nennungen verstärkte sich bei 
gesteigertem öffentlichem Interesse, wie es ab März 1996 der Fall war. 
  
Konkrete Hilfsaktionen wurden mehr in Le Monde als in Le Figaro aufgegriffen. Bei dieser 
Kategorie wurde interessanterweise die Fokussierung auf die sans-papiers nur bedingt 
deutlich. Neben den konkreten Hilfeformen während der Kirchenbesetzungen 1996 und im 
Vorfeld der Legalisierungen 1997 wurden über den gesamten Untersuchungszeitraum viele 
Einzelbeispiele angebracht. Je nach Kontext spielten Fragen der Unterkunft, der materiellen 
und juristischen Hilfe die größte Rolle. 
  
Zwei Mobilisierungsformen korrelierten stark mit der sans-papiers-Bewegung. Es handelte 
sich in beiden Fällen um Aktionen, die eher auf die französische Gesellschaft als auf die 
Betroffenen selbst zielten. Gemeint sind symbolische Aktionen und Demonstrationen. 
 
Symbolische Aktionen spielten erst mit Beginn der Bewegung der sans-papiers eine Rolle. 
Betrachtet man sich im Detail die Abfolge der Hilfeformen für die sans-papiers von Saint-
Ambroise und Saint-Bernard, zeigt sich, dass symbolische Aktionen mit einer gewissen Dauer 
– und medialen Wichtigkeit – einsetzten. Akteure symbolischer Aktionen waren größtenteils 
Persönlichkeiten. Gemeint ist z.B. das "Zeigen vor Ort" oder die Teilnahme an einer 
Menschenkette als Sympathiebekundung. Die Wichtigkeit der Nennungen nahm bereits 1997 
wieder ab; 2000/01 ist ebenfalls ein weiterer Abfall zu beobachten. 
 
Demonstrationen als Mittel einer breiten Bevölkerungsschicht benötigen ein gewisses 
Potenzial an Engagement, das wiederum ein Erkennen des Themas als ein öffentliches 
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voraussetzt. Hierin ist der punktuelle und kontextgebundene Charakter dieser Hilfeform 
erkennbar. Vor allem nach den Kirchenräumungen von Saint-Ambroise und Saint-Bernard 
wurde ausführlich über Demonstrationen berichtet. Festzustellen ist aber auch, dass neben den 
großen Demonstrationen in Paris und anderen Großstädten auch kleinere Aktionen in 
denselben Kodiereinheiten aufgezählt werden, die wahrscheinlich sonst keine Erwähnung 
gefunden hätten. Ziel der Zeitungen war in erster Linie, das Ausmaß der Mobilisierung als 
Willensbekundung und politische Richtungsweisung der Bevölkerung zu zeigen. 
 
Maßnahmen zur Verhinderung von illegaler Einreise und irregulärem Aufenthalt, hier gefasst 
unter „Kontrolle“, waren dagegen völlig von der sans-papiers-Bewegung abgekoppelt. 
Gegenüber Deutschland waren sie quantitativ wichtig, entwickelten sich aber erst in den 
letzten beiden Jahren zu einer zentralen Kategorie und wiesen als negative 
Mobilisierungsform mehr Artikel in Le Figaro als in Le Monde auf. 
 
Neben der in beiden Ländern festgestellten zentralen Kategorie des allgemeinen Protests 
fanden sich zwischen Deutschland und Frankreich auch Unterschiede. Einige Bereiche 
spielten nur in Frankreich eine Rolle, so z.B. die Bereiche Kontrolle, Demonstrationen oder 
symbolische Aktionen, in Deutschland eher Sabotage. Da es sich um eine wertende Kategorie 
handelt, waren aber auch Unterschiede innerhalb eines Landes bzw. Gemeinsamkeiten über 
Ländergrenzen hinweg zu entdecken. So spielten ausführliche und empathiebeladene 
Beschreibungen vor allem in der Süddeutschen Zeitung und in Le Monde eine Rolle. 
 
8.3.4 Zielstellungen von Mobilisierung 
 
Am komplexesten im Bereich der Mobilisierung war die Darstellung der Ziele von 
Aktionen.76 Diese sollen im Folgenden ausgewertet werden. Ausgehend von den 
unterschiedlichen Akteuren, den Adressatengruppen und den gewählten Mitteln wird die 
Diversität der Ziele erahnbar. Die Forderungen lassen sich in verschiedene Untergruppen 
einteilen. Ein Komplex war die Forderung nach konkreten, akuten Hilfeleistungen, z.B. bei 
der Frage der Kirchenräumungen oder der Freilassung von Personen aus Abschiebehaft. Ein 
weiterer Punkt waren Forderungen, die eine allgemeine (gesetzliche) Basis zum Ziel hatten: 
Sie bezogen sich auf die Ausländer- und Asylverfahrensgesetzgebung bzw. forderten eine 
                                                 
76 Erfasst wurden nur explizit genannte Ziele. Insbesondere bei konkreten Hilfeformen wurde von einer 
Erfassung von impliziten Zielen abgesehen, da dies nur über eine enorme Interpretationsleistung möglich 
gewesen wäre. 
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gesetzliche Verankerung wie bei der Frage nach Mindeststandards für Personen ohne 
regulären Aufenthalt. Ein dritter Themenkomplex war die gesamte Frage der Legalisierung 
dieses Personenkreises. Ähnlich wie im Bereich der Adressaten wurde von einer 
Quantifizierung abgesehen. 
 
Die einzelnen Ziele waren nicht immer eindeutig den drei Themenkomplexen zuzuordnen. 
Bei einigen Forderungen konnte es sich einerseits um kurzfristige Ziele handeln, insbesondere 
bei Einzelfällen. Auf der anderen Seite wurden die gleichen Ziele in eine nachhaltige Debatte 
um Gesetzesänderungen oder einen veränderten Ansatz in der Praxis eingebaut. 
 
In Deutschland überwogen kurzfristige Ziele um die Thematik des Abschiebestopps bzw. der 
Abschiebungsverhinderung. Die kurzfristige Ausrichtung ist dem Ziel inhärent, da es sich um 
eine Reaktion auf geplante Aktionen handelte. Allerdings konnte man feststellen, dass sich 
aus der kurzfristigen Perspektive insbesondere 1996 bei der Rückführung bosnischer 
Bürgerkriegsflüchtlinge längerfristig angelegte Ziele entwickelten, die in die Gesetzgebung 
einfließen sollten. Darüber hinaus durchliefen die geäußerten Ziele gewisse Etappen. Am 
Beispiel der Bürgerkriegsflüchtlinge, das in den deutschen Medien mit Abstand das 
wichtigste war77, wird dies deutlich: Die Fächerung ging von einem generellen 
Abschiebestopp über die zeitliche Staffelung hin zur Berücksichtigung einzelner Gruppen 
nach bestimmten Kriterien und die Einbindung in internationale Aktionen. Die Forderungen 
kann man verschiedenen Ebenen zuordnen. Idealistische Forderungen nach einem generellen 
Abschiebestopp stehen realistischeren, kontextbezogenen Forderungen nach einer veränderten 
oder eingeschränkten Abschiebepraxis gegenüber. Generell war die Berichterstattung zu 
diesem Thema in beiden Zeitungen vertreten. 
 
Legalisierungen standen an zweiter Stelle der Forderungen. Hierunter wurden alle 
Forderungen nach einem Bleiberecht aus einer irregulären, halb legalen oder unklaren 
Aufenthaltssituation heraus gefasst. Irregulärer Aufenthalt als rechtliche Ausgangssituation 
war die Ausnahme in den Darstellungen; noch seltener ein positiver Ausgang. Hier wurde nur 
der Fall einer vietnamesischen Familie dargestellt, die über eine Visumserteilung in Polen 
ihren Status legalisieren konnten, obwohl dieser Weg irregulär war. 
                                                 
77 Weitere Ziele in der Debatte um Abschiebungen waren: Bleiberecht für so genannte Altfälle, verbunden mit 
einem Abschiebestopp, Verhinderung von Abschiebungen abgelehnter Asylbewerber in Drittländer, 
Abschiebestopp für straffällige Ausländer, Abschiebestopp für Einzelfälle, z.B. im Kirchenasyl, differenzierter 
Umgang mit Abschiebehäftlingen in spezifischen Einrichtungen und Schutz vor Abschiebung für die 
Überlebenden der Brandkatastrophe in Lübeck. 
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Es ging bei der Frage nach Legalisierung meist um die Forderung nach Altfall- und 
Härtefallregelungen für Personen mit einer Duldung78 nach fortgeschrittener Aufenthaltsdauer 
auf der Basis humanitärer Kriterien. Diese Diskussion war stärker in der Süddeutschen 
Zeitung als in der FAZ zu finden und zog sich nicht konstant durch den ganzen 
Untersuchungszeitraum. Mit einer solchen Regelung sollte nicht nur konkret bekannten 
Personen geholfen, sondern die Grundlage für eine allgemeine zukünftige Verbesserung im 
Sinne einer längerfristigen Perspektive geschaffen werden. Die Umsetzung zeigt, dass dies 
nur bedingt geschah, da die Regelungen nicht direkt in einem Gesetz verankert wurden und 
meist zeitlich begrenzt waren. 
 
Andere Themen tauchten randständig auf. Nachhaltig angelegte Forderungen nach 
Gesetzesänderungen traten im Zusammenhang der geplanten bzw. vorgenommenen Reform 
des Ausländergesetzes in Bezug auf die Einführung von Sicheren Drittstaaten und des 
Flughafenverfahrens auf79 und waren vor allem auf das Jahr 1993 beschränkt. Forderungen 
für Menschen ohne regulären Aufenthalt waren selten und traten erst in den beiden letzten 
Jahren der Untersuchung auf. Neben dem konkreten Beistand als kurzfristiges Ziel stand die 
Suche nach Mindeststandards in Bezug auf Einschulung, Lohnzahlung, Gesundheitsvorsorge 
und Menschenrechte im Vordergrund. Es handelte sich um in eine gesellschaftliche 
Diskussion eingebrachte Forderungen und weniger um konkrete Verhandlungsforderungen zu 
Gesetzesänderungen. 
 
In Frankreich ließ sich keine zentrale Kategorie ausmachen. Es gab Ziele, die über einen 
längeren Zeitraum hinweg aktuell waren, wie z.B. alle Fragen der Legalisierung (ab 1996) 
oder die Verhinderung von Abschiebungen. Andere Kategorien tauchten nur in einem Jahr 
auf: in Le Figaro z.B. die Suche nach allgemeinen Lösungsansätzen für die sans-papiers 1996 
oder die Schließung des Lagers von Sangatte 2001 (hier wäre eine Untersuchung weiterer 
Jahrgänge wichtig), in Le Monde die Frage eines Dialogs zwischen sans-papiers und 
Regierung 1996 oder die Aufforderung zu zivilem Ungehorsam 1997. 
 
Im Bereich der Legalisierung ist eine weitere Unterteilung vorzunehmen. Insgesamt wurden 
vier verschiedene Niveaus herausgearbeitet, die sich auf die Adressaten der Legalisierung 
bezogen. Daneben gab es Unterschiede in der Durchsetzungskraft und Realisierung der 
                                                 
78 Diese Personen befanden sich nicht völlig in rechtlicher Illegalität. 
79 Die Debatte wurde sehr ausführlich von den Medien aufgenommen, fiel hier allerdings nur peripher unter das 
Thema, wenn es um die Illegalisierung von Personen ging. 
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Forderungen: Es tauchten Forderungen nach Legalisierung allgemein (ohne konkrete 
Adressaten), die Legalisierung einer bestimmten Personengruppe, die Legalisierung nach 
Kriterien oder die Legalisierung aller sans-papiers in den Medien auf. 
 
Innerhalb der vier Formen ließen sich Entwicklungslinien erkennen. Die Forderung der 
Legalisierung nach Kriterien und der Legalisierung bestimmter Gruppen tauchte am stärksten 
1996 auf. Diese Forderungen wurden vor allem vom Collège des médiateurs (nach Kriterien) 
und Vereinen (Legalisierung von Saint-Bernard) hervorgebracht. Die Legalisierung aller sans-
papiers spielte 1996 nur eine untergeordnete Rolle und wurde erst ab 1997 primär. Es wird 
vermutet, dass die anhaltenden Aktionen der sans-papiers und der Legalisierungserlass eine 
große Rolle hierbei gespielt haben. In Le Figaro fanden sich selten explizite Nennungen. 
Darüber hinaus ist interessant zu beobachten, dass bis auf die Legalisierung bestimmter 
Gruppen der höchste Wert nicht 1996, sondern 1997 erreicht wurde. Die Forderungen haben 
offensichtlich keinen Einzug zu dem Zeitpunkt in die Medienlandschaft gefunden, als diese 
als utopistisch abgetan wurden, sondern erst nach der politischen Ebnung durch den 
angesprochenen Erlass. 
 
Die Forderung nach Legalisierung war zunächst eine Reaktion auf die Situation der sans-
papiers und die Erkenntnis, dass sofort gehandelt werden musste. Darüber hinaus sollten 
nachhaltig Kategorien von Personen festgelegt werden, die generell eine Legalisierung 
beantragen könnten. Die Legalisierung nach Kriterien hielt nach 1997 auch Einzug in die 
Gesetzgebung. So wurden generell Personen legalisiert, die verheiratet oder gepacst80 waren. 
 
Im Zusammenhang mit der Mobilisierung zu Gunsten der sans-papiers entstanden kurzfristige 
Ziele. Hierunter fielen Forderungen nach Räumung bzw. Verhinderung der Räumung 
besetzter Gebäude, nach konstruktivem Umgang mit Hungerstreik, rechtlichen 
Mindeststandards, allgemeinen Hilfeleistungen wie Unterkunft, Verpflegung und Beistand 
und nach einem Abschiebestopp. Sie waren aber nicht ausschließlich auf den Zeitraum 
1996/97 begrenzt, sondern tauchten auch später im Zusammenhang mit anderen 
Kirchenbesetzungen oder Hilfsaktionen auf. Darüber hinaus hatten sich die Ziele mit der Zeit 
von der Adressatengruppe abgekoppelt. Insbesondere die Forderung nach Abschiebestopp 
hatte sich von der Thematik der sans-papiers gelöst und tauchte u.a. in Verbindung mit der 
Landung der East-Sea 2001 auf. 
                                                 
80 Hierunter wurden eingetragene Partnerschaften homosexueller Paare gefasst. 
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Andere Bereiche kurzfristiger Ziele fanden sich unabhängig von der Diskussion um die sans-
papiers. Hierunter fielen die Problematik der Scheinehen und die Verhinderung irregulären 
Aufenthalts. Die erste Frage war als eine der wenigen Kategorien vor allem 1992/93 wichtig. 
Der zweite Komplex war vor allem wegen seiner inhaltlichen Entwicklungen interessant. 
1992/93 überwog die Debatte um die Einreise mittels eines Beherbergungsattests81. 2000/01 
stand die Diskussion um Sangatte und die Verhinderung der illegalen Durch- und Weiterreise 
im Vordergrund. Auch hier war zu beobachten, dass sich aus kurzfristigen Aktionen wie der 
verweigerten Ausstellung eines Beherbergungsattests weitergehende Forderungen 
entwickelten, die sich nachhaltig in einem Gesetz niederschlagen sollten. 
 
Kurzfristige Ziele waren meist kontextbezogen angelegt, konnten jedoch verschiedene 
Richtungen aufweisen. Dies war bei beiden oben genannten Bereichen der Fall. In der 
Diskussion um Scheinehen trat sowohl unterstützende (seitens der Angehörigen) als auch 
abwehrende (seitens der Bürgermeister) Mobilisierung auf. Auch in Bezug auf die Frage des 
Umgangs mit irregulärem Aufenthalt war festzustellen, dass der negativen Mobilisierung in 
Sangatte die der positiven Mobilisierung um die Flüchtlinge der East-Sea entgegensteht. Die 
wertende Komponente des Themas ließ sich daran erkennen, dass die Ausrichtungen je nach 
Zeitung sehr verschieden waren.  Negative Mobilisierungsformen fanden sich vor allem in Le 
Figaro, positive in Le Monde. 
 
Längerfristige Ziele fanden sich in zwei Bereichen: der Frage nach Mindeststandards für 
Menschen ohne regulären Aufenthalt und der Forderung nach Gesetzesänderungen. Die 
Diskussion um Mindeststandards trat sporadisch auf und wies interessanterweise kaum einen 
Zusammenhang zur sans-papiers-Bewegung auf. Es handelte sich vielmehr um fallbezogene 
Einzelforderungen. Eine Hypothese für dieses unerwartete Ergebnis ist, dass es in Frankreich 
bereits einen breiten Grundkonsens in Politik und Gesellschaft für Standards wie 
Gesundheitsversorgung etc. gab. Veränderungen in der Gesetzgebung wurden wie in 
Deutschland im Zusammenhang mit bestehenden oder geplanten Änderungen in die 
Diskussion aufgenommen. Kritik an geplanten Änderungen im Asylverfahren tauchte vor 
allem 1992/93 mit stärkerer Gewichtung in Le Monde auf. Sie richtete sich gegen die 
Einführung der Drittstaatenregelung und des Flughafenverfahrens. In späteren Jahren kam es 
stärker zu Kritik in Bezug auf Einzelpersonen, wo die Forderung mit der Problematik des 
Abschiebestopps verbunden wurde. In beiden Themenkomplexen wurde die 
                                                 
81 Diese Bescheinigung ist für alle Nicht-EU-Ausländer notwendig, um in Frankreich zu Besuchszwecken 
einreisen zu dürfen. 
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Nachhaltigkeitsperspektive angemahnt, indem entweder die Veränderung oder die Einhaltung 
der jeweiligen Gesetzeslage eingefordert wurde.  
 
Neben den drei großen Themenbereichen innerhalb der Zielstellungen von Mobilisierung in 
Deutschland und Frankreich soll an dieser Stelle noch auf ein Thema eingegangen werden, 
das 1997 in Le Monde auftauchte. Als eine Art ziviler Ungehorsam trat eine Debatte auf, die 
nur anfangs auf Menschen ohne regulären Aufenthalt einging und eher eine allgemeine 
gesellschaftliche Diskussion vorangetrieben hat, in der Ausländer nur einen Teil der 
Betroffenen ausmachten. Ausgehend von einem Einzelfall wurde die Macht der Überwachung 
und die Kontrolle des Staates kritisiert. Außerdem wurden Themen wie der Kampf gegen den 
Front National in die Diskussion eingebracht. Die Transformation der Adressaten oder des 
Ausmaßes der Debatte war allerdings eine Ausnahme und beschränkte sich auf dieses Thema. 
 
8.3.5 Zusammenfassung 
 
Das Thema Illegalität und Mobilisierung der Bevölkerung nahm mit 1565 Nennungen einen 
mittleren Stellenwert bei der Frage der Kontextualisierung von Illegalität ein, war jedoch 
eines der komplexesten. Die Aussagen wurden in vier Abschnitten analysiert: Akteure, 
Adressaten, Mittel und Ziele der Mobilisierung. 
 
Es handelt sich um einen Bereich, der sich nicht nur auf tagespolitische Berichte beschränkt, 
sondern einen wertenden Charakter aufweist. Dies zeigte sich zum einen an der Anzahl der 
Nennungen, wo Süddeutsche Zeitung und Le Monde gegenüber FAZ respektive Le Figaro um 
ein Vielfaches höher lagen. Es schlug sich aber auch in der inhaltlichen Ausrichtung und 
somit der Gewichtung der einzelnen Themen nieder. Als Beispiel sei auf die Vorrangstellung 
von Le Figaro in Abwehrzielstellungen und die von Le Monde in der Frage der Hilfestellung 
verwiesen. 
 
In allen vier Bereichen ließen sich große Unterschiede zwischen deutschen und französischen 
Medien feststellen, die zum Großteil durch die verschiedenen Kontexte hervorgerufen 
wurden. Für Frankreich war die sans-papiers-Bewegung zentraler Gegenstand, der auch nach 
1997 Auswirkungen auf die Mobilisierung hatte. In Deutschland ließ sich kein zentrales 
Thema erkennen; sowohl Auseinandersetzungen um die Asylrechtsänderung als auch die 
Rückführung der Bürgerkriegsflüchtlinge oder das Kirchenasyl spielten eine große Rolle. 
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Waren in Frankreich die sans-papiers die wichtigsten Adressaten, fanden sich in Deutschland 
vielfach Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtlinge in der Diskussion. In dieser spielte in 
Deutschland die Kirche eine Vorreiterrolle, die in Frankreich fehlte. Dort fand man 
Schilderungen von Aktionen seitens Vereinen und Persönlichkeiten an erster Stelle. 
 
Die gewählten Mittel waren ebenso vielfältig wie die damit verbundenen Ziele. Proteste in der 
Diskussion spielten in beiden Ländern eine große Rolle. Andere Aktionen wiesen Differenzen 
auf. Konkrete Hilfe wurde in beiden Ländern genannt, in Deutschland allerdings fast 
ausschließlich in der Süddeutschen Zeitung. Andere Formen waren in Deutschland 
randständig. In Frankreich hingegen fand man neben konkreten Formen vielfach symbolische 
Hilfsaktionen und Demonstrationen. 
 
In beiden Ländern überwogen kurzfristige, konkrete Ziele als Mobilisierungshintergrund. 
Dabei wurde zunächst auf Hilfe in Zusammenhang mit Mobilisierung seitens der Betroffenen 
eingegangen (bei Kirchenbesetzungen etc.). Darüber hinaus stand in Deutschland die Frage 
nach Abschiebungsverhinderung, in Frankreich die der Legalisierung an vorderer Stelle. 
Allerdings kann man die inhaltlichen Zielsetzungen auch dahingehend interpretieren, dass die 
Abschiebungsverhinderung ein eher punktuelles, die Forderung nach Legalisierung ein 
längerfristiges Ziel war. Explizit geäußerte nachhaltige Ziele, die sich in Änderungen von 
Gesetzen niederschlugen, waren nachgestellt und zeitlich beschränkt. 
 
8.4 Illegalität und Opposition 
 
Im Themenkomplex Illegalität/ Illegalisierung und Opposition wurden in erster Linie 
Strategien zur Aufenthaltsverlängerung und Legalisierung untersucht. Darunter wurden 
ebenfalls kritische Reflexionen von Betroffenen gefasst, die sich aktiv mit ihrem Status 
auseinandersetzten. Allgemeines Ziel war in der Regel ein legaler Aufenthalt im Land, in dem 
sie sich aufhielten. Die aktuelle rechtliche Aufenthaltssituation hatte vielfach jedoch 
weitergehenden Einfluss auf die Wahl der strategischen Mittel und die Zielstellung. 
 
Im Zentrum dieses Bereichs standen zwei Fragenkomplexe: 
• Welche Akteure werden in den Zeitungen dargestellt? Wie ist ihr 
aufenthaltsrechtlicher Status? Wie sind sie organisiert? 
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• Welche Ziele werden verfolgt? Welche Mittel werden zum Erreichen der Ziele 
eingesetzt? Als wie wirksam werden diese dargestellt? 
 
Die Thematik um Strategien der Betroffenen zur Aufenthaltserlangung/-verlängerung ist eng 
mit dem Themenkomplex Mobilisierung der Bevölkerung verbunden. Die betroffenen 
Personen haben sich oft selbst an Vereine, an Politiker oder an die Kirche gewandt, um 
Unterstützung für ihre Ziele zu erlangen. Darüber hinaus hat die intensive Berichterstattung 
oft zu einer allgemeinen Mobilisierung in der Bevölkerung geführt. Trotzdem traten 
interessante Unterschiede zwischen beiden Komplexen auf. 
 
 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 2 7 5 21 35 
1993 22 37 24 15 98 
1996 13 26 83 240 362 
1997 8 25 93 157 283 
2000 11 22 14 71 118 
2001 5 13 14 73 105 
Gesamt 61 130 233 577 1001 
Tabelle 13: Anzahl der Kodierungen - Illegalität und Opposition der Betroffenen 
 
Im Ländervergleich standen die französischen Medien im Zentrum dieser Kategorie. Mit 240 
Nennungen wies Le Monde 1996 mehr Nennungen als die anderen Zeitungen im gesamten 
Untersuchungszeitraum auf. Interessant waren die Jahre 2000 und 2001, in denen die 
Süddeutsche Zeitung auf das Frequenzniveau von Le Figaro stieg bzw. es sogar übertraf, ohne 
auf die Medienwirksamkeit der sans-papiers-Bewegung zurückgreifen zu können. Trotzdem 
geben die absoluten Zahlen nur einen oberflächlichen Einblick in die Thematik, die erst durch 
die Aufschlüsselung nach Akteuren, Mitteln und Zielen zu interpretieren ist. 
 
Auffällig waren ähnlich wie bei der Frage nach zivilgesellschaftlicher Mobilisierung die 
hohen Werte in Frankreich 1996 und 1997. Hier stand die Diskussion um die sans-papiers-
Bewegung im Vordergrund. Die Anzahl der Nennungen 2000 und 2001 lag etwa auf dem 
Niveau von 1993; trotzdem handelte es sich nur bedingt um die gleichen Personengruppen 
und Anliegen. Größtenteils berichteten die Medien über Einzelaktionen, die nur noch 
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teilweise eine Mobilisierung der Bevölkerung generieren konnten. 1992 war mit Abstand das 
Jahr mit den wenigsten Nennungen, da es sich fast ausschließlich um wenig mediatisierte 
Ereignisse handelte, die in der Bevölkerung kaum Niederschlag gefunden haben. 
8.4.1 Opponenten gegen Illegalität und Illegalisierung 
 
Um die Betroffenen so exakt wie möglich differenzieren zu können, wurde nicht nur nach 
dem Aufenthaltsstatus, sondern auch zwischen Einzelpersonen und Gruppen unterschieden. 
Dies wurde notwendig, da innerhalb einer Gruppe oft verschiedene aufenthaltsrechtlich 
relevante Aspekte beschrieben wurden, die bei der Analyse nach einer Mehrzahlentscheidung 
eingeordnet wurden. Dies war z.B. bei der Romagruppe der Fall, die 1993 durch 
Süddeutschland zog: In ihr schlossen sich sowohl irregulär als auch regulär aufhaltende 
Personen zusammen, wobei der irreguläre Aspekt in den Zeitungen stärker im Vordergrund 
stand. 
 
 FAZ Süddeutsche Zeitung Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
„sans-papiers“ Einzelfall  3 1 3 3 2 1 16 9 11 12 7 68 
Asylbewerber Einzelfall  13 9 1 2  1 19 9 3 1  58 
Legale Personen  1 2  4  2 1 1 3 1 4 19 
Bürgerkriegsflüchtlinge 
Einzelfall82 
  1 2 1    5 5   14 
„sans-papiers“ allgemein      1 3  1 1 2 2 10 
Irregulär Einreisende allg. 1 1  1       4  7 
Asylbewerber allgemein 1 2   1 2     1  7 
Irregulär Einreisende 
Einzelfall 
 2      1  1 1  5 
Bürgerkriegsflüchtlinge allg.    1     3 1   5 
Tabelle 14: Deutschland – Opposition der Betroffenen - Akteure 
 
 
 
 
 
 
                                                 
82 Die Diskussion um Bürgerkriegsflüchtlinge war in Frankreich überhaupt nicht vertreten. Migranten aus Ex-
Jugoslawien kamen meist ins Asylverfahren und traten nicht gesondert auf. Deshalb tauchte diese Kategorie in 
Frankreich nicht auf. 
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 Le Figaro Le Monde Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
„sans-papiers“ Einzelfall 3 13 16 26 6 6 18 10 80 62 54 51 345 
St-Ambroise/ St-Bernard83   67 41     145 54   307 
„sans-papiers“ allgemein 2 6 5 27 6  1 5 23 47 9 5 136 
Irregulär Einreisende 
Einzelfall 
2 1    8    1 8 12 32 
Legale Personen  1     2     5 8 
Asylbewerber allgemein  1   2        3 
Asylbewerber Einzelfall  2     1      3 
Tabelle 15: Frankreich – Opposition der Betroffenen - Akteure 
 
In Deutschland überwogen zwei Kategorien. Einerseits wurden Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus dargestellt, des Weiteren wurde über Einzelfälle von Asylbewerbern 
gesprochen. In Bezug auf Asylbewerber stach besonders das Jahr 1993 hervor. Die Artikel 
wurden zum Großteil nach dem In-Kraft-Treten der neuen Ausländergesetzgebung am 1. Juli 
geschrieben. Asylbewerber bzw. Personen, die einen Asylantrag stellen wollten, versuchten 
sich ins Asylverfahren einzuklagen und die Einreise nach Deutschland aus dem 
Flughafenverfahren zu erreichen. Hier bestand eine starke Korrelation zur Strategie 
gerichtlicher Klagen. Anfangs kam es zu einigen positiven Gerichtsentscheidungen, die die 
Debatte zum Thema Flughafenverfahren und Sichere Drittstaaten entfacht und sich im 
Themenkomplex Illegalität und Gesetzgebung niedergeschlagen haben. Nachdem jedoch die 
meisten Urteile negativ beschieden wurden und spätestens mit der Verfassungsentscheidung 
1996 war diese Darstellungsform von Widerstand in den Medien stark zurückgegangen. 
 
Im Gegensatz zu anderen Bereichen waren hier Menschen ohne regulären Aufenthaltstitel am 
stärksten vertreten und traten bis auf 1992 in der FAZ in jedem Jahr auf. Greift man auf die 
Kennzeichnungen der Personen zurück (Aufenthaltsdauer, Grund für irregulären Aufenthalt, 
etc.), sind Unterschiede zu Frankreich zu erkennen. Erst ab 2000 wurde in Deutschland über 
Personen berichtet, die nie einen regulären Status besessen haben. Vorher handelte es sich vor 
allem um abgelehnte Asylbewerber, die in Frankreich nur einen geringen Teil der sans-
papiers ausmachten. 
 
                                                 
83 Die sans-papiers von Saint-Ambroise bzw. Saint-Bernard wurden als mediatisierter Sonderfall einzeln 
aufgeführt und sind nicht in den allgemeinen Kategorien enthalten. 
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Auffallend war die hohe Zahl an Erwähnungen in der Süddeutschen Zeitung 1993, die mit der 
FAZ überhaupt nicht korreliert. Es handelte sich überwiegend um die Darstellung von 
Aktionen der Gruppe rumänischer Roma, die über Monate in ganz Süddeutschland einen 
Protestmarsch unternahm und einige Wochen die KZ-Gedenkstätte in Dachau besetzt hielt. 
Eine nahe liegende Vermutung für die disparate Berichterstattung ist der Firmensitz der 
Süddeutschen Zeitung, die das Thema vielleicht aus regionalen Gesichtspunkten aufgegriffen 
hat. Der Protestmarsch fand sich auch so gut wie in keiner anderen Kategorie, was 
Rückschlüsse auf die Beschränktheit der Berichterstattung zulässt. Trotzdem ist es 
frappierend, dass ein Thema, das monatelang aktuell war, in der FAZ praktisch nicht 
auftauchte. 
 
Bei der Analyse von 1996 wurde festgestellt, dass Bürgerkriegsflüchtlinge aus Ex-
Jugoslawien und Bosnien-Herzegowina erst gegen Ende des Jahres eine Rolle spielten, 
obwohl sie in anderen Kategorien zeitiger auftauchten. Durch die Kontextualisierung des 
Materials wurde die Vermutung bestätigt, dass diese Personengruppe erst ab dem Moment der 
konkret anstehenden Rückführung dagegen opponiert und nicht unbedingt im Vorfeld darüber 
diskutiert und Vorschläge unterbreitet hatte. Deshalb war die Debatte in diesem Teil den 
Kategorien "Illegalität und Gesetzgebung" und "Illegalität und Mobilisierung" nachgelagert. 
Des Weiteren war eine starke Korrelation zwischen Bürgerkriegsflüchtlingen und der direkten 
Verweigerung vor und bei der Rückführung festzustellen. 
 
Insgesamt überwog in deutschen Medien die Berichterstattung von Einzelfällen gegenüber 
allgemeinen Aussagen. Dies traf auch auf die französischen Medien zu. Damit lag die 
Darstellung konträr zu Bereichen wie "Illegalität und soziale Lage", wo gerade die Differenz 
zwischen allgemeinen und Einzelschicksalen ein wesentliches Unterscheidungsmerkmal 
deutscher und französischer Zeitungen ist. 
 
Die Zahl der Personen, die noch einen legalen Aufenthaltsstatus besitzen und von 
Abschiebung bedroht sind, war sowohl in Deutschland als auch in Frankreich gering. 
Eigentlich wurde im Vorfeld der Untersuchung erwartet, dass der Anteil höher liegt, da 
negative Konsequenzen für diese Personengruppe nicht so dramatisch waren und sie mehr 
(rechtliche) Mittel hatten. Oft handelte es sich um gerichtliche Auseinandersetzungen, bei 
denen die Betroffenen versuchten, ein Urteil rückgängig zu machen. Eine Hypothese für die 
geringe Anzahl von Nennungen ist der unspektakuläre Charakter der Berichte, der darauf 
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schließen lässt, dass viele solcher Fälle in den Medien nicht dargestellt wurden. Ausnahme 
waren in der Regel Grundsatzurteile. 
 
In Frankreich waren Medienberichte vollkommen auf die Problematik der sich lange im 
Land aufhaltenden Personen, der sans-papiers, abgestimmt. Im gesamten 
Untersuchungszeitraum machten sie den Hauptteil der Nennungen aus, insbesondere 1996/97. 
In diesen beiden Jahren wurden andere Personengruppen vollkommen verdrängt, und erst ab 
2000 standen illegal Einreisende und Weiterreisende etwas stärker im Medieninteresse. 
 
Neben der bekannten quantitativen Disparität zwischen Le Figaro und Le Monde tauchten 
andere Unterschiede auf. In Le Figaro tauchten 1992/93 vor allem Berichte zu 
Abschiebehäftlingen und ihren Strategien auf, sich der Abschiebung doch noch zu entziehen, 
sowie verschiedene Texte zu einer „Zigeunergruppe“84 in Nanterre. In Le Monde war die 
Debatte im selben Zeitraum bereits von verschiedenen Hungerstreiks und Kirchenbesetzungen 
geprägt, die in zahlreichen Städten Frankreichs stattfanden und überwiegend von abgelehnten 
Asylbewerbern, insbesondere Kurden, initiiert wurden. Diese wurden in Le Figaro kaum 
angesprochen. 
 
Mit der Besetzung der Kirche Saint-Ambroise im März 1996 war die Berichterstattung in Le 
Figaro völlig auf die Ereignisse in Paris ausgerichtet, so dass die Anzahl der Nennungen der 
sans-papiers von Saint-Ambroise respektive Saint-Bernard mehr als drei mal so hoch lag wie 
die anderer sans-papiers (67 vs. 21). In Le Monde gab sich im Vergleich ein eher unerwartetes 
Bild: Die Ereignisse um Saint-Ambroise tauchten wie erwähnt erst relativ spät auf85 und 
schienen nicht sofort den Charakter von Spektakulärem zu besitzen. Vielmehr behandelten 
viele Berichte andere Kirchenbesetzungen und Hungerstreiks insbesondere in Versailles, die 
stärker ein Bild des nationalen Ausmaßes der Aktionen boten. Erst mit dem Hungerstreik in 
der Kirche Saint-Bernard ca. 4 Monate nach Beginn der Bewegung richtete die 
Berichterstattung in Le Monde den Fokus komplett auf die Ereignisse in Paris. 
 
Darüber hinaus unterschied sich die Berichterstattung in Bezug auf kontextualisierende und 
beschreibende Momente zwischen Le Monde und Le Figaro. In Le Monde wurden nicht nur 
Fakten dargestellt, sondern flossen auch Charakterisierungen ein. Die sans-papiers wurden als 
neue Bewegung geschildert, Entstehungsgeschichte und Organisationsstrukturen näher 
                                                 
84 Diese Bezeichnung wurde in Le Figaro verwendet. 
85 Siehe Punkt 7.3. 
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beschrieben. Es wurde gleichzeitig auf den rechtlichen Kontext eingegangen, der zu einer 
Rechtfertigung der Bewegung führte. 
 
Ähnelte sich die Berichterstattung in der zweiten Jahreshälfte 1997, in der allgemeine 
Unternehmungen von sans-papiers nach dem Legalisierungserlass im Vordergrund standen86, 
waren zu Beginn viele Unterschiede zu sehen. Le Figaro konzentrierte sich auf die 
Darstellung der sans-papiers von Saint-Bernard und folgte dem allgemeinen Medientrend. In 
Le Monde rückten andere Gruppen in den Vordergrund. Hier wurde berichtet, welche 
Sogwirkung die Ereignisse um Saint-Bernard hatten, da immer mehr Personen und Gruppen 
an die Öffentlichkeit gingen. Neben der Bildung weiterer Kollektive87 wurde auf die 
Teilnahme an Demonstrationen und anderen Aktionen hingewiesen. Die Darstellung der 
beteiligten Nationalitäten änderte sich graduell. Bestand die Bewegung anfangs vor allem aus 
Westafrikanern88, so tauchten immer stärker Chinesen auf, die vorher unsichtbar für die 
Medien waren. 
 
In den Jahren 2000 und 2001 standen abgesehen von der Darstellung der sans-papiers-
Bewegung in Lille punktuelle Einzelschicksale in beiden Zeitungen im Vordergrund. Dies 
schlug sich auch in der Wahl der Strategien nieder, deren Dokumentation insbesondere 2001 
auseinanderging. Die Legalisierungswelle 1997/98 wurde in Le Monde auch explizit für das 
Nachlassen und die Zerstreuung der Bewegung verantwortlich gemacht. 
 
Für beide Länder ist festzuhalten, dass es sich tendenziell um Einzelschicksale bzw. konkrete 
Gruppenschicksale und kaum um allgemeine Darstellungen handelte. Trotzdem konnte man 
erkennen, dass insbesondere in Frankreich die sans-papiers organisiert waren. Die Personen, 
die Saint-Ambroise anfänglich besetzt hatten, kannten sich nach der Darstellung bereits aus 
verschiedenen Immigrantenwohnheimen. Die weitere Organisation und Strukturierung der 
Gruppen hatte sich im Laufe der Aktionen ergeben. So wurde in den Artikeln von Sprechern 
und Delegierten gesprochen, die für den Kontakt zur Bevölkerung, zu Vereinen oder zu 
Politikern verantwortlich waren. Darüber hinaus haben sich in jedem französischen 
                                                 
86 Allerdings kam es zu interessanten Unterschieden, die über die Zielrichtung der Berichterstattung Aufschluss 
geben. In Le Monde wurde betont, dass die Schätzungen zur Anzahl der Anträge auf Legalisierung geringer 
waren als von den Gaullisten angenommen. In Le Figaro wurde dagegen darauf hingewiesen, dass die Zahlen 
viel höher seien als die, die von der Sozialistischen Partei oder von Vereinen angenommen wurden. 
87 Insbesondere das 3. Kollektiv der sans-papiers aus Paris und Umgebung sei hier zu nennen, in dem ca. 20 
Nationalitäten vertreten waren, das jedoch zur Hälfte aus Chinesen bestand. 
88 Am stärksten in der Gruppe der sans-papiers von Saint-Bernard waren Personen aus Mali vertreten, aber auch 
aus dem Senegal und Mauretanien. 
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Département sans-papiers-Kollektive zusammengeschlossen, die über die „Coordination 
nationale des sans-papiers“ gebündelt wurden. In Deutschland traf das nur auf die Gruppe der 
Roma zu, die 1993 in den Medien auftauchte. Dort wurde ein Anführer genannt, der für die 
Kontakte nach außen zuständig war. Andere Aktionen wie z.B. Hungerstreiks am Flughafen 
Frankfurt wurden als spontane Aktionen dargestellt, die nach relativ kurzer Zeit abgebrochen 
wurden, so dass sich keine spezifische Organisation und Struktur bilden konnte. 
 
8.4.2 Strategien der Opposition gegen Illegalität und Illegalisierung 
 
In den Medien wurde eine Vielzahl von Aktionen dargestellt, mit denen Abschiebung 
verhindert und ein legaler Status erreicht werden sollten. Teilweise ist schwer zu 
unterscheiden, ob es sich um eine bewusst gewählte Aktion oder um eine Verzweiflungstat89 
bzw. eine in diesem Zusammenhang unbewusste Handlung handelte. Sie wurden unter 
verschiedenen Themenkomplexen zusammengefasst. Der Zusammenfassung liegen sowohl 
inhaltliche, zeitliche als auch kontextuelle Überlegungen zu Grunde. 
 
 FAZ Süddeutsche Zeitung Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Gerichtliches Ersuchen 1 13 12 3 5  3 15 6 9 1 1 69 
Gebäudebesetzung/ 
Kirchenasyl 
   1 2 2  6 5 8 9 4 37 
Verweigerung bei der 
Abschiebung 
 1  2 3  4 1 3 2 6 4 26 
Allgemeine Aktionen/ 
Protest 
 1 1 1    8 7 2 1  21 
Hungerstreik  3      4 6 1 3 2 19 
Demonstration  2  1    8 3 1   15 
Identitätsverschleierung  1  2 4 1    1 5 1 15 
Administratives Ersuchen 1 3    1  4 1  1 1 12 
Suche nach Hilfe      1   1 1   3 
Eheschließung          1   1 
Tabelle 16: Deutschland – Opposition der Betroffenen - Strategien 
 
 
                                                 
89 Wie z.B. bei Selbstmordversuchen in Abschiebehaft oder bei drohender Abschiebung. Die FAZ stellte darüber 
hinaus mehrmals die Schwangerschaft und Krankheit einer vietnamesischen Familie im Kirchenasyl als 
bewusste Strategie gegen eine Abschiebung dar. 
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 Le Figaro Le Monde Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Allgemeine Aktionen/ 
Protest 
 5 33 21 4 1 1 1 97 59 7 12 241 
Hungerstreik 1  25 10 4 1 19 2 77 22 9 14 184 
Gebäudebesetzung/ 
Kirchenasyl 
  27 11 4 5 2  72 22 20 8 171 
Administratives Ersuchen  1 2 18 1 6  3 11 33 24 17 116 
Demonstration    28 2 2 1  22 32 4 14 105 
Verweigerung bei der 
Abschiebung 
2 6 8 9 1 1 1 5 15 7 7 6 68 
Gerichtliches Ersuchen 2 7 4  1   2 9 2 16 8 51 
Suche nach Hilfe  1  5   1   10 2 4 23 
Identitätsverschleierung  1 2 2    3 4   1 13 
Eheschließung  2      1 1   1 5 
Freiwillige Ausreise  1           1 
Tabelle 17: Frankreich – Opposition der Betroffenen - Strategien 
 
In Deutschland und Frankreich ließen sich ganz unterschiedliche Strategien wiederfinden, die 
in den jeweiligen rechtlichen und sozialpolitischen Kontext einzuordnen sind. In Deutschland 
wurde am stärksten über gerichtliche Schritte der Betroffenen berichtet. Dabei stach das Jahr 
1993 heraus, in dem es zu einer Flut an Klagen nach der Änderung des Ausländergesetzes 
kam. Die Berichterstattung bezog sich ausschließlich auf das Flughafenverfahren und nicht 
auf die Ereignisse an Grenzübergängen zu den neuen Sicheren Drittstaaten. Es handelte sich 
vor allem um Klagen auf Einreise ins Bundesgebiet und die Möglichkeit einer 
Asylantragstellung. In den Folgejahren wurde der gerichtliche Weg aus anderen Gründen 
gewählt. Dies betraf sowohl Personen, die von Abschiebung bedroht waren, als auch 
abgelehnte Asylbewerber im noch laufenden Verfahren. 
 
Gebäudebesetzungen bzw. Kirchenasyl spielten in der Süddeutschen Zeitung eine Rolle. Im 
Unterschied zu Frankreich handelte es sich um konzertierte Aktionen mit den Gemeinden.90 
Andere Formen waren selten. Ausnahme bildete die Aktion der Roma 1993.91 Der 
Protestmarsch der Gruppe wurde unter „Demonstration“ eingeordnet. 
 
                                                 
90 Hier sei nochmals auf die verstärkte Mobilisierung der Kirchen in Deutschland gegenüber Frankreich 
hingewiesen. 
91 Siehe Seite 126 
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Das Opponieren direkt bei der Abschiebung war in deutschen Medien ebenfalls zu finden. Es 
stellt das letztmögliche Mittel dar, wenn andere Strategien nicht gefruchtet haben. Bei 
detaillierter Analyse wurden Unterschiede zu Frankreich deutlich. Selten waren die Beiträge, 
in denen direkt von der Abschiebung wie in Frankreich berichtet wurde. Vielmehr wurde von 
Selbstmordversuchen in Abschiebehaft, Untertauchen vor einer Festnahme oder von 
freiwilligem Verbleib in Haft gesprochen, um einer Abschiebung zu entgehen. 
 
Unerwartet war vor dem eigenen Erfahrungshorizont der relativ hohe Wert an Hungerstreiks, 
die in der Süddeutschen Zeitung Erwähnung fanden. Es war der Autorin nicht bekannt, dass 
so viele Hungerstreiks ein Medieninteresse erfahren haben. In den meisten Fällen wurden sie 
in Abschiebehaft bzw. im Flughafenverfahren dokumentiert, d.h. in einer Situation, in der 
andere Mittel schwierig waren bzw. die Betroffenen nichts zu verlieren hatten. Von einem 
offenen Hungerstreik wurde aber nur im Fall der 22 Nigerianer berichtet, die in Hannover im 
Sommer 1996 ins Kirchenasyl gegangen waren. In den Schilderungen wurde ein Charakter 
des Kirchenasyls deutlich, der eher den französischen Kirchenbesetzungen ohne vorherige 
Konzertation mit den Gemeinden entspricht. Ein Zusammenhang zu den Ereignissen in 
Frankreich aus dem gleichen Jahr wurde jedoch nicht dargestellt. 
 
In Frankreich standen an erster Stelle der strategischen Mittel für das Einklagen von Rechten 
Gebäudebesetzung und Hungerstreiks sowie allgemeine Aktionen und Protest. Gerichtliches 
Vorgehen, in Deutschland an erster Stelle, wurde in beiden Zeitungen wenig erwähnt. Dies 
heißt nicht, dass es nicht als Mittel von den Betroffenen gewählt wurde, es fand aber keinen 
Niederschlag in die Zeitungen, die spektakuläre Aktionen bevorzugen. 
 
Gebäudebesetzungen und insbesondere Kirchenbesetzungen wurden oft zusammen mit 
Hungerstreiks dargestellt. Der Hungerstreik war ein verschärftes Mittel des Kampfes für eine 
Veränderung der rechtlichen Situation. 1996 mit den Kirchenbesetzungen von Saint-
Ambroise und Saint-Bernard waren in beiden Zeitungen die meisten Nennungen zu 
verzeichnen. Wie bereits kurz angesprochen, ist zwischen dem Kirchenasyl in Deutschland 
und den Kirchenbesetzungen in Frankreich zu unterscheiden. Im ersten Fall fragten die 
Betroffenen vorher an, inwieweit eine gemeinsame Aktion mit den Gemeinden denkbar wäre. 
Die Unterstützung der Gemeinden war dort erfahrungsgemäß hoch. Im zweiten Fall kam es zu 
spontanen Besetzungen ohne Absprache mit den Verantwortlichen. Nicht alle Aktionen in 
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Frankreich sind zum letzten Fall zu rechnen, allerdings erschwerte die in den Medien übliche 
Bezeichnung der „Kirchenbesetzung“ eine genaue Unterscheidung. 
 
In Le Monde wurde in einem Vergleich zwischen der Kirchenbesetzung Saint-Bernard und 
der von Saint-Hippolyte in Paris darauf hingewiesen, dass es sich bei der zweiten um eine 
„gute“, im ersten Fall eher um eine „schlechte“, da unabgestimmte Aktion handelte. Darüber 
hinaus machte die Berichterstattung beider Zeitungen deutlich, dass insbesondere bei der 
Kirchenbesetzung von Saint-Ambroise kein Dialog zwischen den sans-papiers und der 
Gemeinde bestand, was dazu führte, dass die Gemeinde die Behörden ersuchte, die Kirche zu 
räumen. Was zu einer veränderten Situation in Saint-Bernard führte, kann nur hypothetisch 
erschlossen werden. Zum einen waren der Pfarrer und die Mitglieder der Gemeinde trotz der 
unvorhergesehenen Situation sehr aktiv in ihrer Unterstützung. Des Weiteren wurde die 
Kirchenbesetzung mit einem Hungerstreik verbunden, der großes Mitgefühl auslöste. Als 
dritter Aspekt sind die verschiedenen Bewegungen in anderen französischen Städten zu 
nennen, die in der Zwischenzeit stattfanden und das Thema ins Zentrum gesellschaftlichen 
Interesses gerückt hatten. 
 
1996/97, als die sans-papiers-Bewegung am stärksten in den Medien vertreten war, kamen 
weitere strategische Aspekte zum Einsatz. Sie wurden unter allgemeine Aktionen und Protest 
gefasst. Hierunter sind vor allem die Organisation und Planung von weiteren Aktionen, 
Appelle an die Bevölkerung, Proteste gegenüber der Regierung oder die allgemeine 
Feststellung des „Weiterkämpfens“ zu fassen. In den meisten Fällen standen sie im 
Zusammenhang mit Mobilisierung der Bevölkerung, was erklärt, dass dieser Bereich 1992/93 
sowie 2000/01 eine untergeordnete Rolle spielte. 
 
War gerichtliches Vorgehen kaum in den Medien vertreten, fand man vermehrt Artikel, die 
darüber berichteten, wie Betroffene versuchten, über Behörden auf administrativem Weg ihre 
rechtliche Situation zu verändern. In diesem Zusammenhang ist der hohe Wert 1997 
auffallend, der sich dadurch erklärt, dass sich nach dem Legalisierungsbeschluss vom Juni 
1997 viele Menschen in den Behörden erkundigt und ihre Unterlagen abgegeben haben. Im 
gleichen Kontext ist auch der Wert Suche nach Hilfe 1997 zu verstehen, der in den anderen 
Jahren keine Rolle spielte. Im Zuge der Legalisierungsmöglichkeit hatten sich viele 
Betroffene zunächst Rat bei Rechtsanwälten, Sozialpädagogen oder Vereinen gesucht, um zu 
erfahren, ob sie unter eine der genannten Kategorien des Beschlusses fielen. 
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Allgemein ist festzuhalten, dass in Frankreich offener als in Deutschland Mittel eingesetzt 
wurden, eine Legalisierung zu erreichen. Darüber hinaus waren die Aktionen in Frankreich 
virulenter. Dies betraf sowohl die Umstände vieler Kirchenbesetzungen als auch Ereignisse 
rund um die Abschiebung, bei der oft von Gewalt gegenüber Beamten berichtet wurde. 
 
8.4.3 Ziele und Ergebnisse angewandter Strategien 
 
Zielvorstellungen und Folgen im Bereich der Strategien der Betroffenen wurden nur bis zu 
einem bestimmten Grad explizit dargestellt, so dass keine Quantifizierung vorgenommen 
wurde. Hauptziele waren die Verhinderung von Abschiebung und die Erreichung eines 
legalen Status. Diese beiden Themenkomplexe lassen sich nochmals unterteilen. Darüber 
hinaus sind sie miteinander verwoben und nur idealtypisch zu trennen. 
 
Der erste Bereich der Ziele bezieht sich auf Situationen, in denen die Betroffenen ihren 
regulären Aufenthaltsstatus bereits verloren hatten oder dieser zumindest vorläufig abgelehnt 
worden war. Hier handelte es sich nur bedingt um die Einforderung eines Bleiberechts in 
klassischer Form, sondern eher um eine Aufenthaltsverlängerung bzw. Verzögerung der 
Abschiebung. Bei Bürgerkriegsflüchtlingen wurde darauf hingewiesen, dass es nicht um eine 
allgemeine Ablehnung der Rückführung, sondern um den gewählten Zeitpunkt ging. Aspekte 
der Abschiebungsverhinderung wurden als sehr kurzfristig angelegte Ziele geschildert. 
 
Die Legalisierung des Status ist der zweite große Bereich, der sich als Zielstellung 
herauskristallisiert hat. Hierbei drehte es sich in den meisten Fällen um Personen, die sich 
bereits irregulär im Land aufhielten und oft schon mehrmals probiert hatten, ihre rechtliche 
Situation zu verbessern. Auf administrativem Weg wurde dies vor allem von nicht 
abschiebbaren Personen gemacht (in Frankreich: Eltern französischer Kinder). Das Ziel sollte 
kurzfristig erreicht werden, war jedoch nachhaltig angelegt. 
 
Zur Erklärung, warum so selten Ziele detailliert dargestellt wurden, wurde eine Hypothese 
aufgestellt. Die Berufung auf den unreflektierten, allgemeinen Begriff „Legalisierung“ ließ 
dieses Ziel im Prinzip voraussetzen, so dass es in den wenigsten Fällen explizit genannt 
wurde. Im Gegensatz zum Bereich Mobilisierung der Bevölkerung wurden nur selten 
weitergehende Forderungen gefunden. Darüber hinaus mobilisierten sich Menschen meist aus 
eigenem Interesse heraus, so dass weitergehende Reflexionen ausgespart wurden. Mittel- bzw. 
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längerfristig angelegte Ziele wie die Änderung der Gesetzgebung oder ein Umdenken in der 
Bevölkerung in Bezug auf den Umgang mit Immigranten wiesen die Zeitungen deshalb 
praktisch nicht. 
 
Folgen von Aktionen fand man ebenfalls nur in eingeschränktem Maß in den Medien. Dies 
betraf in erster Linie Berichte über Entscheidungen vor Gericht. Allgemeine positive oder 
negative Entscheidungstendenzen waren nicht festzustellen. Die Entscheidungen der Gerichte 
wurden in den Zeitungen oft so dargestellt, als wären sie ein Bollwerk vor dem Eingreifen der 
Legislative. Fielen die gerichtlichen Entscheidungen zu Ungunsten der Regierung aus, wurde 
über eine Änderung auf gesetzlicher Basis nachgedacht.92 
 
Offene Proteste wie Gebäudebesetzungen, Hungerstreiks, etc. waren in der Regel über einen 
längeren Zeitraum angelegt, so dass nicht immer ein Ergebnis genannt wurde. Die 
Beendigung der Aktionen war entweder auf eine gewaltsame Aktion der Behörden (Räumung, 
Festnahme, etc.) oder ein Einlenken der Behörden (Legalisierung, Einzelfallprüfung, etc.) 
zurückzuführen. 
 
8.4.4 Zusammenfassung 
 
Mit 1001 Nennungen ist der Bereich Illegalität und Opposition der Betroffenen der 
zweitkleinste Abschnitt in Bezug auf die Kontextualisierung von Illegalität und 
Illegalisierung. In der Mehrzahl der Fälle handelte es sich um Artikel, die sich mit aktuellen 
Vorkommnissen beschäftigten. Der Bereich stellt aber gleichermaßen ein wertendes Thema 
dar, was in den großen Unterschieden der Nennungen zwischen den Zeitungen und in den 
Artikeln selbst zum Ausdruck kommt. 
 
Im Vordergrund standen Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus mit langem Aufenthalt 
im Land. Für beide Länder gilt, dass Menschen bei oder kurz nach der illegalen Einreise kaum 
genannt wurden. In Deutschland wurden auch andere aufenthaltsrechtliche Kategorien wie 
Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtlinge gefunden. In Frankreich war alles auf die Gruppe 
der sans-papiers zugeschnitten, insbesondere 1996/97. 
 
                                                 
92 Dies wurde besonders 1992 im Zusammenhang mit der gesetzlich nicht geregelten Praxis des 
Flughafenverfahrens und den eingereichten Klagen in Frankreich deutlich. 
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Es überwogen Darstellungen einzelner Personen oder konkreter Gruppen, allgemeine Berichte 
waren selten vertreten. Dabei ließ sich in Frankreich erkennen, dass die sans-papiers als eine 
organisierte Gruppe verstanden wurden, die Öffentlichkeitsarbeit in Bezug auf die 
Bevölkerung und die Medien machen. In Deutschland war es mit Ausnahme der 
angesprochenen Romagruppe nicht der Fall, dass die Aktionen als geplant und untereinander 
abgestimmt beschrieben wurden. 
 
Es ließen sich starke Unterschiede in der Wahl der Mittel zwischen Deutschland und 
Frankreich erkennen. In Deutschland war der Gerichtsweg ein viel geschildertes Mittel für das 
Vorgehen gegen eine drohende Abschiebung. Es folgten die Teilnahme an Demonstrationen, 
allgemeiner Protest und Kirchenasyl. 
 
In Frankreich dominierte die Darstellung von Gebäudebesetzungen und Hungerstreiks, die 
eng miteinander verbunden waren, und die von allgemeinen Aktionen und Protest. Dabei 
richtete sich der konservative Le Figaro – ähnlich wie FAZ für Deutschland – nach dem 
aktuellen Medieninteresse, wohingegen Le Monde eine breitere Streuung an Aktionen 
beschrieb, die nicht immer in allen Medien diskutiert wurden. 
 
Ziele und Folgen der Aktionen wurden nur selten beschrieben, da sie im ersten Fall oft 
vorausgesetzt wurden und sich im zweiten Fall nicht immer sofort ergaben. Zwei Ziele 
standen im Vordergrund: Verhinderung der Abschiebung und Legalisierung der Betroffenen. 
Sie wurden nur selten differenziert wiedergegeben. In allen Zeitungen wurden sowohl 
positive als auch negative Folgen dargestellt. Dies ergab sich vor allem bei Gerichtsurteilen 
nach Klagen oder bei politischen Entscheidungen nach Hungerstreiks bzw. 
Gebäudebesetzungen. 
 
8.5 Illegalität und Kriminalität 
 
In diesem Komplex wurden alle Textstellen analysiert, denen Straftaten in Bezug auf illegale 
Migration und illegalen Aufenthalt inhärent waren. Bereits während des Kodiervorgangs 
wurde deutlich, dass dieser Bereich weniger komplex angelegt ist als andere. Zwei 
Fragestellungen standen im Vordergrund: 
• Welche Akteure von Straftaten werden dargestellt? Handelt es sich eher um 
Einzelakteure oder um allgemeine Schilderungen? 
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• Welche Tatbestände werden aufgeführt? Welcher Kontext für Straftaten wird 
angegeben? 
 
Stärker als bei anderen Themen war die eindeutige Einordnung in diesen Bereich schwierig, 
da in den Texten oft nur Hinweise auf kriminelle Handlungen gegeben wurden und eine 
gewisse Interpretation nicht ausgeschlossen werden konnte. Entscheidend für eine 
Stellungnahme in den Medien war nicht nur der gesetzliche Bezug, sondern die politische 
Auslegung. Beispielhaft soll hier der Fall von Asylbewerbern angeführt werden. Wer einen 
Asylantrag stellt, bedarf per Gesetz keines Visums für die Einreise nach Deutschland 
respektive Frankreich. Somit liegt zwar bei der Einreise eine Straftat vor, nämlich die Einreise 
ohne gültiges Visum, die aber durch die weiteren Umstände legalisiert wird bzw. 
unberücksichtigt bleibt. Dies wurde aber je nach Zeitraum unterschiedlich konstruiert und 
ausgelegt. 
 
Die Flüchtlinge der East-Sea sind in Frankreich schnell als solche betrachtet worden und nicht 
als „clandestins – Illegale“, so dass in diesem Themenkomplex nur die Falschaussagen zur 
Herkunft berücksichtigt wurden. Die Darstellung von Straftaten bei der illegalen Einreise 
nach Deutschland sah anders aus. Insbesondere 1992/93 wurde fast automatisch von illegaler 
Einreise gesprochen, da die Einreise von irregulär eingereisten Asylbewerbern praktisch 
immer als Asylmissbrauch dargestellt wurde. 
 
Es wurden im Endeffekt alle Textstellen kodiert, in denen ein irreguläres Verhalten 
beschrieben wird. Die simple Benutzung eines Begriffs wie Illegale/ sans-papiers/ clandestins 
wurde ergo nicht berücksichtigt. Irreguläres Verhalten wurde festgelegt als Verhalten, das 
nach der allgemeingültigen Gesetzeslage gesetzeswidrig ist. 
 
Die gefundenen Textstellen sind im Durchschnitt kürzer als in anderen Kategorien. Ebenso 
fiel auf, dass es sich bei den meisten Daten um eine Darstellung von Fakten der Straftaten 
handelte. Selten kamen die Betroffenen selbst zu Wort, es fanden sich auch nur in 
untergeordnetem Maß allgemeine Situationsbeschreibungen. 
 
Die dokumentierten Taten sind in der Regel bereits verübt worden. Gleichermaßen wurden 
auch die kriminellen Handlungen berücksichtigt, die geplant waren und in den Medien 
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explizit dargestellt wurden. Dies betrifft die Darstellung von vereitelter illegaler Einreise oder 
von Folgetaten nach irregulärer Einreise wie Schwarzarbeit etc. 
 
 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 25 27 32 33 117 
1993 45 59 55 44 203 
1996 38 32 45 76 191 
1997 32 70 33 58 193 
2000 25 36 53 96 210 
2001 20 17 83 161 281 
Gesamt 185 241 301 468 1195 
Tabelle 18: Anzahl der Kodierungen - Illegalität und Kriminalität 
 
Mit 1195 Nennungen ist diese Kategorie ein kleiner Themenkomplex. Zwischen den 
einzelnen Ländern und Jahren ließen sich große Unterschiede feststellen, die im Anschluss 
dargestellt werden. Demgegenüber sind Unterschiede zwischen den Medien eher gering. Le 
Monde war am stärksten repräsentiert und wies zwischen 156 % (in Bezug auf Le Figaro) und 
251 % (bezüglich FAZ) mehr Nennungen auf. Es handelte sich weniger um eine „wertende“ 
Kategorie, sondern eher um einen Themenkomplex, der aktuelle Ereignisse aufgriff und als 
Fakten vermittelte. 
 
Interessant sind die auftretenden zeitlichen Verschiebungen. In Frankreich fanden sich nicht 
wie in den meisten Themenkomplexen überdurchschnittliche Werte in den Jahren 1996/97. 
Vielmehr stiegen die Werte 2000/01 mit der Problematik um Sangatte. In Deutschland ist das 
Bild für diese beiden Jahre rückläufig; die Spitzenfrequenzen wurden 1996 (FAZ) bzw. 1997 
(Süddeutsche Zeitung) erreicht. 
 
Die Berichterstattung drehte sich um aktuelle Geschehnisse, wobei sich ein Ereignis nie sehr 
lange in den Medien hielt. Für beide Länder konnte eine Typisierung der Berichterstattung 
generiert werden, die konstant auftrat und im folgenden Abschnitt vorgestellt wird. 
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8.5.1 Akteure von Kriminalität 
 
Erste Fragestellung in dieser Kategorie war die Analyse der Akteure. Gegenüber Bereichen 
wie Mobilisierung seitens der Zivilgesellschaft für die Betroffenen oder nach Eigeninitiative 
der Betroffenen selbst handelte es sich hier um einen Themenkomplex, in dem a priori sowohl 
Ausländer als auch Inländer „Täter“ sein konnten. Eine Arbeitshypothese besagte jedoch, dass 
trotzdem die meist dargestellten Täter Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus waren. 
 
 FAZ Süddeutsche Zeitung Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Irregulär Einreisende/ 
Weiterreisende allgemein93 
13 20 9 15 12 6 14 32 10 24 19 3 177 
Schleuser allgemein 8 8 8 11 6 7 5 6 6 12 10 3 90 
Schleuser Einzelfall 4 8 10 6 2 5 8 16 5 15 3 4 86 
Irregulär Einreisende/ 
Weiterreisende Einzelfall 
3 4 6 3 2 3 6 11 5 22 3 3 71 
Legale Personen 1 1 10 4 4 4 5 5 5 16 5 3 63 
„sans-papiers“ Einzelfall  1 4 2 2  1 5 5 4 3 3 30 
„sans-papiers“ allgemein 3 7 3   3  4 1 1  4 26 
Beamte  1 1 2   1 1 4 3 8 1 22 
Tabelle 19: Deutschland – Akteure von Kriminalität 
 
 Le Figaro Le Monde Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Illegal Einreisende/ 
Weiterreisende Einzelfall 
7 11 6 4 15 35 9 9 10 15 27 65 213 
Beamte 6 1 7 2 6 3 13 7 33 15 29 21 143 
Illegal Einreisende/ 
Weiterreisende allgemein 
2 15 7 3 17 22 2 5 7 3 11 38 132 
Legale Personen 9 5 3 5 1 9 8 17 15 16 8 33 129 
„sans-papiers“ Einzelfall 5 14 15 12 2 1 5 12 17 19 12 8 122 
Schleuser Einzelfall 8 8 2 4 9 14 5 2 9 7 17 35 120 
„sans-papiers“ allgemein 1 6 6 8 4 6 3 9 4 5 14 2 68 
Schleuser allgemein 1  2 2 11 3 1  7 3 8 10 48 
Tabelle 20: Frankreich – Akteure der Kriminalität 
                                                 
93 Hier wurde eine analytische Unterteilung zwischen irregulär Einreisenden bzw. Weiterreisenden und sich 
irregulär aufhaltenden Personen (sans-papiers) gemacht. Alle Personen haben nach der Ausländergesetzgebung 
den gleichen Status, allerdings wird ihre Situation aufgrund der Zielrichtung des Aufenthalts oft unterschiedlich 
bewertet. Insofern war eine Unterteilung an dieser Stelle für die Auswertung interessant. 
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Man kann die agierenden Personen in vier Gruppen aufteilen. Die wichtigste Gruppe waren 
Ausländer, die sich illegal aufhielten. Des Weiteren traten in diesem Zusammenhang 
Personen auf, die professionell aus diesen Bewegungen Profit erzielen wollten und sich bei 
Schleusungen und Menschenhandel betätigten. Darüber hinaus wurden staatliche Akteure 
genannt, die diesen Migrationsformen entgegenwirkten (hier allgemein unter „Beamte“ 
gefasst). In die vierte Gruppe wurden Akteure aus dem familiären oder bekanntschaftlichen 
Umfeld, aber auch anonyme Täter aufgenommen. 
 
In Bezug auf Schleuser und illegal einreisende Personen war im Ländervergleich sehr 
interessant, dass in Deutschland mehr allgemeine, zusammenfassende Darstellungen 
auftraten, in Frankreich hingegen eher Einzelfälle. In Deutschland handelte es sich oft um die 
Präsentation von Statistiken zum Aufgriff dieser Personengruppen. Sie erfolgte meist nach 
dem gleichen Schema: Innerhalb eines Zeitraums wurde eine bestimmte Anzahl an illegal 
Eingereisten und Schleusern in einem bestimmten Grenzabschnitt aufgegriffen. Die 
Dunkelzahl wurde weit höher geschätzt. In Bezug auf einen Vergleichszeitraum hat sich die 
Zahl der Aufgegriffenen erhöht oder ist gesunken. Darüber hinaus wurde oft die Herkunft der 
Personen genannt. Teilweise wurde explizit berichtet, dass unter den Schleusern kaum 
Deutsche auftraten. Oft wurde die Summe genannt, die an die Schleuser gezahlt werden 
musste oder die abzuarbeiten war. 
 
In Frankreich wurde mehr über einzelne Aufgriffe berichtet. Auch hier hat sich ein 
Darstellungsschema herauskristallisiert: Zu einem bestimmten Zeitpunkt wurde eine 
bestimmte Anzahl von illegal Eingereisten und Schleusern an einer bestimmten Stelle 
festgenommen. Die ethnische Herkunft wurde ebenfalls oft erwähnt. Darüber hinaus fand man 
Hinweise auf eventuelle Schleusernetze und wiederholte Aktionen. Die Preise für die 
Schleusung tauchten nur teilweise auf. 
 
Die ethnische Herkunft wurde nicht quantifiziert. Einige generelle Aussagen lassen sich 
jedoch treffen. Insbesondere in den letzten beiden Jahren des Untersuchungszeitraums glichen 
sich die Herkunftsländer der Einreisenden zwischen Deutschland und Frankreich an (China, 
Afghanistan, Kurdistan, Sri Lanka, etc.), wohingegen bestimmte Gruppen über den gesamten 
Untersuchungszeitraum länderspezifisch waren: Maghrebiner wurden fast ausschließlich in 
Frankreich genannt, ebenso Schwarzafrikaner, in Deutschland wurden verstärkt Osteuropäer 
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erwähnt. In beiden Ländern wurde geschildert, dass die Schleuser in den überwiegenden 
Fällen aus denselben Ländern wie die einreisenden Personen kamen. 
 
Sowohl in Frankreich als auch in Deutschland war zu beobachten, dass die Kombination 
illegal Einreisende/ Schleuser in der Darstellung sehr häufig zusammen auftrat. War es bei der 
Schilderung von Beispielen verständlich, wäre es bei einer allgemeinen Berichterstattung 
nicht zwingend notwendig gewesen. Trotzdem wurde immer wieder auf die Hilfe 
organisierter Schleuserstrukturen hingewiesen. Dieses typisierte Bild von Kriminalität im 
Zusammenhang mit Illegalität wurde selten durchbrochen und differenziert. Nur in Bezug auf 
Menschenhandel und Prostitution wurde einschränkend erklärt, dass der irreguläre Aufenthalt 
der Personen oft nicht selbst gewollt war. In der allgemeinen Berichterstattung um illegale 
Einreise war die Darstellung von „Schleuseropfern“ jedoch selten. Meist wurde ein konkretes 
Beispiel zum Anlass genommen, um von Toten, Verletzten oder Misshandelten sprechen, die 
den Schleuserorganisationen zum Opfer gefallen sind. Das wahre Ausmaß dieser Fälle blieb 
in der Darstellung diffus. 
 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus, die sich seit längerer Zeit in Deutschland 
respektive Frankreich aufhielten, spielten in diesem Themenkomplex eine untergeordnete 
Rolle. Dies ist aus der Kategorie selbst abzuleiten: Solange der Personenkreis nicht auffällig 
wird, wird im Prinzip wenig über ihn berichtet. Man weiß allgemein, dass Menschen ohne 
regulären Aufenthalt in beiden untersuchten Ländern leben, sie wurden aber erst durch einen 
Aufgriff „sichtbar“ gemacht. Vorgenommene Schilderungen bezogen sich auf ihre 
Lebenssituation, innerhalb derer auf den irregulären Status als krimineller Akt eingegangen 
wurde. Eine weitere Möglichkeit war die Darstellung eines Konflikts, innerhalb dessen sich 
irregulärer Aufenthalt als Ausgangspunkt für den Konflikt herauskristallisiert hat. Diese Form 
spielte besonders in Frankreich bei der Frage um Eheschließungen sich irregulär aufhaltender 
Partner eine Rolle. 
 
Die sans-papiers-Bewegung tauchte in dieser Kategorie kaum auf. Nur in ausgewählten 
Fällen kamen die Betroffenen selbst zu Wort, die so von ihrem irregulären Aufenthalt 
berichteten, eingebettet in Schilderungen ihrer komplexen sozialen Lebenssituation. 
 
Am disparatesten ist der Ländervergleich in Bezug auf von staatlicher Seite verübte 
kriminelle Handlungen. In Deutschland lagen in diesem Bereich die wenigsten Nennungen 
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vor, was die Hypothese bestätigte, dass das kriminelle Bild der „Illegalen“ und in diesem 
Zusammenhang das von Schleusern und mafiösen Strukturen vordergründig bedient wurde. 
Die Darstellungen beschränkten sich auf Einzelfälle, in denen Mitarbeiter von Behörden 
entweder gewalttätig wurden (z.B. bei Abschiebung) oder illegal Dokumente ausgegeben 
haben. Dies ist ein typisches Beispiel für Wirklichkeitskonstruktion in den Medien mit dem 
Ziel, gesellschaftlichen Konsens herzustellen, wie sie Mathiesen beschrieben hat.94 
 
In Frankreich hingegen nahmen staatliche Akteure den zweiten Platz ein. Die Beschreibungen 
wiesen vergleichbare Tatbestände wie in den deutschen Medien auf. Le Monde hob diesen 
Aspekt stärker als Le Figaro hervor und schilderte den illegalen Aspekt bestimmter 
Handlungen explizit. Le Figaro war in der Darstellung weitaus zurückhaltender. Darüber 
hinaus kritisierte Le Monde auf der Basis von Einzelfällen allgemeine Tendenzen: z.B. in 
Bezug auf das Festhalten von Asylbewerbern am Flughafen vor der gesetzlichen Einführung 
des Flughafenverfahrens, auf die wiederholte Annahmeverweigerung von Asylanträgen an 
Flughäfen, auf das Verweigern von Beherbergungszertifikaten oder die Verhinderung von 
Eheschließungen durch bestimmte Bürgermeister, auf das Abschiebungsverhalten von 
Beamten etc. 
 
Wurden diese Fälle als Einzelfälle in Le Figaro auch dargestellt, wurde gleichzeitig ein 
Rechtfertigungskontext aufgebaut, wie er auch in der FAZ oft zu finden war: Bürgermeister 
verweigerten – illegalerweise – die Eheschließung, da sie eine  - illegale – Scheinehe dahinter 
vermuteten; Polizisten hielten – illegalerweise – Asylbewerber fest, da diese generell den 
Asylgrundsatz missbrauchten etc. Hier war nicht nur ein Länderunterschied, sondern ein 
Unterschied zwischen Süddeutscher Zeitung und Le Monde auf der einen und FAZ und Le 
Figaro auf der anderen Seite zu sehen. Am Beispiel des Handelns französischer Polizisten bei 
der irregulären Rückschiebung nach Belgien95 von illegal nach Frankreich eingereisten 
Kurden im Herbst 2000 wurde der differenzierte Blickwinkel bei der Berichterstattung 
deutlich. 
 
                                                 
94 Siehe Kapitel 5.2. 
95 Die Rückschiebung nach dem Schengener Übereinkommen steht an sich nicht zur Disposition, jedoch 
unterliegt diese Handlung ebenfalls einem französisch-belgischen Abkommen, nach dem die belgischen 
Behörden über die Rückschiebung informiert werden müssen. Hier haben offensichtlich Polizisten Flüchtlinge in 
Frankreich aufgegriffen, nach Belgien zurückgebracht und auf einem Feld „ausgesetzt“, ohne die belgischen 
Behörden zu informieren. 
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Le Figaro berichtete zunächst ähnlich wie Le Monde von den „Fakten“, unterstrich aber das 
ungesetzliche Verhalten der Kurden und stellte das Verhalten der Polizisten als ungeprüfte 
Vorwürfe dar. Nach dem Eingeständnis des französischen Innenministers über ein 
„irreguläres Vorgehen der Beamten“ stellte Le Figaro die Tat weiter als Einzelfall dar und 
schloss sich den Zahlen des Innenministeriums und nicht der belgischen Seite an. Le Monde 
schilderte zunächst ebenfalls die Fakten, ging aber den Berichten des belgischen 
Bürgermeisters der betroffenen Gemeinde nach und schilderte weitere Fälle, in denen ähnlich 
gehandelt wurde. Des Weiteren wurde das Verhalten der Polizisten als grundlegender Verstoß 
gegen das Abkommen gewertet, für den auch aus dem Kontext heraus kein Verständnis 
aufgebracht wurde. 
 
Sich legal aufhaltende Personen traten in unterschiedlichem Kontext auf. Eine Gruppe waren 
Ausländer, die eine Straftat begangen hatten und in der Folge ausgewiesen wurden bzw. 
werden sollen. Des Weiteren wurden Straftaten Angehöriger von Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus geschildert: Unterkunft, Eheschließung, allgemeine Hilfe, etc. Einen 
geringeren Teil nahmen Personen im weiteren Umfeld ein: Personen, die im Einzelfall 
wissentlich oder unwissentlich Profit aus der Aufenthaltssituation geschlagen haben, anonyme 
Straftäter, die mit Anschlägen auf das Thema Illegalität aufmerksam machen wollten etc. Es 
handelte sich generell um die Berichterstattung von aktuellen Einzelfällen. Man kann davon 
ausgehen, dass Straftaten dieser Art kontinuierlich begangen wurden, allerdings wurden diese 
Personen weitgehend aus der Berichterstattung um Illegalität und Kriminalität herausgehalten. 
 
Eine Hypothese für diese Feststellung ist die vermutete Schwierigkeit, Personen kategorisch 
als „Täter“ abzustempeln, wie es bei Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus geschah. 
Thematisiert wurde die Schwierigkeit jedoch nur in Bezug auf Eheschließungen mit Partnern 
ohne regulären Aufenthalt. War in einzelnen Fällen klar, dass über eine so genannte 
Scheinehe oder eine Liebesheirat berichtet wurde, gab es andere, diffuse Beispiele, in denen 
oft nicht klar ausgedrückt wurde, ob ein krimineller Hintergrund vermutet wird. Diese 
moralischen Probleme haben sich nicht ohne Grund auch in der Gesetzeslage verankert: 
Beihilfe zu illegalem Aufenthalt ist a priori strafbar, trotzdem wird in den meisten 
Einzelfällen bei rein familiärem Hintergrund von einer Strafverfolgung oder Verurteilung 
abgesehen. In Frankreich ist dieser Themenkomplex sogar ganz aus dem 
Strafverfolgungskatalog gestrichen worden. 
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8.5.2 Dokumentierte Straftaten 
 
Ausgehend von der überproportionalen Darstellung von Schleusern und illegal eingereisten 
Personen schloss sich die Annahme an, dass innerhalb der Straftaten Schleusung und illegale 
Einreise bzw. Aufenthalt einen großen Platz einnehmen. Weiterhin stand die Frage im Raum, 
welchen Platz andere Straftaten bei diesem Personenkreis einnehmen und welche Straftaten 
von anderen Personen verübt werden. 
 
 FAZ Süddeutsche Zeitung Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Illegale Einreise/Weiterreise 15 19 13 18 11 9 20 43 13 43 20 6 230 
Schleusung 11 14 17 14 6 11 13 25 10 30 13 6 170 
Andere Straftaten  1 8 5 3 4 4 7 12 14 12 3 73 
Illegaler Aufenthalt 3 10 9 3 3 3 1 8 6 8 7 5 66 
Identitätsverschleierung 1 2 1  4  1 4  6 2 3 24 
Menschenhandel  3 3 3 2 1  3 1 1 1  18 
Drogenhandel 1  3 1 2  2  2 1 1  13 
Dokumentenhandel 1 2 3 1  1 1 2 1 1   13 
Schwarzarbeit  1 1   2      2 6 
Sozialmissbrauch 1 1         1  3 
Scheinehe   1          1 
Tabelle 21: Deutschland – Straftaten 
 
 Le Figaro Le Monde Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Illegale Einreise/Weiterreise 7 22 13 7 32 47 10 11 15 14 30 97 305 
Andere Straftaten 12 4 11 9 12 9 16 19 35 36 38 52 253 
Schleusung 7 1 4 4 16 17 6 4 16 8 20 43 146 
Illegaler Aufenthalt 6 14 12 8 4 8 4 15 14 17 23 14 139 
Identitätsverschleierung  3 6 5  4 4 8 5 3 11 10 59 
Dokumentenhandel 5 10 1 6 4 2 2 3 5  7 2 47 
Scheinehe 2 8 1 1  13 3 6    1 35 
Schwarzarbeit  2 4 2 2  2 2 1 2 6 4 27 
Menschenhandel        1 2 2 3 8 16 
Drogenhandel  1     2 2   1 8 14 
Sozialmissbrauch 1  1 1  1 1      5 
Tabelle 22: Frankreich – Straftaten 
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Auf den ersten Blick fiel die große Kongruenz zwischen Schleusern und illegal Einreisenden 
auf der einen und Schleusungen und illegaler Einreise auf der anderen Seite auf. Diese 
Feststellung erscheint logisch, obwohl Abstriche gemacht werden müssen. Unter den 
Schleuserbegriff wurden auch Strukturen organisierten Verbrechens gefasst, die Menschen 
vor Ort ausbeuten und nicht unbedingt direkt an Schleusungen beteiligt waren. Darüber 
hinaus gab es in eingeschränktem Maß auch andere Personen (legale Personen, Beamte oder 
sich illegal aufhaltende Personen), die sich an Schleusungen beteiligten. Letztendlich wurden 
auch Straftaten erwähnt, die während der Schleusungen begangen wurden, jedoch nicht direkt 
dazu zu zählen sind (insbesondere Gewaltstraftaten, hier unter „andere Straftaten“ gefasst). 
 
Bei der Nennung von Schleusungen und illegaler Einreise wurden im Normalfall der 
Einreiseweg und das Einreisemittel dargestellt. Die meisten Nennungen fielen in beiden 
Ländern auf PKW bzw. LKW, gefolgt von Bussen oder Zügen (Letztere vor allem für die 
Durchquerung des Landes). Taxis als Schleusungsmittel wurden vor allem in Deutschland in 
Ostsachsen erwähnt. Flugzeuge spielten aufgrund der obligatorischen Kontrollen kaum eine 
Rolle: Nur bei der Einreise von Asylbewerbern im Zusammenhang mit Asylmissbrauch 
wurde dieser Weg genannt. Die Einreise zu Fuß trat in beiden Ländern auf. In Frankreich war 
sie in der Darstellung regional begrenzt: Hier waren die Regionen Provence/ Côte-d’Azur, 
Ostpyrenäen und die Region um Straßburg Hauptziele. In Deutschland stand die deutsch-
polnische und die deutsch-tschechische Grenze im Vordergrund. Es wird vermutet, dass mit 
der regelmäßigen Schilderung von Aufgriffen an den Grenzen die Problematisierung der EU-
Außengrenzen und die Drittstaatenregelung diskutiert werden sollten. 
 
Die zeitlichen Differenzen lagen ähnlich wie im Fall der Akteure: Waren die Verteilungen in 
deutschen Medien zwischen 1992 und 1997 relativ konstant und nahmen 2000/01 ab, so 
verhielten sie sich in Frankreich in umgekehrter Weise. Besonders das Jahr 2001 stach hervor. 
Interessanterweise handelte es sich aber zum Großteil nicht um Schleuseraktivitäten und 
illegale Einreise nach Frankreich, sondern um die Situation in Sangatte und die Durch- bzw. 
Weiterreise nach Großbritannien. Die Verbindung des Themenkomplexes mit der Frage nach 
Gesetzesänderungen oder staatlichem Eingreifen war viel geringer als in den Jahren 1992 bis 
1997, in denen der Migrationsdruck Handlungszwänge ausgelöst hatte. 
 
In Deutschland wurden relativ viele inhaltliche Schwankungen festgestellt. War es in einem 
Jahr zu einer Debatte um einen bestimmten Typ von Schleusungen gekommen, kam es 
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dementsprechend auch zu einer Steigerung der Darstellung von Kriminalität. 1993 ging es um 
Asylmissbrauch, der durch Schleusungsaktivitäten ermöglicht wurde. 1997 wurde diskutiert, 
wie mit den Aktivitäten der Taxifahrer im Zittauer Raum umgegangen werden sollte, die 
Flüchtlinge ins Land brachten. 1992, 1996, 2000 und 2001 hingegen traten nur 
Einzelbeispiele auf. 
 
Neben dem Delikt „illegaler Aufenthalt“ von Betroffenen traten andere Straftaten auf. Es 
handelte sich einerseits um Taten in Zusammenhang mit der illegalen Einreise wie z.B. 
Identitätsverschleierung, Dokumentenhandel oder Sozialmissbrauch. In einer zweiten Gruppe 
fanden sich Darstellungen von Tatbeständen, die als Folge irregulären Aufenthalts 
beschrieben wurden (Diebstahl, Scheinehe, Schwarzarbeit, etc.). 
 
Die Straftat Menschenhandel trat entgegen vorheriger Hypothese im Kontext irregulären 
Aufenthalts relativ selten auf. Dabei ist jedoch zu beachten, dass die Texte, die sich mit 
diesem Thema beschäftigen, weniger auf die juristische Situation – illegaler Aufenthalt – 
eingingen, als vielmehr die Kriminalität der Strukturen und die extreme Abhängigkeit der 
Opfer darstellten. Viele Textstellen wurden deshalb nicht kodiert, da der Zusammenhang 
zwischen Menschenhandel und Illegalität bzw. Illegalisierung nicht explizit dargestellt wurde. 
 
Der Komplex andere Straftaten ist sehr vielschichtig. Zum einen waren hierunter Delikte wie 
Diebstahl, Überfall, Verstöße gegen das AuslG oder die StVO zu finden, die zur Ausweisung 
von Ausländern geführt hatten. Ebenfalls darunter zu zählen waren seltener genannte 
Straftaten wie Gewalt gegen Beamte bei der Abschiebung oder Sabotageakte anonymer 
Straftäter als symbolische Aktion für Menschen ohne regulären Aufenthalt. Wichtigster 
Bestandteil dieses Bereiches waren Straftaten, die von staatlicher Seite gegen Ausländer 
verübt wurden. Dazu zählten Gewaltakte bei der Abschiebung, Verweigerung der Aufnahme 
von Asylanträgen, unzulässiges Festhalten am Flughafen, Verweigerung von medizinischer 
Hilfeleistung, Gewalt gegen Menschen und Mobiliar bei Demonstrationen und anderen 
Einsätzen etc. 
 
Die Zeitungen berichteten in unterschiedlicher Art und Weise über die Zwischenfälle. Bei der 
französischen Berichterstattung um die Räumung der Kirche Saint-Bernard in Paris wurde 
dies deutlich. Die Beschädigungen an der Kirche und die Gewalt gegenüber den sans-papiers 
wurden in Le Figaro nicht direkt als Straftat tituliert und nur beifällig erwähnt. In Le Monde 
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wurde zwar ebenfalls kaum auf den möglichen strafrechtlich relevanten Charakter der 
Handlungen eingegangen, jedoch wurden die Aktivitäten detailliert nachgezeichnet und 
verurteilt. Bei anderen Problematiken wie dem illegalen Festhalten an Flughäfen wurde dies 
noch weiter zugespitzt. 
 
In Deutschland war der Anteil der von Beamten verübten Straftaten, die in den Medien 
dargestellt wurden, geringer. Außerdem war die Berichterstattung in FAZ und Süddeutscher 
Zeitung ähnlich gelagert. Oft wurde versucht, Straftaten in einen Rechtfertigungskontext zu 
setzen, wie bei der Berichterstattung über den Tod eines Nigerianers während der 
Abschiebung Anfang 1997. Im Vordergrund stand die unterlassene Hilfeleistung des Arztes, 
der herbeigerufen worden war, nachdem BGS-Beamte bei der Abschiebung gewalttätig 
wurden. Betont wurde auch, dass die Beamten im Prozess freigesprochen wurden, um den 
kriminellen Tatbestand zu entkräften. 
 
8.5.3 Zusammenfassung 
 
Gegenüber anderen Bereichen war die Kategorie Illegalität und Kriminalität überschaubar 
und klein mit 1195 Nennungen. Im Vordergrund stand die Analyse der Akteure und der 
verübten Straftaten, die sich aus den Texten ergaben. Die Berichterstattung war 
faktenorientiert, die Kodiereinheiten kürzer als in anderen Bereichen. So kam es zu vielen 
zeitlichen Schwankungen. Ausnahme bildete der Anstieg an Nennungen im Bereich illegale 
Einreise/ Weiterreise in Frankreich ab dem Jahr 2000, wobei eine weitergehende 
Beobachtung notwendig wäre, um von einem Trend zu sprechen. 
 
Versucht man den Zusammenhang zwischen Illegalität/ Illegalisierung und Kriminalität zu 
erklären, kann man drei verschiedene Typen erkennen. Zum einen wurde Illegalität als eine 
Straftat herausgestellt. Wie gezeigt werden konnte, war ein Großteil der Texte auf diesen Typ 
ausgerichtet, der in gewisser Weise dem Bild von „Illegalen“ als Straftätern entsprach. 
Darüber hinaus wurde Illegalität als Ursache für andere Straftaten gesehen: Betroffene 
wurden straffällig, um zu überleben bzw. ihre Lebenssituation zu verbessern, aber auch 
Außenstehende, die entweder helfen wollen (Beihilfe zu illegalem Aufenthalt) oder 
professionell ausbeuteten. Hierunter fielen auch die Straftaten von Beamten, die mit dem 
Phänomen Illegalität oft nur in inadäquater Weise umzugehen wussten. Als dritten Typ 
konnte man Illegalisierung als Folge krimineller Handlungen ausmachen. Personen verloren 
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ihren Anspruch auf Aufenthalt in Deutschland bzw. Frankreich, weil sie straffällig geworden 
waren. Er stand nur peripher zur Debatte. Zudem waren die Straftaten und das Ausmaß der 
Straftaten sehr unterschiedlich (von Fahren ohne Führerschein bis zu terroristischen 
Aktionen). 
 
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass eindimensional bestehende Vorstellungen aufgegriffen 
wurden, die einen undifferenzierten Zusammenhang von Illegalität und Kriminalität 
ermöglichten. Außerdem waren wenig ausführliche Berichte zu finden, die diese Form von 
Kriminalität kontextualisierten. Wie stark auf bekannte Zusammenhänge rekurriert wurde, 
wurde besonders in Le Figaro und FAZ deutlich. Bei Straftaten von anderer Seite (besonders 
von staatlicher Seite) wurde der Strafrechtscharakter heruntergespielt und in einen 
Rechtfertigungskontext eingebunden. 
 
8.6 Beschreibung sozialer Befindlichkeiten 
 
Der Bereich der Beschreibung sozialer Befindlichkeiten ist ein Themenkomplex, der sich als 
wertende Kategorie herauskristallisiert hat. Er umfasst unterschiedliche Aspekte und ist nicht 
so eindimensional angelegt wie z.B. die Kategorie Illegalität und Kriminalität. Erfasst wurden 
Textabschnitte, die sich mit Gefühlen bzw. Befindlichkeiten von Betroffenen 
auseinandersetzten oder die die Rahmenbedingungen für ein Leben ohne Aufenthaltsstatus 
schilderten bzw. Situationsanalysen boten. Unter letztem Punkt wurden ebenfalls Artikel 
aufgenommen, die auf die administrative Situation eingingen, die spezielle Auswirkungen auf 
die soziale Lage haben konnte. Versucht man die Darstellungen zu verorten, stößt man auf die 
klassische Trias Grenzüberschreitung – Aufenthalt im Land – Abschiebung. 
 
Es stellten sich zwei Hauptfragen: 
• Welche Betroffenen werden in den Darstellungen berücksichtigt? Handelt es sich eher 
um allgemeine Darstellungen oder um die Schilderung von Einzelfällen? 
• Wie sieht die Palette der Lebenssituationen aus, die in den Printmedien dargestellt 
werden? 
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 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 1 6 8 19 34 
1993 4 14 16 50 84 
1996 2 30 17 86 135 
1997 6 29 7 49 91 
2000 4 31 15 63 113 
2001 2 12 27 94 135 
Gesamt 19 122 90 361 592 
Tabelle 23: Anzahl der Kodierungen - Illegalität und soziale Befindlichkeiten 
 
Mit 592 Nennungen insgesamt ist der Themenkomplex um soziale Befindlichkeiten der 
kleinste Kontextualisierungsbereich in Bezug auf Menschen ohne regulären Aufenthalt. Wie 
man später sehen wird, handelte es sich zum Teil um Darstellungen von Problemen bei 
Schleusungen oder bei der Abschiebung, die als „Fakten“ Einzug in die Zeitungen fanden, 
obwohl nur in Einzelfällen (z.B. bei der Rückführung der Bürgerkriegsflüchtlinge für 
Deutschland oder bei der Ankunft der East-Sea für Frankreich) die Artikel in jeweils beiden 
Zeitungen auftauchten. Ein Großteil der Texte waren Situationsbeschreibungen in Form von 
langen Artikeln, in denen Betroffene vielfach selbst zu Wort kamen. 
 
Typisch für eine so genannte „wertende Kategorie“ ist neben der relativ geringen Anzahl der 
Nennungen aufgrund fehlender aktueller Bezüge vor allem die Schieflage der Nennungen 
zwischen den einzelnen Zeitungen. Le Monde stand quantitativ an erster Stelle; der 
Prozentsatz der Mehrnennungen war um ein Vielfaches höher als bei anderen Kategorien 
(zwischen 299% in Bezug auf die Süddeutsche Zeitung und 1889% in Bezug auf die FAZ). 
Interessant war auch, dass hier als einziger Themenbereich mehr Nennungen in der 
Süddeutschen Zeitung als in Le Figaro zu finden waren, obwohl das Thema stärker in 
Frankreich als in Deutschland vertreten war. 
 
Betrachtet man die zeitlichen Verschiebungen, kann man zunächst keine klaren Tendenzen 
ablesen. 1996 und 2001 wiesen die meisten Textstellen auf, dicht gefolgt von 2000. 
Interessant war der relativ niedrige Wert von 1997, zu dem eine Hypothese aufgestellt wurde. 
Umfasst der Themenkomplex die Darstellung aller Lebensbereiche und Befindlichkeiten, so 
wurde festgestellt, dass besonders schwierige Situationen häufiger dargestellt wurden als das 
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Alltagsleben bzw. sogar Verbesserungen in der Situation. Da der quantitative Einbruch 1997 
nur in Frankreich festzustellen war, ließ sich ein Zusammenhang zu der Situation der sans-
papiers herstellen, die zu diesem Zeitpunkt vor der Legalisierung standen: Im Zentrum der 
Berichterstattung standen keine Kirchenbesetzungen oder Hungerstreiks mehr, sondern die 
Suche nach Legalisierung und Integration, also das Aufgehen von einer persona non grata zu 
einem Bürger. Dadurch wurden spektakuläre Beschreibungen in den Hintergrund gedrängt. 
 
8.6.1 Darstellung der Betroffenen 
 
Die getroffenen Unterteilungen bei der Darstellung der Betroffenen sind wieder analytischer 
und nicht rechtlicher Natur. Innerhalb dieses Komplexes fanden sich fast ausschließlich 
Personen, die sich irregulär im Land aufhielten. Ausnahme bildeten Bürgerkriegsflüchtlinge, 
die in der Darstellung oft noch einen Aufenthaltstitel bzw. eine Duldung besaßen, und zu 
einem sehr geringen Teil andere sich legal aufhaltende Personen, die ausgewiesen werden 
sollten. 
 
 FAZ Süddeutsche Zeitung Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
„sans-papiers“ Einzelfall    1 1    5 7 17 7 38 
Irregulär Einreisende/ 
Weiterreisende Einzelfall 
 1 1 2  1 5 9 2 13 1  35 
Asylbewerber allgemein  2   2   2 3 1 9  19 
Irregulär Einreisende/ 
Weiterreisende allgemein 
1 1  2  1  3 1 6 1  16 
Bürgerkriegsflüchtlinge 
Einzelfall 
 
  1    1  7 1 1  11 
„sans-papiers“ allgemein         4  2 4 10 
Bürgerkriegsflüchtlinge allg.    1     6    7 
Asylbewerber Einzelfall     1    2 1 1  5 
Legale Personen         2   2 4 
Tabelle 24: Deutschland – Rechtlich-soziale Situation der Betroffenen 
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 Le Figaro Le Monde Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
„sans-papiers“ Einzelfall 1 10 16 6 5  11 38 75 34 28 22 246 
Irregulär Einreisende/ 
Weiterreisende Einzelfall 
6 5   4 14 5 6 7 7 15 33 102 
Irregulär Einreisende/ 
Weiterreisende allgemein 
 1   4 13  1 1  5 19 44 
„sans-papiers“ allgemein 1  2 1 2  3 2 2 4 9 9 35 
Asylbewerber allgemein        3 1 3 3 7 17 
Legale Personen           3 2 5 
Asylbewerber Einzelfall          1  2 3 
Tabelle 25: Frankreich - Rechtlich-soziale Situation der Betroffenen 
 
Gegenüber anderen Kategorien fällt auf, dass sowohl in Deutschland als auch in Frankreich 
Menschen ohne regulären Aufenthalt überwiegend in Einzelfällen dargestellt wurden. Über 
die soziale Situation von Asylbewerbern hingegen, die rechtlich gesehen einen legalen Status 
innehaben, wurde eher allgemein berichtet. Es handelte sich vielfach um Darstellungen der 
Unterbringung am Flughafen oder in der Abschiebehaft. Diese bezogen sich entweder auf ein 
konkretes Vorkommnis (den Selbstmord einer Person z.B.) oder in den meisten Fällen auf die 
Kritik am Umgang mit den Betroffenen. 
 
Versucht man, zeitliche Tendenzen in der Wahrnehmung sozialer Befindlichkeiten zwischen 
Deutschland und Frankreich auszumachen (für die FAZ war dies aufgrund der geringen 
Nennungen kaum möglich), kann man feststellen, dass in Deutschland zwischen den 1990er 
Jahren und 2000/01 eine verstärkte Wahrnehmung der Personen stattfand, die sich seit 
längerer Zeit auf dem Territorium aufhielten und sonst „unsichtbar“ waren. Obwohl die 
Anzahl der Textstellen keine allgemeine Aussage zulässt, wird vermutet, dass alltägliche 
Probleme dieser Personengruppe weiter in den Vordergrund rücken und dass sie trotz 
Ausgrenzung stärker innerhalb der Gesellschaft wahrgenommen werden. In Frankreich war 
ein reziproker Trend festzustellen. Ähnlich wie im Bereich Illegalität und Kriminalität sank 
die Anzahl der Berichte, die sich mit sans-papiers beschäftigten, gegenüber Personen, die sich 
kurzzeitig in Frankreich aufhielten bzw. weiterreisen wollten. 
 
In Bezug auf die Personen selbst ist festzustellen, dass sich Gruppen herauskristallisiert 
haben, die über einen spezifischen Zeitraum in den Medien vertreten waren. In Deutschland 
war dies in der Süddeutschen Zeitung bei der Diskussion um die Rückführung von 
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Bürgerkriegsflüchtlingen zu beobachten. Vertreten waren sowohl allgemeine als auch 
beispielhafte Berichterstattungen. Sie beschränkten sich auf das Jahr 1996 und waren nicht so 
ausführlich wie in anderen Themenkomplexen. Außerdem war die Darstellung 
eindimensional gegenüber der Gesamtheit dieses Themenbereichs. Zentral war die 
Schilderung der Ängste der Betroffenen in Bezug auf eine verfrühte zwangsweise 
Rückführung in ihre Heimat. 
 
In Frankreich fanden sich drei Gruppen wieder. Zum einen handelte es sich 1996 und 
abgeschwächt 1997 um die sans-papiers von Saint-Bernard. Andererseits gab es ab 2000 
viele Texte, die zu der Situation in Sangatte Stellung nahmen. Als dritter Bereich war Anfang 
2001 die Landung der East-Sea ein wichtiges Thema. Handelte es sich im zweiten Fall sowohl 
um allgemeine Aussagen als auch um konkrete Beispiele, waren die beiden anderen Fälle 
ausschließlich Situationsbeschreibungen der spezifischen Gruppen. Die Konzentration auf die 
jeweiligen Personenkreise wurde daran sichtbar, dass in den betroffenen Zeiträumen kaum 
andere Artikel auftauchten96. Ausnahme bildete die Berichterstattung über Sangatte, die 
langfristig in den Medien aktuell war, so dass sich auch Berichte zu anderen Themen fanden. 
 
Insgesamt spielten die mediatisierten Gruppen in dieser Kategorie jedoch nicht die zentrale 
Rolle, da viele Einzelbeispiele oder ausführliche Berichte über die Situation kleinerer 
Gruppen zu finden waren (z.B. die Berichterstattung über minderjährige unbegleitete 
Flüchtlinge in Marseille, die sich offiziell irregulär aufhielten in Le Figaro 2000 oder über die 
Romas, die 1993 durch Süddeutschland zogen, in der Süddeutschen Zeitung). 
 
Darüber hinaus war das Spektrum der Herkunftsländer komplexer als in anderen 
Auswertungsbereichen. Offensichtlich wurde bei Einzelbeispielen weniger auf die Aktualität 
eines Problems oder die Wahrnehmung einer nationalen Gruppe reagiert. Die einzige 
auszumachende Tendenz neben den großen Personengruppen, die oben benannt wurden, war 
eine stärkere Berichterstattung über Menschen aus China in Frankreich und eine Abnahme der 
Berichte über Menschen aus dem früheren Jugoslawien in Deutschland in den Jahren 2000/01. 
 
                                                 
96 Für die sans-papiers von Saint-Ambroise/ Saint-Bernard wurde Folgendes festgestellt: Nach dem Aufkommen 
des Themas in den Medien bis zur Räumung von Saint-Bernard gab es nur 14 Beschreibungen von insgesamt 64 
zu anderen Personen. 
Für die Flüchtlinge der East-Sea gilt : Innerhalb der Berichterstattung über die Strandung und den Umgang mit 
den Flüchtlingen wurde kein anderer Artikel gefunden bei insgesamt 13 Nennungen. Der Zeitraum der 
Berichterstattung beschränkte sich auf ca. 3 Wochen. 
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Die Situation von legalen Personen, die ausgewiesen werden sollten bzw. wurden, spielte eine 
untergeordnete Rolle. Die Schilderungen betrafen vor allem Konsequenzen der Ausweisung: 
Trennung von der Familie, fehlende Sprachkenntnisse in der vermeintlichen Muttersprache, 
etc. Die Diskussion um ihr Schicksal und den Sinn von Ausweisungen integrierter, sich 
regulär aufhaltender Personen, war eher im Bereich "Illegalität und Kriminalität" angesiedelt, 
wo über die Schwere der Tatbestände diskutiert wurde. 
 
8.6.2 Situationsbeschreibung 
 
Wie bereits oben dargestellt, wurden hierunter verschiedene Ebenen gefasst. Insgesamt ließ 
sich ein sehr komplexes Bild von Beschreibungen in den einzelnen Zeitungen erkennen. Die 
Kategorien wurden in der folgenden Tabelle bereits gebündelt. 
 
 FAZ Süddeutsche Zeitung Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Krankheit/Tod   1 4 1  1 3 11 18 13 3 55 
Negative Gefühle  1 1    2 1 16 4 16 4 45 
Extreme Einschränkungen 1 1   1  1 6 5 2 5 4 26 
Gewalt/Ausbeutung    3 1 1  3 6 3 3 4 24 
Probleme bei der Reise  1  1  1 4 4 1 7 2  21 
Isolation/Trennung  2   2    1 1 8 3 17 
Alltag/Schutz            4 4 
Positive Gefühle           1  1 
Tabelle 26: Deutschland – Situationsbeschreibungen 
 
 Le Figaro Le Monde Total 
 1992 1993 1996 1997 2000 2001 1992 1993 1996 1997 2000 2001  
Extreme Einschränkungen 1 4 1  10 4 12 18 20 12 14 31 127 
Krankheit/Tod 4 5 7 5 1 18 2 4 20 7 12 29 114 
Negative Gefühle 1 4 4 1  3 1 8 17 10 9 23 81 
Gewalt/Ausbeutung 1 1  1 5 14 3 6 8 13 19 10 81 
Alltag/Schutz  1 3   2  8 21 9 9 6 59 
Probleme bei der Reise 4 5 1   4 3 5 1 1 7 19 50 
Isolation/Trennung   1   2  6 7 8 12 3 39 
Positive Gefühle          5 1 1 7 
Unverständnis  1     1  1 2   5 
Tabelle 27: Frankreich – Situationsbeschreibungen 
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Angesichts der Tatsache, dass in diesem Bereich relativ wenig auf tagespolitisch relevante 
Ereignisse eingegangen wurde, wurde vermutet, dass sich zwischen den einzelnen Zeitungen 
eines Landes große Abweichungen in der Darstellung ergeben, da das behandelte Thema nicht 
für jede Zeitung gleich relevant war. Diese Annahme wurde zunächst durch die summative 
Auflistung bestätigt, setzte sich aber auch inhaltlich fort. 
 
Drei große Themenkomplexe ließen sich ausmachen: die Beschreibung extremer 
Einschränkungen aufgrund der rechtlichen Situation, das Thema Krankheit und Tod sowie 
Gefühlsbeschreibungen. Aufgrund der geringen Anzahl an Nennungen erfolgte die 
Auswertung nicht länderspezifisch aufgesplittet. 
 
Die Beschreibung von Gefühlen der Betroffenen spielte vor allem in der Süddeutschen 
Zeitung respektive Le Monde eine Rolle, wohingegen sie in den anderen Zeitungen kaum 
auftrat. Positive Gefühle wie Hoffnung auf Änderung der Situation oder Stärkung und 
Selbstwertgefühl durch Unterstützung von außen waren in der FAZ und in Le Figaro 
überhaupt nicht zu finden. Die Palette der negativen Stimmungslagen war sehr vielfältig. Sie 
reichte von Angst und Panik vor Kontrollen oder Abschiebung über Traurigkeit, Depression 
und Scham bis hin zu Anspannung und Wut gegenüber anderen. Diese Beschreibungen waren 
fast ausschließlich an Einzelschicksale geknüpft. Die Textstellen waren meist lang und 
unabhängig von aktuellen Ereignissen. Eine Ausnahme bildete das Thema Sangatte. Eine 
Erklärung dafür ist die Tatsache, dass die Flüchtlinge im Lager meist keine Abschiebung zu 
befürchten hatten, offensichtlich zu Interviews bereit waren und der journalistische Aufwand 
für eine solche Reportage geringer war. 
 
Auffällig waren die zeitlichen Schwankungen in der Süddeutschen Zeitung. Der hohe Wert im 
Jahr 1996 lässt sich durch die Präsenz des Themas der Rückführung der 
Bürgerkriegsflüchtlinge nach Bosnien-Herzegowina erklären. Viele Artikel schilderten die 
Ängste der Menschen vor einer verfrühten Rückführung in Gebiete, in denen weiterhin Krieg 
herrschte. Dieses Thema war in diesem Maße 1997 nicht mehr relevant. Im Jahr 2000 fanden 
sich viele Artikel zur Situation von Asylbewerbern im Flughafenverfahren, in Abschiebehaft 
oder im Kirchenasyl. Die meisten Fälle standen für sich allein mit Ausnahme einer 
ausführlicheren Beschreibung der Situation von Asylbewerbern im Flughafenverfahren nach 
dem Selbstmord einer Frau. 
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Der Themenkomplex Krankheit/ Tod nahm in allen Zeitungen einen großen Platz ein. 
Interessanterweise stand er in Le Monde nicht an erster Stelle, sondern die Beschreibung der 
Einschränkungen in bestimmten Lebenslagen. Verschiedene Darstellungstypen lassen sich 
festhalten. Zum einen gab es Beschreibungen gesundheitlicher Probleme während der Flucht, 
teilweise mit Todesfolge. Darüber hinaus fanden sich Texte zur Situation von 
Hungerstreikenden, die diese Probleme als Form eigener Mobilisierung bewusst in Kauf 
nahmen. Zum Dritten wurden darunter Artikel gefasst, die gesundheitliche Probleme als Folge 
des irregulären Aufenthalts beschrieben (Stress, Müdigkeit, Schlafstörungen, 
Selbstmordversuche, etc.). 
 
Dieser Themenkomplex lässt sich nicht an aktuellen Themen festmachen: Die Artikel fanden 
sich über den gesamten Untersuchungszeitraum relativ gleichmäßig verteilt. Eine geringe 
Kumulation, d.h. eine kontinuierliche Berichterstattung, fand sich nur zum Hungerstreik 
einiger sans-papiers von Saint-Bernard. Eine andere Art der Häufung wurde in der 
Süddeutschen Zeitung deutlich. Mehrmals tauchten längere Texte auf, die als Aufhänger den 
Todesfall einer Person hatten und im Folgenden auf andere Beispiele vergangener Jahre 
zurückgriffen. Diese Form von Häufung wurde von den Medien bewusst gewählt und brachte 
die Gefahren während der Flucht näher. 
 
Unter dem Bereich extreme Einschränkungen wurden verschiedene Themen subsumiert. 
Allgemein handelte es sich um Situationsbeschreibungen, die aufgrund des Status der 
Betroffenen schwierig zu bewältigen waren. Einen großen Teil machte die Darstellung der 
Unterkunft aus. Dies war der einzige Bereich, in dem auch allgemeine Berichte auftauchten 
(z.B. zur Unterkunft in Abschiebehaft). Ansonsten zeichnete sich der Bereich durch 
individuelle Schilderungen aus. Es wurde auf die finanzielle Situation, fehlende 
Absicherungen (Krankenversicherung, Rentenversicherung, etc.), Abhängigkeitssituationen, 
fehlende Arbeitsmöglichkeiten und die extreme Einschränkung der lebensweltlichen 
Umgebung (meist auf die Wohnung reduziert) eingegangen. 
 
Getrennt davon zu betrachten sind Aussagen, die den Alltag in einer neutralen oder positiven 
Art schilderten. Hier fanden sich ebenfalls konkrete Schilderungen von Einzelschicksalen, die 
betonten, dass die Personen ihre Situation meisterten und sich damit arrangiert hatten. Am 
stärksten vertreten war das Thema Arbeit, das jedoch auch auf andere Lebensbereiche 
(positive) Auswirkungen hatte. Auffällig in diesem Zusammenhang war die hohe Anzahl an 
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Nennungen 1997 in Le Monde. Ein Großteil der Schilderungen bezog sich auf die sans-
papiers von Saint-Bernard, entweder als Beschreibung ihrer vorhergehenden Situation oder 
als Darstellung des Alltags während der Kirchenbesetzungen. 
 
Gewalt und Ausbeutung schienen allgegenwärtig für alle Menschen ohne regulären Aufenthalt 
zu sein. Einen wichtigen Teil an Schilderungen bildeten Abhängigkeitssituationen gegenüber 
anderen Personen. Im Falle von Haushaltshilfen tauchten sie nur in Frankreich auf, waren dort 
in beiden Zeitungen vertreten, meist anlässlich eines aktuellen Falles. In Bezug auf den 
Anstieg an Nennungen ab 1997 in Frankreich wird vermutet, dass im Zuge der 
Legalisierungen mehr über solche Situationen berichtet wurde, da die Betroffenen es wagten, 
an die Öffentlichkeit zu gehen. Weitere Schilderungen in beiden Ländern gingen auf den 
Arbeitsmarkt ein. Diese Ausbeutungsform ging meist auf mafiöse Strukturen innerhalb der 
gleichen Nationalitäten zurück. 
 
Ein weiteres Beispiel war der Komplex Prostitution, der in beiden Ländern unabhängig der 
politischen Ausrichtung der Zeitungen auftrat. Es war der einzige Bereich, bei dem auch die 
konservativen Zeitungen Menschen ohne regulären Aufenthalt als Opfer sahen und Empathie 
ausdrückten. Allerdings lagen wenig Nennungen insgesamt vor. 
 
War das Thema Ausbeutung zum Großteil ein frauenspezifisches, fand man Schilderungen 
über Gewalt ohne speziellen Genderaspekt. Darüber hinaus wurden – vor allem in Bezug auf 
die Flüchtlinge von Sangatte – nicht nur Gewalttaten seitens legaler Personen beschrieben, 
sondern auch Streitigkeiten untereinander berücksichtigt. 
 
Unter Isolation und Trennung wurden die Textstellen zusammengefasst, die auf die räumliche 
Trennung der Personen zur Außenwelt eingingen. Diese Situationen waren sowohl im Land 
selbst angesiedelt (Kirchenasyl, Abschiebehaft) als auch durch eine Abschiebung provoziert. 
In den Darstellungen wurden Maßnahmen von Isolation meist als sehr drückend und 
ungerecht beschrieben, die gegenüber dem Tatbestand des irregulären Aufenthalts 
ungerechtfertigt wären. Das Kirchenasyl (vor allem in der Süddeutschen Zeitung geschildert, 
in Frankreich überhaupt nicht in dieser Art zu finden) war eine Sonderform: Die Betroffenen 
hatten sie als Protest selbst gewählt, litten aber stark unter den Einschränkungen. 
 
171 
Die Darstellung der einzelnen Befindlichkeiten hat gezeigt, dass es sich größtenteils um 
Einzelschicksale handelt. Dabei wurde die Frage aufgeworfen, welchen Sinn diese Form von 
Berichterstattung hat. Als wertende Kategorie beriefen sich viele Berichte nicht auf 
Nachrichtenagenturen, sondern zeichneten sich durch eigene Recherchen aus. Gegenüber 
anderen Themenkomplexen ließen sich hier gut Empathiebildungsprozesse erkennen. 
 
8.6.3 Zusammenfassung 
 
Bei dem Bereich Illegalität und soziale Befindlichkeiten handelte es sich um die kleinste 
Kategorie innerhalb der Fragestellung nach der Kontextualisierung von Illegalität und 
Illegalisierung. In der FAZ war er absolut randständig, auch in Le Figaro spielte er eine 
untergeordnete Rolle. In dieser wertenden Kategorie wurde die gesellschaftspolitische 
Ausrichtung der Zeitungen sehr deutlich: Le Monde und Süddeutsche Zeitung hoben das 
Thema der Befindlichkeiten und Lebenslagen wesentlich stärker hervor. Eine gängige 
Vorgehensweise war die ausführliche Darstellung von Beispielen anhand eines aktuellen 
„Aufhängers“. 
 
In diesem Bereich fanden sich in beiden Ländern größtenteils Schilderungen von 
Einzelschicksalen. Mediatisierte Themen wie die sans-papiers-Bewegung oder die Diskussion 
um Sangatte flossen ein, waren aber gegenüber der Frage nach Mobilisierung der Betroffenen 
und Unterstützung aus der Gesellschaft untergeordnet. 
 
Die geschilderten sozialen Situationen der Betroffenen waren komplex und unterschiedlich 
dargestellt worden. Dabei sind die Betroffenen selbst zu Wort gekommen. Im Vordergrund 
der Darstellungen standen die Einschränkung im alltäglichen Leben, der Komplex Krankheit 
und Tod sowie die Schilderung von Befindlichkeiten der Betroffenen. Insgesamt wurde 
dadurch deutlich, wie extrem schwierig die Situation für die Betroffenen ist. Untergeordnet 
blieben die Berichte, die die Situation neutral bzw. positiv darstellten. 
 
8.7 Fazit 
 
Untersuchungsgegenstand des ersten Teils war die Frage, inwieweit Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus in deutschen und französischen Medien auftauchten und in welchen Kontext 
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sie gestellt wurden. Gleichzeitig wurde analysiert, wie Illegalisierungsprozesse beschrieben 
wurden.  
 
Sechs Bereiche wurden herausgefiltert, in denen Illegalität und Illegalisierung von Menschen 
ohne regulären Aufenthaltsstatus in der Süddeutschen Zeitung, der FAZ, Le Figaro und Le 
Monde kontextualisiert wurde. Bezüglich der Kodiereinheiten lag der Komplex staatlicher 
Interventionen an erster Stelle (2774 Nennungen). Hierunter fielen alle Aktionen staatlicher 
Institutionen, um dem Phänomen Illegalität zu begegnen. Fragen der Relevanz gesetzlicher 
Bestimmungen (1757 Einheiten) bildeten wie der Bereich zivilgesellschaftlicher 
Mobilisierung für die Betroffenen (1565) die beiden folgenden Schwerpunkte. Im ersten Fall 
ging es um Beschreibungen gesetzlicher Gegebenheiten und der Diskussion um deren 
Veränderungen im Bereich "illegale Einreise und illegaler Aufenthalt". Oft wurde dies als 
Reaktion auf bestimmte Problemlagen dargestellt. Auch der Bereich der Mobilisierung kann 
als reaktiver Komplex verstanden werden. Hierunter wurden Textstellen gefasst, in denen sich 
Teile der Bevölkerung für die Betroffenen einsetzten, um ihnen zu helfen und auf ihre 
Situation aufmerksam zu machen. 
 
Zwei weitere Bereiche folgten auf ähnlichem Niveau. Es handelte sich um kriminelle 
Handlungen in Bezug auf illegalen Aufenthalt (1195) und Aktionen der Betroffenen, um ihre 
Situation zu verbessern (1001). Kriminelle Handlungen wurden nicht nur seitens der 
Betroffenen analysiert, sondern es wurde versucht, ein komplettes Bild von 
Gesetzesverstößen in diesem Bereich nachzuzeichnen. Die Mobilisierung der Betroffenen 
selbst zielte darauf ab, ihre rechtliche Situation zu verbessern oder zumindest mit der 
gegebenen Situation klar zu kommen. An letzter Stelle stand der Bereich sozialer 
Befindlichkeiten der Betroffenen (592). Hier wurde der Frage nachgegangen, wie Medien die 
psychosoziale Situation beschrieben haben. 
 
Neben der quantitativen Aufsplittung wurden weitere wichtige Unterschiede zwischen den 
sechs Bereichen ausgemacht. So waren bestimmte Bereiche komplexer angelegt als andere. 
Insbesondere bei der Mobilisierung der Bevölkerung und der Betroffenen selbst wurde 
festgestellt, dass die analysierten Textstellen bezüglich der Länge, der Art der Darstellung und 
des Inhalts sehr unterschiedlich waren. Hier wurden Akteure, Adressaten, 
Mobilisierungsformen, Ziele und Folgen genannt. Auch der Bereich sozialer Befindlichkeiten 
ließ kein gängiges Muster der Berichterstattung erkennen. Die Artikel waren meist eigens 
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recherchiert worden. Im Gegensatz dazu waren die Bereiche um Kriminalität und staatliches 
Handeln relativ einseitig gehalten. Die Artikel besonders im ersten Fall waren kurz und 
wiesen typische Muster in der Darstellung auf. 
 
Ein weiterer Unterschied war bei der Frage nach dem Inhalt bzw. der Quelle der Texte 
festzustellen. Einerseits gab es Themen wie staatliches Handeln der Legislative und der 
Exekutive sowie kriminelle Handlungen, die sich stark an Fakten orientierten, aus aktuellem 
Anlass geschrieben wurden und sich oft auf Nachrichtenagenturen beriefen. In diesen 
Bereichen war der quantitative Unterschied, aber auch die inhaltliche Ausrichtung innerhalb 
eines Landes relativ gering. Betrachtet man die zeitliche Abfolge innerhalb des 
Untersuchungszeitraums, so wurden große Unterschiede festgestellt, je nachdem, ob das 
Thema gerade aktuell war oder nicht. 
 
Demgegenüber wurden die anderen drei Bereiche als wertende Kategorien charakterisiert. Mit 
diesem Begriff sollte ausgedrückt werden, dass es sich vielfach um Artikel handelte, die 
unabhängig aktueller politischer und gesellschaftlicher Vorkommnisse recherchiert wurden 
und mit denen sich Zeitungen ein Profil geben wollten. In diesen Fällen wiesen Süddeutsche 
Zeitung respektive Le Monde gegenüber FAZ und Le Figaro wesentlich mehr Artikel auf. 
 
Betrachtet man die Betroffenen und die Zielstellungen der Aktionen, so wurde festgestellt, 
dass nicht nur Menschen ohne regulären Aufenthalt als Personen, die sich seit langem illegal 
in einem Land aufhalten, in den Medien auftauchten. Insbesondere in Deutschland wurden 
Asylbewerber (1992/93) und Bürgerkriegsflüchtlinge (1996/97) viel öfter genannt. Hier 
spielten Illegalisierungsprozesse eine Rolle. Erst ab 2000 wurden mehr Artikel gefunden, die 
sich mit Illegalität beschäftigten. 
 
In Frankreich sah die Verteilung anders aus. 1992/93 wurden verschiedene Gruppen in den 
Zeitungen dargestellt, obwohl das Thema Asyl herausgehoben wurde. Ab 1996 jedoch war 
ein Großteil der Berichterstattung auf Illegalität und die Frage nach dem Umgang mit 
Menschen ohne regulären Aufenthalt abgestimmt. Das Thema war weniger tabuisiert als in 
Deutschland, wo ein offener Austausch über den Fakt Illegalität in den Zeitungen überhaupt 
nicht auftauchte. 
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Fazit dieses Bereichs ist, dass in Deutschland Illegalisierungsprozesse im Vordergrund 
standen, ohne dass sie als solche benannt wurden. In Frankreich wurde sowohl von Illegalität 
als auch von Illegalisierung gesprochen, ohne dass die beiden Aspekte miteinander verknüpft 
wurden. 
 
Ausgerechnet der Bereich Illegalität und kriminelle Handlungen wies ein interessantes 
Phänomen auf. Es wurde vermutet, dass in Bezug auf Kriminalität in beiden Ländern 
Menschen ohne regulären Aufenthalt im Vordergrund stehen. Dies traf nur bei der illegalen 
Einreise zu, wobei nochmals betont werden muss, dass Asylbewerber ohne gültige Papiere 
einreisen dürfen. Selbst wenn über einen illegalen Grenzübertritt berichtet wurde, konnte 
dieser rückwirkend legalisiert werden, ohne dass dies in den Medien Beachtung fand. Deshalb 
ist die hohe Zahl der Nennungen mit Vorsicht zu betrachten. Nach langem irregulärem 
Aufenthalt jedoch fanden sich wenige Berichte über Straftaten in den Zeitungen. 
Demgegenüber standen von Beamten verübte Straftaten in Frankreich an zweiter Stelle. Dies 
widerspricht dem Klischee der Verbindung zwischen Illegalität und Kriminalität und 
entkriminalisiert die Betroffenen. Auch hier muss jedoch einschränkend gesagt werden, dass 
sich die Betroffenen im Alltag möglichst unauffällig verhalten, so dass sie in der 
Öffentlichkeit und den Medien wenig wahrgenommen werden. 
 
Trotzdem vermittelt dieses Bild latente Wertungen. Eine Gefahr wurde oft in den Zeitungen 
vermittelt, die eher abstrakt war: Migranten, die zu uns kommen, die an der Grenze 
abgefangen werden müssen, vor denen sich die Bevölkerung schützen muss. Sind Menschen 
irregulär im Land, würde eine konkrete Bedrohung bestehen. Sie fallen jedoch nicht auf, da 
sie "funktionieren" und werden deshalb von den Medien nur eingeschränkt und nicht in ihrer 
Komplexität wahrgenommen. Medien widersprechen so gängigen Klischees zu Illegalität, 
Kriminalität und Bedrohungen, die sie auf der anderen Seite wieder verkürzt hervorheben. 
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9 Diskursstränge und Argumentationen zu Menschen 
ohne regulären Aufenthaltsstatus 
 
Zweiter Schwerpunkt der Datenanalyse waren Argumentationsstrukturen im öffentlichen 
Diskurs zum Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus. Zielstellung war, 
sowohl auf die vorgebrachten Argumente als auch auf die zu Grunde liegenden 
Wertvorstellungen einzugehen. Folgende Fragestellungen standen im Zentrum der 
Auswertung aller Themenbereiche: 
• Wie sieht das Spektrum der Argumente pro Themenbereich aus? Wie breit bzw. eng 
ist es gefächert? 
• Welche weiterführenden Argumentationsmuster liegen diesen Aussagen zu Grunde? 
• Wie intensiv wurden die Argumentationen in den Medien erörtert? 
• Welche Überschneidungen tauchen zwischen den einzelnen Kategorien auf? Welche 
Bereiche werden stärker gewichtet als andere? 
 
Im Rahmen der theoretischen Annäherung an das Thema und der Durchführung des Pretests 
haben sich fünf bzw. sechs Themenbereiche ergeben, die als Argumentationslinien bezeichnet 
werden können. Es handelt sich um die Bereiche nationalstaatliche Aspekte, innere Sicherheit 
und Gewalt, humanitäre Verantwortung gegenüber Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus, Integrationsniveau der Betroffenen, kulturelle Anpassung der Betroffenen 
und andere Gründe (Sammelkategorie). Die genaue Definition der einzelnen Bereiche wird 
am Anfang jedes Abschnitts dargestellt. 
 
Bei der Auswertung wurde gegenüber dem ersten Untersuchungsschwerpunkt von einer 
detaillierten quantitativen Auswertung abgesehen. Grund war in erster Linie die geringe 
Anzahl an Textstellen, die keine allgemeingültigen Aussagen über Schwerpunktsetzungen 
nach Zeitungen bzw. Land oder zeitlichen Entwicklungen innerhalb eines Themas zulässt. Die 
folgenden quantitativen Aussagen haben vielmehr zum Ziel, Aussagen zu Gewichtungen 
zwischen den einzelnen Bereichen zu treffen. 
 
Bei der Datenanalyse fiel schnell auf, dass Argumentationsstrukturen schwierig explizit zu 
erkennen waren. Für alle Themenbereiche galt, dass die geäußerten Argumente in der Regel 
sehr knapp in den Diskurs einflossen und selten deutlich dargestellt, begründet und erklärt 
wurden. Die Argumente wurden in den Raum gestellt, als ob sie keiner weiteren Begründung 
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für ihre Richtigkeit bedurften. Auch Hierarchisierungen von Argumenten, die im letzten Teil 
dargestellt werden, wurden kaum hinterfragt. Zum einen trat hier ein diskurstypisches 
Phänomen auf: Einzelne Inhalte – hier Argumente – eines Diskurses bauen aufeinander auf, 
werden wiederholt, verstärken sich, werden als gegeben und bekannt vorausgesetzt, so dass 
wenig neue Inhalte einfließen, die einer ausführlichen Erklärung bedürfen. Zum anderen lässt 
sich vermuten, dass es sich um eine bewusst gewählte Strategie handelt, durch die der 
Einfluss der Aussagen unterstützt werden sollte: Aussagen wurden so formuliert, dass jeder 
Zweifel ausgeräumt und Glaubhaftigkeit demonstriert wurden. 
 
Dabei führt dies nach Meinung der Verfasserin zu einem gefährlichen Amalgam. Bestimmte 
fachspezifische Begriffe, besonders aus dem Bereich des Rechts, wurden ohne Details und 
Erklärungen verwendet, so dass Aussagen teilweise verzerrt wurden und für den Rezipienten 
nicht ohne Weiteres verständlich waren.97 Die Wirkung von Massenmedien ist zwar nicht 
Thema dieser Arbeit, fließt aber peripher an Stellen ein, wo über Strategien im Umgang mit 
Diskursen diskutiert wird. Über mögliche Hintergründe zum Argumentationsstil wird in den 
einzelnen Themenkomplexen eingegangen. 
 
Im Folgenden werden die untersuchten Bereiche einzeln vorgestellt, um die Bandbreite der 
dokumentierten Argumente aufzuzeigen. Dabei wird im Anschluss an eine quantitative 
Einordnung die Kontextualisierung des jeweiligen Diskurses vorgenommen, ehe die einzelnen 
Argumente im Detail vorgestellt werden. Am Ende eines jeden Themenkomplexes soll 
versucht werden, eine weitergehende Einordnung in Bezug auf grundlegende 
Argumentationen und Werteinstellungen vorzunehmen, wie sie im Kapitel 4.2 vorgestellt 
worden sind. Ausnahme bildet der Bereich „kulturelle Anpassung“ aufgrund der geringen 
Anzahl an Kodiereinheiten. 
 
In einem zweiten Auswertungsschritt wurde versucht, eine Diskurshierarchisierung der 
einzelnen Themenkomplexe zu entwickeln. Ausgehend von den Verbindungen zwischen 
ihnen stand die Aufgabe zu betrachten, welche Bereiche im Mittelpunkt komplexer 
verknüpfender Überlegungen stehen. Diese mussten nicht unbedingt ein ebenso vielfältiges 
                                                 
97 Als Beispiel soll die Debatte um die Verschärfung der Ausländergesetzgebung in Deutschland 1997 dienen, 
die nach den Unruhen bei Demonstrationen zum kurdischen Neujahrsfest einsetzte. Immer wieder fanden sich 
Termini wie „schwerer Landfriedensbruch“ vs. „einfacher Landfriedensbruch“, „Gefahr“ vs. „absolute Gefahr“, 
etc., die immer in Zusammenhang mit schnellerer und vereinfachter Abschiebung genannt wurden. Für Laien lief 
die Debatte oberflächlich darauf hinaus, dass von allen Seiten eine Verschärfung des Ausländerrechts gefordert 
wurde, weil viele Ausländer gefährlich und straffällig wären und deshalb schnell abgeschoben werden müssten. 
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Spektrum innerhalb des jeweiligen Themas aufweisen. Analysiert wurden auf der einen Seite 
die inhaltlichen Aussagen dieser Argumentationen. Auf der anderen Seite wurde untersucht, 
welche Bereiche dominieren oder sich anderen Themen unterordnen. 
 
9.1 Nationalstaat 
 
Wie in Kapitel 3 beschrieben, ergibt sich die Problematik der Illegalisierung von Personen 
durch konträre Vorstellungen zwischen staatlichem Schutzhandeln und individuellem 
Verständnis von Grundrechten. Beide Ansätze spiegeln sich in den Argumentationen zum 
Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus wider. Unter dem Begriff 
"Nationalstaat" wurden die Textstellen analysiert, die staatliche Handlungsdirektiven als 
entscheidendes Kriterium ansahen. Diese Aspekte konnten sich sowohl auf Fragen der 
Selbstverständlichkeit nationalstaatlichen Handelns (Souveränität, Rechtsstaatlichkeit, 
Demokratieverständnis, Ansehen des Landes, etc.) als auch auf nationalen Zusammenhalt 
beziehen. Fragen zur inneren Sicherheitslage durch individuell ausgelöste Probleme wurden 
hier nicht berücksichtigt; sie fielen unter „innere Sicherheit“. Weitergehende sozialstaatliche 
Aspekte (finanzielle, gesellschaftspolitische, etc.) wurden im Bereich "Andere Gründe" 
untersucht. 
 
 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 7 7 2 7 23 
1993 13 26 9 45 93 
1996 22 38 46 67 173 
1997 20 25 17 14 76 
2000 7 13 1 4 25 
2001 2 10 1 14 27 
Gesamt 71 119 76 151 417 
Tabelle 28: Anzahl der Kodierungen - Nationalstaat 
 
Die vorliegende Kategorie zählt zu den großen Argumentationssträngen in der 
Illegalisierungsdiskussion. Knapp die Hälfte der Textstellen (43%) entfielen auf das Jahr 1996 
mit dem Spitzenwert in allen vier Zeitungen. Im Gegensatz zu den meisten Bereichen lag 
nicht 1997, sondern 1993 an nächster Stelle der Häufigkeitsverteilungen. Süddeutsche 
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Zeitung und Le Monde wiesen mehr Artikel als die konservativen Zeitungen FAZ und Le 
Figaro auf. Dies entsprach nicht den vermuteten Häufigkeitsverteilungen in diesem Bereich; 
auf Erklärungen wird im Folgenden eingegangen. 1992, 2000 und 2001 spielten nur eine 
untergeordnete Rolle. 
 
9.1.1 Kontextualisierung und Zielstellung der Argumentationen 
 
Ein Großteil der Artikel bezog sich auf punktuelle Ereignisse staatlichen Handelns – meist als 
Rechtfertigung bzw. Kritik zukünftiger oder zurückliegender Aktionen in den Bereichen 
Abschiebung, gerichtliche Entscheidungen, Asyl und Bleiberecht/ Legalisierung. Darüber 
hinaus fanden sich Argumentationen im Kontext anstehender Gesetzesreformen und 
allgemeiner Diskussionen über das Zusammenleben und den Umgang mit Migranten ohne 
regulären Aufenthalt. 
 
War in Deutschland kein zentrales Thema bzw. keine Bezugsgruppe auszumachen,98 war die 
Debatte in Frankreich eng mit der sans-papiers-Bewegung verbunden. Dort tauchten einige 
Argumente auf, die sich speziell auf diese Personengruppe bezogen. Darüber hinaus flossen 
bei Gerichtsurteilen viele Einzelfälle in die Diskussion ein, von denen sich eine allgemeine 
Argumentation abstrahieren lässt. Trotz der punktuellen Berichterstattung griffen die Berichte 
viele Ansätze aus der allgemeinen Diskussion um nationalen Zusammenhalt und Identität 
sowie Souveränität auf. Generell stand der irreguläre Status in beiden Ländern im 
Vordergrund, da andere Migrantengruppen kaum auftauchten. 
 
In den meisten Artikeln konnte man feststellen, dass die geltende Gesetzgebung als 
Begründung für eine bestimmte Meinung diente. Allerdings wurde in kontroversen Debatten 
deutlich, dass je nach Einstellung unterschiedliche Ebenen einflossen zwischen nationalen 
Gesetzen, europäischen Vereinbarungen und internationaler Rechtsauffassung. Darüber 
hinaus war zwischen der Gesetzesebene und Konventionen mit empfehlendem Charakter zu 
unterscheiden. Angesichts der breiten Rahmenbedingungen ist es nicht möglich, konkrete 
Zielstellungen zu benennen. Eine allgemeine Aussage lässt sich insofern treffen, als alle 
Argumentationen einen Umgang mit Ausländern auf Basis der Gesetze forderten. Welche 
                                                 
98 In geringem Maß bildete 1993 die Diskussion um die Änderung des Grundgesetzes mit seinen Konsequenzen 
für das AsylVerfG eine eigene Debatte. Allerdings tauchten gegenüber Frankreich wenig Argumentationen auf. 
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Gesetze auf welcher Ebene als Referenz angesehen und welche konkreten Vorschläge daraus 
entwickelt wurden, variierte sehr. 
 
9.1.2 Argumente 
 
In der Berichterstattung waren während des gesamten Untersuchungszeitraums zwei zentrale 
Argumentationslinien auszumachen. Zum einen handelte es sich um Aspekte von Souveränität 
eines Staates, der Regeln für das gemeinschaftliche Leben aufstellen und Rechte und Pflichten 
der Bürger festlegen kann. Ein Merkmal hierfür ist die Kategorisierung der Bewohner eines 
Landes in Staatsbürger und andere Personen (Migranten). Zum anderen waren Äußerungen 
zur Rechtsstaatlichkeit in der Diskussion dominierend. Hierunter fielen Beschreibungen zu 
Rechtfertigungen von Handlungen in Bezug auf die aktuelle Gesetzeslage. 
 
Beide Aspekte waren sowohl in Deutschland als auch Frankreich zu finden. Obwohl die 
Diskussion ähnliche Grundlagen aufwies, wurden spezifische kontextuelle Unterschiede 
zwischen beiden Ländern ausgemacht. 
 
Im Bereich Souveränität fanden sich in beiden Ländern Argumente, die, obwohl einzeln 
angeführt, einen komplexen Argumentationsstrang bildeten. Auf einer ersten Stufe wurde 
betont, dass der Staat aus seinem Verständnis heraus zum Handeln eine souveräne Funktion 
innehaben muss, aus der sich ergibt, dass er allein bzw. seine Vertreter Regeln für das 
gemeinschaftliche Zusammenleben gestalten können. Der Staat legt diese Regeln in Form von 
Gesetzen fest, die von keinem verändert werden dürfen. Insbesondere Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus können nicht aus anderen Gründen wie Aufenthaltsdauer und 
Integrationsniveau Rechte ableiten, die in gesetzlich verankerte Rechte übergehen. 
 
Insofern legt der Staat in einem zweiten Schritt Regeln für die Inanspruchnahme von 
Leistungen fest, allen voran Staatsbürgerrechte. Er allein kann eine Unterscheidung zwischen 
legalem und illegalem Aufenthaltsstatus treffen. Legitimiert wird er dabei u.a. durch die 
einheimische Bevölkerung, die ein Interesse daran hat, enge Regeln für die Teilhabe (in Form 
von Einreise und Aufenthalt) zu erstellen. Diese gelten insbesondere für Menschen ohne 
regulären Aufenthalt. Die Bevölkerung will die eigenen Rechte gegenüber anderen Personen 
gestärkt sehen und legitimiert so den Kampf gegen illegale Einwanderung. 
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Auf dieser Basis legt der Staat auf einer dritten Stufe Kriterien für den Umgang mit Migranten 
fest und bestimmt so die Regeln für die Aufnahme. Es liegt in seiner Souveränität zu sagen, 
ob eine bestimmte Aufnahmekapazität erreicht ist und ob infolge dessen strengere Regeln 
festzulegen sind.99 Er beschließt nicht nur Gesetze, sondern reagiert auch auf aktuelle 
Entwicklungen. Somit kann er sein eigenes Handeln den Gegebenheiten immer neu anpassen, 
gegebenenfalls illegale Praktiken legalisieren und neue Bedürfnisse in die Gesetzgebung 
einbauen. 
 
In Frankreich tauchten diese Aspekte stärker als in Deutschland auf. Die Notwendigkeit des 
Kampfes gegen illegale Zuwanderung wurde aus dem Prinzip staatlicher Souveränität, den 
Prinzipien der Republik und nationalen Zwängen erklärt. Die Bemühungen des Staates wären 
im Interesse Frankreichs, um soziale Harmonie und Kohärenz zu erhalten und das Territorium 
zu verteidigen. Gesetze anzuwenden wurde aus diesem Souveränitätsprinzip heraus als 
normal hingestellt, da diese von Volksvertretern bestimmt worden sind und keiner weiteren 
Rechtfertigung bedürften. 
 
In den Texten fanden sich oft Begriffe wie Territorium oder republikanisches Verständnis, die 
auf eine allgemeine Debatte um Nationalverständnis und nationale Identität zielten. In 
Frankreich wurde offener und offensiver mit diesen Begrifflichkeiten gearbeitet als in 
Deutschland, wo die Diskussion eher auf der dritten Stufe der Notwendigkeiten debattiert 
wurde, ohne Grundlagen des nationalen Verständnisses auszutragen. 
 
An die Debatte um staatliche Souveränität knüpften weitere Argumente an, die an dieser 
Stelle kurz dargestellt werden sollen. In Frankreich spielte die Frage nationalen Interesses 
auch im Umgang mit ausländischen Studenten eine Rolle. Deren Legalisierung wurde als 
Vorteil für die Betroffenen, aber auch für Frankreich selbst angesehen. Andererseits spiegelte 
sich eine defensive Einstellung in der Schilderung wider, dass die Würde von französischen 
Staatsbürgern höher zu bewerten ist als von Migranten und dass eine Abschiebung zusätzlich 
zu einer Strafverfolgung rechtens ist. Dies bedeutet, dass bei gleicher Straftat das Strafmaß je 
nach Staatsbürgerschaft anders ausfallen kann. Ebenfalls auf das nationale Verständnis zielten 
Argumentationen, dass Hilfeleistungen für Bedürftige zur kulturellen Tradition Frankreichs 
seit mehr als 200 Jahren dazugehörten und dass dies dementsprechend auch Menschen ohne 
                                                 
99 So z.B. die Aussage, dass das Asylverfahren strenger gestaltet werden muss, weil zu viele Menschen 
Anspruch darauf anmelden, oder die Verschärfung von Kontrollen in Deutschland nach Einreise vieler Albaner 
in Italien aus Befürchtung der Weiterreise. 
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regulären Aufenthalt einschließt, da sich darin moralische Wertvorstellungen und 
Demokratieprinzipien niederschlugen. 
 
Auf internationaler Ebene wurden zwei Argumente angeführt. In Bezug auf die sans-papiers 
von Saint-Bernard wurde für eine Legalisierung plädiert, da die Betroffenen in vielen Fällen 
Nachfahren von Soldaten waren, die für Frankreich im Zweiten Weltkrieg kämpfen mussten. 
Eine Legalisierung sollte eine Geste der Wiedergutmachung darstellen. Diese Ansicht wurde 
in der Debatte auch kritisiert, indem entgegnet wurde, dass das Ausländerrecht keine 
Sonderregeln für Personen aus ehemaligen Kolonien vorsieht. Ein weiterer Aspekt wurde bei 
der Forderung deutlich, eine Lösung zur Beendigung des Hungerstreiks in der Kirche Saint-
Bernard zu finden. Ein menschliches Drama hätte nach Meinung der Diskutanten dem 
internationalen Ansehen Frankreichs schaden können. Dieses Argument war auch in 
Deutschland in Bezug auf Bürgerkriegsflüchtlinge nachzuweisen, wonach eine verfrühte, dem 
Dayton-Vertrag vorgreifende Rückführung dem internationalen Ansehen Deutschlands 
negativ hätte angelastet werden können. 
 
In Deutschland tauchte das Argument staatlicher Souveränität in verschiedenen Kontexten 
auf. Meist wurde damit begründet, dass das Misslingen einer Strategie automatisch eine 
andere Strategie rechtfertigte. Da die Bürgerkriegsflüchtlinge nicht freiwillig Deutschland 
verließen, sollten sie zwangsweise rückgeführt werden. Auch bei Asylbewerbern wurde sich 
dafür ausgesprochen, Entwicklungshilfe für Länder zu kürzen, die nicht bereit waren, 
abgelehnte Asylbewerber freiwillig zurückzunehmen. Um Schleusern das Handwerk zu legen, 
sollte selbst für Kinder Abschiebehaft ermöglicht werden. Dadurch sollte der souveräne Staat 
in seiner Handlungsfähigkeit gestärkt werden. 
 
An anderen Stellen waren es Stimmen von Kirche und Nichtregierungsorganisationen, die 
sich für eine Monopolstellung des Staates bei der Durchführung und Organisation von 
Asylverfahren aussprachen. Sie lehnten sowohl ein eigenständiges Kontingent an 
Asylbewerbern für die Kirche als auch die Durchführung von Abschiebungen durch private 
Sicherheitsfirmen mit der Begründung ab, dass es sich dabei um ein Gewaltmonopol des 
Staates handelte, für das andere Akteure nicht vorbereitet wären.100 
 
                                                 
100 Diese Argumente stellten eine Reaktion auf Diskussionen auf politischer Ebene dar, die sich für 
Kirchenkontingente und somit Kontroll- und Autoritätsentzug des Staates im Bereich Asyl ausgesprochen hatten. 
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Aussagen, die sich mit dem Aufenthalt von Bürgerkriegsflüchtlingen beschäftigten, bezogen 
sich auf den temporären Charakter deren Status. Sie besagten, dass es sich um Gäste auf Zeit 
handelte, deren Aufenthaltsgrund immer weniger existierte. Deshalb hätte Deutschland das 
Recht, eine zwangsweise Rückführung zu organisieren. Auf die Konsequenzen für den 
Staatsapparat zielte die Überlegung von Gerichten ab, einen Asylbewerber nicht aus dem 
Flughafenverfahren einreisen zu lassen, da die Folgen für Deutschland und die 
Ausländergesetzgebung bei Schaffung eines Präzedenzfalles viel zu groß geworden wären 
und die eventuellen negativen Folgen einer Rückschiebung für den Betroffenen in Kauf 
genommen werden müssten. 
 
Basis für alle angeführten Argumente war die Hegemonie staatlicher Gesetze und politischer 
Einflussmöglichkeiten auf Gesetze gegenüber individuellen Bedürfnissen. Selbst wenn 
einzelne persönliche Forderungen als menschlich richtig und verständlich dargestellt wurden, 
wurde ihnen jede Legitimation aufgrund fehlender gesetzlicher Bestimmungen abgesprochen. 
Im Gegenzug erhielt der Staat die Rolle zugesprochen, im Notfall Gesetzesänderungen 
vorzunehmen, die auf Basis von quantitativen Merkmalen qualitative Entscheidungen 
beeinflussen. So wurde z.B. mit steigenden Asylbewerberzahlen gefordert, dass die 
Aufnahmebedingungen verschärft werden müssten.  
 
Der zweite Argumentationskomplex der Rechtsstaatlichkeit spielte sich vor allem im Rahmen 
von Aktionen staatlicher Akteure wie Gerichte und Behörden ab. In den Texten wurde jeweils 
spezifisches Handeln auf Basis der geltenden Rechtslage gerechtfertigt oder kritisiert. Dabei 
wurde vielfach gesagt, dass staatliches Handeln nicht (moralisch) falsch sein kann, wenn 
diese Grundlagen bestehen. Andererseits wurden oft Konsequenzen von bestimmten 
Entscheidungen und Aktionen dargestellt. Betroffene, die gegen das Ausländergesetz oder das 
Asylverfahrensgesetz verstoßen hatten, müssten mit negativen Sanktionen in Bezug auf ihren 
Aufenthalt rechnen, da dies gesetzlich vorgesehen ist. Solche Konsequenzen könnten die 
Verweigerung einer Bleiberechtslösung, die Ausweisung, die Ablehnung des Asylgesuches 
oder die zügige Rückführung von Bürgerkriegsflüchtlingen sein. 
 
Gesetzesverstöße wurden auch dokumentiert, wenn sie seitens der Beamten begangen 
wurden. In diesen Fällen wurden positive Sanktionen für die Migranten hervorgehoben wie 
die Freilassung aus Abschiebehaft wegen Verfahrensfehlern, die Einreise aus dem 
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Flughafenverfahren oder die Ausübung der Eheschließung nach vorhergehender 
Verweigerung. 
 
Darüber hinaus wurde lange besonders in Deutschland debattiert, inwieweit bestimmte Teile 
der Grundgesetzänderung und ihre Konsequenzen verfassungswidrig seien. Hier wurden 
verschiedene Argumente und gesetzliche Verankerungen angebracht. Nach der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts 1996 fielen die kontroversen Debatten aber weg. 
 
Aspekte der Rechtsstaatlichkeit wurden weiterhin als Argument eingesetzt, wenn gefordert 
wurde, erst dann zu handeln, wenn eine endgültige verfahrensrechtliche Entscheidung 
getroffen wurde. Hier wurde argumentiert, dass der Rechtsstaat genug Entscheidungsmittel 
hat, so dass eine übereilte Handlung nur zu Fakten führen würde, die dann schwierig 
rückgängig gemacht werden könnten. 
 
In Deutschland traten diese Argumente in verschiedenen Zusammenhängen auf. Menschen 
ohne regulären Aufenthalt waren die Betroffenen in der Diskussion um Kirchenasyl und 
Zugang zu einer humanitären Grundversorgung. Im Diskurs flossen sowohl für als auch gegen 
Kirchenasyl Argumente ein, die sich auf rechtliche Aspekte bezogen. Auf der einen Seite 
wurde Kirchenasyl als ein Rechtsbruch abgetan, der einen rechtsfreien Raum schafft und die 
Souveränität des Staates angreift. Dem wurde entgegengehalten, dass Kirchenasyl nur in den 
Fällen gewährt wird, in denen bereits vorher Rechtsbrüche begangen bzw. rechtlich 
bedenkliche Entscheidungen getroffen wurden. So sollte mit dem Mittel des Kirchenasyls 
dem Recht eher zum Ausdruck verholfen werden. Menschen ohne regulären Aufenthalt sollte 
aufgrund rechtsstaatlicher Prinzipien auch eine Grundversorgung, insbesondere medizinischer 
Art möglich sein. Diese sei schon deshalb Pflicht, da Deutschland internationale 
Vereinbarungen unterschrieben hat, die dies vorsehen. Auf der anderen Seite gab es Stimmen, 
die eine konsequente Meldung von illegalem Aufenthalt an Behörden forderten, um so dem 
Recht Geltung zu verschaffen. 
 
Weitere Kontexte waren die Rückführung von Bürgerkriegsflüchtlingen und der Umgang mit 
straffälligen Ausländern. Im Vergleich zu Menschen ohne regulären Aufenthalt wurden 
Massenabschiebungen bosnischer Flüchtlinge vielfach mit der Begründung abgelehnt, dies sei 
für diese Gruppe kein rechtsstaatliches Mittel. Demgegenüber beriefen sich andere Stimmen 
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auf das Argument, dass der Aufenthalt von Anfang an befristet und so rechtlich festgehalten 
war, was man trotz Emotionen nicht vergessen sollte. 
 
Im Bereich straffällig gewordener Ausländer wurde ebenfalls kontrovers diskutiert. Auf der 
einen Seite sollte eine strenge und konsequente Ausweisung zeigen, welche Stärke 
Deutschland vorweisen kann. Auf der anderen Seite wurden Abschiebungen als mit dem 
Rechtsstaat nicht vereinbar gesehen, da für Straffällige ein Strafverfahren und dessen 
Konsequenzen vorgesehen waren und eine Ausweisung eine Doppelbestrafung bedeuten 
würde. 
 
In Frankreich drehte sich die Debatte fast ausschließlich um Menschen ohne regulären 
Aufenthalt. Befürworter einer harten Linie gegenüber den Betroffenen argumentierten, dass 
der irreguläre Aufenthalt allein eine so große Straftat sei, dass keine positiven Konsequenzen 
erwartet werden dürften. So sollte aus dem Aufenthalt von mehr als 15 Jahren kein 
Legalisierungskriterium entstehen, da dies als Belohnung für irregulären Aufenthalt ausgelegt 
werden könnte. Bürgermeister zogen manchmal das Begehen einer Straftat vor, indem sie die 
Eheschließung eines sans-papiers ablehnten, um sich ihrer Meinung nach nicht Komplize 
einer größeren Straftat des illegalen Aufenthalts zu machen. 
 
Befürworter einer Legalisierung oder zumindest einer Lösung bestimmter Härtefälle 
kritisierten das alleinige Festhalten an rechtlichen Rahmenbestimmungen. Gerade die 
Gesetzeslage in den Jahren vor 1996 habe zu der ausweglosen Situation der „ni expulsables, 
ni régularisables“ geführt  d.h. dazu, dass Personen weder abgeschoben noch legalisiert 
werden konnten. Die konkrete Ausländergesetzgebung war eine rechtliche Grauzone, 
entsprach jedoch nicht dem Rechtsverständnis. Legalisierungen sollten danach eher auf Basis 
von internationalen Verträgen, des Arbeitsrechts und des humanitären Rechts vorgenommen 
werden, die bereits zu diesem Zeitpunkt eine weitergehende Bleiberechtslösung ermöglicht 
hätten. 
 
9.1.3 Fazit und weitergehende Überlegungen 
 
Der Themenkomplex Nationalstaat gehört zu den großen Argumentationsbereichen im 
Illegalisierungsdiskurs. Zwei Hauptargumente wurden in beiden Ländern nachgewiesen. Zum 
einen war das staatliche Selbstverständnis von Souveränität und Autorität in Bezug auf die 
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Festlegung von Regeln des Zusammenlebens entscheidend für Begründungen zum Umgang 
mit Menschen ohne regulären Aufenthalt oder straffällige Ausländer. Zum anderen wurden 
Aktionen auf Basis bestehender Gesetze kritisiert oder gerechtfertigt. Moralischen 
Einstellungen wurde Wichtigkeit abgeschrieben, da allein Gesetze über Recht und Unrecht 
entscheiden sollten. 
 
Süddeutsche Zeitung und Le Monde wiesen gegenüber FAZ und Le Figaro mehr Artikel auf, 
obwohl ein umgekehrtes Verhältnis im Vorfeld vermutet wurde. Zu erklären ist diese 
Tatsache durch die intensive Darstellung rechtsstaatlicher Aspekte, die nicht unbedingt auf 
nationale Abschottung abzielte, sondern auch Forderungen auf Basis humanitärer, gesetzlich 
verankerter Gesichtspunkte einbrachte. 
 
Zeitliche Entwicklungen im Untersuchungszeitraum waren praktisch nicht auszumachen. 
Tendenzielle Verschiebungen traten in Bezug auf die Bezugsgruppen auf, das Grundmotiv 
blieb aber bestehen. Diese Feststellung ist im Übrigen in Bezug auf fast alle 
Argumentationsbereiche zu treffen. 
 
Allen Argumentationen lag ein positivistisches Verständnis zu Grunde. Der Staat als 
Machtmonopol jeglicher Entscheidungen hat die alleinige Souveränität, Regeln für 
Zuwanderung und legalen Aufenthalt zu bestimmen. Die Argumente wurden in den wenigsten 
Fällen weiter ausgeführt, sondern eher als Schlagworte eingebracht. Allerdings kam es dann 
zu kontroversen Diskussionen, wenn unterschiedliche gesetzliche Grundlagen als Begründung 
dienten (nationale vs. internationale Ebene, Gesetze vs. Konventionen, Ausländerrecht vs. 
Arbeitsrecht, etc.). 
 
9.2 Innere Sicherheit 
 
Der Themenkomplex „innere Sicherheit“ schließt an den vorhergehenden Bereich an. Hier 
geht es allerdings nicht um Argumentationen zum Selbstverständnis von nationaler 
Souveränität und Aspekten staatlichen Handelns, sondern zum Umgang mit Menschen, die als 
Bedrohung für gemeinschaftliches Zusammenleben wahrgenommen werden. Untersucht 
wurden alle Textstellen, die einen Zusammenhang zwischen der Aufenthaltsberechtigung 
(bzw. vor allem deren Entzug) und (kriminellem) Verhalten von Migranten herstellten. Das 
Thema war einem Großteil von Texten inhärent, die sich mit Menschen beschäftigten, die sich 
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regulär im Land aufhielten und durch deren Verhalten die Selbstverständlichkeit des 
Aufenthalts bei den Behörden infrage gestellt wurde. Es geht wieder um die Rechtfertigung 
staatlichen Verhaltens, das allerdings erst als Reaktion auf die Betroffenen selbst entsteht. 
 
 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 10 2 0 4 16 
1993 4 3 0 6 13 
1996 10 17 3 7 37 
1997 9 7 11 10 37 
2000 5 0 0 2 7 
2001 2 3 0 4 9 
Gesamt 40 32 14 33 119 
Tabelle 29: Anzahl der Kodierungen - Innere Sicherheit 
 
Mit 119 Kodiereinheiten ist der Bereich „innere Sicherheit“ der zweitkleinste hinter dem 
Komplex „kulturelle Anpassung der Betroffenen“. In Deutschland fanden sich die meisten 
Nennungen 1996 im Zusammenhang mit der Debatte um straffällige Ausländer. 
Demgegenüber wiesen Le Monde und Le Figaro die meisten Nennungen 1997 auf, ohne dass 
man sie einer konkreten Debatte zuweisen konnte. Die wenigsten Nennungen bezogen sich 
auf das Jahr 2000, gefolgt von 2001. Es handelt sich um die einzige Kategorie, in der die 
meisten Nennungen in der FAZ und mehr Nennungen in Deutschland als in Frankreich zu 
verzeichnen waren. 
 
Die Bandbreite argumentativer Darstellungen in diesem Bereich war relativ gering. Die 
ausgewerteten Textstellen wiesen zudem gegenüber anderen Themenkomplexen eine große 
Ähnlichkeit zwischen Deutschland und Frankreich auf. Ein Grund wird in der starken 
Orientierung an juristischer Terminologie gesehen, die auf einer Ausländergesetzgebung 
beruht, die sich in Deutschland und Frankreich immer stärker angleicht. Ausgehend von der 
positivistischen Kontextualisierung erscheint die Tatsache plausibel, dass die eingangs 
beschriebene Ausrichtung auf Faktendarstellung zu Ungunsten von ausführlichen 
Begründungen ausfiel. 
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Eine zeitlich differenzierte Analyse war unangebracht, da die einzelnen Argumente sich 
während des Untersuchungszeitraums kaum veränderten, sondern immer wieder aufgegriffen 
wurden. Unterschiede tauchten ausschließlich auf der Ebene der betreffenden Straftaten auf. 
 
9.2.1 Kontextualisierung und Zielstellung der Argumentationen 
 
Auf Fragen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit wurde sowohl in der Berichterstattung 
über Gerichtsprozesse als auch in Debatten um Gesetzesänderungen eingegangen. Im zweiten 
Fall traten teilweise konzentrierte Berichterstattungen auf, so bei der Debatte über den 
Umgang mit gewalttätigen Ausländern (insbesondere Kurden) 1996/97 oder bei Einführung 
der Visumspflicht für Kinder 1997 in Deutschland. Gerichtsurteile waren in den wenigsten 
Fällen in eine weitergehende Debatte eingebunden. 
 
Ziel der Diskussion war vor allem, ein effizienteres juristisches Instrumentarium zu erreichen, 
um gegen Ausländer, die die öffentliche Ordnung bedrohen, vorgehen zu können. Dabei ging 
es um die Möglichkeit, eine Aufenthaltsgenehmigung zu verweigern, nicht zu verlängern oder 
sogar zu entziehen und anschließend die betroffene Person abzuschieben. Im weiteren Verlauf 
sollte die Einreise von gewalttätigen Personen durch stärkere Grenzkontrollen unterbunden 
werden. Im Bereich des Asylverfahrens wurde die Notwendigkeit eines verkürzten Verfahrens 
und der Abschiebung straffällig gewordener Asylbewerber dargestellt. Des Weiteren wurden 
die Bedingungen für einen Abschiebestopp bestimmter Gruppen und dessen Ausnahmen 
beleuchtet. 
 
Über die Hälfte der Texte beschäftigte sich wie vermutet mit dem Umgang straffällig 
gewordener Ausländer, die sich legal auf dem Territorium aufhalten. Die Debatte drehte sich 
um die Berechtigung des Entzugs eines legalen Aufenthalts und somit Illegalisierung von 
Personen. Eine weitere Gruppe, zu der Stellung bezogen wurde, sind Asylbewerber. Hier ging 
es um eine mögliche Verwirkung des Flüchtlingsstatus infolge von Straftaten. Nur am Rand 
tauchten Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus auf. 
 
Neben der allgemeinen Debatte um Zielstellungen und Begründungen wurden vielfach auch 
die Straftaten explizit genannt101, die in diesem Zusammenhang eine Rolle spielten. Es 
                                                 
101 Dies trifft stärker auf Deutschland als auf Frankreich zu. 
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handelte sich dabei in beiden Ländern um Drogenhandel (insbesondere mit Heroin), 
Zigarettenhandel, Landfriedensbruch bzw. schweren Landfriedensbruch und Zuhälterei.102 
 
9.2.2 Argumente 
 
Die faktenhaft dargestellten Argumente lassen sich zu einem großen Teil dahingehend 
zusammenfassen, dass die Sicherheit der öffentlichen Gemeinschaft generell gegen Angriffe in 
Form von Straftaten geschützt werden muss. Die Angriffe auf die gesellschaftliche Ordnung 
rechtfertigen unhinterfragt ein Eingreifen seitens des Staates. In der Debatte wurde dies wie 
folgt dargestellt: 
 
Ein Eingreifen in Form von Aufenthaltsverweigerung oder Abschiebung ist dann zulässig und 
notwendig, wenn die Sicherheit bzw. der innere Frieden des Landes gefährdet ist („Gefahr für 
die Allgemeinheit“, „Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung“). Eine Abschiebung 
wurde als Handeln im öffentlichen Interesse dargestellt. Dahinter steht die Aussage, dass eine 
Gesellschaft nur dann funktionieren kann, wenn sich ihre Mitglieder an die auf 
unterschiedlichen Ebenen vereinbarten Regeln halten. Außerhalb des hier untersuchten 
Diskurses zum Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus behält sich der Staat 
generell das Recht vor, bei Zuwiderhandeln zu sanktionieren. Allerdings wird an Ausländer 
ein anderes Sanktionsinstrumentarium angesetzt als an deutsche Staatsbürger. Kritische 
Auseinandersetzungen zu dieser Sonderstellung wurden nicht angesprochen, sondern fanden 
sich eher im Bereich „Integrationsniveau“ oder „humanitäre Verantwortung“. 
 
Eine Sonderstellung wurde nicht nur in der Beziehung zu Ausländern allgemein angesetzt, 
sondern auch zu bestimmten Gruppen wie Asylbewerbern und Bürgerkriegsflüchtlingen. In 
diesem Fall wurden Ausnahmeregelungen außerhalb der allgemeingültigen Rechts- und 
Verfahrenslage vorgeschlagen, die mit den oben geschilderten Argumenten der allgemeinen 
Sicherheitslage in Verbindung gebracht wurden. Straffälligkeit wurde in der Berichterstattung 
angebracht als Begründung für das Verwirken des Asylrechts eines Betroffenen sowie für die 
schnellere Abschiebung von Bürgerkriegsflüchtlingen. Dabei beriefen sich die Disputanten 
auf die gegenwärtige Rechtssprechung der Genfer Flüchtlingskonvention (Art.32). 
 
                                                 
102 Für Deutschland: Impliziter Bezug auf §§45ff. AuslG i.d.F. vom 9.7.1990, aktuell §§53ff. AufenthG i.d.F. 
vom 30.7.2004. Für Frankreich: Art. 23ff. ord. 45 
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2001 änderte sich die Diskussion dahingehend, dass Gefahr für die öffentliche Ordnung meist 
mit Terrorismusverdacht gleichgesetzt wurde. Ähnlich wie bei der Begründung in 
Gerichtsurteilen, Personen nach Straftaten deshalb abzuschieben, weil die Gefahr neuer 
Straftaten besteht, kam es zu einer qualitativ neuen Ebene des Umgangs mit Migranten. 
Innere Sicherheitsaspekte und die Bedrohung der öffentlichen Ordnung wurden nicht nur 
argumentativ eingesetzt, um existierende Probleme zu sanktionieren, sondern wurden 
hypothetisch-antizipatorisch verwendet. Dies hatte zur Folge, dass Gerichtsurteile auf 
Vermutungen zum zukünftigen Verhalten einer Person basierten und gleichzeitig gravierende 
Einschnitte in individuelle Freiheiten bedeuteten. 
 
Der Begriff der „Sozialhygiene“ tauchte ebenfalls in diesem Zusammenhang auf und bezog 
sich auf die Aufrechterhaltung der gemeinschaftlichen Ordnung, wie z.B. bei Ausweisung 
wegen Rauschgifthandel. Er fand sich aber auch in der Argumentation um Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus in Bezug auf den Zugang zu medizinischer Versorgung. Hier 
wurde mit dem gleichen Argument – die Verhinderung eines Ungleichgewichts bzw. die 
Gefährdung der öffentlichen Ordnung – für den Zugang zu medizinischer Versorgung 
plädiert, da sonst für bestimmte Krankheiten Seuchengefahr bestehen könnte, von der die 
gesamte Bevölkerung betroffen wäre (Tuberkulose, HIV/AIDS). 
 
In bestimmten Textstellen beider Länder wurde eine direkte Verbindung zwischen 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus und kriminellem Verhalten (Illegalität als 
Straftat; Illegalität schafft Kriminalität vor allem in den Vorstädten, Betroffene sind 
überdurchschnittlich oft als Rauschgifthändler tätig, etc.) festgestellt. In diesen Fällen wurde 
ohne Differenzierung dafür geworben, stärkere Identitätskontrollen durchzuführen und die 
Betroffenen konsequent abzuschieben. Diese Argumente tauchten jedoch selten auf. 
 
In Frankreich fand sich auch die gegenläufige Forderung der expliziten Trennung zwischen 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus und sich legal aufhaltenden straffälligen 
Migranten. So sollten nicht die sans-papiers verfolgt werden, sondern polizeiliche 
Maßnahmen sich stärker auf ausländische Kriminelle unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus 
konzentrieren. In diesen Forderungen wurde illegaler Aufenthalt nicht oder nur in geringem 
Maß als Straftat angesehen, die für die gesellschaftliche Ordnung keine Rolle spielte, solange 
die Betroffenen nicht störten, was a priori der Fall war. 
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Einen anderen Akzent setzten in Frankreich Argumentationen, dass gerade der rechtsfreie 
Raum, den die sans-papiers einnahmen, implizit und auf längere Sicht die öffentliche 
Ordnung bedrohte. Die Bedrohungslage wurde in den Medien jedoch nicht erklärt oder 
differenziert. Es wurde dafür plädiert, diesen rechtsfreien Raum zu verhindern, d.h. entweder 
zu legalisieren oder abzuschieben. Für die Verfasserin war diese Darstellung eine der 
wenigen, wo ausgehend von einer abstrakten Überzeugung unterschiedliche Konsequenzen 
für den Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthalt vorgeschlagen wurden. 
 
Ausschließlich in Deutschland wurde sich dafür ausgesprochen, Migranten auch ohne Urteil 
regelauszuweisen mit der Begründung, dass die Kriminalitätsrate bei Ausländern 
überproportional hoch sei. Hier wurde nicht explizit auf die Gefahr für die öffentliche 
Ordnung eingegangen, so dass es sich um ein Argument handelt, das auf den ersten Blick 
auch unter „andere Gründe“ hätte kodiert werden können. Die Einordnung in den hier 
untersuchten Bereich geschah auf der Basis der Betonung der kriminellen Aktivitäten seitens 
der Migranten. 
 
9.2.3 Fazit und weitergehende Überlegungen 
 
Der Themenkomplex „innere Sicherheit“ ist eine kleine Kategorie bei der argumentativen 
Auseinandersetzung mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus. Außerdem handelt es 
sich um einen einseitig angelegten Bereich, der kein breites Argumentationsspektrum 
aufwies. Unterschiede zwischen der deutschen und der französischen Debatte waren minimal. 
Begründungen bezogen sich fast ausschließlich auf eine faktische oder hypothetische 
Bedrohung des öffentlichen Raumes und der Bevölkerung, die verhindert werden sollte. 
 
Warum an Migranten andere Maßstäbe im Umgang mit Straftaten angesetzt wurden, wurde in 
den Medien nicht erläutert, sondern als gegeben vorausgesetzt. Insofern fanden sich in diesem 
Bereich nur mittelbare Begründungen, die nicht präzisierten, warum die strafrechtliche 
Verfolgung nicht ausreichte, sondern die Ausweisung notwendig wäre. Unmittelbare 
Argumente für diese Entscheidung finden sich unter „andere Gründe“. 
 
Die Terminologie wies nicht nur bei der Darstellung von Gerichtsurteilen stark juristische 
Züge auf und bezog sich sehr oft auf die Ausländergesetzgebung. Dabei wurden einzelne 
Begriffe nicht erläutert. In der weiteren Debatte wurde vorgeworfen, dass die meisten 
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Forderungen bereits ausländerrechtlich möglich waren, aber nicht konsequent umgesetzt 
wurden. Zunächst entstand jedoch der Eindruck, als wäre die Gesetzgebung zu locker und 
müsste aus einer wachsenden Bedrohung heraus verstärkt werden. Es wird vermutet, dass 
Argumente in dieser stilistischen Form bewusst in einem Bereich eingesetzt wurden, in dem 
nach Meinung der Verfasserin ohne Fachkenntnisse leicht eine Beeinflussung auftreten kann. 
 
Als Basis für die hier geführte Debatte sieht die Verfasserin ein überwiegend positivistisches 
Grundverständnis. Wie im ersten Bereich wurde betont, dass einzig der Staat das 
Machtmonopol besitzt, Regeln für gemeinschaftliches Zusammenleben aufzustellen und bei 
Zuwiderhandeln zu sanktionieren. Migration wurde nicht per se als Gefahr gesehen, jedoch 
wurde ein gewisses Gefahrenpotenzial unterstellt. Migranten konnten sich gut integrieren, 
sobald sie jedoch strafrechtlich auffielen, wurden sie automatisch in eine Sonderkategorie 
eingeordnet, für die spezielle Regeln galten. Hier spielten auch Überlegungen zu 
nationalstaatlicher Einheit und Kohärenz eine Rolle, die durch das Verhalten von Migranten 
bedroht zu sein schienen. Deshalb ist dieser Bereich eng mit der Kategorie "Nationalstaat" 
verbunden. 
 
9.3 Humanitäre Verantwortung 
 
Im Bereich „humanitäre Verantwortung“ wurden alle Textstellen untersucht, in denen sich für 
einen Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus ausgesprochen wurde, der 
individuelle Belange der Betroffenen in den Vordergrund rückt. Begründungen dieser Art 
bezogen sich nicht darauf, direkt durch gesetzliche Bestimmungen und gesellschaftliche 
Bedingungen eine Umgangsform zu rechtfertigen, sondern diese von der Lage der Person 
selbst abzuleiten. Dabei stand eine allgemeingültige Dimension humanitärer Ansprüche im 
Vordergrund. Trotzdem sind gleichzeitig Artikel vertreten, in denen ausgehend von konkreten 
Fällen Argumente entwickelt wurden. 
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 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 1 9 0 5 15 
1993 14 23 15 44 96 
1996 40 57 49 80 226 
1997 31 46 23 45 145 
2000 14 26 3 12 55 
2001 3 15 7 21 46 
Gesamt 103 176 97 207 583 
Tabelle 30: Anzahl der Kodierungen - Humanitäre Verantwortung 
 
Mit 582 Nennungen ist dieser Bereich der größte im zweiten Untersuchungsabschnitt. Mit 
Abstand am stärksten fanden Argumentationen in den Jahren 1996 und 1997, gefolgt von 
1993 Einzug in den Diskurs. 1992, aber auch 2000/01 spielten sie eine untergeordnete Rolle. 
Im Gegensatz zu anderen Bereichen wurde bei der Analyse deutlich, dass bestimmte 
Teildebatten eine große Rolle spielten, so die sans-papiers-Bewegung in Frankreich und die 
Rückführungsdebatte der Bürgerkriegsflüchtlinge in Deutschland. 
 
Weiterhin fiel auf, dass im Gegensatz zu Fragen wie nationalstaatliche Aspekte und innere 
Sicherheit ein großer Häufigkeitsunterschied zwischen Le Monde respektive Süddeutsche 
Zeitung auf der einen und Le Figaro sowie FAZ auf der anderen Seite auftrat. Im Anschluss 
an den ersten Auswertungsteil lässt das auf eine wertende Kategorie schließen. 
Argumentationen beruhen immer auf Wertungen, so dass alle untersuchten Kategorien im 
zweiten Untersuchungsabschnitt wertend sind. Die Bezeichnung wird hier jedoch 
dahingehend verwendet, dass dieser Bereich besonders polarisiert. Eine Wertung besteht nicht 
nur auf inhaltlicher Ebene. Selbst mit der Aufnahme bzw. Nichtaufnahme bestimmter 
Argumente in den Diskurs wird eine Meinung ausgedrückt. 
 
Ausgehend von den jeweiligen Vorkommnissen und Debatten in Deutschland und Frankreich 
fanden sich ganz unterschiedliche Argumentationen, die zwar auf einem Hauptargument bzw. 
einer ähnlichen Einstellung heraus entstanden, im weiteren Diskurs aber disparate Züge 
annahmen. Innerhalb des Untersuchungszeitraums kann man nicht von einer 
Weiterentwicklung der Argumente sprechen; allerdings lassen wechselnde Bezugsgruppen 
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auf einen Einstellungswandel bei der Frage schließen, wer sich auf humanitäre Grundfragen 
berufen kann. 
 
9.3.1 Kontextualisierung und Zielstellung der Argumentationen 
 
Wie bereits angedeutet, gab es in beiden untersuchten Ländern jeweils eine Personengruppe, 
die im Zentrum humanitärer Gesichtspunkte stand. In Deutschland koinzidierte die Debatte 
mit den Rückführungen der Bürgerkriegsflüchtlinge aus Bosnien und beschränkte sich auf 
1996/97. Auch in Frankreich standen diese beiden Jahre an erster Stelle, und zwar in 
Verbindung mit der sans-papiers-Bewegung. Auch darüber hinaus blieben sans-papiers 
wichtiger Bestandteil der Diskussion. In Deutschland waren erst ab 2000 verstärkt Menschen 
ohne regulären Aufenthaltsstatus als betroffene Personengruppe zu finden. Randständig waren 
in beiden Ländern Asylbewerber (mit einer Spitze 1993) und sich regulär aufhaltende 
Personen in den Diskurs einbezogen. 
 
Im Gegensatz zu anderen Bereichen wurden die meisten Aussagen allgemein gehalten und 
nahmen nicht auf eine Person oder eine Gruppe Bezug. Selbst zu Beginn der sans-papiers-
Bewegung während der Kirchenbesetzung von Saint-Ambroise waren die meisten Artikel auf 
die allgemeine Lage aller Betroffenen ausgerichtet. 
 
In Deutschland stand in der Rückführungsdebatte der Bürgerkriegsflüchtlinge im 
Vordergrund, welche Gruppen zu welchem Zeitpunkt wohin gehen müssten bzw. für welche 
Personen Ausnahmen gemacht werden sollten. Menschen ohne regulären Aufenthalt traten bei 
Fragen um humanitäre Mindeststandards und Schutzmaßnahmen auf. Auch Personen, deren 
Aufenthalt legal ist, tauchten in der Diskussion auf, z.B. bei der Frage nach einem 
eigenständigen Bleiberecht ohne Zeitklausel für Ehegatten in Ausnahmefällen. 
 
In Frankreich waren humanitäre Argumentationen meist mit Forderungen nach Legalisierung 
verbunden. Weitergehende Ziele drehten sich um Abschiebehaft, die Unterbringung im 
Flughafenverfahren und die Durchführung von Abschiebungen. Personen mit legalem 
Aufenthalt wurden im Kontext von Bleiberechtsansprüchen und Fragen der Ausweisung 
dargestellt. Gesetzesänderungen spielten in diesem Zusammenhang keine Rolle; 
Legalisierungen wurden allgemein bzw. im Kontext von Sonderregelungen (Verordnungen) 
gefordert. 
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9.3.2 Argumente 
 
Zunächst werden die Argumente dargestellt, die in beiden Ländern auftraten, ehe auf 
länderspezifische Meinungsbilder eingegangen wird. Argumentationen im Bereich 
humanitärer Verantwortung antizipierten oft mögliche Geschehnisse für Personen nach der 
Rückschiebung in ihre Heimat und fragten, ob diese mit einem humanitären Grundverständnis 
vereinbar seien. War dies nicht der Fall, wurde gegen eine Abschiebung bzw. für ein 
Bleiberecht respektive Legalisierung plädiert. Kriterien für eine Bleiberechtsentscheidung 
waren sehr verschieden, da die Grenze zwischen zumutbaren und unzumutbaren Faktoren 
graduell unterschiedlich angesetzt wurde. 
 
Im Rahmen intensiver Debatten (sans-papiers-Bewegung, Rückführung der 
Bürgerkriegsflüchtlinge) wurden Begründungen auf Basis humanitärer Kriterien teilweise 
plakativ eingesetzt. Vielfach wurde für eine Lösung aus humanitären Gründen plädiert, ohne 
zu präzisieren, welche Lösung angedacht wird und welche Prinzipien diesen Überlegungen zu 
Grunde liegen. Die Forderungen bzw. Lösungsvorschläge sind interpretativ aus dem Kontext 
zu verstehen und bezogen sich meist auf die Forderung nach Bleiberecht bzw. Legalisierung. 
 
Die am häufigsten explizit genannten Kriterien, die eine Abschiebung als unmöglich bzw. 
schwierig darstellten, waren Gefahren, denen Personen ausgesetzt wurden und die ihre 
körperliche Unversehrtheit einschränkten. Oft bezogen sie sich begrifflich auf juristische 
Ausdrücke ("Gefahr für Leib und Leben") oder wurden allgemein als 
Menschenrechtsverletzungen bezeichnet. Wie im Bereich innere Sicherheit wurden 
Kenntnisse von Menschenrechtskonventionen vorausgesetzt. Beispiele waren ein 
Aufenthaltsrecht bei der Gefahr der Beschneidung von Mädchen, Krankheit als rechtliches 
Abschiebungshindernis oder die Anerkennung von nichtstaatlicher Verfolgung. 
 
Gefahren für Leib und Leben wurden auch mit anderer Zielsetzung als Argument verwendet. 
Lagen keine Menschenrechtsverletzungen vor, wurde eine Abschiebung als durchführbar 
eingeschätzt. Häufig wurde kontrovers diskutiert, da neben der Definition von Gefahren die 
Frage im Raum stand, wer diese Prüfung vorgenommen hat. Gerade bei der Abschiebung 
abgelehnter Asylbewerber standen oft Einschätzungen des Auswärtigen Amts/ 
Außenministeriums denen von Organisationen wie Amnesty International gegenüber. 
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Nicht nur aufenthaltsrechtliche Fragen allgemein, sondern auch die Durchsetzung rechtlicher 
Belange wurden mit humanitären Argumenten untermauert. Dies betraf vor allem 
Asylbewerber. Humanitäre Mindeststandards bei Unterbringung und Umgang wurden im 
Kontext von Flughafenverfahren und Abschiebehaft angemahnt. In Ausnahmefällen war es 
wegen unzumutbarer Zustände sogar zur Einreiseerlaubnis aus dem Flughafenverfahren 
gekommen. Auch die Durchführung der Abschiebung stand in der Kritik, da Flüge mit 
Chartermaschinen und die Trennung von Familienmitgliedern zum Zwecke der Abschiebung 
als mit humanitären Grundsätzen nicht vereinbar beschrieben wurden. 
 
Neben dem Bezug auf rechtliche Aufenthalts- bzw. Ausweisungsmöglichkeiten, die alle 
Migranten betrafen und Illegalisierungsaspekte ansprachen, wurden humanitäre Maßstäbe 
auch stark in der Frage des Umgangs mit Menschen ohne regulären Aufenthalt eingesetzt. 
Ausgehend von der Überlegung, dass die Würde aller Menschen gewahrt werden muss, wurde 
für einen respektvollen Umgang geworben. Mindeststandards auf materieller, psychologischer 
und moralischer Ebene sollten den Betroffenen eine neue Lebensqualität ermöglichen. 
Explizit wurden vor allem der Zugang zur Gesundheitsversorgung und der Schulbesuch von 
Kindern genannt. Konsequenterweise wurde für eine Lösung plädiert, in der „Barmherzigkeit 
vor Recht“ geht. Es wurde betont, dass es den nationalen rechtlichen Grundlagen zwar 
widersprechen möge, diese aber gleichermaßen humanitären, universellen Menschenrechten 
zuwider liefen. Eine Legalisierung aller wurde nicht unbedingt angestrebt, vielmehr wurden 
Kriterien genannt, die ein Bleiberecht auf humanitärer Basis ermöglichen sollten. Die Debatte 
war in Frankreich stärker als in Deutschland vertreten (dort erst ab 2000), trotzdem fanden 
sich die gleichen Argumente. Standen in Deutschland jedoch akute Hilfsaufforderungen im 
Vordergrund, wurde in Frankreich stärker über eine längerfristige Lösung durch 
Bleiberechtsregelungen debattiert. 
 
Das Argument der Hilflosigkeit, Abhängigkeit und Ausbeutung der Betroffenen nahmen sich 
einige Politiker zu Hilfe, um ihren Kampf gegen Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 
zu begründen. Sie sahen darin ein Mittel, Menschen aus der Abhängigkeit zu befreien. Im 
Umkehrschluss bedeutet dies jedoch, das Problem aus Deutschland bzw. Frankreich in die 
Heimatländer zu verlagern, ohne die strukturellen Abhängigkeitsverhältnisse oder ihre 
Lebenslage zu verändern. 
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Im Folgenden werden die Argumente vorgestellt, die vordergründig in den Diskurs in 
Deutschland eingeflossen sind und sich mit Umgangskriterien beschäftigen. Wie bereits 
erwähnt, hatte die Debatte um die Rückführung der Flüchtlinge aus Bosnien und dem Kosovo 
einen zentralen Stellenwert. Neben Aspekten wie der Berücksichtigung möglicher Gefahren 
für Leib und Leben, die bereits vorgestellt worden sind, flossen weitere Überlegungen in die 
Diskussion ein. 
 
Allgemein ist festzuhalten, dass die Rückführung an sich kaum infrage gestellt wurde. 
Vielmehr ging es darum auszuhandeln, wer wann wohin zurückgebracht werden sollte. Für 
alle Betroffenen wurde eingefordert, dass sie nicht in Perspektivlosigkeit, Arbeitslosigkeit, 
Obdachlosigkeit und Armut geführt werden sollten. Verbunden mit der Angst vor 
Ungewissheit war die Forderung, die Rückführung zu verschieben, bis sich die politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse vor Ort stabilisiert hätten. 1996 wurde zudem betont, dass 
eine übereilte Rückführung vor dem Winter zu einer unabsehbaren humanitären Katastrophe 
führen könnte, da nicht genug Wohnraum zur Verfügung stand. Implizit wurde für eine 
„Gnadenregelung“ für die Flüchtlinge plädiert, die zwar rechtlich keinen Anspruch mehr 
hätten, gegenüber denen aber die Verpflichtungen Deutschlands weiterwirkten. Eine offizielle 
Friedenserklärung wurde als zu wenig angesehen, um Sicherheit vor Ort garantieren zu 
können. 
 
Neben Aspekten in Bezug auf die Umstände vor Ort war ein weiter Argumentationsstrang 
dahingehend zu beobachten, dass bestimmte Gruppen zeitweilig oder definitiv von einer 
Rückführung ausgeschlossen werden sollten. Gefolterte, Vergewaltigte, Traumatisierte, Alte 
oder Kranke sollten ein Bleiberecht erhalten, da es ihnen nicht zuzumuten sei, an den Ort des 
Grauens zurückzukehren, um die Ereignisse nicht noch einmal zu durchleben. Außerdem 
benötigten sie eine spezielle Behandlung und Betreuung, die in ihrer Heimat nicht gegeben 
wäre. 
 
Vergleicht man die angesetzten Kriterien mit denen, die an Asylbewerber angelegt wurden, 
kann man feststellen, dass sie großzügig sind. Eine Ursache wird in der freiwilligen 
Aufnahme von Bürgerkriegsflüchtlingen gesehen, die weiterhin als (politische) Geste wirken 
sollte. Weitere Gründe liegen in der langen, anfangs nicht absehbaren Aufenthaltsdauer und in 
der großen Anzahl an Personen, was aus pragmatischen Gründen dazu geführt hatte, von einer 
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vollständigen Rückführung abzusehen. Im Gegensatz dazu sind die engen Kriterien gegenüber 
Asylbewerbern ein politisches Signal staatlicher Strenge und Souveränität. 
 
Andere Themen, die nur in Deutschland auftauchten, waren randständig. Punktuell, meist mit 
konkretem Hintergrund, wurde ein eigenständiges Aufenthaltsrecht in humanitären 
Härtefällen für Verheiratete vor der rechtlich festgelegten Mindestdauer der Ehe gefordert. 
Hier sollte dem Grundrecht auf Unversehrtheit Rechnung getragen werden, da es unter 
normalen Umständen bei Trennung und Scheidung zur Abschiebung des Ehepartners 
gekommen wäre. Andere Grundrechte wie das Recht auf Familienleben oder das Recht auf 
Asyl im Rahmen einer Kritik an Drittstaatenregelung und Flughafenverfahren fanden 
ebenfalls Einzug in die Diskussion, wurden allerdings nur im letzten Fall explizit genannt und 
waren sonst in einer allgemeinen Diskussion um humanitäre Entscheidungen aus 
Barmherzigkeit eingebunden. 
 
In Frankreich bot sich ein anderes Bild bei Argumentationen unter humanitären 
Gesichtspunkten. Die Unterschiede siedeln sich nicht nur auf der inhaltlichen, sondern auch 
auf der linguistischen Ebene an. Neben dem Komplex der Verhinderung von Gefahren 
bezugnehmend auf das Recht auf Unversehrtheit war ein ganzer Argumentationsstrang 
darüber anzutreffen, dass der Mensch an sich mit grundlegenden Rechten in den Vordergrund 
zu rücken sei. Zahlreiche Argumentationen wiesen auf allgemeine Grundrechte und die 
Würde des Menschen hin, unabhängig vom Aufenthaltsstatus. Das Recht auf Leben sei ein 
unumstößliches Recht. Dieser verfassungsmäßige Grundsatz sollte Grundlage aller weiteren 
Gesetze sein, die für Migranten relevant sind. 
 
Ausgehend von diesem Grundrecht, wurden verschiedene Rechte in unterschiedlichen 
Kontexten genannt, die im Folgenden enumeriert werden. Sie umschließen sowohl 
individuelle Freiheiten als auch Rechte des Einzelnen gegenüber dem Staat, die jede Person 
einfordern kann. In vielen Fällen waren beide Ebenen nicht genau zu trennen. 
 
• Recht auf Freiheit: kritisiert beim übermäßigen Zurückhalten von Asylbewerbern im 
Flughafenverfahren, bei der Meldepflicht von sans-papiers bei den Behörden und 
verstärkten Identitätskontrollen und bei der übermäßigen Ausdehnung von 
Abschiebungs- und Sicherungshaft 
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• Recht auf Ehe und Familie: vielfältig gefordert, in Bezug auf das Recht auf 
Eheschließung trotz irregulären Status, Legalisierung von Ehepartnern, gegen 
Trennung von Familienmitgliedern bei der Abschiebung, etc. 
• Recht auf staatlichen Schutz für Minderjährige: Recht auf Bildung, spezielle Hilfen, 
Abschiebungsschutz 
• Grundschutz für Flüchtlinge/ Recht auf Asyl: Kritik an der Drittstaatenregelung 
• Recht auf Verteidigung: im Rahmen des Flughafenverfahrens oder von 
Gerichtsverfahren 
• Rechte der Frauen: Kampf gegen Polygamie 
 
Stärker als in Deutschland wurden humanitäre Aspekte nicht als Gnadenakt verstanden, der 
etwas ermöglicht, aber nicht rechtlich eingeklagt werden kann, sondern als ein Recht, eine 
Berechtigung auf etwas. Da es sich bei den meisten Rechten jedoch um nicht bindendes 
republikanisches Recht, sondern Konventionen mit empfehlendem Charakter handelte, war 
die Einklagbarkeit schwierig zu erreichen. In Konfrontationssituationen besonders für 
Menschen ohne regulären Aufenthalt kam hinzu, dass sie durch ein gerichtliches Vorgehen 
gleichzeitig eine Abschiebung aus Frankreich riskierten. 
 
Die Forderungen besaßen nicht nur ideellen Charakter, da einige Aspekte eine gesetzliche 
Verankerung gefunden haben, so das Recht auf Schulbesuch bis 16 Jahre und 
Gesundheitsversorgung für alle sans-papiers oder das Recht auf Ehe in Bezug auf 
Eheschließung und Aufenthaltstitel. Allerdings handelt es sich um einen Bereich, in dem 
zumindest graduelle Unterschiede (Länge der Ehe vor eigenständigem Aufenthaltstitel, etc.) 
immer wieder neu gesetzlich festgehalten wurden. 
 
Die dargestellten Unterschiede der auf humanitären Aspekten ruhenden Begründungen 
scheinen der Verfasserin ein sehr wichtiges Unterscheidungskriterium zwischen der deutschen 
und der französischen Diskussion zu sein. In Deutschland tauchte der Aspekt der Hilfe und 
des Anspruchs auf diese erst in den letzten beiden Jahren des Untersuchungszeitraums auf. 
Zudem wurden die Betroffenen als schutzbedürftige Personen dargestellt, die in akuten 
Notlagen Hilfe benötigten. In Frankreich hingegen waren Argumente in diesem Bereich über 
den gesamten Untersuchungszeitraum in beiden Zeitungen sehr präsent. Dort wurde zentral 
der Mensch als Träger von Rechten interpretiert, der diese jenseits aller Begleitumstände auch 
gegenüber dem Staat einfordern könne. 
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Andere Aspekte fielen kaum ins Gewicht. Einige spezielle Situationen wie das Lager in 
Sangatte, die Strandung der kurdischen Flüchtlinge der East-Sea und der Hungerstreik der 
sans-papiers von Saint-Bernard haben Meinungen auf den Plan gerufen, in denen gefordert 
wurde, zunächst menschlich zu handeln und eine Lösung zu finden, um das Leiden der 
Betroffenen zu lindern. Erst danach sollte über weitere mögliche rechtliche Schritte 
nachgedacht werden. Diese Argumente griffen eher Darstellungs- und Begründungsformen 
auf, wie sie in deutschen Medien beobachtet wurden, in denen aus menschlicher 
Nächstenliebe Menschen in Not geholfen werden sollte. 
 
9.3.3 Fazit und weiterführende Überlegungen 
 
Argumentationen, die humanitäre Belange in den Vordergrund rücken, waren in der 
Diskussion sowohl in Deutschland als auch in Frankreich am meisten vertreten. Sie spielten 
vor allem im Kontext der Debatten um die sans-papiers-Bewegung und 
Bürgerkriegsflüchtlinge eine Rolle. Die Auswertung hat die Vermutung bestätigt, dass es sich 
um eine wertende Kategorie handelt, in der eher individuelle Einstellungen und ein 
humanistisches Weltbild eine Rolle spielen. 
 
Auf der einen Seite wurde in beiden Ländern das Thema Abschiebungsschutz und Bleiberecht 
diskutiert. Eine Debatte für das Eintreten humanitärer Richtlinien hat sich meist dann 
kontrovers gestaltet, wenn sie aus einer allgemeinen Diskussion zu konkreten Konstellationen 
übergegangen ist und bestimmte Begriffe wie Gefahr für Leib und Leben, 
Menschenrechtsverletzungen oder andere äußere Faktoren präzisiert werden mussten. 
 
Auf der anderen Seite fanden sich viele Aspekte der Debatte nur in einem der Länder. In 
Deutschland überwog ein humanistischer Ansatz aus einem ethisch-moralischen und 
christlichen Verständnis der Nächstenliebe, Menschen in Not zu helfen. In Frankreich 
dagegen stand ein humanistisches Verständnis im Vordergrund, dass Hilfe nicht als 
Gnadenleistung der einen, sondern als Recht der Betroffenen sah. Diese absoluten, 
unumgänglichen individuellen Rechte wurden teilweise über die Ansprüche des Staates 
gestellt. Diese Argumentationslinie ging im Wesentlichen auf universalistische 
Argumentationen zurück. Gleichzeitig wurde die politische Tradition Frankreichs in Bezug 
auf die Ausformung der Nation mit dem Anspruch, allen Menschen gleiche Rechtsansprüche 
zu garantieren, in der Diskussion bedient. 
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9.4 Integrationsniveau 
 
Bislang wurden normative Argumentationen analysiert, die entweder das gemeinschaftliche 
Zusammenleben oder den einzelnen Menschen ins Zentrum ihrer Überlegungen gestellt 
haben. Im Folgenden stehen auch die Betroffenen im Vordergrund, es handelt sich aber um 
einen pragmatischen Ansatz. Der Bereich „Integrationsniveau“ umfasst alle Textstellen, die 
sich argumentativ mit der konkreten Lebenssituation betroffener Migranten 
auseinandergesetzt und die Beteiligung am gesellschaftlichen Umfeld als Maßstab für einen 
Umgang mit den Betreffenden angesetzt haben. Tendenziell ist dies eine Kategorie, in der 
eher für Erleichterungen in Bezug auf Aufenthalt plädiert wurde, da sie individuelle Belange 
gemeinschaftlichen stärker entgegensetzt. Sie schließt somit an den vorhergehenden Komplex 
an. Im Unterschied dazu wurde hier aber stärker auf konkrete Situationen eingegangen, die 
sich nicht von abstrakt-theoretischen moralischen Vorstellungen für den Umgang mit 
Anderen ableiten ließen. 
 
 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 2 6 1 5 14 
1993 0 2 5 5 12 
1996 11 8 15 29 63 
1997 1 5 16 16 38 
2000 3 11 0 7 21 
2001 3 9 0 7 19 
Gesamt 20 41 37 69 167 
Tabelle 31: Anzahl der Kodierungen - Integrationsniveau 
 
Mit 167 Nennungen ist die Kategorie Integrationsniveau im unteren Frequenzbereich 
angesiedelt. Mit Abstand die meisten Nennungen waren 1997 zu finden, gefolgt von 1996. 
1992/93 und 2000/01 spielten insbesondere in der FAZ und in Le Figaro eine nebensächliche 
Rolle. Es fanden sich mehr Artikel in der Süddeutschen Zeitung respektive Le Monde als in 
FAZ und Le Figaro und insgesamt mehr Artikel in französischen als in deutschen Medien. 
 
Aufgrund dieses Verteilungsbildes wurde ein Zusammenhang zur sans-papiers-Bewegung in 
Frankreich und zur Rückführung der Bürgerkriegsflüchtlinge in Deutschland vermutet. Dieser 
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hat sich jedoch nur für Frankreich bestätigt. Argumente zum Umgang mit sans-papiers 
wurden vor allem 1996/97 geschildert. Neben diesem Thema ließen sich keine anderen 
Bereiche feststellen, die eine durchgehende Debatte ausmachten. Es handelte sich vielmehr 
um punktuelle Berichte, die zwar in den Diskurs einflossen, aber durch den zeitlichen 
Abstand und die geringe Häufigkeit nicht entscheidend Einfluss nahmen. 
 
9.4.1 Kontextualisierung und Zielstellung der Argumentationen 
 
Die untersuchten Textstellen waren in unterschiedlichen Zusammenhängen vertreten. Wie 
erwähnt, handelte es sich selten um eine ausführliche Debatte, sondern eher um einzelne 
Berichte wie z.B. die Darstellung von Gerichtsurteilen. Gegenüber anderen Bereichen wurde 
weniger auf Gesetze eingegangen, sondern Veränderungen auf Beschluss- und 
Verordnungsebene angestrebt. Diese wurden meist nur für bestimmte Gruppen durchgesetzt, 
so dass keine allgemeine, in einem Gesetz verankerte Lösung geschaffen wurde. 
 
Neben Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus nahmen auch sich legal aufhaltende 
Ausländer wieder einen wichtigen Stellenwert ein. Nur untergeordnet traten Asylbewerber, 
Bürgerkriegsflüchtlinge und Personen mit einer Duldung auf, zumal nur in Deutschland. Auch 
hier galt, dass sich die Debatte oft im Kontext von Ausnahmeregelungen abspielte, wenn es 
z.B. um die Frage der Rückführung von Flüchtlingen in ehemalige Kriegsgebiete ging. 
 
Die Notwendigkeit der Debatte wurde teilweise aus der Argumentation selbst abgeleitet, d.h. 
aus der Stellungnahme zum Integrationsniveau der Betroffenen und aus den sich daraus 
ergebenden Rechten. Darüber hinaus spielten viele Textstellen eine Rolle, die sich mit 
straffälligen Personen auseinandersetzten, aber nicht die Bedrohungslage in den Vordergrund 
stellten. Diese Texte wurden auch im Bereich der Argumentationsverbindungen untersucht, 
da sie sich im Spannungsfeld der hier genannten Themen abspielten. 
 
Die anfangs beschriebene Charakterisierung dieses Themenbereichs als zu konkreten 
Lebenssituationen Stellung nehmend spiegelt die Berichterstattung gut wider. Die Argumente 
ergaben sich meist aus Fakten zum Aufenthalt und hatten kaum Bezug zu abstrakten 
Argumentationen über humanitäre Grundrechte aufgrund bestimmter Wertvorstellungen. 
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9.4.2 Argumente 
 
Wie in anderen Bereichen konnte man leicht ein zentrales Argument aus der Debatte 
herausfiltern, das unterschiedlich kontextualisiert wurde. Der Diskurs baute auf dem 
Argument auf, dass man das graduelle Integrationsniveau der Betroffenen in eine 
Entscheidung über aufenthaltsrechtliche Fragen einbeziehen muss. Welcher Grad an 
Integration ausreiche und in welchem Bereich diese stattfinden sollte, hinge von der 
jeweiligen Konstellation ab. Auch hier war festzustellen, dass eine explizite Begründung, 
warum sich aus der Dauer des Aufenthalts bestimmte Ansprüche entwickelten, kaum zu 
finden war. 
 
Das jeweilige Integrationsniveau sollte bei der Frage der Aufenthaltsverlängerung, der 
Legalisierung und der Ausführung von Sonderregeln berücksichtigt werden. Dabei wurden 
Aspekte von Integration als Bezugspunkt genommen. In der Regel wurde nicht im Detail 
geschildert, warum diese Integrationstypen berücksichtigt werden sollten, wie sie den 
Migranten helfen oder was im Fall einer Nichtbeachtung passieren würde. Diese sowohl in 
Deutschland als auch in Frankreich festgestellten Bereiche werden im Folgenden dargestellt: 
 
Familiäre Bindungen: Die Wichtigkeit familiärer Beziehungen wurde in der Diskussion 
betont, wenn es sich um enge Familienmitglieder wie Ehegatten und Kinder bzw. Eltern 
handelte. Die familiäre Einbindung war eines der Argumente, die in unterschiedlichen 
Situationen Beachtung fand. Beispiele sind Legalisierungsforderungen für Ehegatten, Eltern 
von Kindern mit rechtmäßigem Aufenthalt und Kinder, die außerhalb des regulären 
Verfahrens zur Familienzusammenführung ins Land gekommen sind, aber auch die 
Berücksichtigung familiärer Verhältnisse bei einer Ausweisungsentscheidung. In Frankreich 
fand sich zusätzlich das komplementäre Argument, dass eine Ausweisung nicht stattfinden 
sollte, wenn Betroffene im Herkunftsland keine familiären Bindungen mehr hatten. 
 
Soziale Bindungen: Sie wurden meist im Zusammenhang mit familiären Bindungen genannt, 
aber nicht präzisiert. Aus dem Kontext ließ sich ein Amalgam aus unterschiedlichen 
Beziehungen außerhalb der Familie ableiten. Inwieweit neben persönlichen Beziehungen auch 
strukturelle Integrationsaspekte eine Rolle spielten, konnte nicht genau erschlossen werden. 
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Berufliche Integration: Dieser Aspekt spielte sowohl in der Debatte um die Rückführung der 
Bürgerkriegsflüchtlinge als auch in Bezug auf Legalisierungsforderungen der sans-papiers 
eine Rolle. In Deutschland mischte sich das Argument beruflicher Integration mit dem 
Argument, dass diese Arbeitnehmer als Arbeitskräfte für die deutsche Wirtschaft benötigt 
wurden. In Frankreich war es ein Bereich, wo detailliert begründet wurde, warum sich 
konkrete Rechte für einen Aufenthalt daraus ableiten ließen. Sie bezogen sich auf Aspekte 
sozialstruktureller Teilhabe wie das Zahlen von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen, 
durch die sich die Betroffenen Ansprüche in Frankreich erarbeitet hätten und die auch bei der 
Frage des Aufenthalts berücksichtigt werden sollten. 
 
Schulbesuch/Lehre: Neben dem strukturellen Aspekt von Integration wurde insbesondere auf 
die Wichtigkeit von Ausbildung für Kinder und Jugendliche als Personengruppe mit 
besonderen Schutzansprüchen eingegangen. Das Argument trat bei Ansprüchen auf 
Legalisierung bzw. Duldungserteilung auf, vor allem aber bei der Rückführungsdebatte der 
bosnischen Bürgerkriegsflüchtlinge. Im letzten Fall handelte es sich weniger um Ansprüche 
auf einen verfestigten Aufenthalt, sondern um Ausnahmeregelungen für einen verlängerten 
Aufenthalt, der zeitliche Aspekte wie Schuljahr und Beendigung der Lehre berücksichtigte. 
 
Aufenthaltsdauer: Als allgemeines Argument wurde es selten explizit beschrieben. Ohne 
einzelne Integrationsaspekte zu nennen, wurde davon ausgegangen, dass die Aufenthaltsdauer 
zu einer fortgeschrittenen Eingliederung in die verschiedenen strukturellen Lebensbereiche 
und zum Aufbau vielfältiger persönlicher Beziehungen geführt habe. Besonders kritisch 
wurde der Aufenthaltsentzug von bereits im Aufenthaltsland geborenen Kinder gesehen, da 
sie im Fall einer Abschiebung auf keinerlei Bindungen im so genannten Herkunftsland bauen 
könnten. Deshalb wurde für eine Ausweisung nur in extremen Ausnahmefällen oder ein 
Ausweisungsverbot plädiert. 
 
Neben den unterschiedlichen Integrationsaspekten wurde randständig auf andere Argumente 
zurückgegriffen. Zum einen wurde im Kontext von Gerichtsurteilen betont, dass 
Antragversäumnisse zur Nichtverlängerung einer Aufenthaltserlaubnis führen konnten. In 
Frankreich fand sich sogar das Argument, dass sich die fehlende Beantragung der 
französischen Staatsbürgerschaft bei einer Ausweisungsentscheidung negativ auswirken 
konnte. 
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Zum anderen fanden sich in beiden Ländern Texte, die pragmatisch argumentierten, dass sich 
bestimmte Personen (Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus, Personen mit Duldung) 
faktisch seit langem im Land aufhielten und in vielen Fällen Abschiebungsschutz genossen. 
Erst eine Legalisierung respektive Aufenthaltsverfestigung würde eine wahre 
Integrationsperspektive eröffnen, die sich auch auf die identifikatorische Ebene ausweiten 
könnte, was sowohl den Betroffenen helfen als auch sich positiv im gesellschaftlichen 
Zusammenleben auswirken würde. Hier wurde die Argumentation im Prinzip umgedreht. 
Integration wurde nicht als Argument für Aufenthaltsanspruch gesehen, da der Aufenthalt 
aufgrund internationaler Schutzbestimmungen gegeben war. Integration wurde somit kein 
kausaler, sondern ein finaler Aspekt zugeschrieben. 
 
Andere Argumente fanden sich nur im Diskurs eines Landes wieder. In Deutschland wurden 
in Bezug auf Asylbewerber die teilweise schwierigen Begleitumstände des Verfahrens 
(Unterbringung, Verpflegung, etc.) damit begründet, dass sie in der Regel Gäste auf Zeit seien 
und sich gar nicht integrieren sollten. Asylbewerber sollten so wenig wie möglich auf ein 
eigenständiges Leben vorbereitet werden. Wichtigster Punkt dabei war das Arbeitsverbot 
während des ersten Jahres ihres Aufenthalts. 
 
In Frankreich wurde in vielen Texten deutlich, dass bei Fragen des Aufenthalts nicht das 
Integrationsniveau als Fakt eine Rolle spielte, sondern dass davon abgeleitet wurde, dass die 
Personen gewillt seien, sich zu integrieren. Integrationswillen und Verständnis für 
gemeinschaftliche Aspekte drückten sich in den oben dargestellten einzelnen 
Integrationsaspekten aus, entwickelten aber ihre eigene Ebene. Diese neue Qualität in der 
Diskussion wurde dadurch sichtbar, dass selbst Menschen ohne regulären Aufenthalt zu Gute 
gehalten wurde, dass sie durch ihre Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu nationaler 
Solidarität und Stabilität beitrugen. 
 
In diesem Zusammenhang wurde oft betont, dass man einen Unterschied zwischen "sans-
papiers"103 und "clandestins"104 machen muss. Sans-papiers hatten vorher in der Regel einen 
legalen Status, konnten eine lange Aufenthaltsdauer nachweisen und haben vielfältig zum 
gesellschaftlichen Leben beigetragen. Clandestins wurden eher dahingehend charakterisiert, 
dass sie aufgrund einer kurzen Aufenthaltsdauer und zwischenzeitlichen Gesetzesänderungen 
                                                 
103 Übersetzung: Papierlose 
104 Übersetzung: Heimliche (negativ besetzt) 
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nicht die Möglichkeit hatten, wirklichen Integrationswillen zu zeigen, sondern sich in einer 
Schattengesellschaft befanden. Deshalb könnten sie keine Aufenthaltsansprüche ableiten. 
 
9.4.3 Fazit und weitergehende Überlegungen 
 
Wie im Bereich „innere Sicherheit“ baute sich die Debatte um ein zentrales Argument auf, 
das je nach Kontext konkretisiert wurde. Im Vordergrund stand, dass aus dem realen 
Aufenthalt und Integrationsaspekten positive Akzente für den Aufenthaltsstatus abgeleitet 
wurden. Dies bedeutete in einzelnen Fällen Recht auf Aufenthalt, in der Regel jedoch 
handelte es sich um Kann-Bestimmungen bzw. Ausnahmen im Rahmen von Verordnungen 
und Beschlüssen. Die untersuchten Integrationsaspekte waren auf einer individuell-
relationalen und einer strukturellen Ebene anzusiedeln. Die Unterschiede in der 
Argumentation zwischen Deutschland und Frankreich waren gering und wurden eher in 
Bezug auf die betroffenen Personengruppen und die Forderungen, mit denen die Debatte 
verbunden wurde, nachgewiesen. 
 
Bei der Frage nach grundlegenden Wertvorstellungen, die in den Diskurs einflossen, war ein 
positivistisches Verständnis festzustellen. Allerdings traf man nicht auf klassische 
Vorstellungen relativistisch-positivistischer Annahmen, da nicht die Hegemonie 
nationalstaatlicher Regeln über individuell-humanistische Rechte debattiert wurde, sondern 
positivistische Ansätze in Bezug auf die Akzeptanz des Aufenthalts der Personen anklangen. 
Diese Akzeptanz leitete sich nicht unbedingt aus den Grundrechten aller Menschen ab, 
sondern wurde einerseits pragmatisch, andererseits durch die sich daraus abzuleitenden 
Ansprüche an Leistungen und an Aufenthalt begründet. Nicht nur der Einzelne, sondern auch 
die Gesellschaft könnte dadurch gewinnen. 
 
Trotzdem lässt sich der Einfluss humanistischer Überlegungen nicht leugnen. Bestimmte 
Forderungen wurden damit begründet, dass sie auf allgemeingültigen Menschenrechten 
beruhten. Dies galt z.B. für die Legalisierung von Familienangehörigen oder 
Sonderregelungen bei der Rückführung für Schüler und Azubis. Im Gegensatz zum Bereich 
„humanitäre Verantwortung“ stand hier aber die Wahrnehmung und Akzeptanz des 
Aufenthalts an sich im Vordergrund. 
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9.5 Andere Gründe 
 
Viele Argumente, die im Diskurs zum Umgang mit Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus auftauchten, sind bislang noch nicht erfasst worden. Sie wurden beim 
Kodieren unter die Kategorie „andere Gründe“ subsumiert. Dieser Bereich stellt eine relativ 
große Gruppe dar und ist thematisch breit gefächert. Er hat sich erst während des Pretests 
herauskristallisiert. Die Entscheidung für die Analyse dieses Komplexes fiel in dem Moment, 
als sichtbar wurde, dass es sich nicht nur um einzelne punktuelle Argumente handelte, 
sondern um stabile Argumentationsstränge, die den Diskurs bereichern. 
 
 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 8 11 0 1 20 
1993 17 14 4 8 43 
1996 28 61 15 19 123 
1997 39 42 25 17 123 
2000 10 5 2 3 20 
2001 3 6 1 2 12 
Gesamt 105 139 47 50 341 
Tabelle 32: Anzahl der Kodierungen - Andere Gründe 
 
Dieser Bereich ist der einzige, in dem die deutschen Zeitungen mehr Artikel als die 
französischen beinhalteten. In der Süddeutschen Zeitung fanden sich fast dreimal so viel 
Artikel (295%) wie in Le Figaro. Die oft beobachteten Häufigkeitsunterschiede zwischen den 
so genannten konservativen und nicht konservativen Zeitungen ließen sich nur für 
Deutschland bestätigen. In Frankreich wiesen beide Zeitungen ähnlich viele Artikel auf.  
 
Insgesamt ist der vorliegende Bereich im Mittelfeld der Nennungen zu finden. Neben den 
Länder- und Medienunterschieden ließen sich auch große Schwankungen im zeitlichen 
Ablauf feststellen. So fanden sich 2001 nur 10% der Nennungen gegenüber 1996 und 1997. 
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9.5.1 Kontextualisierung und Zielstellung der Argumentationen 
 
Die betroffenen Personengruppen waren in diesem Bereich leicht auszumachen. Für 
Deutschland handelte es sich um bosnische Bürgerkriegsflüchtlinge und 1993 um 
Asylbewerber nach Einführung des neuen Asylverfahrensgesetzes. Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus spielten kaum eine Rolle. Sie waren wiederum die Hauptgruppe in 
Frankreich, wobei darunter nicht nur die sans-papiers von Saint-Bernard, sondern alle 
Betroffenen insgesamt zu fassen waren. 
 
Die inhaltliche Einbindung und die damit verbundene Zielstellung der Argumentationen 
bezogen sich zunächst auf die Lage der Personen und auf die Themen Rückführung respektive 
Legalisierung. Innerhalb der Themen waren aber viele Nuancen auszumachen. Die 
Rückführung der Flüchtlinge wurde oft entweder befürwortet oder abgelehnt; sie wurde von 
einigen allgemein befürwortet, aber unter anderen Bedingungen oder zu einem anderen 
Zeitpunkt; sie wurde teilweise pro forma befürwortet, allerdings wurden die angewandten 
Methoden abgelehnt, etc. Bezüglich der Legalisierung sah das Bild ähnlich aus. Neben der 
Frage der Befürwortung oder Ablehnung stand in der Diskussion im Raum, welche Gruppen 
in Bezugnahme welcher Kriterien legalisiert werden sollten und ob es sich um eine einmalige, 
Probleme ausgleichende Aktion oder um eine tiefer gehende, sich im politischen Handeln 
verankernde Aktion handeln sollte. 
 
Argumentationen tauchten vor allem in politischen Auseinandersetzungen unabhängig von 
Gesetzesänderungen auf. Je nach Zielstellung, inhaltlicher und zeitlicher Anbindung fanden 
sich ganz unterschiedliche Argumente im Diskurs wieder. Einige traten nur punktuell auf, 
andere waren Argumente, die unter verschiedensten Bezügen eingebracht wurden. Manche 
wiederum ergaben sich aus dem Sujet selbst und hatten einen direkten Bezug zur Diskussion. 
Die wichtigsten Argumente sollen im Folgenden vorgestellt werden. 
 
9.5.2 Argumente 
 
Das analysierte Datenmaterial wurde in vier Gruppen unterteilt. Sie beziehen sich auf 
finanzielle Aspekte, Fragen der Organisation und Effizienz und politische Aspekte. Darüber 
hinaus gibt es eine Sammelkategorie. In der Folge werden diese Bereiche für Deutschland und 
Frankreich getrennt vorgestellt werden. Bei der Gegenüberstellung muss im Hinterkopf 
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behalten werden, dass es sich dabei meist um unterschiedliche Kontexte in der Debatte 
handelte. 
 
9.5.2.1 Finanzielle Aspekte 
 
Die in diesem Bereich analysierten Artikel warfen das Argument auf, dass Deutschland bzw. 
Frankreich nicht die finanziellen Mittel hätten, um alle Migranten für immer aufzunehmen, 
sondern dass Abstriche in Bezug auf Personengruppen, Aufenthaltsdauer und 
Leistungsansprüche gemacht werden müssten. 
 
In Deutschland wurde ausführlich über die Kostenfrage im Zusammenhang mit bosnischen 
Flüchtlingen diskutiert. Die Rückführung wurde als zwingend notwendig dargestellt, weil die 
Kommunen finanziell überlastet seien, da viele Flüchtlinge Sozialhilfe und andere staatliche 
Leistungen bezogen hatten. Auch in anderen Bereichen wurde dieses Argument angebracht. 
So wurde sogar die Duldung für Personen mit Abschiebungshindernissen hinterfragt, da in der 
Folge zu viele Kosten entstehen würden. Lieber sollte irregulärer Aufenthalt für Personen in 
Kauf genommen werden, die sowieso abgeschoben werden sollten. Weiterhin wurde über ein 
Kirchenkontingent für Asylbewerber diskutiert, das staatlicherseits Befürworter unter der 
Bedingung hatte, dass die Kirche die Kosten für die Organisation und Aufnahme selbst trägt. 
Dies galt ebenfalls für die vorübergehende Aufnahme humanitärer Flüchtlinge, die nur bei 
Kostenübernahme durch internationale Körperschaften begrüßt wurde. 
 
In Frankreich fanden sich Reflexionen finanzieller Art seltener. Wie in Deutschland wurde 
darauf hingewiesen, einen Aufenthaltstitel nicht auszustellen, wenn Personen Sozialleistungen 
bezogen bzw. beziehen würden. In Bezug auf das Hauptthema Legalisierung wurde betont, 
dass damit enorme Folgekosten auf die Sozialsysteme zukämen. Einen eher pragmatischen 
Ansatz hatte die Überlegung, Abschiebungen per Zug und Schiff durchzuführen, da dies 
Kosten einsparen würde. 
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9.5.2.2 Fragen der Organisation und Effizienz 
 
Auch sie spielten in Deutschland eine größere Rolle als in Frankreich. Im Vordergrund 
standen Begründungen für Aktionen oder Forderungen, die beachteten, inwieweit Handlungen 
durchführbar waren und welche Probleme auftauchten. 
 
Dies war der Bereich für Deutschland, wo Bürgerkriegsflüchtlinge kaum zum Gegenstand 
der Debatte gemacht wurden.105 Vielmehr ging es um die Altfallregelung für Asylbewerber. 
Dafür wurde mit dem Argument geworben, dass zum damaligen Zeitpunkt mehr als 45.000 
Akten unbearbeitet waren. Zudem waren die Gerichte mit Klagen überfordert. Eine spezielle 
Regelung hätte bedeutet, einen pragmatischen Umgang mit dem Problem zu finden, um in 
Zukunft effizienter zu arbeiten. Ein Argument, das sich in Deutschland und Frankreich fand, 
war die Tatsache, dass Gefängnisse überfüllt waren. In Deutschland wurde dafür plädiert, 
Straffällige möglichst bald abzuschieben, insbesondere bei Freiwilligkeit, damit sie ihre Strafe 
im Heimatland absäßen. In Frankreich wurde darauf hingewiesen, dass Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus nicht in Gefängnissen untergebracht werden sollten, da sie kein 
Verbrechen begangen hätten. 
 
Andere Aspekte in der deutschen Diskussion bezogen sich darauf, die Attraktivität des 
Asylverfahrens zu verringern, so dass weniger Asylbewerber nach Deutschland kommen und 
das Verfahren effizienter gestaltet wird. Außerdem sollte das Verfahren so aussehen, dass ein 
Untertauchen nach negativem Bescheid vermieden wird. Es fanden sich auch Beschreibungen 
von gescheiterten Abschiebungen aus Sicherheitsgründen (Sicherheitsmängel am Flugzeug). 
Andere Probleme wurden nur punktuell genannt wie die Ablehnung, der 1993 durch 
Süddeutschland ziehenden Gruppe Roma einen Aufenthaltstitel zu verleihen, da sonst andere 
Personen mit den gleichen Forderungen kämen und eine Bleiberechtsregelung nicht zu 
organisieren wäre. 
 
In Frankreich wurden neben der Frage der Inhaftierung organisatorische Aspekte nur in zwei 
Kontexten genannt. Zum einen wurde für eine Abschiebung per Schiff plädiert, da dies 
häufiger als mit dem Flugzeug möglich sei und weniger Probleme bei der Durchführung zu 
erwarten seien. Im Rahmen der sans-papiers-Bewegung wurde die Forderung geäußert, alle 
sans-papiers zu legalisieren, um eine Kohärenz bei der Bearbeitung zu gewährleisten. 
                                                 
105 In diesem Zusammenhang wurde nur darauf hingewiesen, dass eine Abschiebung in bestimmte Gebiete 
organisatorisch nicht durchzuführen sei und deshalb auch nicht damit gedroht werden sollte. 
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9.5.2.3 Politische Aspekte 
 
In diesem Bereich sind Textstellen vertreten, die Argumente aufwiesen, die sich mit 
weiterführenden Aspekten staatlicher Anforderungen an einen Umgang mit Menschen ohne 
regulären Aufenthalt (gesellschaftspolitisch, parteipolitisch, außenpolitisch) beschäftigten. 
 
In Deutschland tauchten abgesehen von der Debatte um Bürgerkriegsflüchtlinge nur 
punktuell Argumente in diesem Bereich auf. Die wichtigsten davon sind: 
• Strenge gegenüber neuen Migranten zeigen bzw. abschieben, um das Zusammenleben 
von lang ansässigen Ausländern und Deutschen zu stärken – dieses Argument war 
auch in der französischen Diskussion anzutreffen. 
• Abschiebung wegen hoher Arbeitslosigkeit: ein typisches Argument, in beiden 
Ländern vertreten, mit dem Staatsbürger besser gestellt werden sollten als Migranten. 
In der Konsequenz wurde für einen strengeren Umgang mit Menschen ohne regulären 
Aufenthalt plädiert. 
• Kein Aufenthalt nach Beendigung des Studiums, um nicht die Elite aus 
Entwicklungsländern abzuwerben – ebenfalls ein Argument, das auch in Frankreich 
vertreten war.106 
• Die Zeit sei noch nicht reif für Gesetze, die Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus besserstellten. In dieser Form nur in Deutschland vertreten, fiel vor 
allem seine Klarheit auf. 
• Deutschland habe durch die Einführung des Rücknahmeabkommens mit Rumänien 
eine historische Chance zur Wiedergutmachung verpasst. Abgewandelt tauchte das 
Argument auch bei der Frage der bosnischen Flüchtlinge auf. 
• Im Rahmen des neuen Asylverfahrens 1993 und vor allem der Drittstaatenregelung 
wurde angemahnt, die jungen Demokratien in Polen und Tschechien nicht zu 
überfordern und nur eine begrenzte Anzahl an Flüchtlingen zurückzuschicken. Dieses 
Argument ist später im Zusammenhang mit den bosnischen Flüchtlingen aufgetaucht. 
• Ablehnung eines Bleiberechts der Asylbewerber aus Lübeck, die von einer 
Brandkatastrophe betroffen waren, um keinen politischen Präzedenzfall zu schaffen. 
                                                 
106 Dieser Ansatz ist nicht repräsentativ zu verstehen. Trotzdem hat sich ein Meinungswandel in den letzten 
Jahren in beiden Ländern vollzogen, so dass heute eher nationale Aspekte – Studenten mit guter Ausbildung im 
Land halten – durchgesetzt haben. 
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• Ablehnung der Abschiebung straffällig gewordener Ausländer nach Strafverurteilung, 
da damit nur innenpolitische Probleme gelöst werden sollten, die aber losgelöst vom 
Schicksal der Betroffenen wären. 
• Keine Abschiebehaftanstalt in Stuttgart-Stammheim aus symbolischen Gründen. 
 
Für bosnische Flüchtlinge wurden einzelne oben genannte Argumente aufgegriffen, es fand 
sich aber eine Vielzahl weiterer Überlegungen. 
• Rückkehr gefährdet den Frieden vor Ort. 
• Rückkehrer sind friedfertiger – helfen den Menschen vor Ort im Friedensprozess. 
• Kein Einwanderungsprogramm machen – Signal lieber jetzt setzen. 
• Massenabschiebungen können zu Unruhen führen und gefährden deutsche Soldaten 
vor Ort. 
• Strenge Linie bei Abschiebungen nur zur Beruhigung der Stammtische gemacht, um 
rechtsextremes Wählerpotenzial einzuschränken. 
• Gleichbehandlung aller Flüchtlinge - nach den massiven Rückschiebungen soll auch 
der Rest gehen. 
 
Einige Argumente in der französischen Debatte wurden bereits genannt, da sie in beiden 
Ländern anzutreffen waren. Hier sollen nur die für Frankreich spezifischen Argumentationen 
aufgezählt werden. 
• Rassismus und Aufstieg des Front National vermeiden. Dies ist nur durch Strenge 
gegenüber den sans-papiers möglich. 
• Veränderung politisch überholter, widersprüchlicher Gesetze und Legalisierung der 
Betroffenen, da politisch eine Abschiebung sowieso nicht möglich ist. 
• Gesellschaftliche Folgeprobleme wie: Schulprobleme, soziale Brennpunkte, etc. sind 
vorprogrammiert, deshalb Ablehnung einer Legalisierungsmaßnahme. 
• Gesetzesänderung zur Einführung des Flughafenverfahrens gefordert, um eine 
Grundlage für eine gängige (und notwendige) Praxis zu bilden. 
• In Afrika sind Europäer gut aufgenommen worden, jetzt soll Frankreich aufnehmen. 
Es ist außerdem ein reiches Land und hat die Menschen selbst ins Land geholt. 
Deshalb wird eine Legalisierung befürwortet. 
• Abschiebung eines palästinensischen Paares (ohne Kinder) der East-Sea, da am 
einfachsten (politisch) durchführbar: Kurden genießen Abschiebungshindernisse, auch 
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bei den palästinensischen Familien ist eine Abschiebung humanitär schwer 
begründbar. 
 
9.5.2.4 Weitere Aspekte 
 
Hierunter fielen pragmatische, kontextuell eingebundene oder moralische Überlegungen. Sie 
waren sehr vielfältig, so dass nur einige Gesichtspunkte hier angesprochen werden können. In 
Deutschland sind folgende Punkte in der Debatte aufgetreten: 
• Duldungserteilung aufgrund politischem und medialem Druck. Die Duldung wäre der 
Berichterstattung zufolge ohne das Medieninteresse wahrscheinlich nicht erteilt 
worden. 
• Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus teilweise legalisieren, da sie von 
Deutschen ungewollte Arbeit verrichteten. 
• Drittstaatenregelung positiv, da auch Asylbewerber davon profitieren 
(Anerkennungsquote in Drittstaaten höher als in Deutschland). 
• Moralische Verpflichtung der Hilfe für Notleidende aus christlichem Verständnis. 
• Private Firmen bei Abschiebung nicht einsetzen, da sie korrupt sind und höhere 
Gefahren für Asylbewerber bestehen. 
 
Ebenfalls tauchten speziell auf Bürgerkriegsflüchtlinge bezogene Argumente auf: 
• Werden für den Wiederaufbau vor Ort gebraucht. 
• Es gibt nach Unterzeichnung des Dayton -Vertrags keinen Grund mehr zu bleiben. 
• Rückführung durchführen, um zukünftige Aufnahmebereitschaft Deutschlands zu 
gewährleisten. 
 
In französischen Medien wurden folgende Argumente aufgeführt: 
• Einschulung von Kindern ohne regulären Aufenthalt, wenn Kind wirklich lernen will 
und Einschulung nicht nur Alibi für Aufenthalt ist. 
• Legalisierung von sans-papiers nur aufgrund langen Aufenthalts moralisch falsch. 
• Legalisierung der sans-papiers, da sie sowieso auf dem Territorium sind. 
• Sans-papiers-Versorgung aus medizinischem Verständnis heraus wichtig. 
• Abschiebung durchführen, um sich an Regeln zu halten und Mediendruck nicht 
nachzugeben. 
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9.5.3 Fazit und weiterführende Überlegungen 
 
Die Restkategorie im Bereich der Argumentationen zum Umgang mit Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus zählt vom Umfang zu den mittleren Themenkomplexen, ist jedoch 
am breitesten gefächert. Es ist die einzige Kategorie, in der mehr Artikel in FAZ und 
Süddeutscher Zeitung als in den französischen Printmedien zu finden waren. Am stärksten 
waren 1996 und 1997 vertreten, was durch den engen Zusammenhang mit den Debatten um 
die Rückführung der Bürgerkriegsflüchtlinge und die sans-papiers-Bewegung zu erklären ist. 
 
Die Kategorie wurde bei der Auswertung in vier Unterbereiche eingeteilt. Finanzielle und 
organisatorische Aspekte spielten stärker in Deutschland als in Frankreich eine Rolle, wobei 
neben der Debatte um die bosnischen Flüchtlinge Asylbewerber im Zentrum der Diskussion 
standen. Politische Aspekte jenseits staatlicher Regelungsmechanismen fanden sich in 
Deutschland und Frankreich, wobei nur einige konkrete Argumente auftauchten. Die meisten 
Aspekte sind landes- und situationsspezifisch zu verstehen. In einer weiteren Kategorie 
wurden moralische und pragmatische Ansätze zusammengefasst, die nicht unter den Bereich 
„humanitäre Verantwortung“ fielen. 
 
Gegenüber anderen Schwerpunkten waren die meisten Argumente pragmatisch angelegt, 
insbesondere in Bezug auf finanzielle und organisatorische Aspekte. Dabei ist zu beachten, 
dass oft indirekt andere Argumentationen eine Rolle spielten, die nicht unbedingt 
pragmatischer Natur sind, die aber nicht explizit genannt wurden. Neben diesen Argumenten 
fanden sich Überlegungen, die völlig abstrakter Natur waren und nicht weiter ausgeführt 
wurden. Insofern wurden Argumente oft zu Aussagen degradiert. 
 
Die Art der Argumentation im Diskurs wurde daran deutlich, dass nicht geprüfte (und nicht 
sofort überprüfbare) Aussagen in den Raum gestellt wurden, die gegenteilige Zielstellungen 
verfolgten. Ein Beispiel waren in der Debatte um Bürgerkriegsflüchtlinge die beiden 
Aussagen, dass einerseits die Rückführung den Frieden in Bosnien destabilisieren würde, 
andererseits die Rückkehrer friedfertiger wären und den Frieden unterstützen würden. Damit 
wurden Ablehnung und Befürwortung einer Rückführung untermauert. Inwieweit die 
Annahmen zutreffen, wurde nicht erläutert. 
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Bei näherer Analyse fiel auf, dass es sich meist nicht um Argumente, sondern Annahmen 
handelte, bei denen kausale Zusammenhänge fehlten. Vielmehr handelte es sich um 
zweckrationale Argumentationen, die ein bestimmtes Ziel verfolgten, aufgrund dessen 
bestimmte Wege eingeschlagen werden sollten. Dabei kam es dazu, dass bestimmte 
Argumente eingeworfen wurden, die für ein anderes, nicht genanntes Grundmotiv als Mittel 
fungierten. In der Debatte um Legalisierung wurde z.B. das Argument geäußert, alle sans-
papiers zu legalisieren, um Kohärenz bei der Bearbeitung der Dossiers zu gewährleisten. 
Diese Begründung hätte auch für den gegensätzlichen Hintergrund verwendet werden können, 
d.h. bei Ablehnung von Legalisierung. Warum Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 
ein Recht auf Legalisierung an sich haben, wurde nicht erläutert. 
 
Kennzeichnend für die Grundargumentationen in diesem Bereich waren utilitaristische 
Beweggründe. Untergeordnet fanden sich humanistische und positivistische Ansätze. Für 
utilitaristische Ansätze typisch ist die Kontextualisierung der Argumentationen und die 
notwendige Anbindung an andere, legitimationsunabhängigere Grundsätze. Diese wurden 
allerdings nie explizit dargestellt. Wichtige Kontexte für die Debatte waren die 
finanzpolitische Lage, wirtschaftliche Positionen, gesellschaftspolitische Folgeaspekte etc. 
Positivistische und humanistisch-universelle Überlegungen hingegen fanden sich eher bei 
gesellschaftlichen, zwischenstaatlichen oder moralischen Aspekten. 
 
9.6 Kulturelle Anpassung 
 
In der Anfangsphase der Untersuchung war geplant, neben Integrationsaspekten, die vor allem 
strukturelle Komponenten beinhalten, auch die Ebene der kulturellen Anpassung zu 
untersuchen. Hierunter wurden alle Artikel gefasst, die sich damit beschäftigten, welcher 
Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus aufgrund ethnisch-kultureller 
Beweggründe vorgeschlagen wird. Im weiteren Verlauf, insbesondere beim Pretest, wurde 
festgestellt, dass Argumentationen in diesem Bereich sehr selten und überhaupt nicht 
repräsentativ waren. 
 
In der Folge setzten Überlegungen ein, diesen Bereich aus der Untersuchung 
herauszunehmen. Allerdings weist Huber darauf hin, dass bei qualitativen Auswertungen 
gerade die Codes zu untersuchen sind, die kaum oder nicht kodiert wurden, da die Kategorie 
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aufgrund des theoretischen Hintergrunds aufgestellt wurde und offensichtlich eine Disparität 
zwischen Theorie und Empirie vorliegt (vgl. Huber 1999: 99). 
 
In diesem Fall beruhte die Aufstellung der Kategorie „kulturelle Anpassung“ aus 
Überlegungen zum Zuwanderungsdiskurs allgemein, da Zuwanderung vielfach dahingehend 
bewertet wird, inwieweit sich Migranten an die Kultur des Landes anpassen können. Generell 
beschäftigt sich Migrationsforschung damit zu beobachten, wie Migration abläuft, welche 
Etappen Migranten durchleben, inklusive und vor allem nach der Niederlassung in einem 
Land. Offensichtlich spielen bei der Wahrnehmung von Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus andere Aspekte eine Rolle, so dass in diesem Fall andere Beweggründe ins 
Feld geführt wurden, um den Umgang mit ihnen zu determinieren. 
 
In der Tat bezogen z.B. extreme Parteien und Organisationen explizit Stellung zu Ausländern, 
griffen diese aber in ihrer Gesamtheit an, ohne sich mit weiterführenden Aspekten wie 
Aufenthaltsstatus oder sozialer Lage zu beschäftigen. Außerdem wog für viele der irreguläre 
Aufenthaltsstatus so schwer, dass relativierende Überlegungen überhaupt nicht zum Zug 
kamen. Der Gesetzesverstoß ließ Fragen der Legalisierung völlig aus. Insofern wird vermutet, 
dass Aspekte kultureller Anpassung erst dann in den Diskurs einfließen, wenn andere 
Begründungen als weniger wirksam eingeschätzt werden. 
 
Andere Ansätze, die das Fehlen dieses Bereichs in der Diskussion erklären könnten, konnten 
nicht belegt werden. Insbesondere die Überlegung, dass kulturelle Unterschiede in der 
Diskussion um Zuwanderung und Integration von Migranten heute weniger wichtig sind, 
scheint unwahrscheinlich. In beiden Ländern sind Debatten zum Tragen des Kopftuchs, zur 
Polygamie oder zur Einstellung zur demokratischen Grundordnung immer wieder in den 
Medien vertreten. 
 
Im Folgenden sollen die geäußerten Argumente dargestellt und erklärt werden. Quantitative 
Aussagen zum Datenmaterial wurden aufgrund der Datenmenge nicht vorgenommen. 
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 FAZ Süddeutsche 
Zeitung 
Le Figaro Le Monde Gesamt 
1992 0 1 0 0 1 
1993 0 0 2 2 4 
1996 0 0 3 2 5 
1997 0 0 0 1 1 
2000 1 0 0 0 1 
2001 0 1 0 0 1 
Gesamt 1 2 5 5 13 
Tabelle 33: Anzahl der Kodierungen - Kulturelle Anpassung 
 
In Deutschland zielte eine Aussage auf ungeregelte Zuwanderung allgemein, deren 
möglicher Ausdruck illegale Zuwanderung sei. Sie wurde abgelehnt und sollte bekämpft 
werden, da sonst die bereits unterschiedlichen geschichtlichen und kulturellen Identitäten 
Europas Schaden nehmen. Hier wurde auf die Identität der Zielbevölkerung eingegangen, die 
als eher instabil dargestellt wurde, so dass nur ein gewisses (quantitatives und qualitatives) 
Maß an Andersartigkeit akzeptiert werden sollte. Eine Verhinderung illegaler Zuwanderung 
geschieht also im Eigeninteresse der Bevölkerung. 
 
Die beiden anderen Artikel beschäftigten sich mit Bedingungen der Aufenthaltserteilung für 
sich regulär aufhaltende Personen. Ehemalige vietnamesische Vertragsarbeitnehmer wurden 
als sehr an die deutsche Kultur angepasst geschildert, was eine Aufenthaltsverlängerung auch 
nach der Wiedervereinigung (und veränderter Gesetzeslage) rechtfertigen würde. In der 
Debatte um das Zuwanderungsgesetz wurde geäußert, dass Migranten der Aufenthalt 
verweigert werden sollte, wenn sie nicht an Deutschkursen bzw. Integrationskursen 
teilnehmen, was als Verweigerung einer Grundanpassung gesehen wurde. In beiden Fällen 
spielten kulturelle Aspekte eine gewisse Rolle bei der Entscheidungsfindung, wurden 
allerdings von anderen Fragen wie der Anzahl der Betroffenen überlagert. 
 
In Frankreich beschäftigten sich mehrere Aussagen mit der Ausweisung von Personen auf 
Basis kultureller Aspekte. Bestimmte Ansichten oder Verhaltensweisen wurden als nicht mit 
der französischen Mentalität kompatibel oder sogar für die Gesellschaft schädlich angesehen. 
Insbesondere mögliche Folgeprobleme wurden als Begründung für die Ausweisung 
herangezogen. Dazu zählten das Aufhetzen von Jugendlichen in Vororten großer Städte bis 
217 
hin zum Religionskrieg, Propaganda gegen Integration, schlechte Französischkenntnisse bzw. 
die Verweigerung eines Sprachkurses und Polygamie. In einigen Fällen wurden die 
Begründungen nicht explizit genannt. Meist bezogen sich die Überlegungen auf Menschen 
ohne regulären Aufenthalt, teilweise waren sie Grund für die Verweigerung der 
Aufenthaltsverlängerung. 
 
Für Legalisierung wurde eingetreten, wenn die Betroffenen sich angestrengt hatten, sich zu 
integrieren und den Gewohnheiten in Frankreich anzupassen. Dabei wurde in den Medien 
auch darauf hingewiesen, dass die Allgemeinheit der Personen sehr angepasst sei und man 
nicht immer nur auf extreme kulturelle Unterschiede blicken dürfe, die als Schlagworte 
Einzug in die Debatte fanden. Auch die Mehrzahl der sans-papiers habe sich bereits sozialen, 
staatlichen und nationalen Imperativen untergeordnet, indem sie arbeiteten, Steuern zahlten 
und ihre Kinder in die Schule schickten. Hier wurde nicht der strukturelle Aspekt, sondern der 
kulturelle Aspekt dieser Komponenten betrachtet. 
 
Insgesamt bauten die Begründungen auf Ideen auf, die an positivistische Argumentationen 
anschlossen, ohne sie in den klassischen Kontext staatlicher Bemühungen zu setzen. Vielmehr 
bezogen sie sich auf Mentalitäts-, Identitäts- und kulturelle Fragen. Je nach Zielstellung 
konnte man idealistisch-abstrakte oder pragmatische Ansätze finden: Wurden kulturelle 
Unterschiede um Ausländer allgemein und Menschen ohne regulären Aufenthalt insbesondere 
hervorgehoben, gründeten sie auf abstrakten Überlegungen, die mögliche Folgen und 
Probleme thematisierten. Sie warnten vor zu viel Zuwanderung und forderten harte 
Konsequenzen bei Illegalität. Im entgegengesetzten Fall wurde pragmatisch geschaut, welche 
realen Anpassungsleistungen geschaffen worden waren, die ein Bleiberecht rechtfertigten. 
 
Diese Ergebnisse gewährten nur einen Einblick, da die geringe Menge an Datenmaterial keine 
detaillierten Analysen in Bezug auf Länder-, Medien- und zeitlichen Vergleich zuließ. 
 
9.7 Verknüpfungen und Hegemoniestrukturen zwischen den 
Themenbereichen 
 
Zum Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus wurden die verschiedensten 
Argumente in den Medien eingebracht, die in dieser Untersuchung klassifiziert und einzeln 
analysiert wurden. Auch innerhalb der Themenkomplexe standen sich unterschiedliche 
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Ansichten gegenüber. Eine erste Einschätzung der Wichtigkeit einzelner Argumente konnte 
durch quantitative Aussagen sowie Bündelungen im Diskurs bereits getroffen werden. 
Darüber hinaus stellte sich aber die Frage, welche Prioritäten im Diskurs gesetzt wurden, 
wenn sich verschiedene Argumente direkt gegenüber stehen. 
 
Unmittelbare Verbindungen von Argumenten kamen relativ selten vor. Meist versuchten die 
Autoren im Diskurs ihre eigene Meinung deutlich hervorzuheben, ohne auf Gegenargumente 
einzugehen. Trotz des geringen Datenmaterials erscheint der Verfasserin dieser direkte 
Vergleich interessant, um Aussagen zur Wichtigkeit von Argumenten zu treffen. 
Weiterführende Interpretationen zur Verankerung der Argumente im öffentlichen Diskurs 
können nur angedeutet werden. 
 
Aufgrund der geringen Anzahl von Verknüpfungen zwischen den Argumentationskomplexen 
wurde ausschließlich eine qualitative Analyse vorgenommen, in der jede Verknüpfung auch 
bei Mehrfachnennung nur einmal aufgenommen wurde. Wurden zwei inhaltlich gleiche 
Argumente mehrmals miteinander verglichen, wurden sie also nur einmal in die Tabelle 
aufgenommen. Waren verschiedene Argumente derselben zwei Bereiche betrachtet worden, 
so wurden beide gezählt. Zur Veranschaulichung wurden die Verteilungen zunächst 
numerisch in einer Tabelle festgehalten. Dabei wurde jeweils eine verknüpfende Aussage in 
die Matrix mit einem Punkt eingetragen, wobei die obere Zeile immer die dominierende, die 
linke Spalte die untergeordnete Argumentation ausdrückt. In einigen Fällen wurde eine 
Pattsituation dargestellt, wobei verschiedene Argumente angemessen abgewogen wurden. 
Diese wurden zu gleichen Teilen (0,5 Punkte) angerechnet. Die Gesamtwerte in der untersten 
Zeile drücken den Wert aus, bei dem der jeweilige Themenkomplex dominierte; in der 
rechten Spalte finden sich die Nennungen, in denen das Argument von anderen dominiert 
wurde. 
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         Dominant 
 
Untergeordnet 
Innere 
Sicherheit 
Nationalstaat Humanitäre 
Verantwortung 
Integration Andere 
Gründe 
Kulturelle 
Anpassung 
Total 
Innere 
Sicherheit 
 1 1,5 1,5   4 
Nationalstaat  1 7,5 2 3  13,5 
Humanit. 
Verantwortung 
6,5 6,5   2  15 
Integration 2,5 1   1  4,5 
Andere 
Gründe 
 1 1  1  3 
Kulturelle 
Anpassung 
      0 
Total 9 10,5 10 3,5 7 0 40 
Tabelle 34: Verteilung der Argumentationsverknüpfungen Deutschland 
 
         Dominant 
 
Untergeordnet 
Innere 
Sicherheit 
Nationalstaat Humanitäre 
Verantwortung 
Integration Andere 
Gründe 
Kulturelle 
Anpassung 
Total 
Innere 
Sicherheit 
   2 1  3 
Nationalstaat  2 7 2   11 
Humanit. 
Verantwortung 
3 4   1  8 
Integration 2 1    1 4 
Andere 
Gründe 
       
Kulturelle 
Anpassung 
       
Total 5 7 7 4 2 1 26 
Tabelle 35: Verteilung der Argumentationsverknüpfungen Frankreich 
 
In Frankreich fanden sich ein Drittel weniger qualitativ unterschiedliche Verknüpfungen als in 
Deutschland. Da die Gesamtzahl aber insgesamt sehr gering war, lassen sich keine weiteren 
Rückschlüsse ziehen. Die Darstellung selbst wies viele Gemeinsamkeiten auf. Deshalb 
wurden die folgenden Analysen für beide Länder getroffen. Auf Differenzen wird an 
gegebener Stelle hingewiesen. 
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9.7.1 Darstellung der Verknüpfungen 
 
Die meisten Verknüpfungen wiesen beide Länder zwischen den Themen Nationalstaat und 
humanitäre Verantwortung auf. In Deutschland schilderten fast ebenso viele Artikel 
nationalstaatliche Aspekte wie humanitäre Verantwortung als dominierend (6,5:7,5), in 
Frankreich fiel der Vergleich zu Gunsten humanitär geprägter Argumente aus (7:4). 
 
In beiden Ländern gab es Argumente, die rechtsstaatliche Kriterien in den Vordergrund 
rückten. In Bezug auf verschiedene Situationen (Klageweg von Asylbewerbern, 
Flughafenverfahren, eigenständiges Aufenthaltsrecht von Ehepartnern, Legalisierung, etc.) 
wurde darauf hingewiesen, dass nur der gesetzlich vorgeschriebene Weg verfolgt werden 
sollte. Humanitäre Aspekte fungierten dabei oft als Scheinargument. Indem auf humanitäre 
Aspekte eingegangen wurde, sollte der Anschein erweckt werden, dass Verständnis für die 
Betroffenen aufgebracht wurde. Die Verfasserin unterstellt vielen Darstellungen ein 
strategisches Vorgehen, das bezweckte, gleichzeitig empathisch aufzutreten und die von der 
anderen Seite geschilderten Argumente zu entkräften. Dies zeigte sich dann, wenn betont 
wurde, dass man als Individuum eventuell anders entscheiden würde, dass aber gesetzlich die 
Hände gebunden waren. Gegnern wurde so entgegengehalten, dass das Abwägen beider 
Aspekte nur zu einem Ergebnis kommen könne und dass die einseitige Betonung humanitärer 
Aspekte naiv sei. 
 
Neben diesen stark juristisch-positivistisch geprägten Argumentationen wurden des Weiteren 
Aussagen vorgefunden, die das Recht auf Stärke und Souveränität des Staates in den 
Vordergrund stellten. Hier wurde gesagt, dass es einzig das Recht des Staates wäre, Gesetze 
zu ändern, einschließlich des Asylrechts, da das Asylrecht nicht mit einem Menschenrecht 
gleichgesetzt werden kann. Dabei dürfte der Staat die Anerkennung von politischen 
Flüchtlingen erschweren, da der Kampf gegen illegale Zuwanderung Priorität hat. Außerdem 
wurde abgewogen, welche Konsequenzen eine Entscheidung für beide Seiten hätte, wobei die 
Folgen für den Staat so gering wie möglich gehalten werden sollten, was zu einer 
erschwerenden Situation für die Betroffenen führte. Humanitäre Aspekte wurden zwar 
geäußert, dienten aber wiederum nur dem Zweck, Argumente Anderer aufzugreifen und zu 
entkräften. Inwieweit sie als berechtigt angesehen wurden wie im ersten Teil, wurde nicht 
dargestellt. Die Aussage, dass Asylrecht kein universelles Menschenrecht, sondern gesetzlich 
verankertes Recht eines Staates ist, verdeutlichte dies am meisten. 
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Bei humanistisch-universeller Ausrichtung der Argumentation wurde das Gegenteil von 
staatlich und rechtlich geprägten Argumentationen vorgebracht. Hier wurde gesagt, dass trotz 
bestimmter gesetzlicher Vorgaben und selbst bei Gesetzesverstößen seitens der Betroffenen 
bestimmte grundlegende Rechte gewahrt bleiben müssten und die Menschenwürde nicht 
eingeschränkt werden dürfe. Dies betraf z.B. die Forderung nach einem formalen Verfahren 
bei Einreise über einen Drittstaat, nach Anerkennung nichtstaatlicher Verfolgung als 
Asylgrund oder nach Beachtung humanitärer Richtlinien bei Fragen der Legalisierung. 
 
Darüber hinaus wurden bestimmte Vorgaben wie die Abschiebung bzw. Rückführung von 
Ausländern dahingehend eingeschränkt, dass nur bei Beachtung der Menschenrechte eine 
Abschiebung in das Heimatland oder ein Drittland für machbar gehalten wurde. In Bezug auf 
die kurdischen Flüchtlinge der East-Sea wurde darauf hingewiesen, eine zeitliche 
Komponente zu berücksichtigen. Aufgrund der Lage der Flüchtlinge sollte die Strandung 
zunächst als humanitäres Problem behandelt werden, ehe in einem weiteren Zug rechtliche 
Aspekte überhaupt eine Rolle spielen sollten. 
 
Ähnlich wie bei der Betonung nationalstaatlicher Aspekte wurden in den meisten Fällen 
Gegenargumente aufgegriffen, um sie zu entkräften. Hier wurde nicht auf rechtliche 
Grundlagen gedrungen, sondern auf universelle Menschenrechte gesetzt, die unabhängig von 
der jeweiligen Situation (aufenthaltsrechtlich, strafrechtlich, sozial, finanziell, etc.) gelten 
sollten. Ein Zugeständnis zu rechtlichen Aspekten wurde in Deutschland insofern gemacht, 
dass nicht gesagt wurde, dass die Situation nun einmal so war, sondern dass auf den 
Gnadenaspekt hingewiesen wurde. In Frankreich wurde stärker versucht, Menschenrechte als 
gleichberechtigt gesetzlich verankerte Rechte darzustellen. 
 
Nationalstaatliche und humanitäre Aspekte wiesen auch zu anderen Bereichen die meisten 
Verbindungen auf. Diese werden im Folgenden vorgestellt. Zunächst wird auf humanitär 
geprägte Argumentationen eingegangen. Hier lagen Verknüpfungen zu den Bereichen 
"Innere Sicherheit" und "Andere Gründe" vor. Während sie in Deutschland sowohl 
dominierten als auch untergeordnet waren, galt für Frankreich nur Letzteres. 
 
In Deutschland dominierten humanitäre Fragen bei der Diskussion um Abschiebungen. Dort 
wurde festgehalten, dass nicht nur das öffentliche Interesse und die Sicherheit betrachtet 
werden dürften, sondern auch persönliche Folgen analysiert werden müssten, um eine 
222 
adäquate und ausgeglichene Lösung zu finden. Auch das Umfeld der von Abschiebung 
Bedrohten, insbesondere die Familie, wäre zu berücksichtigen. Bei der Rückführungsdebatte 
um bosnische Flüchtlinge wurden finanzielle Aspekte humanitären Aspekten 
gegenübergestellt. Eine Rückführung wurde im Prinzip gebilligt, allerdings dürfe diese nicht 
dazu führen, dass Flüchtlinge „hinausgejagt“ würden. 
 
Alle in Deutschland eingebrachten Argumentationen, die humanitäre Aspekte jenseits 
staatlicher Prämissen betonten, betteten diese allerdings in bedingende Strukturen ein. 
Gegenüber anderen Argumentationen, die keine andere Wahl offen ließen, fanden sich viele 
Anzeichen einer Suche nach Kompromissen. Hier wurden konträre Meinungen dargestellt und 
ernst genommen. Dies bedeutet, dass selbst, wenn humanitäre Fragen dominierten, sie nicht 
als alleiniger Ansatz angesehen wurden. 
 
Dem gegenüber fanden sich in beiden Ländern Artikel, die humanitäre Aspekte anderen 
unterordneten, allen voran bei der Frage nach öffentlicher Sicherheit. Hier ähnelten sich die 
Argumentationen am meisten zwischen Deutschland und Frankreich. Sehr häufig wurde 
geschildert, dass bestimmte Gruppen zeitweilig einem Abschiebestopp unterlagen bzw. dass 
die Gesetzeslage für bestimmte Gruppen mit verfestigtem Aufenthalt einen besonderen 
Abschiebungsschutz vorsah. Dieser fiele aber weg, wenn sich die Betroffenen in besonders 
schwerem Maß strafbar machten. Die darunter fallenden Straftaten wurden in einzelnen 
Fällen aufgezählt (schwerer Landfriedensbruch, Verstoß gegen das Betäubungsmittelgesetz, 
etc.), in der Regel wurde aber in allgemeiner Form gesprochen. 
 
Auf der einen Seite kann man auch hier von einem kompromisshaften Denken sprechen, das 
humanitäre und sicherheitsrelevante Aspekte gleichermaßen berücksichtigte. Auf der anderen 
Seite zeigt die Analyse von Ausnahmefällen, dass an dieser Stelle jegliche 
Kompromissbereitschaft fehlte. Im Gegenteil, die humanitäre Ausrichtung bei „leichten 
Fällen“ wurde gern als Alibibegründung herangezogen, um ein hartes Vorgehen bei schweren 
Straftaten ohne Alternative zu betonen. In diesen Fällen wurde jegliches Abwägen zwischen 
öffentlichem Interesse und persönlicher Situation kategorisch abgelehnt. 
 
Weitere Verknüpfungen fanden sich zum Bereich „Andere Gründe“. In Deutschland wurde 
vielfach auf die Möglichkeit einer inländischen Fluchtalternative hingewiesen, wenn 
Abschiebungen trotz bestimmter Gefahren in der Heimat durchgeführt werden sollten. Dieses 
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Argument tauchte insbesondere bei kurdischen Flüchtlingen, aber auch bei 
Bürgerkriegsflüchtlingen auf. In Frankreich wurde der Vorwurf zurückgewiesen, dass die 
Bekämpfung der Scheinehen eine Freiheitseinschränkung sei. Aufgrund der Vielzahl von 
Vorkommnissen sei ein striktes Vorgehen einfach notwendig. 
 
In beiden Fällen wurden humanitäre Aspekte insofern ernst genommen, als sie indirekt 
berücksichtigt wurden. Das bedeutete aber gleichzeitig, dass weiteren Aspekten die 
Berechtigung abgesprochen wurde.107 Die Argumentationen wurden relativ wenig ausgeführt, 
so dass es zu keiner Diskussion darüber kam, was Freiheitsberaubung heißt oder wann 
Menschenrechtsverletzungen anfangen. 
 
Im Folgenden werden Verknüpfungen staatlicher Aspekte mit anderen Bereichen vorgestellt. 
Sie traten interessanterweise eher untergeordnet als dominant auf. Letzteres waren sie in 
unterschiedlichen Kontexten. Es wurden sowohl Prämissen der Souveränität als auch von 
rechtsstaatlichem Vorgehen eingebracht. Andere Gründe wie volkswirtschaftliche Interessen 
oder Fragen der inneren Sicherheit dürften dann nicht berücksichtigt werden, wenn die 
Gesetzeslage bereits ein anderes Vorgehen vorsieht (z.B. eine Sonderbehandlung türkischer 
Arbeitnehmer oder die Behandlung der Bürgerkriegsflüchtlinge nach dem AuslG). Dies 
erschien notwendig, um einen allgemeingültigen Ablauf zu sichern. Außerdem beruhten die 
gesetzlichen Vorlagen auf politischen Entscheidungen und dürften deshalb nicht zu Gunsten 
einer Gruppe aus dem gesamtgesellschaftlichen Kontext gelöst werden. 
 
Integrationsaspekte wurden als allgemein wichtig, in Sondersituationen (irregulärer 
Aufenthalt, Missbrauch des Gastrechts) aber hinfällig dargestellt, so dass das Recht des 
Staates auf souveränen Umgang immer höher eingeschätzt wurde, da Integration als Fakt, 
aber nicht als Rechtsanspruch auf weitere Rechte angesehen wurde. 
 
Selbst innerhalb des Bereichs „Nationalstaat“ fanden sich konträre Ansätze, die Fragen der 
Souveränität mit denen von gesetzlichen Vorlagen und Rechtsverständnis abwogen. In 
Frankreich wurde eher betont, dass das staatliche Vorgehen gegen illegale Zuwanderung oder 
die Sonderbehandlung von Migranten allgemein zwar rechtens war, dass sie aber nur im 
Rahmen der Verfassung und aller bestehenden Gesetze durchgeführt werden dürfte. In 
                                                 
107 Das bedeutet z.B., dass bei Beachtung der inländischen Fluchtalternative Menschenrechte berücksichtigt 
werden würden, die nur verletzt wären, wenn die Abschiebung direkt in den Herkunftsort bzw. die 
Herkunftsregion vorgenommen werden würde. 
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Deutschland fiel der Gegensatz in der Debatte um die Abschiebung straffälliger Ausländer 
auf. Hier wurde z.B. gegen eine Abschiebung plädiert, wenn der Betroffene strafrechtlich 
verfolgt wurde, da damit der Rechtslage Genüge getan war. 
 
Es tauchten aber auch viele Artikel in der Debatte auf, die Integration höher als staatliche 
Souveränität bewerteten. Weder in der einen noch in der anderen Richtung wurde begründet, 
warum diese Argumentationshierarchie aufgebaut wurde. Trotz unterschiedlicher Kontexte 
waren die Darstellungen in deutschen und französischen Medien ähnlich. In allen Fällen 
wurde betont, dass sich aus einem langen Aufenthalt zumindest moralische Rechte ableiteten, 
den Aufenthalt zu verlängern oder ein definitives Bleiberecht auszusprechen. Als Grundlage 
wurden teilweise sogar gesetzliche Regelungen angeführt, da sich der Aufenthalt 
insbesondere in Deutschland je nach Aufenthaltsdauer rechtlich verfestigte. Neben der 
Aufenthaltsdauer sollten auch einzelne Integrationsebenen berücksichtigt werden, die im 
Bereich „Integrationsniveau“ vorgestellt wurden. 
 
Insgesamt fanden sich fast ausschließlich Artikel, die Integrationsaspekte zwar in den 
Vordergrund stellten, jedoch Fragen der Rechtslage ebenfalls als wichtig bewerteten. Hier ist 
von einer Suche nach Kompromissen aus dem Wissen heraus zu sprechen, dass nur in 
Ausnahmefällen rechtliche Vorschriften umgangen werden könnten bzw. die Rechtslage nur 
in bestimmten Fällen selbst Integrationsaspekte vor aufenthaltsrechtliche Aspekte setzt. 
 
In Deutschland traten pragmatische Überlegungen vor allem in Bezug auf finanzielle Aspekte 
auf. So wurde ein eigenes Kontingent an Asylbewerbern oder die Aufnahme von humanitären 
Flüchtlingen vorgeschlagen, wenn die Kirche bzw. internationale Organisationen die Kosten 
dafür übernahmen. Humanitäre Aspekte würden wahrscheinlich viel mehr in den Vordergrund 
gestellt werden, wenn die finanzielle Belastung nicht so groß wäre. Obwohl innerhalb der 
Verknüpfungen zahlenmäßig einen geringen Stellenwert einnehmend, erscheint diese Aussage 
insofern wichtig, als dadurch weitere Argumentationen in ein anderes Licht gerückt werden. 
Inwieweit wurden Fragen der Souveränität, Identität, etc. eines Landes vorgeschoben, wenn 
es im Endeffekt vor allem auf die finanzielle Umsetzung ankam? Der Rückzug auf die 
genannten Argumente schuf in der Bevölkerung eine befürwortende Stimmung, da stärker auf 
identitätsstiftende Aspekte eingegangen wurde. Er richtete die Diskussion aber gleichzeitig in 
eine utilitaristisch-positivistische Richtung, in der theoretisch humanitäre Hilfe geleistet, diese 
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aber nur in einem bestimmtem Rahmen und bei Nutzen für Staat bzw. Bevölkerung umgesetzt 
werden sollte. 
 
Neben den beiden zentralen Aspekten "Nationalstaat" und "humanitäre Verantwortung" sollen 
weitere Verknüpfungen zwischen anderen Bereichen vorgestellt werden. Die Verbindung 
Integrationsniveau - innere Sicherheit trat in beiden Ländern auf. Dabei fiel das bereits 
beschriebene Phänomen auf, dass bestimmte Argumente hierarchisiert wurden, ohne dies zu 
erklären, wodurch gegenläufige Strukturen entstehen konnten. Zum einen wurde sowohl in 
Deutschland als auch in Frankreich betont, dass trotz langen Aufenthalts oder enger familiärer 
Bindungen Abschiebungen bei schweren Straftaten durchgeführt werden sollten. 
Demgegenüber wurde argumentiert, dass keine Ausweisung erfolgen sollte oder zumindest 
stark abgewogen werden müsste, wenn die Straftäter im Land geboren und aufgewachsen 
waren und weit reichende Bindungen vorweisen konnten, da sie sonst entwurzelt werden. 
 
Andere Gründe tauchten in Deutschland auf. So wurde betont, dass Sozialhilfebezug 
aufgrund der Kosten dazu führen sollte, dass den Empfängern die Aufenthaltsverlängerung 
vorenthalten wird. Als Argument wurde angebracht, dass es sonst nicht möglich sei, allen 
Betroffenen weiterhin soziale Leistungen wie bisher zu garantieren. Hier wurde also 
argumentiert, dass die deutsche Bevölkerung „geschützt“ werden sollte. In Bezug auf 
Bürgerkriegsflüchtlinge wurden abwägende Überlegungen über den Nutzen einer 
Rückführung aufgeworfen. So wurde betont, dass die Flüchtlinge zwar für den Wiederaufbau 
gebraucht werden, dass sie aber gleichzeitig den noch unsicheren Frieden gefährden könnten. 
 
In Frankreich tauchten zwei weitere Aspekte auf. Zum einen wurde gegen Ausweisung 
plädiert, wenn die Straftat lange zurücklag und sich der Betroffene im Strafvollzug durch gute 
Führung hervorgetan hatte. Dahinter steckt die Prämisse, zeitliche Aspekte stärker zu 
gewichten und nicht eine Straftat zum Anlass zu nehmen, so weit reichende Konsequenzen 
wie eine Abschiebung zu treffen. Zum anderen fand sich hier die einzige Verknüpfung mit 
Fragen der kulturellen Anpassung. Mehrmals wurde betont, dass der Aufenthaltstitel bei 
Polygamie trotz langer Aufenthaltsdauer nicht verlängert werden sollte. 
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9.7.2 Fazit 
 
Gegenüber der Fülle des Datenmaterials in den einzelnen Argumentationsbereichen zum 
Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus fanden sich nur wenige 
Verbindungen zwischen den Themen. Deshalb lassen sich keine quantitativen Ergebnisse 
ableiten. Generell war es schwierig, eine Hegemoniestruktur auszuarbeiten, da sich in vielen 
Fällen Argumentationen für oder gegen die jeweiligen Aspekte die Waage hielten. 
 
Als zwei zentrale Kategorien kristallisierten sich Fragen der Nationalstaatlichkeit und der 
humanitären Verantwortung heraus. Untereinander wurden die meisten Verbindungen 
nachgewiesen, aber auch zwischen ihnen und anderen Aspekten. Eine dritte Kategorie, die 
relativ wichtig war, ist die der inneren Sicherheit. Das Thema war zahlenmäßig eher klein und 
wenig komplex (s. 9.2), wies aber relativ viele Verknüpfungen zu anderen Bereichen auf. 
 
Interessant ist, dass die Argumentationen gegenüber den Einzelbereichen kaum an 
Komplexität gewonnen haben, da die Einzelargumente wiederholt wurden. Einziger 
Unterschied war, dass Gegenargumente aufgegriffen, aber als weniger wichtig eingeschätzt 
wurden. Nuancen in der Beschreibung wurden dahingehend festgestellt, dass in einigen 
Bereichen eher kategorisch Hierarchien aufgebaut wurden (innere Sicherheit), in anderen wie 
bei humanitärer Verantwortung stärker nach Kompromissen gesucht wurde. Zum einen lag 
das an der Einbettung der Themen, wo im ersten Fall oft die Gesetzgebung als unumstößlicher 
Fakt Grundlage war. Zum anderen ist zu berücksichtigen, wessen Meinung analysiert wurde. 
Fragen der inneren Sicherheit wurden von vielen Politikern im Wahlkampf hervorgehoben; 
humanitäre Aspekte spielten bei Organisationen oder Vereinen eine größere Rolle. Hier wird 
ein anderer Umgang mit Medien vermutet. 
 
In einigen Fällen wurde deutlich, dass das Meinungsbild zu bestimmten Werten die eine Seite 
war, dass im praktischen Umgang jedoch auch berücksichtigt wurde, welche Mittel zur 
Verfügung standen und welche Lösungen realistischerweise angeboten werden konnten. 
Interessanterweise waren es eher diese Argumentationen, obwohl zahlenmäßig gering, die 
eine Grundlage für alle weiteren Überlegungen bildeten. Erst daraufhin wurden Fragen nach 
Integration, Menschenrechten, innerer Sicherheit etc. eingebracht. Trotzdem lagen sie 
nationalstaatlichen Ansätzen näher, da sie stärker auf die Belange der Bevölkerung eingingen. 
Durch die enge Bindung war festzustellen, dass von der Durchsetzungskraft der Argumente in 
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der Wechselwirkung zwischen Nationalstaat/ innere Sicherheit vs. humanitäre 
Verantwortung/ Integrationsniveau Erstere eine gefestigtere Position einnahmen. Die 
festgestellte Kompromisslosigkeit auf dieser Seite wurde als ein Indiz für die Vorrangstellung 
im Diskurs gegenüber humanitären Argumenten gewertet. Humanitäre Fragen bildeten zwar 
implizit überall die Basis, wurden allerdings oft dann verdrängt, wenn andere Umstände ihre 
Umsetzung nicht mehr garantieren konnten. 
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10 Exkurs: Der Umgang mit Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus aus diskursanalytischer Perspektive 
 
Bislang hat die Auswertung nach inhaltsanalytischen Gesichtspunkten vor allem manifeste 
Inhalte der ausgewählten Medien betrachtet. Die Untersuchung bezog sich direkt auf das 
Datenmaterial und hat externe Informationen ausgeschlossen. An dieser Stelle soll die 
Auswertungsperspektive erweitert werden, indem sowohl auf latente Medieninhalte als auch 
auf Hintergrundwissen zur Entstehung und Wirkung der Texte eingegangen wird. 
 
So wird der Frage nachgegangen, welche Diskurse allen Texten zum Thema Illegalität und 
Illegalisierung von Personen zu Grunde lagen, welche Schwerpunkte in Deutschland bzw. 
Frankreich überwogen, welche Akteure sich am Diskurs beteiligten, welche 
Wechselwirkungen entstanden und wie die Diskurse auf Wissensstrukturen wirkten. Es 
handelt sich um einen Exkurs, bei dem auf eine Feinanalyse verzichtet wurde. Dieser bezieht 
sich auf die Fragestellungen von Keller nach Foucault, die in Kapitel 7.2.1 vorgestellt wurden. 
Bei der Ausarbeitung einer Systematik der unterschiedlichen Diskurse wurde festgestellt, dass 
die Diskursanalyse noch stärker Unterschiede im Ländervergleich offen legt. Deshalb 
erscheint der Verfasserin vorliegender Exkurs für das Verständnis des Untersuchungsthemas 
wichtig. 
 
Es wurde eine eigene Systematik entwickelt, bei der zunächst sechs Diskurse festgehalten 
wurden, die drei großen Diskurssträngen zugeordnet wurden. Es handelt sich um den 
Anspruchsdiskurs, den Normalitätsdiskurs und den Loyalitätsdiskurs. Sie werden im 
Folgenden vorgestellt, wobei bei der Kontextualisierung des Materials meist auf ein Land - 
Deutschland oder Frankreich - eingegangen wird. Zunächst werden jedoch allgemeine Fragen 
bezüglich der Reproduktion der Diskurse, der sprachlichen Mittel, der Akteure, Adressaten, 
deren Ressourcen und Interessen erörtert. 
 
Alle drei Diskurse hingen eng miteinander zusammen und sind in gleiche 
Entstehungsprozesse eingebettet. Sie waren in der öffentlichen Diskussion an die politische 
Sphäre gebunden, allerdings tauchten als Akteure nicht nur Politiker und Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus auf, sondern auch Personen aus Vereinen oder Persönlichkeiten. 
Die Medien waren Teilinstrument des Diskurses. Produziert wurde er vor allem durch 
Politiker bei Veränderungen rund um die Legislative, bei der Durchführung bestimmter 
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Aktionen etc. Betroffenen fiel es schwerer, durch Aktionen selbst ein diskursives Ereignis zu 
generieren, weil in vielen Fällen die Selektion durch die Medien und die Nivellierung durch 
die aktuelle gesellschaftspolitische Lage rigoros war. Erst bei Ausweitung einer Problematik 
wurde das Ereignis diskursiv wahrgenommen. Dies war dann der Fall, wenn der Diskurs in 
der allgemeinen Öffentlichkeit reproduziert und von der Bevölkerung als wichtig, da sie selbst 
betreffend, betrachtet wurde. Als Beispiel dienen die Kirchenbesetzungen von Saint-
Ambroise und Saint-Bernard in Frankreich. Erstere wurde erst sehr spät in den überregionalen 
Medien wahrgenommen, als die Kirchenbesetzung anhielt, sich Vereine, Persönlichkeiten und 
Politiker damit auseinandersetzten und weitere Kirchenbesetzungen in anderen Städten dazu 
kamen. Die zweite Kirchenbesetzung hingegen wurde sofort von den Medien als wichtig 
eingestuft und als Thema in den Diskurs aufgenommen. 
 
Über die Dauer der Darstellung von Ereignissen, die Häufigkeit, die Länge der Texte oder 
auch die Position in der Zeitung haben Medien Mittel, die Wichtigkeit von Themen zu 
beeinflussen. Sie können so die Brisanz einer Problematik herausstellen und Strategien 
entwickeln, ein Thema hervorzuheben. So verschob sich in den französischen Medien die 
Problematik der Kirchenbesetzungen und der Forderungen nach Legalisierung langsam aus 
dem Teil "Gesellschaft" und die Rubrik "Politik". Dadurch wurde deutlich gemacht, dass das 
Thema von der Politik wahrgenommen wurde, dass sich Politiker damit auseinandersetzten 
und dass es auch für die Bevölkerung wichtig war. Das Gleiche gilt für die Darstellung von 
Gesetzesreformen, die in beiden Ländern oft sehr einseitig erfolgte. Selbst wenn das gesamte 
Gesetz Änderungen unterlag, wurden oft nur einige brisante Punkte herausgestellt, mit denen 
Aufmerksamkeit erzielt werden sollte. Dies galt in Deutschland 1997 bei der Diskussion um 
die Ausweisung straffälliger Ausländer oder 1993 um die Grundgesetzänderung. 
 
Politiker bedienen sich der gezielten Nachrichtenaussendung, um auf ein Thema aufmerksam 
zu machen oder es unbedeutsam erscheinen zu lassen. 1996 tauchten sehr viele 
Zeitungsartikel in Le Monde und Le Figaro auf, die sich auf Pressemitteilungen des 
Innenministeriums bezogen. Darin wurde auf die durchgeführten Abschiebungen von 
Migranten verwiesen. In früheren Jahren konnte man eher feststellen, dass die Regierung 
versuchte, Abschiebungen unbemerkt durchzuführen, und es eher die Medien oder Gegner 
dieser Aktionen waren, die diese aufdeckten. 
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Betroffene und die sie unterstützenden Strukturen hatten weniger Einflussmöglichkeiten. 
Trotzdem entwickelten auch sie Strategien, um ihr Anliegen in den Diskurs einzubinden. In 
Frankreich war zu beobachten, dass viele Kirchenbesetzungen bewusst geplant und überlegt 
waren. Kinder wurden oft als Druckmittel gegenüber der Regierung eingesetzt. Gleichzeitig 
wurde mit ihrer Präsenz das Ziel verfolgt, die Bevölkerung zu sensibilisieren und für ihre 
Zwecke einzunehmen. In Deutschland war dies nicht sichtbar, da dazu konzertierte Aktionen 
notwendig wären, die so nicht stattgefunden haben. 
 
Eng mit Strategien und sprachlich eingesetzten Mitteln hängen die zur Verfügung stehenden 
Ressourcen zusammen, die nach ihrer Effizienz ausgewählt werden. Dabei konnte die Politik 
auf ein viel größeres Reservoir an Möglichkeiten zurückgreifen, da sie Legislative und 
Exekutive einsetzen konnte, um ihre Position zu unterstreichen. Durch die ständige Präsenz 
bestimmter Aktionen wurde Wichtigkeit generiert, die von den Medien aufgenommen wurde 
und Einzug in den Diskurs hielt. Damit konnte auf alle drei Diskurse Einfluss genommen 
werden, wie im Anschluss gezeigt wird. Außerdem wurde versucht, bestimmte Maßnahmen 
umzusetzen, ohne dass es zur Wahrnehmung durch die Bevölkerung kommt. Dies betraf 
insbesondere unpopuläre Aktionen wie Abschiebungen, Fehlverhalten einiger Beamter oder 
Legalisierung. Gleichzeitig wurde durch Öffentlichkeitsarbeit auf einzelne Aktionen 
hingewiesen. Auch hierzu zählten Abschiebungen und Legalisierungen, vor allem aber das 
Auffangen von Personen an der Grenze. Der unterschiedliche medienstrategische Umgang mit 
gleichen Aktionen kam je nach politischer Interessenlage zu Stande. Die Frage war, ob eine 
bestimmte Aktion in das Bild einer Partei oder Regierung passte.108 Weiterhin lag es im 
Interesse der Politiker, die von den Betroffenen angewandten Strategien zu perturbieren und 
sie eher anonym in einer Gruppe und ohne Präzisierung von Details darzustellen. Diese 
Darstellungen setzten darauf, dass die Rezipienten des Diskurses an den manifesten 
Gesetzesverstößen Anstoß nahmen. 
 
Den Medien selbst obliegt die Macht der Selektion der Nachrichten, die als wichtig eingestuft 
und je nach Interesse ausgewählt werden. Dabei waren verschiedene Interessenlagen zu 
unterscheiden. Auf der einen Seite wurde ein professionell-intentionales Interesse deutlich, 
das sich dadurch ausdrückte, möglichst alle Nachrichteninformationen über die Zeitung weiter 
                                                 
108 In Bezug auf die Gruppe von Saint-Bernard kann man feststellen, dass fast genauso viele Personen unter der 
gaullistischen Regierung wie unter der sozialistischen Regierung von einer Legalisierung profitierten. Die ersten 
Aktionen verliefen jedoch eher stillschweigend, während die späteren Legalisierungen im Rahmen der 
Legalisierung nach Kriterien 1997 besonders betont wurden. 
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zu geben. Darüber hinaus kann man von einer politischen Ausrichtung jeder Zeitung 
sprechen, die die Selektion und die Darstellung der Artikel beeinflusste. Gleichzeitig wurde 
sichtbar, dass einzelne Journalisten ein eigenes Interesse an bestimmten Themen entwickelten 
und sich darauf spezialisierten, wodurch es zu Verschiebungen der Wichtigkeit einzelner 
Diskurse kam. 
 
Dies trat beispielsweise zu Beginn der Kirchenbesetzungen in Paris 1996 auf. Anfangs 
überwog in Le Monde und Le Figaro der Abweichungsdiskurs (s. 10.2). Es wurde darauf 
hingewiesen, dass sich die betroffenen sans-papiers illegal in Frankreich aufhielten und dass 
es außer Frage stand, an eine positive Lösung für sie zu denken. Gleichzeitig wurde deutlich 
gemacht, dass es sich ein Staat nicht leisten kann, Mitglieder so leben zu lassen, wie sie es 
möchten, ohne den Regeln des Staates nachzukommen, da dadurch das Staatsgefüge bedroht 
wäre. Dieser Diskurs ging mit der Zeit in den Anspruchsdiskurs (s. 10.1) über, wo zunächst 
weiterhin betont wurde, dass der Staat Anspruch darauf erheben kann, Regeln aufzustellen 
und zu sanktionieren, wenn sie nicht eingehalten werden. Gleichzeitig gab es aber mit 
zunehmenden Protestaktionen immer mehr Stimmen innerhalb des Anspruchsdiskurses, die 
sagten, dass es zwar allgemein stimme, dass man aber die individuelle Situation der 
Betroffenen ansehen müsse und dass daraus auch Ansprüche abgeleitet werden könnten. Dies 
betraf z.B. die Länge des Aufenthalts, familiäre Bindungen, die soziale Eingliederung etc. 
Wahrscheinlich wurde es erst durch die Öffnung der Diskussion hin zum Anspruchsdiskurs 
möglich, dass auch Belange der Betroffenen berücksichtigt wurden. 
 
Die sans-papiers-Gruppen verfügten über wenig Ressourcen. Wichtig war eine Lobby, die 
sich im Fall von Saint-Bernard fand, in anderen Städten aber ausblieb. Damit lässt sich die 
unterschiedlich wahrgenommene Wichtigkeit erklären. Neben der Lobby durch Vereine und 
Persönlichkeiten war es oft von Vorteil, wenn in den Gruppen auch Frauen und Kinder dabei 
waren. Sie stellten emotionales Kapital dar und wussten dieses einzusetzen. Es war von 
Vorteil, wenn über sie ausführlich gesprochen und Einzelschicksale bekannt wurden. In ihrem 
Interesse lag es, auf sich aufmerksam zu machen und Mitleid zu erregen. Möglichkeiten der 
Verbesserung der Lebenssituation bis hin zu einer Legalisierung waren ein längerfristiges 
Ziel. 
 
Hier bestand ein großer Unterschied zu den meisten Menschen ohne regulären Aufenthalt, die 
gerade versuchten, unentdeckt zu bleiben und nicht aufzufallen. In diesen Fällen erfolgte kein 
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Diskurs mit eigener Beeinflussung, sondern handelte es sich um eine Diskussion ohne 
Teilnahme der Betroffenen. Dies betraf vor allem den Abweichungsdiskurs sowie den 
Loyalitätsdiskurs (s. 10.3). Im ersten Fall wurden Beispiele abweichenden Verhaltens 
dargestellt, die als Bedrohung für den Staat und die Bevölkerung geschildert wurden. Diese 
Diskussionsbeiträge fanden sich sporadisch in den Medien, schienen aber durch ihre 
Regelmäßigkeit den Zweck zu verfolgen, ein bestehendes Bild über die Gefährlichkeit von 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus zu verfestigen. Im zweiten Fall drehte sich die 
Diskussion um die Frage, wie loyal Bürger dem Staat gegenüber sein müssten, wenn es um 
den eigenen Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthalt geht. Hier gab es eine große 
Diskussion in Frankreich Anfang 1997. Der Aufhänger wäre wahrscheinlich in der 
allgemeinen Diskussion untergegangen. Eine Frau wurde zu einer Haftstrafe verurteilt, weil 
sie einen Freund ohne gültige Papiere bei sich beherbergt hatte. Dies war für einige 
Filmemacher Anlass, eine Petition zu verfassen, in der sie zu zivilem Ungehorsam aus 
moralischen Gründen aufriefen, da sie sich den Gesetzen widersetzen und Menschen - ihre 
Freunde - nicht denunzieren und damit gefährden wollten. Diese Petition rief eine enorme 
Diskussion innerhalb des Loyalitätsdiskurses hervor, die über mehrere Wochen anhielt. 
 
Die Rezipienten der Diskurse, die gleichzeitig in die Diskussion eingriffen, sie verbreiteten 
und Diskurse veränderten, bekamen über die Medien ein Bild der großen Diskursstränge 
vermittelt. Diese werden im Folgenden vorgestellt. Neben der Darstellung inhaltlicher 
Gesichtspunkte geht es darum, wann die Diskurse aufgetaucht und verschwunden sind, 
welche entscheidenden Ereignisse den Diskurs beeinflusst haben, wie der Diskurs sich 
konkret in Gesetzen u.Ä. niedergeschlagen hat bzw. welche Machteffekte er ausgelöst hat. 
 
10.1 Anspruchsdiskurs 
 
Viele Texte rechtfertigten ihre Sicht auf den Umgang mit Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus mit der Frage nach dem Anspruch der involvierten Parteien. Dies schloss 
nicht nur die betroffenen Migranten, sondern auch staatliche Akteure und die Bevölkerung 
ein. Je nach Blickwinkel wurden Begründungen gesucht, die das Ziel hatten, die dargestellten 
Vorschläge zu untermauern. 
 
Ausgehend vom grundsätzlichen Kontext dieses Diskurses wurden zwei Unterthemen 
unterschieden. Diese wurden als Souveränitäts- und Grundrechtsdiskurs bezeichnet. Im 
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Souveränitätsdiskurs wurde ins Zentrum gerückt, dass der Staat in seiner Entität souverän ist 
und innerhalb seiner Grenzen die Regeln des Zusammenlebens aufstellt. Dieser Anspruch 
leitete sich in der Diskussion sowohl aus innenpolitischen Gesichtspunkten als auch aus der 
weltpolitischen Situation ab. Der Staat mit seinen Instrumentarien hat nach diesem Ansatz 
auch das Recht, Mitglieder zu sanktionieren, die gegen Regeln verstoßen. Texte, die diesen 
Aspekt betonten, nahmen oft Bezug auf die aktuelle Rechtslage, die den möglichen Umgang 
mit Migranten vorgab. Dahinter steckte die Auffassung, nicht nach einem Umgang mit den 
Betroffenen auf Basis menschlicher, moralischer oder pragmatischer Überlegungen zu 
suchen, sondern zu schauen, welches Prozedere für sie bereits vorgesehen war. Dass Gesetze 
zunächst in der politischen Sphäre ausgehandelt wurden, weniger aus moralischen als 
politischen Abwägungen heraus, wurde dabei nicht berücksichtigt. In den Texten wurde 
immer nur auf die jeweils aktuelle Situation eingegangen. Entwicklungen, die zu dieser Lage 
geführt haben, wurden ausgeblendet. 
 
Beispiele für den Souveränitätsdiskurs waren: 
• Begründungen für strenges Durchgreifen staatlicher Akteure, insbesondere bei 
Aufgriff an der Grenze und Abschiebung von Migranten 
• Forderungen nach strengeren Gesetzen, damit der Staat weiterhin seiner Souveränität 
gerecht wurde 
• Darstellung von Gesetzen zur Erläuterung bestimmter Probleme, Vorschläge und 
Aktionen 
• Gegenargument zu Darstellungen, die moralische Überlegungen und  
"Gnadenregelungen" in den Vordergrund stellten, insbesondere bei sans-papiers 
 
Demgegenüber standen Texte, die nach Ansprüchen suchten, die in der Person begründet 
lagen. Sie bezogen sich auf universelle Menschenrechte, die für jede Person an jedem Ort, 
also nicht nur innerhalb der eigenen Nation gelten sollten. Auch dieser Ansatz war von einer 
rechtskundlichen Komponente geprägt, da gefordert wurde, dass Grundrechte in den Gesetzen 
eines jeden Staates Niederschlag finden sollten. Im Anspruchsdiskurs unter 
diskursanalytischer Perspektive wird deutlich, dass zwei völlig konträre Zielvorstellungen wie 
die Frage nach der Souveränität des Staates und die nach der Beachtung von 
Menschenrechten auf den gleichen Mechanismen fußte. Insofern ist verständlich, dass beide 
Argumente im vorangegangenen Teil oft miteinander abgewogen wurden und sich teilweise 
neutralisierten. 
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Beispiele für den Grundrechtsdiskurs waren: 
• Forderungen nach Mindeststandards innerhalb vorgeschriebener Verfahren, so z.B. im 
Asylverfahren, bei der Abschiebung, in Polizeigewahrsam 
• Forderungen nach der Einhaltung bestimmter Rechte unabhängig vom 
Aufenthaltsrecht (Recht auf Bildung/ Schulrecht, Recht auf medizinische Versorgung, 
Recht auf familiäres Zusammenleben) 
• Forderung nach Legalisierung auf Basis bestimmter Kriterien (Aufenthaltsdauer, 
Integration, etc.) 
• Forderung der Abschiebungsaussetzung, insbesondere bei Bürgerkriegsflüchtlingen in 
Deutschland 
 
Der Anspruchsdiskurs tauchte unter verschiedenen Bedingungen auf. Wurde auf 
Menschenrechte Bezug genommen, erschien er vor allem dann, wenn sich ein konkretes 
Ereignis lange Zeit in den Medien hielt, viele Betroffene daran beteiligt waren und sich 
großes Interesse seitens der Bevölkerung gebildet hatte. Hier wurde der Abweichungsdiskurs 
(s. 10.2) ausgeschaltet, da in der Darstellung betont wurde bzw. Wissensstrukturen in der 
Gesellschaft existierten, die die Betroffenen nicht unter kriminalisierender, sondern unter 
mitfühlender Perspektive sahen. Souveränität des Staates und individuelle Menschenrechte 
wurden als ähnlich wichtig angesehen, so dass im konkreten Fall Kompromisse gefunden 
werden mussten. Typischerweise tauchte der Diskurs oft infolge von großen Tragödien wie 
z.B. der Landung der East-Sea in Südfrankreich auf. 
 
Der Souveränitätsdiskurs als eine dominante Wissensstruktur innerhalb der Gesellschaft war 
über den gesamten Untersuchungszeitraum in den Medien vertreten. Er tauchte nicht plötzlich 
und konzentriert an einer Stelle auf. Man konnte feststellen, dass er oft auf den 
Abweichungsdiskurs Bezug nahm, um Aktionen seitens des Staates zu legitimieren. 
 
In der öffentlichen Diskussion kam es zu einem Wechselspiel beider Ansätze. Bezog sich der 
Souveränitätsdiskurs stärker auf kriminelle Handlungen seitens der Migranten und deren 
notwendige Einschränkung, versuchte sich der Grundrechtsdiskurs gerade davon abzusetzen. 
Er betonte, dass es in erster Linie um Personen ging, die außerhalb des Ausländerrechts nicht 
straffällig geworden waren und "ganz normal" im Land lebten. Er bediente sich des 
Normalisierungsdiskurses (siehe 10.2), indem er Anpassungsvorgänge in den Vordergrund 
stellte und in der gesellschaftlichen Wissensstruktur verankerte. Er beruhte darauf, die 
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Betroffenen nicht als anders - kriminell, bedrohlich, fremd - darzustellen, sondern als 
Mitglieder einer Gesellschaft, die nur im Zusammenspiel aller funktionierte. 
 
Der Anspruchsdiskurs verlor an Bedeutung, wenn die gestellten Ansprüche erfüllt worden 
waren. Deutlich wurde dies z.B. nach den Legalisierungen 1997 in Frankreich. Obwohl bei 
weitem nicht alle Personen, die einen Antrag gestellt hatten, geschweige denn alle sans-
papiers legalisiert wurden, schien in der öffentlichen Meinung den Ansprüchen genüge getan 
zu sein. Dies galt in Verbindung mit der Annahme, dass damit den Menschen in den 
ausweglosesten Situationen geholfen worden und die Ablehnung anderer Legalisierungen 
begründet war. Ansprüche des Staates auf Souveränität bestanden zwar durchgehend, 
tauchten aber nicht immer im Diskurs manifest auf, da sie als gegeben und normal 
vorausgesetzt wurden. Sie verschwanden dementsprechend mit der Beilegung von 
Anspruchskonflikten, da die Ansprüche des Staates meist mit denen der Betroffenen 
abgewogen wurden. Im Fall der Flüchtlinge der East-Sea verschwand der Anspruchsdiskurs, 
als er vom Abweichungsdiskurs verdrängt wurde. Dieser kam auf, nachdem bekannt wurde, 
dass viele Passagiere eine falsche Identität angegeben hatten, um größere Chancen auf 
Anerkennung als Asylbewerber zu haben. 
 
Entscheidend für die Entwicklung des Grundrechts-Anspruchsdiskurses war bei den sans-
papiers, dass die Bewegung von der Öffentlichkeit in ihrer nationalen Dimension 
wahrgenommen wurde. Auch wenn nicht überall Aktionen stattfanden, so wurden die 
Diskussionen über die Betroffenen allgemein geführt. Außerdem wurde nach generellen 
Lösungen gesucht, die nicht nur eine kleine Gruppe betrafen. Dabei half, dass beide 
Anspruchsdiskurse im gesellschaftlichen Wissen miteinander verbunden waren und relativiert 
wurden. Der Souveränitätsanspruch wurde nicht negiert, sondern eingeschränkt, da sich die 
Überzeugung entwickelte, dass die Ansprüche der sans-papiers aus Fehlern des Staates 
resultierten. Einigen Gesetzen wurde die Schuld an dem Aufkommen vieler irregulärer 
Aufenthaltssituationen zugeschrieben, die per Gesetz nicht aufgelöst werden konnten. 
 
Drückte sich der Souveränitätsanspruch des Staates oft in Form von Gesetzen aus, schlug sich 
der Grundrechtsanspruch eher selten in dieser Form nieder. Auf der einen Seite betraf dies 
verschiedene Legalisierungsvorhaben. Auf der anderen Seite wurden Grundrechte wie das 
Recht auf Bildung und medizinische Versorgung gesetzlich festgehalten. Zweiteres betraf 
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ausschließlich Frankreich. Auch im ersten Fall kam es vor allem in Frankreich zu 
Legalisierungen, in Deutschland können die Altfallregelungen dazu gezählt werden. 
 
Zumindest in Frankreich kann man davon sprechen, dass sich durch das Bedienen des 
Anspruchsdiskurses in den gesellschaftlichen Wissensstrukturen insoweit etwas geändert hat, 
als ein Verständnis für die Relativität von Ansprüchen gewonnen wurde. Ansprüche des 
Staates wurden nicht immer als gegeben und allumfassend gesehen, da dadurch auch "Fehler" 
auftreten konnten, die in diesem Fall sans-papiers, in einem anderen Fall französische Bürger 
betreffen konnten. Gleichzeitig konnte man feststellen, dass über die Konstruktion der 
Gesellschaft und des Staates stärker reflektiert wurde, was vorher als Norm angesehen wurde. 
Allerdings schienen diese Phänomene kurzzeitiger Natur zu sein, da 2000/ 01 nur noch wenig 
von diesem Ansatz zu spüren war. Bedeutsam ist aber, dass es als Normalität angesehen 
wurde, dass auch ohne einen Aufenthaltstitel bestimmte Rechte nicht verweigert werden 
können. Dies wurde konsensuell über politische Parteigrenzen hinweg vertreten, allerdings 
bestanden Divergenzen zu den konkreten Rechtsbereichen. 
 
Der Anspruchsdiskurs war vor allem in Frankreich anzutreffen. In Deutschland fand kaum 
eine Auseinandersetzung dieser Art statt. Hier besteht nach Ansicht der Verfasserin der größte 
Unterschied in den gesellschaftlichen Wissensstrukturen beider Länder, der die verschiedenen 
Umgangsformen mit Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus erklärt. Generell ist der 
Diskurs in Zusammenhang mit anderen Diskursen, so dem Normalitätsdiskurs zu sehen, der 
im Folgenden vorgestellt wird. Die Abhängigkeit war in Deutschland aber viel größer als in 
Frankreich, deshalb bezogen sich die meisten Beispiele des Anspruchsdiskurses auf 
Frankreich. In Deutschland wurde irregulärer Aufenthalt bereits als so abweichend angesehen, 
dass sich daraus keine weiteren Rechte ableiteten. 
 
10.2 Normalitätsdiskurs 
 
Inwieweit bestimmte Rechte als legitim angesehen wurden, hing in der Diskussion auch 
davon ab, ob dem Staat zugetraut wurde, diese erfüllen zu können, und ob ein solcher Schritt 
als zu viel Abweichung angesehen wurde. Innerhalb dieses Diskurses wurden 
Rechtsansprüche in einen größeren Zusammenhang gestellt, d.h. sie durften danach nicht nur 
aus einer Sicht betrachtet werden, sondern mussten gesellschaftliche Zusammenhänge 
berücksichtigen. Der hier betrachtete Normalitätsdiskurs spielte sich auf dem Kontinuum 
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zwischen Normalisierung und Abweichung ab. Gleichzeitig betrachtete er den Staat mit 
seinen Instrumentarien und schaute, was Abweichung und Anpassung mit ihm machen. 
 
Beide Diskursuntertypen unterstrichen die Prämisse, dass bei allen handlungsorientierten 
Überlegungen in Bezug auf Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus entscheidend sei, wie 
viel eigenes Potenzial vorhanden und wie viel Abweichung von einer Norm für den Staat 
aushaltbar sei, damit er weiterhin funktionieren konnte. Angesichts der untersuchten Gruppe 
wurde kontinuierlich betont, dass deren Grenzüberschreitung in Form des irregulären 
Aufenthalts einen Angriff auf den Staat bedeutete, da weitere Bereiche des Sozialstaats davon 
betroffen waren. Es wurde auf finanzielle Aspekte verwiesen, aber auch kulturelle und 
identifikatorische Fragen spielten eine Rolle. Betrachtet man die realen Abläufe, kann man 
feststellen, dass finanzielle Aspekte bei Menschen ohne jeglichen Aufenthaltsstatus kaum eine 
Rolle spielten und eher auf andere Migrantengruppen zutrafen, die hier nur teilweise 
berücksichtigt wurden (z.B. Asylbewerber oder Bürgerkriegsflüchtlinge). Interessanterweise 
wurde Abweichung eher unter der Perspektive anhaltender bzw. zukünftiger finanzieller 
Belastungen gesehen, ohne dass die Personen von sich aus abweichend gehandelt haben. 
Damit wurden gleichzeitig Illegalisierungsprozesse gerechtfertigt. Trotzdem wurden 
Abweichungsaspekte eher auf Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus projiziert, wobei es 
dazu kam, dass sie als eine Bedrohung angesehen wurden, bei denen Vorurteile und Ängste 
vieler Menschen kumulierten. 
 
So drückte der Abweichungsdiskurs genau dieses Muster aus. Er stellte die rechtliche 
Abweichung der Personen heraus, verband sie oft mit einem quasi-kriminellen Hintergrund, 
schuf Stereotype. Durch den Bezug zum Staat und zur Gesellschaft als Organismus 
relativierte er seine Einschätzungen kontinuierlich. Als Beispiel kann die Diskussion um die 
Aufnahmekapazität von Asylbewerbern Anfang der 1990er Jahre in Deutschland und 
Frankreich gelten. Mit steigenden Zahlen der Asylgesuche wurde versucht, eine 
Abweichungsargumentation zu entwickeln. Auf der einen Seite wurde gesagt, dass zu viele 
Personen einreisten und der Staat nicht mehr in der Lage war, dieser Situation gerecht zu 
werden. Auf der anderen Seite wurde argumentiert, dass steigende Bewerberzahlen Ausdruck 
von Missbrauch seien. Dies wurde insofern durch "Taten" unterstrichen, als die 
Anerkennungsquoten sanken. Interessanterweise blieben die Quoten aber bis heute auf diesem 
Niveau und zogen nicht wieder an, obwohl Asylgesuche nach den Gesetzesänderungen in 
beiden Ländern stark zurückgegangen waren. 
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Menschen ohne regulären Aufenthalt passten noch stärker in dieses Schema. Ihnen wurde 
nicht nur unterstellt, dass sie sich nicht an Regeln hielten, es wurden "Beweise" dafür 
vorgelegt. Der fehlende Aufenthaltsstatus sprach ihnen diesem Diskurs folgend ab, dass sie 
sich vielleicht in anderen Bereichen eingegliedert, angeglichen, "normalisiert" haben. Dies 
hätte nicht geschehen dürfen und durfte deshalb auch nicht gewertet werden, da sie sich 
ungerechtfertigterweise in einem Land aufhielten. Der Abweichungsdiskurs richtete sich vor 
allem nach dem Aufenthaltsstatus. Dies war beim Normalisierungsdiskurs umgekehrt. 
 
Der Normalisierungsdiskurs bezog sich meist nicht auf die Allgemeinheit der betreffenden 
Personen, sondern auf eine spezielle Gruppe, um sie vom Abweichungsdiskurs abzuheben. 
Egal, ob es sich um Asylbewerber, Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus oder 
Straffällige handelte, immer wurde betont, dass sie sich trotz dieser Zugehörigkeit vom Gros 
der Gruppe unterschieden. Diese Unterscheidung konnte auf Fakten beruhen, wenn es um das 
Maß der Straffälligkeit oder das Integrationsniveau ging. Gleichzeitig wurden moralische 
Aspekte aufgerufen, die den Wert des Schutzes der betroffenen Personen herausstellten. 
Hierbei konnte sich auf die Krankheitssituation oder die familiäre Lage bezogen werden. 
 
Beispiele für den Normalisierungsdiskurs waren: 
• Forderung nach kriterienabhängiger Legalisierung, um von Personen abzuheben, die 
nicht darunter fielen und kein Anrecht haben sollten. 
• Konkreter Fall: Forderung nach Legalisierung eines Mannes, der durch den Sprung in 
die Seine ein französisches Kind gerettet und durch sein Verhalten gezeigt hätte, dass 
er die "Werte der Republik" verinnerlicht hat. 
• Ablehnung der Ausweisung oder der Doppelten Bestrafung von Personen, da deren 
Folgen nicht in angemessenem Verhältnis zur Schwere der Straftat stünden. 
• Forderung von Legalisierung allgemein, da ein Staat dies "aushalten könne". 
 
Für den Abweichungsdiskurs hingegen typisch waren: 
• Forderung der Beschränkung der Asylbewerberzahlen bzw. deren Anerkennung, da zu 
viel für Staat und Gesellschaft. 
• Ablehnung von Legalisierungen jedweder Art aufgrund des gefährdeten Sozialgefüges 
• Forderung nach Ausweisung von straffälligen Personen, um öffentliche Sicherheit 
nicht zu gefährden. 
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Aus den Beschreibungen und Beispielen des Abweichungsdiskurses und des 
Normalisierungsdiskurses kann man ableiten, unter welchen Umständen sie auftraten. Der 
Abweichungsdiskurs tauchte auf, wenn Handlungsformen von Migranten als große 
Abweichung wahrgenommen wurden, über die zu berichten wichtig erschien, oder wenn diese 
Vorgänge häufig auftraten. Dabei wurde auf gesellschaftliche Normen Bezug genommen, die 
es zu schützen galt. Der Abweichungsdiskurs trat ebenfalls in den Vordergrund, wenn andere 
Bereiche wie Sozialsysteme tangiert waren. In diesem Fall war nicht der Grad, sondern die 
Intensität der Abweichung entscheidend, die aus der ständigen Wiederholung solcher 
Verbindungen resultierte. Der Normalisierungsdiskurs tauchte eher sporadisch auf, da es nicht 
um die Allgemeinheit der Personen ging. Hier wurde durch eine Lobby versucht, sich vom 
Abweichungsdiskurs abzusetzen und gerade das Besondere der Situation herauszustreichen. 
Er trat insbesondere dann auf, wenn der Grundrechtsdiskurs dominant war. 
 
Beide Diskurse verloren an Bedeutung, wenn nicht über die Betroffenen berichtet wurde. Dies 
hing von innenpolitischen (z.B. Belastung der Sozialkassen) und außenpolitischen Faktoren 
(z.B. Beziehungen Frankreich-Großbritannien in Bezug auf das Lager Sangatte) ab. 
Insbesondere der Abweichungsdiskurs ist ein zweckorientierter Diskurs, d.h. dass er als 
Begründung für den Anspruchsdiskurs eingesetzt wurde und dementsprechend an dessen 
Stellung in der Diskussion gebunden war. 
 
Im Diskurs war nicht nur der Grad der Abweichung entscheidend, sondern auch der Bezug 
zur Stabilität des gesellschaftlichen Gefüges. Abweichung wurde im Diskurs als Resultat 
gesellschaftlicher Prozesse in Bezug auf herrschende Normen stets neu definiert. Als 
einschneidend für die Entwicklung des Abweichungsdiskurses wurde in beiden Ländern die 
Diskussion um steigende Asylbewerberzahlen gesehen. Hier war gut erkennbar, dass es nicht 
um den einzelnen Asylbewerber und sein Handeln ging, sondern um die Wahrnehmung des 
Phänomens der verstärkten, nicht kontrollierbaren, wenn auch legalen Zuwanderung. 
 
Der Diskurs hat Einfluss auf gesellschaftliche Denkstrukturen gehabt. Durch die Diskussion 
um Asylbewerber wurde ein Bewusstsein für die Begrenztheit von Ressourcen entwickelt. Je 
mehr Migranten etwas gegeben wurde, desto mehr fehlte es den eigenen Staatsbürgern. 
Gleichzeitig trat ein Anspruchsdenken auf, das die unterschiedliche Bewertung von 
Vorrechten legitimierte. Um die Vorrechtsstellung zu unterstreichen, entwickelte sich eine 
Kriminalisierungsspirale, die Migranten immer weiter ins Abseits rückte. Durch das 
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Hervorheben krimineller Abweichungen wurde einerseits gesagt, dass diese Abweichung 
extremer war als andere Formen. Gleichzeitig wurde darauf verwiesen, dass der Staat bei 
Gesetzesverstößen Mittel hatte, dagegen vorzugehen, und dass diese auch eingesetzt werden 
müssten. 
 
Im rechtlichen Rahmen zeigte sich dieses Denken insbesondere bei der Grundgesetz- bzw. 
Verfassungsänderung zum Asylrecht und den dazu gehörigen Gesetzen. Es wurde 
festgeschrieben, dass beide Länder weiterhin Flüchtlinge aufnehmen. Damit sollte der Wille 
hervorgehoben werden, sich auch weiterhin an die Genfer Flüchtlingskonvention zu halten. 
Gleichzeitig wurde deutlich gemacht, dass andere Länder an den Pflichten beteiligt werden 
sollten, da Deutschland respektive Frankreich nicht in der Lage waren, alle ins Land 
kommenden Flüchtlinge aufzunehmen. Hierin wurde die Instabilität des gesellschaftlichen 
Gefüges offenbar. Außerdem wurde so ein Mittel geschaffen, den Migranten, die doch ins 
Land kamen, leichter einen kriminellen Hintergrund zu unterstellen. 
 
Andere Entwicklungen, die sich in Form von Gesetzen ausdrückten, lagen bereits Jahre 
zurück, wirkten aber im Diskurs weiter. Dies betraf z.B. die Gleichsetzung von Illegalität mit 
Problemen und Kriminalität. Frühere Zuwanderer konnten ihren Aufenthaltsstatus nach der 
Einreise ins Zielland legalisieren, solange sie einen Arbeitgeber hatten. Hier wurde überhaupt 
nicht von Illegalität gesprochen, da die Legalisierung im Interesse der Gesellschaft lag. Mit 
dem Anwerbestopp Mitte der 1970er Jahre änderte sich dies jedoch drastisch. Per Gesetz 
wurde ein kriminalisierender Hintergrund geschaffen, der nun auf allen einreisenden Personen 
lastete. Durch steigende Asylbewerberzahlen, Gesetzesänderungen und folglich die Senkung 
der Zuwanderungszahlen wurde gleichzeitig unterstellt, dass immer mehr Menschen illegal 
ins Land reisten. 
 
Abweichungsdiskurs und Normalisierungsdiskurs flossen in andere Diskurse ein. So hatte der 
Abweichungsdiskurs großen Einfluss auf den Anspruchsdiskurs, wo durch den Hinweis auf 
Abweichung oft Grundrechte einer Person graduell abgesprochen wurden. Gleichzeitig wurde 
durch die generelle, zahlenmäßig hohe Abweichung darauf hingewiesen, dass sich der Staat 
verteidigen, seine Rechte hervorstellen musste. Dies war stärker in Deutschland als in 
Frankreich der Fall. Der Normalisierungsdiskurs wiederum hatte Einfluss auf den 
Loyalitätsdiskurs (siehe 10.3), wo darauf hingewiesen wurde, dass durch die Fokussierung auf 
die Anpassung der Migranten pragmatisch geschaut werden muss, welche Lösung am 
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günstigsten für alle ist. Das schloss ein, geltende Gesetze notfalls zu überwinden, sich ihnen 
entgegenzustellen bzw. dafür einzutreten, dass sie abgeschafft wurden. 
 
10.3 Loyalitätsdiskurs 
 
Beiden vorgestellten Diskursen lagen Überlegungen zu Grunde, inwiefern Veränderungen des 
gesellschaftlichen Gefüges als gefährlich oder wünschenswert angesehen werden. Auf der 
einen Seite wurde eine Bedrohungslage für staatliche Instrumentarien und deren 
Funktionstüchtigkeit aufgebaut, auf der anderen Seite die Aussicht auf Chancen wichtiger 
gesellschaftlicher Umbrüche und Prozesse entwickelt. Dies ist der Ansatz des 
Loyalitätsdiskurses, in dem sich beide Pole widerspiegeln. 
 
Zum einen wies die Diskussion Aspekte auf, die die Notwendigkeit der Stabilität und folglich 
eine gewisse Konservativität des Staates befürworteten und bei gesellschaftlichen Abläufen 
darauf achteten, ob diese regelgerecht eingehalten wurden und ob sich die involvierten 
Personen loyal zu dieser Gesellschaft verhielten (Konservatismusdiskurs). Andererseits 
gingen Ansätze dahin, die Wahrnehmung gesellschaftlicher Probleme als Chance zu sehen 
und zu versuchen, die Gesellschaft in einzelnen Punkten nach ihren Ideen zu formen. Dieser 
Diskurstyp wird als Veränderungsdiskurs bezeichnet. 
 
Der Konservatismusdiskurs als normalisierender Diskurs überwog in beiden Ländern bei 
allgemeinen Fragen zu Zuwanderung und Illegalität. Er war latent in vielen Texten zu finden, 
wenn es um das Herausstellen von Ordnung und Sicherheit vs. Kriminalität ging und wenn an 
die Selbstverständlichkeit der Einhaltung von Gesetzen appelliert wurde. Hier war indirekt 
der Ansatz enthalten, dass man die Gesellschaft mit all ihren möglichen Problemen so 
akzeptiert und alles Konstruierte ausblendet. Es wurde dafür plädiert, kurzfristig 
problematische Situationen zu beheben, aber nicht das gesamtgesellschaftliche Konstrukt zu 
kritisieren. Gleichzeitig wurde die Frage aufgeworfen, wie viel man als Bürger bereit ist, für 
die Gesellschaft einzustehen, sich dem Staat zu unterwerfen, wie loyal man ihm gegenüber 
ist. Unterschwellig wurde darüber diskutiert, wie bzw. wer ein "guter" Bürger ist. Wer sich in 
der Diskussion für Veränderungen einsetzte, stand im Verdacht, sich dem Staat gegenüber 
nicht loyal zu verhalten. 
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In Frankreich wurden mit Beginn der sans-papiers-Bewegung in den Medien auch andere 
Sichtweisen dargestellt und für eine neue Wahrnehmung von Gesellschaft geworben. 
Komplexe Problemlagen wurden plötzlich erkannt, die auf Grundlage von Gesetzen erst 
entstanden waren. Dadurch schien es relativ einfach, sich in diesem speziellen Fall dagegen 
auszusprechen, Gesetze rigoros anzuwenden, und Veränderungen anzustreben. Legitimiert 
wurden diese Forderungen durch die Überlegung, dass es nicht reicht, dem Staat blind loyal 
zu sein, wenn durch interne Anomalien das gesellschaftliche Gefüge bedroht wird. 
 
Als Beispiel für den Veränderungsdiskurs ist die Petition der Filmemacher als Aufruf zum 
zivilen Ungehorsam Anfang 1997 in Frankreich symptomatisch, die bereits auf Seite 232 
angerissen wurde. Sie zeigt sehr gut, dass sich die Diskussion um grundlegende Fragen 
drehte, die über die Problematik von Illegalität und Illegalisierung von Menschen 
hinausgingen. Bürger sahen sich selbst von Gesetzen betroffen und mobilisierten sich 
dagegen. Anfangs wurde nur der Gesetzespassus angegriffen, nach dem eine Haftstrafe für 
das Beherbergen von Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus ohne Meldung an die 
Behörden vorgesehen war. Die Diskussion dehnte sich mit der Zeit aus, und es wurden sogar 
Verbindungen zum Nationalsozialismus und zum Umgang mit Denunziation hergestellt. Das 
Problem wurde in einen Moralkontext gestellt, der sich damit beschäftigte, wie man sich 
Freunden gegenüber als Gastgeber verhalten sollte. Tenor war, dass Freunde sich sicher 
fühlen müssen und dass Vertrauen nicht ausgenutzt werden darf. Ausgehend von diesem 
konkreten Beispiel entwickelte sich eine Bewegung zunächst von anderen Künstlern, später 
innerhalb der französischen Gesellschaft, die über den Umgang miteinander, Denunziation 
und absolute Macht von Behörden diskutierten. Daraus entwickelte sich eine weiterführende 
Debatte, die sich mit der Zeit gegen den Front National richtete und ihren Ausgangspunkt aus 
dem Blickfeld verlor. Gefragt wurde vielmehr nach der generellen Veränderbarkeit einer 
Gesellschaft und nach möglichen Idealen. 
 
Der Konservatismusdiskurs lag hingegen vielen Darstellungen zu Grunde, die unterstrichen, 
wie wichtig die Akzeptanz staatlicher Instrumentarien ist.  Beispielhaft sollen an dieser Stelle 
genannt werden: 
• Erklärung bestehender Rechtslage als Legitimation für ein bestimmtes Verhalten. 
• Befürwortung von konsequentem Umsetzen von Gesetzen bei Abschiebung, 
Ausweisung, Rückführung. 
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• Kritik an Legalisierungsbefürwortern, Betonung der Unverantwortlichkeit dieses 
Verhaltens. 
• Petition für ein Eintreten für die Werte der Republik als Antwort auf die Petition der 
Filmemacher in Frankreich. 
 
Der Loyalitätsdiskurs in Form des Konservatismusdiskurses war fast durchgehend latent in 
der Diskussion um Illegalität und Illegalisierung von Personen vorhanden. Zur Darstellung, 
Begründung und ausdrücklichen Befürwortung bestimmter Aktionen wurde sich darauf 
berufen, indem die Rechtslage als eine Art Begründung herangezogen wurde. Mit Auftauchen 
des Veränderungsdiskurses wurde die Diskussion komplexer und ausführlicher. Der 
Veränderungsdiskurs trat bei Problemlagen auf, bei denen klar war, dass das Befolgen 
staatlicher Regeln nicht zu einer Lösung führte, wie dies mehrmals während der sans-papiers-
Bewegung in Frankreich geschah. Das Auftauchen des Diskurses infolge des Aufrufs zu 
zivilem Ungehorsam war eine Sondersituation. Anlass war das Gerichtsurteil gegen eine Frau, 
das in den Augen der Filmemacher als falsch angesehen wurde. Man kann also von einem 
subjektiv rechtlichen Problem sprechen. In der Folge kam es zu einer Auseinandersetzung 
zwischen beiden Diskurstypen, wobei immer stärker die Frage diskutiert wurde: Wie verhält 
sich ein moralisch denkender Mensch dem Staat und der Gesellschaft gegenüber? 
 
Wurde die Rechtslage verändert, so dass der Anlass des Veränderungsdiskurses verschwand, 
verlor der Diskurs an Bedeutung. Er ist als direkte Reaktion auf konkrete Verhältnisse zu 
verstehen. Deshalb ging er nur langsam in Denkstrukturen über, da permanent auf die Stärke 
des Staates und die Kompetenz seiner einzelnen Bereiche hingewiesen wurde, wie es der 
Konservatismusdiskurs tat. Je stärker der Konservatismusdiskurs präsent war, desto 
schwieriger war es, den Veränderungsdiskurs wahrzunehmen. 
 
Im Umkehrschluss bedeutet das, dass ein Ereignis sehr einschneidend sein musste, um sich im 
Diskurs niederzuschlagen. Am stärksten war dies bei der erwähnten Petition der Fall, die 
plötzlich auftauchte. Darüber hinaus verbreitete sich die Petition schnell unter anderen 
Künstlern und wurde in vielen Kreisen rezipiert, so dass sie in den allgemeinen Diskurs 
Einzug hielt. Andere Ereignisse waren ebenfalls entscheidend, so die Wahrnehmung des 
Ausmaßes der sans-papiers-Bewegung. Als im Bewusstsein der Bevölkerung aufgenommen 
wurde, dass es sich nicht um eine einzelne Aktion handelte, sondern dass sie ein nationales 
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Phänomen war, wurde darüber nachgedacht, welches Problem zu Grunde liegen könnte. 
Deshalb wurden die Aktionen auch nicht als Antwort sozialer Randgruppen abgestempelt. 
 
Die vom Veränderungsdiskurs angeregte Diskussion hat dazu beigetragen, dass es zur 
Legalisierung von sans-papiers auf Grundlage von Kriterien kam, und das sowohl 1996 in 
Etappen durch die Gaullisten als auch ab 1997 durch die Sozialisten. Da es sich aber um eine 
Diskussion auf allgemeiner Ebene handelte, war ein Niederschlag in Form von Gesetzen nicht 
immer direkt sichtbar. 
 
Andererseits ist der Einfluss der beiden Diskurse auf gesellschaftliche Wissens- und 
Denkstrukturen nicht zu unterschätzen. Der Konservatismusdiskurs hat die Funktion, 
bestehende Verhältnisse zu rechtfertigen und Stärke und Kompetenz auszudrücken, die den 
Bürgern Sicherheit vermittelt und den Staat näher bringt. Allerdings geschah das meist 
indirekt, ohne dass man sich konkret mit Abläufen und Gesetzen beschäftigen musste. Dies 
war stärker beim Veränderungsdiskurs der Fall. Durch den Hinweis auf Probleme und 
Veränderungsbedarf wurden Gesetze transparent gemacht, die vorher in ihrem Inhalt und 
ihren möglichen Folgen nicht bekannt waren. Gleichzeitig wurde zum Nachdenken angeregt, 
gesellschaftliche Gegebenheiten stärker zu hinterfragen. 
 
10.4 Fazit 
 
Der Loyalitätsdiskurs deckte einen entscheidenden Unterschied zwischen Deutschland und 
Frankreich hinsichtlich der Diskussion um Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus auf. In 
Deutschland tauchte in der Öffentlichkeit fast nur der Konservatismusdiskurs auf, der 
wiederum vor allem latent vorhanden war. Er war allgegenwärtig, wurde aber durch seine 
Einseitigkeit und Polarität nicht bewusst wahrgenommen. In Frankreich war der 
Konservatismusdiskurs auch über weite Teile des Untersuchungszeitraums vertreten, in 
bestimmten Situationen kam es aber zu einem plötzlichen Auftauchen des 
Veränderungsdiskurses, wodurch eine Diskussion in der Öffentlichkeit angeregt wurde. 
 
In Verbindung mit dem Anspruchsdiskurs wurde in Frankreich deshalb zu bestimmten Zeiten 
ein Diskussionsklima wahrgenommen, das Veränderungen zu Gunsten von Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus auf Grundlage eines breiten Konsenses in der Bevölkerung positiv 
entgegenstand. Dies war in Deutschland nicht der Fall. Hier verband sich der 
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Konservatismusdiskurs eher mit dem Abweichungsdiskurs oder dem Souveränitätsdiskurs. 
Durch den Hinweis auf abweichendes und kriminelles Verhalten der Migranten gelang es, das 
Verhalten staatlicher Institutionen auf moralischer Ebene zu rechtfertigen. Ein Recht auf 
Veränderung wurde deshalb nicht in Betracht gezogen, da sich die Betroffenen dieser Ansicht 
nach durch ihr Tun selbst disqualifizierten. 
 
Obwohl diese diskursiven Betrachtungen des untersuchten Datenmaterials nur einen Exkurs 
darstellen, so geben sie aus einem anderen Blickwinkel Einblicke. In den beiden 
inhaltsanalytischen Untersuchungsteilen wurden zwar viele Unterschiede zwischen 
Deutschland und Frankreich festgestellt, die aber meist zeitlicher Natur oder in 
unterschiedlichen Gewichtungen begründet waren. Das Fehlen des Veränderungsdiskurses in 
Deutschland scheint der Verfasserin aber ein grundlegendes Merkmal der Diskussion zu sein, 
das sich in allen untersuchten Bereichen ausgewirkt hat. 
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11 Fazit und Ausblick: Die Debatte um Menschen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus als Input für Interkulturelle 
Pädagogik und Migrationssozialarbeit? 
 
Die Inhaltsanalyse der vier ausgewählten Medien hat gezeigt, dass manifeste Inhalte in Bezug 
auf den Umgang mit Menschen ohne regulären Aufenthalt im Ländervergleich und in der 
zeitlichen Abfolge unterschiedlich differieren. 
 
In Frankreich wurden bestimmte Themenbereiche offener angesprochen als in Deutschland. 
Im Rahmen der Kontextualisierung betraf es vor allem Fragen von Mobilisierung der 
Bevölkerung und Opposition der Betroffenen selbst. Hier waren die quantitativen und 
qualitativen Unterschiede zwischen beiden Ländern am größten. Dadurch wurde eine 
entscheidende Differenz sichtbar. Für Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus, die in 
Deutschland medial äußerst selten in differenzierter Form in den Fokus genommen wurden, 
änderte sich in Frankreich die Wahrnehmungsperspektive. Durch die Kirchenbesetzungen in 
Paris und anderen französischen Städten sowie die einhergehende sans-papiers-Bewegung 
wurden die Betroffenen in den Mittelpunkt der öffentlichen Auseinandersetzung gerückt, 
wobei sie durch die Medien sogar teilweise ein eigenes Sprachrohr fanden, so dass sie sich 
sukzessive als gesellschaftliche Akteure etablierten. Diese Perspektive wurde in den Jahren 
2000/01 zwar nur eingeschränkt beobachtet, trotzdem geht die Verfasserin davon aus, dass es 
sich um Wissensstrukturen handelt, die gesellschaftlich latent weiterwirken. 
 
Durch die akzentuierte Wahrnehmung des Personenkreises, die mit einer Subjektivierung der 
Betroffenen einherging, kam es in Frankreich zur Aufwertung der Menschen bzw. des Status 
der sans-papiers. In Deutschland hingegen wurde nur zu einem geringen Prozentsatz über 
Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus direkt gesprochen. In der Mehrzahl der 
untersuchten Texte ging es um Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtlinge, die von 
Illegalisierungsprozessen bedroht waren. 
 
Aus diesen Aussagen lassen sich Ergebnisse ableiten, die gängigen Stereotypen 
widersprechen. Zum einen gilt insbesondere für Frankreich, dass die Personen bewusst in den 
Fokus des öffentlichen Interesses gestellt wurden und selbst zu Wort kamen, sie also als 
Akteure wahrgenommen wurden. Dies geht nicht konform mit der Idee von Personen, die sich 
außerhalb unserer Gesellschaft befinden bzw. eine passive Rolle einnehmen. Weiterhin wurde 
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deutlich, dass es zu kurz gefasst ist, sich nur mit dem Fakt Illegalität auseinanderzusetzen, da 
vielfach Illegalisierungsprozesse im Vordergrund standen. Dies traf auf beide Länder zu. Ein 
drittes Phänomen, das während der Untersuchung ersichtlich wurde, ist die Tatsache, dass 
Illegalität und Kriminalität nicht automatisch verbunden wurden. Kriminalisierende 
Kontextualisierungen machten zwar einen wichtigen Untersuchungsbereich aus, die 
Verursacher krimineller Handlungen wurden jedoch relativiert. So wurde vor allem in den 
französischen Medien sichtbar, dass vielfach auch Beamte gegen Gesetze verstießen, aber 
auch andere Akteure, die (noch) einen regulären Aufenthaltsstatus hatten. Dies betraf vor 
allem Asylbewerber. 
 
Im zweiten Untersuchungsteil, der sich mit den Argumentationsstrukturen zum Umgang mit 
den Betroffenen beschäftigte, schlugen sich die vorangegangenen Feststellungen teilweise 
nieder. Insbesondere in den Bereichen "humanitäre Verantwortung" und "Integrationsniveau" 
fanden sich Argumente, die das Individuum in den Vordergrund stellten und auf die ganz 
individuelle Geschichte von Personen eingingen bzw. individuelle Menschenrechte als 
Prämisse ansetzten. 
 
Trotz der Diskussion unterschiedlicher Standpunkte, die in der Analyse in sechs Bereiche 
eingeteilt wurden, wogen nur wenige Texte ausführlich verschiedene Argumente ab. Meist 
wurde die Meinung des Autors herausgestellt; fand man gegenteilige Argumente, dienten sie 
dazu, sie sofort wieder zu entkräften. Deshalb wurden in beiden Ländern angesichts der Fülle 
des Datenmaterials verhältnismäßig wenige Verknüpfungen gefunden. 
 
Die Diskussion hat in der Öffentlichkeit und vor allem im politischen Rahmen zu 
unterschiedlichen Konsequenzen geführt. In Frankreich kam es zu mehreren Zeitpunkten zu 
Legalisierungen, angefangen mit der ersten großen Aktion 1981/82. Innerhalb des 
Untersuchungszeitraums ist vor allem die Legalisierungsaktion ab Juni 1997 zu nennen, aber 
auch einige kleinere Legalisierungswellen im Vorfeld und 2000/01. In Deutschland hingegen 
wurde durch die Verbindung von Illegalität mit bestimmten Ausländergruppen 
(Asylbewerber, Bürgerkriegsflüchtlinge) die eigentliche Problematik verdrängt und 
weitgehend tabuisiert, nämlich die Frage nach dem Umgang mit Menschen, die sich bereits 
seit langer Zeit irregulär auf dem Territorium aufhalten. Hier wurden Alibifragen diskutiert, 
die den Weg zu einer pragmatischen Lösung für die Betroffenen unmöglich machten. 
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Angesichts dieser Disparitäten stellt sich die Frage, welchen Stellenwert Argumente in der 
Diskussion hatten. Deshalb wurde versucht, die zu Grunde liegenden Wissensstrukturen in 
einem Exkurs zu analysieren. Im Foucaultschen Sinn, der Sprache als Medium der Ordnung 
und damit von Machtmechanismen sah, wurden die wichtigsten Diskurse untersucht, die für 
die Diskussion erheblich waren. Die sechs Diskursstränge können zwischen relativ stabilen 
(Souveränitätsdiskurs, Abweichungsdiskurs, Konservatismusdiskurs) und tendenziell 
instabilen Diskursen (Normalisierungsdiskurs, Veränderungsdiskurs) unterschieden werden. 
Der Grundrechtsdiskurs ist nicht eindeutig zuzuordnen, da er in Frankreich immer stabiler in 
der Wissensstruktur verhaftet zu sein scheint. Das liegt vor allem daran, dass er auf tradierten 
Wertvorstellungen beruht, die seit der Französischen Revolution großen Einfluss haben. 
 
Innerhalb des Exkurses war es nicht möglich, die Frage zu beantworten, ob und unter welchen 
Voraussetzungen die untersuchten Diskurse es geschafft haben bzw. schaffen können, in 
stabile Wissensstrukturen überzugehen. Hier wäre ein anderes Untersuchungsdesign mit 
angepasstem Untersuchungszeitraum und Stichproben notwendig. Wie jedoch dargestellt 
wurde, ist ein entscheidender Unterschied im Ländervergleich festgestellt worden. Ausgehend 
vom Grundrechtsdiskurs, der in Frankreich traditionell stärker verhaftet ist als in Deutschland, 
war eine Individualisierungsperspektive in der Diskussion möglich, die half, stärker auf 
integrative Bemühungen des Einzelnen einzugehen, als eine anonyme, gesetzlich 
abweichende Masse darzustellen. Dies ermöglichte gleichzeitig einen Paradigmenwechsel 
innerhalb des Loyalitätsdiskurses, der Veränderungen stärker positiv betrachtete und nicht nur 
Stabilität einer Ordnung als wünschenswerten Zustand sah. Diese Entwicklung in der 
Verbindung der drei Diskursstränge wurde in Deutschland nicht festgestellt. Somit fand sich 
innerhalb des Untersuchungszeitraums nur in Frankreich ein Diskussionsklima, das Menschen 
ohne regulären Aufenthaltsstatus als Mitglieder der Gesellschaft wahrnahm, sich mit ihnen 
auseinandersetzte und nach konstruktiven, gesellschaftsverändernden Lösungen suchte. 
 
Althoff hat in ihrer Untersuchung zur sozialen Konstruktion von Fremdenfeindlichkeit in 
Deutschland drei übergeordnete Diskursmuster ausgemacht, die sowohl die Debatte um die 
ausländerfeindlichen Übergriffe in Rostock Anfang der 1990er Jahre als auch die 
Asylrechtsdebatte seit der Schaffung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
dominieren. Neben Antikommunismus und Historisierung sieht sie das Muster der 
Kriminalisierung von Personen als entscheidend an (vgl. Althoff 1998: 240). 
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Kriminalisierung als sozialer Ausgrenzungsmechanismus wird bei Althoff auf verschiedenen 
Ebenen betrachtet. Sie beschreibt eine Kriminalisierungsspirale, die von Fragen des 
Asylrechtsmissbrauchs seit Ende der 1970er Jahre verbunden mit illegaler Einreise ausgeht. 
Damit verbunden war die Konstruktion des Begriffs des Asylanten, der erstmals 1978 
auftauchte. Erst auf einer nächsten Stufe wurde Kriminalität mit strafrechtlichen 
Überschreitungen wie Diebstahl und Drogenkriminalität gleichgesetzt. In einem dritten 
Schritt wurde soziales Verhalten selektiv als abweichend stigmatisiert. Den Betroffenen 
wurde vorgeworfen, Anwohner zu belästigen, Schmutz und Unordnung zu verursachen, sich 
im Alltag nicht gemäß der dominierenden Regeln zu verhalten (vgl. Althoff 1998: 240ff.). 
 
Kriminalisierungsmechanismen wurden in der vorliegenden Arbeit in beiden Ländern 
innerhalb des gesamten Untersuchungszeitraums ausgemacht. In Bezug auf den 
angesprochenen Paradigmenwechsel im Diskurs in den französischen Medien ab 1996 kann 
man jedoch auch von einer Umkehrung der Kriminalisierungsspirale sprechen. Durch die 
Wahrnehmung des Alltags von Menschen ohne regulären Aufenthalt, der vorher tabuisiert 
wurde, kam es zu einer Dedramatisierung sozialen Verhaltens. Es wurde weniger über 
Kriminalität diskutiert als über Versuche gesellschaftlicher Teilhabe. In der Debatte wurde 
immer mehr ersichtlich, dass viele Personen jahrelang Steuern und Sozialabgaben gezahlt 
hatten oder dass Kinder in die Schule gingen und dort republikanische Werte verinnerlichten. 
Damit wurden sie nicht mehr nur als Fremde wahrgenommen, sondern innerhalb der 
Gesellschaft verortet. Auf einer nächsten Stufe relativierte sich die Wahrnehmung 
strafrechtlicher Kriminalität. Einerseits wurde klar, dass viele Menschen außerhalb des 
Ausländerrechts nie strafrechtlich aufgefallen waren. Andererseits entwickelte sich ein 
Verständnis dafür, dass es in prekären Lebenssituationen nicht immer Alternativen zu 
Straftaten gab. Gleichzeitig wurde durch die Darstellung des komplexen, sich teilweise 
widersprechenden Ausländerrechts in den Medien ein Bewusstsein dafür erlangt, warum sich 
Personen irregulär in Frankreich aufhielten, da eine Abschiebung gesetzlich unmöglich war. 
 
Durch die Entkriminalisierung, die mit einer individualisierenden Wahrnehmung der sans-
papiers einherging, kam es in der öffentlichen Diskussion zu einer Aufwertung der 
Betroffenen. Das ihnen gegenüber empfundene Fremdheitsgefühl wich teilweise dem Gefühl 
gemeinsamer gesellschaftlicher Interessen (in Bezug auf Arbeit, Bildung, etc.). Befremdung 
wurde im Gegenzug gegenüber bestimmten Mechanismen und Institutionen aufgebaut, die als 
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zu undurchsichtig und ungerecht wahrgenommen wurden (z.B. die Regelung der "ni 
expulsables, ni régularisables"). 
 
Die Auseinandersetzung mit Fremdem ist ein wichtiges Aufgabengebiet der Sozialpädagogik. 
Hierunter wird nicht nur die Begegnung mit Migranten verstanden. Vielmehr geht es um die 
Wahrnehmung des eigenen Ich im Spiegel von Fremdheitserfahrungen sowie die Reflexion 
gesellschaftlicher Ordnungsprinzipien, die für die Orientierung alltäglichen sozialen Handelns 
benötigt werden. Das, was wir als fremd und anders wahrnehmen, wird aus einer 
vergleichenden Konstruktion geboren, die zwischen den beobachteten Phänomenen und 
bekannten Ordnungsvorstellungen abwägt. Letztere bestehen nicht nur, wie in dieser Arbeit 
untersucht, auf nationalem Niveau, sondern auf vielen Ebenen. 
 
Konstruierte und tradierte Trennungen zwischen der "ordentlichen Welt" und der Un-
Ordnung sind durch Sozialisationsvorgänge so habitualisiert worden, dass sie vom Einzelnen 
nicht mehr bewusst gemacht werden. Das Aufeinandertreffen mit dem Fremden ist so ein 
Vorgang, der ureigenste Ordnungen infrage stellt und ihre Labilität aufzeigt. Insofern wäre 
eine stete Auseinandersetzung kaum zu ertragen. Trotzdem sind diese Prozesse nicht als 
beängstigend einzustufen, wenn sie konstruktiv für eine Neu-Ordnung genutzt werden. So 
kritisiert Reuter klassische Differenztheorien, da sie die Integrationsleistung von Fremden 
nicht genug berücksichtigen (vgl. Reuter 2002: 121). Sie betont vielmehr, dass die 
Wahrnehmung des Ich und eine gesellschaftsorientierte Positionierung des Individuums ohne 
die Begegnung mit dem Fremden gar nicht möglich ist (vgl. Reuter 2002: 11ff.). 
 
Fremdes und Fremde als Sinnhaftes zu erkennen, ist eine Aufgabe, die die Pädagogik immer 
wieder in Angriff nehmen muss. Im Laufe der Untersuchung kristallisierte sich insbesondere 
in Frankreich ein Paradigmenwechsel heraus, der Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 
anders verortete und dadurch eine konstruktive, reflektierte Auseinandersetzung erst 
ermöglichte. Ausländer allgemein und Menschen ohne regulären Aufenthalt speziell haben 
vielfach mit Stereotypen in Bezug auf Kriminalität und Sozialverhalten zu kämpfen, die sich 
verselbstständigen und neu zusammensetzen, wie Althoff gezeigt hat. 
 
Interkulturelle Pädagogik beschäftigt sich mit den Konsequenzen, die komplexe soziale, 
kulturelle und sprachliche Lebenslagen für die Sozialisation bilden (vgl. Gogolin/ Krüger-
Potratz 2006: 11). In den letzten Jahren hat sich ein Adressatenwechsel vollzogen, der dieser 
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Aufgabenstellung gerecht werden will. Es geht nicht mehr darum, Migranten auf ein Leben 
im Zielland vorzubereiten, sie mit kulturellen Gegebenheiten vertraut zu machen, wobei man 
von einem kulturellen Defizit ausgehen würde. Interkulturelle Pädagogik nimmt keine 
spezielle Zielgruppe ins Visier, sie will individuell vermitteln können, Brücken bauen, 
Vorurteile verringern. Gleichzeitig hält sie nicht mehr an dem statisch verwendeten 
Kulturbegriff fest, der durch differenztheoretische Ansätze vertreten wurde. Insofern versteht 
sie sich heute in erster Linie als Pädagogik der Anerkennungen (vgl. Gogolin/ Krüger-Potratz 
2006: 104f., Auernheimer 2005: 20ff.). 
 
Eine anerkennende Interkulturelle Pädagogik betont, dass die Begegnung mit dem Fremden 
an sich nicht ausreicht, um Vorurteile abzubauen, wenn die sich begegnenden Personen nicht 
aufnahmebereit für solche Prozesse sind. Deshalb liegt das Hauptaugenmerk darauf, 
Heranwachsenden Selbstbewusstsein zu vermitteln (vgl. Miller-Kipp 1994: 129). Die 
Begegnung mit dem Fremden wird nur als eine Form von gesellschaftlichen 
Integrationsprozessen gewertet. Im Laufe der Sozialisation gibt es viele solcher Ereignisse, 
die auf den ersten Blick bedrohlich wirken und kompensiert werden müssen. So betont 
Miller-Kipp, dass gerade durch ungeliebte Situationen, in denen von einem Heranwachsenden 
Dinge verlangt werden, die ihn zunächst überfordern, Lernprozesse stattfinden, die den 
Umgang mit Grenzerfahrungen und Instabilität fördern (Miller-Kipp 1994: 130). Die Frage, 
die sich Interkulturelle Pädagogik stellen muss, ist, wie viel Instabilität und Irritation ein 
Individuum verarbeiten kann. Auf der einen Seite ist die Konfrontation mit Situationen 
notwendig, die nicht in das bekannte Wahrnehmungsschema passen, auf der anderen Seite 
führt zu viel Fremdheitserfahrung zu Überforderung (vgl. Scheunpflug 1994: 155). 
 
Das Austarieren von Fremdheitserfahrungen ist eine Seite Interkulturellen Lernens, das 
kulturanthropologische Aspekte betont. Andere Ansätze sind stärker systemtheoretisch 
fundiert und erklären gesellschaftliche Ungleichberechtigung nicht über kulturelle 
Unterschiede, sondern sozialstrukturelle und politisch-rechtliche Faktoren (vgl. Gogolin/ 
Krüger-Potratz 2006: 127). Hierunter sind Lernprozesse zu verstehen, die ein Bewusstsein 
dafür schaffen, dass kulturelle Unterschiede nicht automatisch für Differenzen auf anderen 
Gebieten (Lernerfolg, Einkommen, soziokultureller Status etc.) verantwortlich gemacht 
werden dürfen.  Vielmehr legitimieren kulturelle Zuschreibungsprozesse oft auf gefährliche, 
da vereinfachende Art und Weise gesellschaftliche Ausgrenzungsprozesse (vgl. Böhnisch 
u.A. 2005: 212). 
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Migrationssozialarbeit ihrerseits muss zwei Aspekte immer beachten: zum einen das 
Bewusstsein für gegebene gesellschaftliche Strukturen, die Prädispositionen für 
Integrationschancen von Migranten darstellen; zum anderen die Bedeutung spezifischer 
Biografien der Migranten, in denen die kulturelle Komponente einen zentralen Stellenwert 
einnimmt. Dies führt zu extrem komplexen, von vielen Bruchsituationen und Ambiguitäten  
gekennzeichneten Lebenslagen. 
 
Um so interessanter ist der Perspektivwechsel, den Hamburger vollzieht, wenn er die 
multiplen Bewältigungsleistungen der Migranten in den Vordergrund stellt und sie deshalb als 
paradigmatisch für Modernität bezeichnet. Innerhalb diffuser Bereiche entwickeln Migranten 
flexible soziale Kompetenzen, die für arbeitsgesellschaftliche Wandlungsprozesse wichtig 
sind (Hamburger 1999: 45f.). Diese Beschreibung ist auch für Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus zutreffend. Die alles bestimmende Kategorie des Aufenthaltsstatus 
determiniert zwar auf der einen Seite die gesamte Lebenswelt der Betroffenen. Andererseits 
haben die Akteure gleichzeitig durch ihre hoch komplexen Anpassungsformen gezeigt, dass 
ein Leben auch jenseits eines Aufenthaltstitels möglich ist und dieser faktisch an Bedeutung 
verliert (auch wenn er das normativ nicht tut). 
 
Neben der Selbstzuschreibung als Garanten für einen Wandel ist auch die Wahrnehmung der 
Betroffenen durch gesellschaftliche Institutionen und die Bevölkerung entscheidend. 
Staatsangehörigkeit und Aufenthaltsstatus haben das Gerechtigkeitsempfinden in Bezug auf 
das Ausleben kultureller Identitäten oder die Aufteilung sozialstaatlicher Ressourcen stark 
geprägt. Ein positives Wahrnehmungsbild von Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus ist 
fast ausgeschlossen, da sich Diskussionen meist auf einer rechtlich-politischen Ebene 
bewegen. Werden hingegen andere Bereiche wie Fragen der Gewährleistung von 
Menschenrechten oder das Potenzial der Betroffenen angesichts komplexer, vielschichtig 
angelegter Lebenslagen ins Blickfeld genommen, verliert der Aufenthaltsstatus und damit die 
Kategorie Illegalität an Bedeutung. 
 
Dies scheint in Frankreich in einem gesamtgesellschaftlichen Rahmen geschehen zu sein. Die 
klare Trennung von Staatsbürgern und Ausländern, im Fall von Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus noch extremer empfunden, hat sich durch die Diskussion ab 1996 teilweise 
aufgelöst. Das, was so fremd schien, wurde sukzessive als vertraut erkannt. Einerseits hat 
dabei die Debatte als solche geholfen und Menschen ein Sujet nahe gebracht, über das sie 
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vorher nicht nachgedacht haben, da es nicht zu ihrem Wahrnehmungskreis gehörte. 
Ausschlaggebend war aber andererseits die Wahrnehmung, dass das Bild des 
grenzüberschreitenden Ausländers (sowohl physisch durch die Einreise nach Frankreich als 
auch im übertragenen Sinn durch Gesetzesverstöße) relativiert werden muss. Dieser Prozess 
wurde dadurch gefördert, dass viele Menschen durch die Diskussion erfuhren, dass z.B. ihr 
Arbeitskollege, ein Schulkamerad ihres Kindes oder der Nachbar betroffen war, da diese 
vorher nicht gewagt hatten, über ihren aufenthaltsrechtlichen Status zu sprechen. Die 
Subjektivierung und das Bewusstsein, dass die Lebenslagen der Betroffenen einerseits sehr 
komplex und schwierig, andererseits gar nicht so verschieden von denen von Franzosen 
waren, haben dazu beigetragen, dass Fragen zu Verantwortlichkeit, Schuldsuche oder 
Legitimation von Sanktionen nicht so eindeutig beantwortet werden können, wie es ein 
rechtlich-politisch dominierter Diskurs vermuten lässt. 
 
Das Bild, das die französische Bevölkerung von Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus 
bekommen haben, widersprach vielfach der Vorstellung, die sich im Vorfeld im Diskurs 
aufgebaut hatte. Durch persönliche Erfahrungen wurden gesellschaftliche 
Ordnungsvorstellungen neu geordnet und dem gelebten Bild angepasst, die man als kollektive 
Enkulturationsprozesse bezeichnen kann. Die Frage nach einer nachhaltigen Wirkung konnte 
im Rahmen dieser Untersuchung nicht beantwortet werden. Interessant wäre in dieser 
Hinsicht zu betrachten, wie die Öffentlichkeit im Falle einer sich neu formierenden sans-
papiers-Bewegung reagieren würde. 
 
Über Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus zu diskutieren wird insbesondere in 
Deutschland oft als zu heikel betrachtet. Die diskursive Auseinandersetzung mit dem 
Datenmaterial hat gezeigt, dass dem nicht unbedingt so sein muss, dass aber eine 
konstruktive, d.h. konstruierende und formierende Diskussion nur dann möglich ist, wenn die 
Öffentlichkeit selbst Befremdungssituationen erleben und Ordnungsvorstellungen revidieren 
kann. Wie bereits betont wurde, ist ein reiner Wissensaustausch über rechtliche und soziale 
Situationen nicht ausreichend, um diesem Anspruch gerecht zu werden. Trotzdem wird dafür 
plädiert, die Betroffenen nicht zu tabuisieren und eine offene Thematisierung zu fördern. Was 
hier im gesamtgesellschaftlichen Rahmen betrachtet wurde, kann auch in pädagogischen 
Konstellationen Anwendung finden. 
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Bukow versteht Sozialpädagogik als Kulturarbeit im ursprünglichen Sinn. Gerade in Bezug 
auf Ausländerfeindlichkeit kommt es darauf an, gesellschaftlich konstruiertes 
Konfliktpotenzial als solches aufzudecken. Sozialpädagogik soll die Polarisierung von 
Mitgliedern der Gesellschaft aufgrund einer dominierenden Verteilungslogik durch eine neue 
politische Kultur aufheben, die Problemstellungen auf der Basis eines allgemeinen Interesses 
in Angriff nimmt (vgl. Bukow 1996: 47f.). Dies entspricht in dem hier untersuchten Rahmen 
dem zielorientierten Lösungsverständnis von Alt oder Cyrus, das unter 4.2.3 behandelt wurde. 
 
Bereits im Vorfeld des Untersuchungszeitraums scheint eine Problematisierung und 
Konfliktualisierung der Frage nach dem Umgang mit Menschen ohne regulären 
Aufenthaltsstatus stattgefunden zu haben. Es wird dafür plädiert, Probleme nicht zu erfinden 
und einer bestimmten Konfliktlogik zu unterstellen. Der gesellschaftliche Umgang mit 
Migranten und insbesondere mit Personen, die irregulär auf dem Territorium leben, wird 
immer zu Konflikten führen. Es kommt aber darauf an, sich konstruktiv mit eigenen 
Ordnungsvorstellungen auseinanderzusetzen und zu sehen, wie gesellschaftliches 
Zusammenleben aussehen kann, ohne dabei die bestehende, unbewusst verinnerlichte 
Grundordnung komplett infrage zu stellen. 
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AsylbLG Asylbewerberleistungsgesetz 
AsylVfG Asylverfahrensgesetz 
AufenthG Aufenthaltsgesetz 
AuslG Ausländergesetz 
BAFl Bundesamt für die Anerkennung von Flüchtlingen 
BGS Bundesgrenzschutz 
BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
GK Genfer Konvention 
GISTI Groupe d'information et de soutien des immigrés - Verein im 
Bereich Migrationssozialarbeit 
IMK Innenministerkonferenz 
IOM Internationale Organisation für Migration 
IT-ArGV Verordnung über die Arbeitsgenehmigung für hoch 
qualifizierte ausländische Arbeitskräfte der Informations- und 
Kommunikationstechnologie 
IT-AV Verordnung über Aufenthaltserlaubnisse für hoch qualifizierte 
ausländische Fachkräfte der Informations- und 
Kommunikationstechnologie 
OFPRA Office français de protection des réfugiés et apatrides - 
vergleichbar mit BAMF 
PAF Police de l'air et des frontières - vergleichbar mit BGS 
PaCS Pacte civil de solidarité - eingetragene Partnerschaft 
PS Parti Socialiste - Sozialistische Partei Frankreichs 
RPR Rassemblement pour la Republique - Gaullistische Partei 
Frankreichs 
 
 
 
 
